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197. Sitzung 

Bonn, den 24. Oktober 1975 

Beginn: 9.01 Uhr 

Präsident Frau Renger: Die Sitzung ist eröffnet. 

Folgende amtliche Mitteilungen werden ohne Ver-
lesung in den Stenographischen Bericht aufgenom-
men: 

Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 22. Ok-
tober 1975 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Gerster 
(Mainz), Vogel (Ennepetal), Dr. Dregger, Dr. Miltner, Dr. Jobst, 
Handlos und der Fraktion der CDU/CSU betr. Bundesgrenz-
schutz — Drucksache 7/4041 — beantwortet. Sein Schreiben wird 
als Drucksache 7/4112 verteilt. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten hat mit Schreiben vom 17. Oktober 1975 mitgeteilt, 
daß der Ausschuß gegen die nachfolgenden, bereits verkündeten 
Vorlagen keine Bedenken erhoben hat: 

Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festlegung der Grundregeln für die Lieferung von 
Milchfetten als Nahrungsmittelhilfe im Rahmen des Pro-
gramms 1975 zugunsten bestimmter Entwicklungsländer und 
internationaler Organisationen 
über die Lieferung von Milchfetten an bestimmte Entwick-
lungsländer und internationale Organisationen aus der Nah-
rungsmittelhilfe im Rahmen des Programms 1975 
Beschluß des Rates (EWG) über die Erstellung von Modali-
täten für die Durchführung der Nahrungmittelhilfe mit den 
in vorgenannter Verordnung in Aussicht genommenen Ent-
wicklungsländern und Organisationen (Drucksache 7/3590) 

Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festsetzung der Schwellenpreise für geschälten Reis und 
Bruchreis und des in den Schwellenpreis für vollständig ge-
schliffenen Reis einzubeziehenden Schutzbetrags für das Wirt-
schaftsjahr 1975/1976 
zur Festsetzung der monatlichen Zuschläge zu den Preisen 
für Rohreis und geschälten Reis für das Wirtschaftsjahr 
1975/1976 (Drucksache 7/3696) 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1192/74 über die Beihilfe für künstlich getrockne-
tes Futter (Drucksache 7/3924) 

Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung besonderer 
Vorschriften für die Einfuhr von Erzeugnissen des Weinsek-
tors aus bestimmten Drittländern (Drucksache 7/4010) 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verord-
nung (EWG) Nr. 2511/69 des Rates vom 9. Dezember 1969 
über Sondermaßnahmen zur Verbesserung der Erzeugung und 
Vermarktung von Zitrusfrüchten der Gemeinschaft (Druck-
sache 7/3965) 

Überweisungen von EG-Vorlagen 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 25. Juni 1959 die nachstehenden Vorlagen 
überwiesen: 

Verordnung (EWG) des Rates betreffend die Einführung 
einer Mindestlagermenge für Zucker (Drucksache 7/4155) 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates 
über die gemeinsame Marktorganisation für Fischereierzeug-
nisse 
über die Einfuhr von Fischereierzeugnissen mit Ursprung in 
Marokko in die Gemeinschaft 
über die Einfuhr von Fischereierzeugnissen mit Ursprung in 
Tunesien in die Gemeinschaft 
über die Einfuhr bestimmter Fischereierzeugnisse mit Ur-
sprung in Marokko in die Gemeinschaft 

über die Einfuhr bestimmter Fischereierzeugnisse mit Ur-
sprung in Tunesien in die Gemeinschaft 
zur Festlegung von gemeinsamen Vermarktungsnormen für 
bestimmte frische oder gekühlte Fische 
zur Festlegung gemeinsamer Vermarktungsnormen für Gar-
nelen der Gattung Crangnon 
über die Anerkennung der Erzeugerorganisationen der Fisch-
wirtschaft 
zur Festsetzung der Interventionspreise für frische oder ge-
kühlte Sardinen und Sardellen für das Fischwirtschaftsjahr 
1975 
zur Festsetzung der Orientierungspreise für die in Anhang I 
Abschnitte A und C der Verordnung (EWG) Nr.. aufge

-

führten Fischereierzeugnisse für das Fischwirtschaftsjahr 1975 
zur Festsetzung der Orientierungspreise für in den Anhang II 
der Verordnung (EWG) Nr. ... aufgeführten Fischereierzeug-
nisse für das Fischwirtschaftsjahr 1975 
zur Festsetzung des gemeinschaftlichen Produktionspreises 
für Thunfische, die für die Konservenindustrie bestimmt sind, 
für das Fischwirtschaftsjahr 1975 
über die Grundregeln für die Gewährung und die Bemessung 
von Erstattungen bei der Ausfuhr von Fischereierzeugnis-
sen (Drucksache 7/4185) 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der 
endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung des Rates zur Änderung der Haushaltsordnung in 
bezug auf die Mittelübertragungen zwischen dem Kapitel 
„Nahrungsmittelhilfe" und der Abteilung „Garantie" des 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Land-
wirtschaft (Drucksache 7/4186) 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der 
endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Mitteilung an den Rat betreffend ein Aktionsprogramm für 
die europäische Luftfahrtindustrie und Luftfahrt (Drucksache 
7/4195) 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft (federführend), Aus-
schuß für Forschung und Technologie, Haushaltsausschuß mit der 
Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen 
Beschlußfassung im Rat 

Richtlinie des Rates zur dritten Änderung der Richtlinie des 
Rates vom 26. Januar 1965 zur Angleichung der Rechtsvor-
schriften der Mitgliedstaaten über die spezifischen Rein-
heitskriterien für konservierende Stoffe, die in Lebens-
mitteln verwendet werden dürfen (Drucksache 7/4196) 

überwiesen an den Ausschuß für Jugend, Familie und Gesund

-

heit mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der 
endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates über das gemeinschaftliche 
Versandverfahren (Drucksache 7/4197) 

überwiesen an den Finanzausschuß mit der Bitte um Vorlage 
des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung im 
Rat 

Verordnung (EWG) des Rates über den Abschluß eines Ab-
kommens in Form eines Briefwechsels betreffend Artikel 3 
des Protokolls Nr. 8 des Abkommens zwischen der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft und der Portugiesischen Re-
publik (Drucksache 7/4198) 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschluß-
fassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates über die Änderung der Ver-
ordnungen (EWG) Nr. 1408/71 und 574/72 und zur Verein-
heitlichung der Regelung für die Zahlung der Familienlei-
stungen an Arbeitnehmer, deren Familienangehörige in ei-
nem anderen als dem Beschäftigungsland wohnen (Druck-
sache 7/3589) 

überwiesen an den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung mit 
der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der endgül

-

tigen Beschlußfassung im Rat (am 16. 5. 1975 dem Ausschuß für 
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Jugend, Familie und Gesundheit federführend und dem Aus-
schuß für Arbeit und Sozialordnung mitberatend überwiesen) 

Verordnung (EURATOM) des Rates zur Änderung der Rege-
lung der Bezüge und der sozialen Sicherheit der Atoman-
lagenbediensteten der Gemeinsamen Forschungsstelle, die 
in der Bundesrepublik Deutschland dienstlich verwendet 
werden (Drucksache 7/4156) 

überwiesen an den Innenausschuß mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EURATOM) des Rates zur Änderung der Rege-
lung der Bezüge und der sozialen Sicherheit der Atoman-
lagenbediensteten der Gemeinsamen Forschungsstelle, die 
in Geel-Mol (Belgien) dienstlich verwendet werden (Druck-
sache 7/4157) 

überwiesen an den Innenausschuß mit der Bitte um Vorlage 
des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung im 
Rat 

Meine Damen und Herren, ich rufe Zusatzpunkt 1 
der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags des Ausschusses nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungs-
ausschuß) zu dem Gesetz zur Änderung des 
Straßenverkehrsgesetzes 
— Drucksache 7/4065 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Erhard (Bad Schwalbach) 

Der Herr Berichterstatter hat das Wort. Bitte, 
Herr Kollege Erhard. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU) : Frau Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Der Bundestag hatte 
den Gesetzentwurf auf Drucksache 7/3055 zur Ände-
rung des Straßenverkehrsgesetzes nach Beratungen 
im Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen sowie im Rechtsausschuß in der 
Fassung der Drucksache 7/3450 beschlossen. Er war 
den Empfehlungen des Rechtsausschusses gefolgt. 

Das Gesetz sieht vor, dem Bundestag das Recht 
vorzubehalten, sich mit beabsichtigten Rechtsverord-
nungen der Regierung zu befassen, wenn Mitglieder 
des Bundestages in Fraktionsstärke dies verlangen, 
sowie  gegen den Erlaß von Rechtsverordnungen in-
nerhalb von vier Sitzungswochen Einspruch zu er-
heben. Weiter sieht das Gesetz vor, daß allgemeine 
Verwaltungsvorschriften gleichzeitig mit der Zulei-
tung an den Bundesrat auch dem Bundestag zur 
Kenntnis zu übermitteln sind. 

Zur verfassungsrechtlichen Seite hatte der Rechts-
ausschuß darauf hingewiesen, daß es nach einer Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts dem Ge-
setzgeber im Rahmen des Art. 80 Abs. 1 GG frei-
stehe, die Rechtsetzung uneingeschränkt auf die 
Exekutive zu delegieren oder sich durch Zustim-
mungsvorbehalte entscheidenden Einfluß auf Erlaß 
und Inhalt von Rechtsverordnungen vorzubehalten. 
Auf Grund der Verordnungsermächtigung im Stra-
ßenverkehrsgesetz sind so wichtige Regelungen er-
folgt wie beispielsweise die ganze Straßenverkehrs-
ordnung, die allgemeinen Geschwindigkeitsbeschrän-
kungen auf Straßen und die weniger wichtige Ver-
ordnung über das Sprechverbot für Taxifahrer. 

Der Bundesrat hat den Vermittlungsausschuß an-
gerufen. Er, der Bundesrat, ist der Meinung, das vor-
gesehene Mitspracherecht des Bundestages sei ver-
fassungspolitisch unerwünscht. Ein solches Recht 
des Bundestages könne allenfalls hingenommen wer-
den, wenn es auf solche Rechtsverordnungen be-

schränkt werde, die verkehrspolitisch oder wirt-
schaftspolitisch besonders bedeutsam seien. Ande-
renfalls sei zu befürchten — meint der Bundesrat —, 
daß der Staat nicht unverzüglich die Regelungen den 
sich schnell ändernden wirtschaftlichen, sozialen und 
technischen Erfordernissen anpassen könne. Deshalb 
hat der Bundesrat begehrt, die beschlossene Mit-
wirkungsmöglichkeit des Bundestages aufzuheben 
und nur die Unterrichtung des Bundestages über 
allgemeine Verwaltungsvorschriften bestehenzu-
lassen in einer geringfügig abgeänderten Textfas-
sung. 

Der Vermittlungsausschuß ist dem Begehren des 
Bundesrates gefolgt und schlägt vor, dem Gesetz-
entwurf in der von ihm beschlossenen Fassung zu-
zustimmen. 

Präsident Frau Renger: Danke schön, Herr Bericht-
erstatter. Es waren Erklärungen der Fraktionen an-
gemeldet. Gibt es hier Wortmeldungen? Bitte, 
Herr Abgeordneter Ollesch. 

Ollesch (FDP) : Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Im Namen aller drei 
Fraktionen darf ich Sie bitten, den Antrag des Ver-
mittlungsausschusses abzulehnen, weil mit dem Er-
gebnis des Vermittlungsausschusses das ursprüng-
liche Anliegen der antragstellenden Fraktionen, 
mehr Einfluß auf die Verordnungsgebung des Ver-
kehrsministeriums zu nehmen, nicht erreicht wird. 

(Beifall) 

Präsident Frau Renger: Meine Damen und Herren, 
ich frage, ob wir über alle Anträge gemeinsam ab-
stimmen können. — Danke schön. Wer dem Antrag 
des Vermittlungsausschusses auf Drucksache 7/4065 
zuzustimmen wünscht, gebe bitte das Handzeichen. 
— Die Gegenprobe! — Danke schön. Enthaltungen? 
— Der Antrag des Vermittlungsausschusses ist ein-
stimmig abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, ich rufe Zusatzpunkt 2 
der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags des Ausschusses nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungs-
ausschuß) zu dem Gesetz zur Förderung von 
Wohnungseigentum und Wohnbesitz im 
sozialen Wohnungsbau 
— Drucksache 7/4180 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Jahn (Marburg) 

Das Wort hat der Herr Berichterstatter Jahn (Mar-
burg). 

Jahn (Marburg) (SPD) : Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Zum Gesetz zur Förderung von 
Wohnungseigentum und Wohnbesitz im sozialen 
Wohnungsbau ist Ihnen im Namen des Vermitt-
lungsausschusses folgender Bericht zu erstatten. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 30. Mai 
1975 den Vermittlungsausschuß mit dem Ziel ange-
rufen, in sechs Punkten eine Änderung des Gesetzes 
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) herbeizuführen. Diesem Begehren ist der Vermitt-
lungsausschuß in seiner Sitzung am 12. Juni 1975 in 
zwei Punkten gefolgt. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner Sitzung am 
19. Juni 1975 dem Antrag des Vermittlungsausschus-
ses zugestimmt. Demgegenüber hat der Bundesrat 
am 11. Juli 1975 beschlossen, dem Gesetz nach 
Art. 84 Abs. 1 GG die Zustimmung zu versagen. Die 
Bundesregierung hat am 28. Juli 1975 erneut die 
Einberufung des Vermittlungsausschusses verlangt. 
In seiner Sitzung am 17. Oktober 1975 hat der Ver-
mittlungsausschuß die Vermittlungsvorschläge ge-
macht, die Ihnen in der Drucksache 7/4180 heute vor-
liegen. 

Dazu noch folgende Bemerkungen. 

Mit der Ziffer 1 seines damaligen Beschlusses 
zielte der Bundesrat auf eine Neufassung des § 1 
Abs. 2 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes ab. Die 
besondere Förderungswürdigkeit des Dauerwohnbe-
sitzes sollte gestrichen werden. Diesem Begehren ist 
der Vermittlungsausschuß zum Teil gefolgt. Durch 
die Neufassung des Satzes 5 wird der Wohnbesitz 
neben der Schaffung von Einzeleigentum jedoch be-
sonders hervorgehoben. 

Mit der Ziffer 2 seines Beschlusses begehrte der 
Bundesrat die generelle Streichung der Förderungs-
präferenzen für die Wohnbesitzwohnungen. Diesem 
Begehren ist der Vermittlungsausschuß gefolgt. Es 
wird jedoch gewährleistet, daß Dauerwohnbesitz in 
Form von Wohnbesitz- und Genossenschaftswoh-
nungen gleichrangig mit Mietwohnungen und son-
stigen Wohnungen gefördert wird. 

Ziffer 3 des Vermittlungsbegehrens des Bundes-
rates verlangte die Gleichstellung der freien Woh-
nungsunternehmen mit den gemeinnützigen Woh-
nungsunternehmen als Betreuungsunternehmen. Um 
zu vermeiden, daß hier strengere Erfordernisse 
des § 34 c der Gewerbeordnung umgangen werden, 
schlägt der Vermittlungsausschuß die Streichung des 
Art. 1 Nr. 12 Buchst. b vor. Die derzeit geltende Fas-
sung des § 37 Abs. 2 des Zweiten Wohnungsbauge-
setzes würde damit wiederhergestellt, die eine 
Gleichstellung von freien und gemeinnützigen Woh-
nungsunternehmen enthält. Im übrigen aber würde 
der Bereich der Gewerbeerlaubnis nach § 34 c der 
Gewerbeordnung unberührt bleiben. 

Der in Ziffer 4 des Bundesratsbeschlusses ge-
wünschten Änderung des § 72 f Abs. 2 des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes, wonach bereits mehr als die 
Hälfte der Wohnbesitzberechtigten die Umwand-
lung des Wohnbesitzes in Wohnungseigentum ver-
langen können, ist der Vermittlungsausschuß zum 
Teil gefolgt. Er hält es jedoch für erforderlich, daß 
mindestens 60% der Wohnbesitzberechtigten der 
Umwandlung von Wohnbesitz in Wohnungseigen-
tum zustimmen müssen. Insgesamt ist mit den jetzt 
gefundenen Regelungen für den Wohnbesitz ein In-
strument geschaffen worden, das wesentlich mehr 
Bürgern den Zugang zum Volleigentum erschließen 
wird. 

Schließlich ist dem Anrufungsbegehren unter den 
Ziffern 5 und 6 des Bundesratsbeschlusses vom Ver-
mittlungsausschuß nicht gefolgt worden. Die ge-

wünschte Möglichkeit, die in den Mieteinnahmen 
enthaltenen Beträge für Instandhaltung und Erneue-
rung der Wohnungen in der Bilanz als zweckgebun-
dene Rückstellungen auszuweisen, begegnet erheb-
lichen steuerrechtlichen Bedenken, da mit der ange-
strebten Regelung die angesammelten und zunächst 
nicht verausgabten Beträge von steuerpflichtigen 
Bauträgern nicht als Einkünfte versteuert werden 
müssen. Eine Änderung an der Überschrift des Arti-
kels 5 konnte in diesem Zusammenhang unterblei-
ben. 

In der Drucksache finden Sie darüber hinaus eine 
Reihe von rationellen Änderungen, die lediglich 
Berichtigungen offenbarer Unrichtigkeiten zum Ge-
genstand, im übrigen keine materiellen Folgewir-
kungen haben. 

Ich bitte Sie, den Vorschlägen des Vermittlungs-
ausschusses auf der Grundlage der Drucksache zuzu-
stimmen. 

Präsident Frau Renger: Ich danke dem Herrn Be-
richterstatter. Das Wort zu einer Erklärung hat der 
Abgeordnete Jahn (Münster). 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion gibt zur Abstimmung fol-
gende Erklärung ab. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion bleibt dabei, 
daß die Wohnungsbauförderung in erster Linie den 
Interessen unserer Bürger dienen muß und nicht 
denen der Wohnbaugesellschaften. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unsere Position zum Wohnbesitzbrief war von An-
fang an klar. Wir sagten: Wer 15 % der Bausumme 
der Wohnung, die er bewohnen will, neben der 
Kostenmiete auf den Tisch legen soll, dem muß auch 
eine reelle Chance eingeräumt werden, echtes pri-
vates Eigentum zu begründen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir forderten deshalb: Rechtsanspruch auf Um-
wandlung einer Wohnbesitzwohnung in eine Eigen-
tumswohnung, wenn die Mehrheit der am Fonds be-
teiligten Wohnbesitzberechtigten dies wünscht. 

SPD und FDP haben dies während der Beratungen 
lange Zeit kategorisch abgelehnt. Die Begründung 
für diese Haltung ist niedergelegt in einer Stellung-
nahme des Bauministeriums zur ersten Runde des 
Vermittlungsausschusses. Dort heißt es: 

Wer Wohnungseigentum erwerben will, kann 
dies über den Weg des Mietkaufs, durch Nach-
sparen der Eigenleistung, einfacher, direkter und 
schneller. Wer sich für Wohnbesitz entscheidet, 
gibt zu erkennen, daß er kein volles Eigentum 
anstrebt. 

Dank des gesunden Menschenverstandes unserer 
Kleinverdiener stieß die Haltung von SPD und FDP 
auf Widerspruch. Der sozial schwach gestellte Bür-
ger klagte: Ich zahle mein erspartes Geld, aber „Herr 
in der eigenen Wohnung" werde ich nicht. 
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zweiten Runde im Vermittlungsausschuß wird sei-
tens der SPD und FDP das Hohe Lied von der Durch-
gangsstufe des Wohnbesitzes auf dem Weg zum pri-
vaten Eigentum gesungen. Wahrlich, ein Stimm-
bruch, eine Kehrtwendung um 180 Grad, dem eigent-
lichen Sinn und Zweck des Wohnbesitzbriefmodells 
und der Absicht der Erfinder zuwider, aber nüchtern 
kalkuliert: Ein Ja zur Möglichkeit der Umwandlung 
einer Wohnbesitzwohnung in eine echte Eigentums-
wohnung, aber erst bei einer qualifizierten Mehr-
heit von 60 %. 

Gewiß, es trennen uns, meine Damen und Herren, 
nunmehr nur noch 10 %, und man wird uns sicherlich 
mangelnde Kompromißbereitschaft vorwerfen wol-
len. Diese Betrachtungsweise macht es sich jedoch 
viel zu einfach. Hier geht es um wesentlich mehr als 
um einen Streit um 10 %. Hier geht es um ein Stück 
Glaubwürdigkeit in unserer Politik. Wenn — un-
serer Forderung entsprechend — der Wohnbesitz

-

brief Durchgangsstufe zum privaten Eigentum sein 
soll, dann ist es einfach nicht einzusehen, warum SPD 
und FDP das Begehren der Mehrheit der Wohnbe-
sitzberechtigten, das heißt von mehr als 50 %, nicht 
respektieren wollen und auf einer qualifizierten 
Mehrheit von mehr als 60 % beharren. Etwaige Ver-
weise auf andere Rechtsbereiche in diesem Zusam-
menhang können nicht als repräsentativ bezeichnet 
werden. 

Hinzu kommt aber eine neue weitere Erschwernis 
für die Realisierung eines Umwandlungsbegehrens. 
Für den Anspruch auf Umwandlung von Wohnbesitz 
in Wohnungseigentum wird nicht nur gefordert, daß 
mindestens 60 % aller Wohnbesitzberechtigten dies 
verlangen, sondern auch, daß sie ihre Eigenleistung 
erbracht haben. Das muß man so verstehen, daß 
sämtliche Wohnbesitzberechtigten ihre Eigenleistung 
erbracht haben, und zwar nicht nur diejenigen, die 
die Umwandlung in Wohnungseigentum fordern. 
Dies würde bedeuten, daß die Umwandlung in Woh-
nungseigentum — trotz der qualifizierten Mehrheit 
von 60 %, die dies verlangt — auf Jahrzehnte hin-
ausgeschoben wird. Es müßte auf den letzten Zahler 
gewartet werden. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
hält diese Erschwernis für nicht akzeptabel. 

Fazit: SPD und FDP wollen offenkundig die Um-
wandlung von Wohnbesitz in Wohnungseigentum 
erschweren. Dies ist nicht die Politik der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion. Wir wollen gerade die Um-
wandlung erleichtern. 

Meine Damen und Herren, eine sachgerechte Ab-
wägung unserer Kritik mit einigen durchaus posi-
tiven Ergebnissen des Vermittlungsausschusses führt 
uns zu der Feststellung: Kommt dieses Gesetz nicht, 
bricht die Welt auch nicht zusammen. Es bleibt dann 
bei der jetzigen Rechtslage. Es bleibt beim Vorrang 
des privaten Eigentums. Es bleibt beim Mietkauf. Es 
bleibt beim Wohnbesitzbrief; er ist ja bereits auf 
dem Markt. Es bleibt sogar bei der öffentlichen För-
derung des Wohnbesitzbriefes, denn bei dieser Kon-
struktion handelt es sich im Rechtssinne ja um eine 
Mietwohnung. Lediglich die qualitativen Förderungs-
präferenzen kommen nicht — und damit auch nicht 
die dem Wohnbesitzbrief künstlich verliehene 

Attraktivität als Mittel zur Kapitalbeschaffung für 
große Wohnbaugesellschaften. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, um 
eine ehrliche und wirkliche Vermögensbildung durch 
Wohnbesitz für unsere Bürger zu erreichen, fordern 
wir weiterhin den Rechtsanspruch auf Umwandlung 
einer Wohnbesitzwohnung in eine Eigentumswoh-
nung, wenn die Mehrheit, also mehr als 50 % der 
Wohnbesitzberechtigten, dies wünscht. Die SPD/ 
FDP-Mehrheit im Vermittlungsausschuß hat die 
Chance vertan, eine ehrliche und wirkliche Vermö-
gensbildung zugunsten unserer sozial schwachen 
Bevölkerungskreise herbeizuführen. Durch Wohnbe-
sitz zum Volleigentum! Dieser Weg wird von SPD 
und FDP zwar nicht mehr generell abgelehnt, jedoch 
durch die Forderungen nach einer 60N-Klausel und 
der vollständigen Erbringung aller Eigenleistungen 
in nicht zu vertretender Weise erschwert, wenn 
nicht sogar verhindert. Zur Einräumung einer blo-
ßen Mieterposition aber ist der Wohnbesitzbrief 
zu teuer. Das Dauerwohnrecht ist am Markt schon 
längst viel preisgünstiger zu haben. 

Ich komme zum Schluß. Die CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion tritt weiterhin dafür ein, privates 
Eigentum für alle zu schaffen. Nicht jedem eine 
— das haben wir schon häufiger gesagt —, sondern 
jedem seine eigene Wohnung! Dies ist mehr als 
eine Politik der bloßen Sicherung des Wohnens, die 
wir bereits verwirklicht haben. Wir wollen mehr 
als ein bloßes Nutzungsrecht an einer Wohnung, 
also mehr als den Wohnbesitzbrief in der jetzt vor-
liegenden Fassung. Dies ist, wie wir meinen, der 
bessere Weg für die Zukunft unserer Burger.  

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Henke. 

Henke (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! In den vergangenen Jahrzehnten ist in der 
Bundesrepublik sehr viel zur Bildung von Eigentum 
im Wohnungsbau getan worden. Dies hat dazu ge-
führt, daß breite Kreise der Bevölkerung, so wie wir 
es alle hier in diesem Hause erstrebt haben, Woh-
nungseigentum, echtes Eigentum im Wohnungsbau 
haben bilden können. Es gibt aber eine große 
Gruppe in unserer Bevölkerung, die die staatlichen 
Vergünstigungen, die in einem breiten Fächer ange-
boten wurden, nicht in Anspruch nehmen konnte, 
weil sie nicht in der Lage war, durch Sparen das 
notwendige Eigenkapital aufzubringen. Diese Gruppe 
unserer Bevölkerung soll durch das neue Modell der 
Eigentumsbildung durch den Wohnbesitzbrief jetzt 
in den Stand versetzt werden, durch Nachsparen 
über die Mietzahlung alle staatlichen Vergünstigun-
gen in Anspruch zu nehmen und so auch einen Weg 
zu einer Vermögensbildung im Wohnungsbau er-
öffnet zu bekommen. Wir haben in den vergange-
nen Debatten mehrfach darauf hingewiesen, daß es 
ein erheblicher Unterschied ist, ob man über die 
Miete in das Vermögen eines Dritten zahlt, nämlich 
des Hausbesitzers, oder ob man über die Miete mit-
telfristig eigenes Vermögen bilden kann. Genau 
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diesen Weg wollen wir über die Wohnbesitzwoh-
nung eröffnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir bedauern es deshalb sehr, daß die Opposition 
wegen einer Differenz von nur neun Punkten nun-
mehr nicht bereit ist, diesem Gesetz zuzustimmen. 
Diese 9-Punkte-Differenz — ob Sie 51 % oder 60 % 
sagen — ist unseres Erachtens, wenn man den ge-
samten Problemkreis und die Chance für sozial 
Schwächere sieht, wirklich kein ausreichendes Argu-
ment mehr, diesem Gesetzentwurf nicht zuzustim-
men, nachdem wir Ihnen in einer Vielzahl von an-
deren Punkten entgegengekommen sind in einer 
Weise, wie es an sich dem Gesetzesinhalt kaum 
noch guttut. 

Wir bedauern es sehr, daß Sie mit Ihrer Ablehnung 
des Gesetzentwurfs eine Chance für sozial Schwache 
vertun, nunmehr auch zu Eigentum über Wohnbesitz 
zu finden. Wegen einer ganz geringfügigen Diffe-
renz von 9 % versagen Sie hier einem Gesetz, das 
die sozial Schwächeren endlich einmal an den staat-
lichen Vergünstigungen für den Wohnungsbau teil-
haben läßt, Ihre Zustimmung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. Böger. 

Dr. Böger (FDP) : Frau Präsidentin! Sehr verehrte 
Damen, meine Herren! Namens der FDP-Fraktion 
gebe ich zu der Vorlage des Vermittlungsausschus-
ses betreffend das Gesetz zur Förderung von Woh-
nungseigentum und Wohnbesitz im sozialen Woh-
nungsbau folgende Erklärung ab: 

Die Zielvorstellung der FDP im Hinblick auf not-
wendige Verbesserungen des staatlichen Förde-
rungssystems im sozialen Wohnungsbau werden 
durch das neue Gesetz weitgehend erfüllt. Die För-
derung des Wohnungsbaues soll künftig überwie-
gend der Bildung von Einzeleigentum — Familien-
heimen und eigengenutzten Eigentumswohnungen

-

dienen. Dies bedeutet in der Praxis den Einsatz von 
mehr als 50 % der öffentlichen Förderungsmittel für 
die genannten Eigentumsmaßnahmen. Unserem 
Hauptanliegen ist damit Rechnung getragen. 

Aber auch Wohnbesitz in der Form, wie er durch 
das neue Gesetz statuiert wird, wird für manche Per-
sonengruppen ein erstrebenswertes Ziel sein. Wenn 
man dieses Rechtsinstitut schafft, dann sollte auch 
darauf geachtet werden, daß diejenigen, die einen 
solchen qualifizierten Wohnbesitz wollen, nicht nach 
einiger Zeit gegen ihren Willen dieses Wohnbesit-
zes durch Umwandlung in Eigentum verlustig gehen. 
Die nunmehr gefundene Kompromißlösung der Um-
wandlung von Wohnbesitz in Wohneigentum auf 
Verlangen von mindestens drei Fünftel aller jewei-
ligen Wohnbesitzberechtigten bei gleichzeitiger 
Fondsvermögensabwicklung wird sich in der Praxis 
erst noch bewähren müssen. Wir hätten es vorgezo-
gen, daß eine Umwandlung von Wohnbesitz in Woh-
nungseigentum an die Zustimmung jeweils aller 
Wohnbesitzberechtigten oder jeweils eines höheren 
Anteils als drei Fünftel geknüpft worden wäre. 

In diesem Zusammenhang haben wir unter ande-
rem auf das Schutzbedürfnis der Minderheit der-
jenigen Wohnbesitzberechtigten hingewiesen, die 
vielleicht überhaupt kein Wohnungseigentum er-
werben wollen oder erwerben können. Wir haben 
hierbei an unerwünschte Verdrängungseffekte er-
innert, aber auch darauf aufmerksam gemacht, daß 
wirtschaftliche und rechtliche Risiken bei den jewei-
ligen Bauträgern im Rahmen der vorgesehenen Ver-
mögensabwicklungen nicht außer acht gelassen wer-
den dürfen. — Es bleibt abzuwarten, wie der Markt 
nunmehr die neue Wohnbesitzform aufnehmen wird. 

Weil wir aus sozialpolitischen und vermögenspo-
litischen Gründen den Wunsch haben, daß die im 
neuen Gesetz festgehaltene Vorrangförderung für 
sparerleichterte Eigentumsmaßnahmen bald Wirk-
lichkeit wird, stimmen wir der Verabschiedung der 
Vermittlungsvorlage zu. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Frau Renger: Meine Damen und Herren, 
der Vermittlungsausschuß hat gemäß § 12 Abs. 3 
Satz 1 seiner Geschäftsordnung beschlossen, daß 
über die Änderung gemeinsam abzustimmen ist. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Antrag 
des Vermittlungsausschusses auf Drucksache 7/4180 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der 
Antrag des Vermittlungsausschusses ist mit Mehr-
heit angenommen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe Zusatzpunkt 3 
der Tagesordnung auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung dienstrechtlicher Vor-
schriften 
— Drucksache 7/2433 — 

Bericht und Antrag des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 
— Drucksache 7/4183 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Liedtke 
Abgeordneter Vogel (Ennepetal) 
Abgeordneter Dr. Wendig 

(Erste Beratung 132. Sitzung) 

b) Zweite Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Beamtenrechtsrahmengesetzes, des 
Deutschen Richtergesetzes und des Gesetzes 
über die Rechtsstellung der Soldaten 
— Drucksache 7/2432 — 

Bericht und Antrag des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 
— Drucksache 7/4183 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Liedtke 
Abgeordneter Vogel (Ennepetal) 
Abgeordneter Dr. Wendig 
(Erste Beratung 132. Sitzung) 
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c) Erste Beratung des von den Fraktionen der 
SPD, FDP eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Änderung dienstrechtlicher Vor-
schriften 
— Drucksache 7/4187 

Überweisungsvorschlag: Innenausschuß (fe-
derführend), Rechtsausschuß 

Es ist eine gemeinsame Debatte vorgesehen. Das 
Wort hat der Herr Abgeordnete Liedtke. 

Liedtke (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Unser Grundgesetz verbürgt das Recht 
der Menschen, ihren Anspruch auf die Verwirk-
lichung ihrer persönlichen Würde zu ermöglichen, 
und zwar in Freiheit von der Furcht vor der Not, 
der Unterdrückung und der Gewalt. Sicher ist vieles 
in diesen Bereichen noch verbesserungswürdig; aber 
so weit waren die Grundrechte der Geschichte die

-

ses Landes noch nie manifestiert. 

Sozialdemokraten haben über hundert Jahre lang 
für diese Ziele gekämpft, gelitten, und viele sind 
auch dafür gestorben. So ist es keine Leerformel, 
wenn ich zu Beginn sage, daß wir mit Leidenschaft 
diese Verfassung bejahen und bereit sind, sie zu 
schützen gegen ihre Gegner. 

(Beifall bei der SPD) 

Es gehört auch zu unserem geschichtlichen Wis-
sen, daß diese Verteidigungsbereitschaft nur in 
einer wehrhaften und nicht in einer wertneutralen 
Demokratie zu leisten ist. Wir sind aber auch zu-
tiefst davon überzeugt, daß die Festigkeit einer 
demokratischen Staatsform abhängt vom Vertrauen 
der Bürger. 

Lassen Sie mich zu dem hohen Stellenwert, den 
wir diesem Vertrauen beimessen, einmal Fritz Erler 
zitieren aus einer Rede, die er im Jahre 1966 hier 
in diesem Bundestage gehalten hat: 

Wer dabei hilft, Vertrauen in eine gesunde Zu-
kunft des demokratischen Deutschland zu schaf-
fen, der arbeitet gleichzeitig an der Sicherung 
dieser Zukunft selbst. Eine Atmosphäre bestän-
digen Mißtrauens würde jedoch die Demokratie 
in Deutschland zerstören. Wer Mißtrauen sät, 
kann kein Vertrauen schaffen. 

Es lohnt sich, darüber eine Weile nachzudenken. 

Nicht nur mangelnder Verzicht der Demokraten 
auf die aktive Bereitschaft, Verfassungsfeinde ab-
zuwehren, kann diese Demokratie gefährden; auch 
derjenige, der das Vertrauen in sie untergräbt, der 
den demokratischen Gegner verteufelt, der den de-
mokratischen Geist, zu dem das Verhältnis zur 
Wahrheit gehört, mißachtet, gleichzeitig vorgebend, 
für ihn zu streiten, stellt sehr wohl diese Demo-
kratie in Frage. 

Meine Damen und Herren, zu diesem letzten Be-
reich gibt es auch für den weniger aufmerksamen 
Beobachter durchaus Elemente und Spuren in die-
sem Deutschen Bundestag festzustellen. Ich nehme 
als Zitat, aber nur als Beispiel für Haltungsformen, 
die bei mir Sorge auslösen, eine Pressenotiz von  

heute aus der „Esslinger Zeitung", in der ein Kol-
lege dieses Hauses der Koalition unterstellt, sie 
sympathisiere mit den Gegnern dieser Verfassung 
und begebe sich auf den gefährlichen Weg, den 
Rechtsstaat zu zwingen, Verfassungsgegner als Be-
amte einzustellen und damit seine Existenz zu 
untergraben. 

Wer eine Konfrontationspolitik in diesem Hause 
und draußen so weit treibt, daß sie nur noch in 
einem immer mehr überzogenen Wortradikalismus 
darstellbar ist, wer Mißtrauen säen will und dabei 
selbst sein Verhältnis zur Wahrhaftigkeit zerstört, 
wer um Vertrauen wirbt, indem er anderen demo-
kratischen Parteien dieses Recht abspricht, der sün-
digt wider den demokratischen Geist, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

der betreibt sehr schnell das Geschäft derer, die er 
bekämpfen möchte, und der zerstört sehr schnell 
das, was er erhalten möchte, der benimmt sich wie 
ein Schaf im Wolfspelz und hilft den Wölfen im 
Schafspelz; so möchte ich das einmal formulieren. 

(Dr. Wagner [Trier] [CDU/CSU] : Das haben 
wir gemerkt!) 

— Das will ich auch hoffen. 

Meine Damen und Herren, Sie werden uns stets 
auf der Seite derer finden, die die Verfassungsgeg-
ner ohne Einschränkung bekämpfen und niemanden 
sehend und wissend in den öffentlichen Dienst hin-
einlassen. Sie werden uns aber auch auf der Seite 
derjenigen finden, die unter Freiheit auch immer 
die Freiheit der Andersdenkenden verstehen und 
die sich gegen Ansätze wehren werden, ein Duck-
mäusertum oder gar ein Anpassungsmoment in 
diese Demokratie hineintragen zu lassen. Eine De-
mokratie kann sehr wohl auch am Angepaßtsein 
ihrer Bürger zugrunde gehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir nehmen sehr ernst, was Amnesty Internatio-
nal in einem Brief an den Bundespräsidenten vom 
14. Oktober dieses Jahres geschrieben hat. Darin 
heißt es: 

Wir stellen fest, daß sich in zunehmendem 
Maße Bürger unseres Staates scheuen, sich an 
Unterschriftenaktionen von Amnesty Interna-
tional zu beteiligen, und zwar selbst an sol-
chen, die nicht die politischen Verhältnisse in 
einem bestimmten Lande betreffen, sondern 
beispielsweise auf die Abschaffung der Folter 
in aller Welt gerichtet sind. Als Begründung 
wird uns entgegengehalten, man sei im Staats-
dienst tätig oder beabsichtige, sich um eine 
Stelle im öffentlichen Dienst zu bewerben, und 
müsse fürchten, daß einem die Mitunterzeich-
nung dieser Petition nachteilig ausgelegt werde. 

— Ich belächele das nicht so einfach. — Amnesty 
International kommt zu dem Schluß: 

Offensichtlich haben die Verfahren im Zusam-
menhang mit der Annahme oder Ablehnung 
von Bewerbern um den öffentlichen Dienst dazu 
geführt, daß der Bürger das Recht auf freie Mei- 
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nungsäußerung nach Art. 5 des Grundgesetzes 
nicht mehr für gewährleistet hält. 

Ich folge dieser Schlußfolgerung nicht ihrer Allge-
meinheit, vermag jedoch nicht auszuschließen, daß 
es in der Bürgerschaft schon Teile gibt, die den 
Art. 5 nicht mehr als selbstverständliches Recht in 
sich tragen. 

Der freiheitlich-demokratische Staat setzt das Ver-
trauen der Bürger in diesen Staat voraus. Das be-
deutet aber auch, daß der Staat umgekehrt seinen 
Bürgern vertrauen muß. Deshalb heißt es in unserer 
Entschließung: 

Der freiheitlich-demokratische Staat geht von 
der Verfassungsloyalität seiner Bürger aus. Zu-
gunsten der Bewerber für den öffentlichen 
Dienst spricht daher grundsätzlich die Vermu-
tung, daß sie in ihrer Person die Gewähr der 
Verfassungstreue bieten. 

Der Normalfall ist also für uns, daß nicht bei jeder 
Bewerbung eine Verfassungsschutzakte den Eintritt 
in den öffentlichen Dienst begleitet. Wer diesen 
Grundsatz ernst nimmt, muß mit uns dafür Sorge 
tragen und besorgt sein, daß Gesinnungsschnüffelei 
in diesem Lande nicht zur Normalität wird, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

daß Äußerungen und Handlungen eines jungen 
Menschen, besonders wenn sie längere Zeit zurück-
liegen, nur in ganz besonders gravierenden Fällen zu 
einer Bewertung herangezogen werden dürfen. Das 
Bundesverfassungsgericht hat hierzu im übrigen das 
Notwendige gesagt. 

Wir sind uns einig — das unterstelle ich —, daß 
wir die Auseinandersetzung mit dem Extremismus 
sehr ernst nehmen wollen. Ich weise aber auch dar-
auf hin, daß es darum geht, nicht die Maßstäbe zu 
verlieren, die uns der Realitätssinn gebietet. Es ist 
eine Tatsache, daß die extremistischen Parteien in 
diesem Lande bei jeder Wahl weit abgeschlagen wer-
den und erkennbar ohne jede Chance sind. Es ist 
weiter eine Tatsache, daß im gesamten Bereich des 
öffentlichen Dienstes 0,02 % der Beschäftigten sta-
tistisch im Verfassungsschutzbericht als links- oder 
rechtsextremistisch eingestuft sind. Wir müssen 
schon lange mit der Laterne des Sokrates suchen, um 
in der Bundesrepublik einen gestandenen Extre-
misten zu finden. 

Wir begegnen dann vielleicht einem in Schleswig-
Holstein, der dort zweiter Landesvorsitzender der 
NPD ist, der neben seiner Beamtentätigkeit einen 
sechsjährigen Lehrauftrag vom Staate hat und dem 
auf Anfrage der SPD-Fraktion von Herrn Stolten-
berg die Verfassungstreue bescheinigt wird. So 
schwer ist es, wenn man in die Einzelprüfung ein-
tritt, einem Beamten nachzuweisen, daß er nach 
selbst gesetzten, genormten Vorstellungen eigent-
lich längst unter das Negativurteil fallen müßte. 

(Zuruf des Abg. Vogel [Ennepetal] [CDU/ 
CSU]) 

— Herr Vogel, Sie kennen die Anfrage, und Sie 
kennen auch die Antwort der Landesregierung. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU] : Und ich 
kenne diese Argumentiererei!) 

— Dann sind Sie hervorragend informiert. Ich stelle 
fest: Sie können lesen. 

(Heiterkeit — Stücklen [CDU/CSU] : Und 
schreiben! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Herr Kollege Stücklen, Sie schaffen es nie, ohne 
Mikrophon lauter zu sein als ich. 

Ich darf für die sozialdemokratische Fraktion als 
Fazit feststellen: Wir sind bei aller Wachsamkeit 
überzeugt, daß die Demokratie in diesem Lande ver-
wurzelt ist. Wir sollten das mit Stolz sagen, damit 
dieser Stolz auch draußen im Lande von den Bürgern 
aufgenommen und mitgetragen wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir stellen auch fest, daß es um keinen Reinigungs-
prozeß im öffentlichen Dienst geht, ja es geht nicht 
einmal um das Setzen neuer Rechtsnormen. Es geht 
lediglich darum, bei Überprüfungsverfahren einen 
einheitlichen Ablauf im gesamten Bundesgebiet 
sicherzustellen, weil die Gleichbehandlung auch eine 
wichtige Rechtsnorm in diesem Staate darstellt. 

Der Bericht der Länder zeigt, daß die Ungleichheit 
zur Zeit die Norm ist. Auch die Opposition bestätigt 
uns diesen Zustand fast täglich, freilich wiederum 
mit dem Lügendreheffekt, indem sie laufend Ge-
schichten auftischt wie: In Bremen kann man als 
SED-Sympathisant natürlich mit Freuden in die 
Universität eintreten oder sich an einen Schreib-
tisch in Kassel setzen. — So in der Erklärung von 
Herrn Windelen von heute zu finden. 

Da sollte eigentlich jemand einmal den Versuch 
machen, dieses Moritatendeutsch der Opposition in 
ein wahres Deutsch zu übersetzen und darüber ein 
Lexikon zu erstellen. Vielleicht könnte man dann 
nachlesen, was Herr Carstens in der ersten Lesung 
zu diesem Gesetz mit dem „juristischen Klimbim" 
eigentlich gemeint hat, den er vom Tisch fegen 
wollte, um an den Kern der eigentlichen Staatsbe-
drohung freier heranzukommen. Vielleicht könnte 
man dann die Deutung geben, indem man Herrn 
Wrangel bemüht, der in der „Bergedorfer Zeitung" 
am 29. Mai 1974 geschrieben hat: Wir müssen die 
Sozialisten kaputtkriegen, damit endlich wieder die 
Ordnung hergestellt wird, die wir brauchen. — Ein 
ganz wachsamer deutscher Leser würde dann wie-
der fragen: Was ist nun eigentlich deren Ordnung? 
Daraufhin könnte man Herrn Strauß aus der „Welt" 
vom 15. Juli 1974 zitieren— das ist sehr deutlich —: 
Bayern wird frei bleiben, und Deutschland wird vom 
Marxismus wieder befreit werden. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sehr gut!) 

Wenn dieser einsichtige Leser dann einen Blick in 
dieses wundervolle freie Land wirft und dabei fest-
stellt, daß das Herr Strauß Marxismus nennt, dann 
hat ihn Strauß endgültig zum Marxismus bekehrt. 
Spätestens hier würde also die Fehlleistung ihres 
Lexikons eintreten. 

Meine Damen und  Herren,  unser Gesetzentwurf 
geht von folgenden Grundsätzen aus, die wir für un-
verzichtbar halten: 
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1. Jeder Einzelfall muß unter Berücksichtigung der 

persönlichen Umstände für sich geprüft und ent-
schieden werden. 

2. Für die Entscheidung ist allein die oberste 
Dienstbehörde verantwortlich. 

3. Vor der Entscheidung ist der Bewerber zu hören, 
um jede Anonymität auszuschließen. 

4. Eine ablehnende Entscheidung darf nur auf Tat-
sachen gestützt werden. Diese Tatsachen müssen 
in vollem Umfang gerichtlich nachprüfbar sein. 

5. Auf Verlangen ist diese Entscheidung schriftlich 
zu begründen. Eine Rechtsmittelbelehrung ist bei-
zufügen. Der Rechtsweg steht offen. 

Das halten wir für strenge, saubere rechtsstaat-
liche Kriterien. Alles, was darüber hinausgeht, 
nimmt dem Einzelbewerber die gleichwertige 
Chance gegenüber dem Gebilde Staat, der ihm ver-
trauen soll und dem er vertrauen möchte. 

Hinzu kommt, daß nach dem Karlsruher Urteil die 
Zulassung zu einer Berufsausbildung, die Voraus-
setzung für die Ausübung eines Berufs auch außer-
halb des öffentlichen Dienstes ist, zu gewährleisten 
ist. Wir halten auf Grund der Ausführungen des 
Karlsruher Urteils eine weitere Präzisierung und 
Konkretisierung des letzten Satzes in unserem Ge-
setzentwurf für notwendig und kommen zu dem 
Schluß, daß eine einheitliche Ausbildung in einem 
Vorbereitungsdienst ohne Begründung eines Beam-
tenverhältnisses die beste Gewähr dafür bietet, daß 
das Gebot der Gleichbehandlung und das Verbot der 
Diskriminierung der Bewerber am zuverlässigsten 
gewährleistet sind. 

Wir haben auch nach Kriterien gesucht, wann 
selbst diese Ausbildung dem Staat durch das persön-
liche Verhalten des Bewerbers nicht zumutbar ist. 
Wir haben hier die Kriterien der Rechtsanwaltsord-
nung zugrunde gelegt: Die Ausbildung ist zu ver-
sagen, wenn der Bewerber in strafbarer Weise die 
demokratische Grundordnung bekämpft. Die Folge-
rung ist: wer Rechtsanwalt in diesem Staat sein darf, 
dem kann man unmöglich die Ausbildung zu diesem 
Beruf verwehren. 

Die Oppositionsfraktion hat sich für noch nicht 
entscheidungsfähig in diesem Bereich erklärt und 
von ihrem Minderheitenrecht Gebrauch gemacht, 
ein Hearing dazu zu fordern. Ich erinnere mich 
daran, daß uns in den letzten Monaten aus den 
Reihen der Opposition ständig der Vorwurf gemacht 
wurde, wir verschleppten dieses Gesetz in der Be-
handlung und Entscheidung, weil uns — nun kommt 
wieder dieses spezifische Deutsch — inhärente 
Schwächen — ich weiß nicht, was dabei alles an 
sehr leicht eingängigen Vokabeln herbeigeholt 
wurde — daran hinderten. Nun wollen wir ent-
scheiden, aber die Opposition ist noch nicht ent-
scheidungsreif. Ich nehme an, Sie sehen jetzt ein, 
daß in Ihren Reihen die Möglichkeiten begrenzt sind 
und daß Sie diesen Vorwurf gegen uns heute zu-
rücknehmen. 

Um die Behandlung dieses Bereichs zügig fortzu-
führen, haben wir heute einen Initiativentwurf ein-
gebracht. Flugs sagen Sie nun wieder: Das machen  

die SPD und auch die FDP plötzlich deshalb so 
schnell, weil ihre Parteitage vor der Tür stehen. 

(Ironischer Beifall bei der CDU/CSU — 
Dr.  Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Sehr 
richtig! Das haben Sie gut hingekriegt!) 

— Herr Carstens, wir geben sogar gerne zu, 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Sehen 
Sie!) 

daß wir auch unsere Parteitage nicht aus dem Auge 
verlieren. Für uns ist es eine Selbstverständlichkeit, 
daß Bundesparteitage demokratischer Parteien von 
ihren gesetzgebenden Fraktionen in möglichst gro-
ßem Umfang klare Fakten zur Beurteilung auf den 
Tisch gelegt bekommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie das nicht für selbstverständlich halten, 
weil es in Ihren Reihen nicht üblich zu sein scheint, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

und glauben, auch hier die Zunge des Spottes wet-
zen zu können, dann haben Sie noch ein bißchen 
Nachholbedarf in puncto innerparteilicher Demo-
kratie. 

(Erneuter Beifall bei der SPD — Bewerunge 
[CDU/CSU] : Das müssen Sie dem Bundes

-

kanzler sagen!) 

Ich will einmal versuchen festzustellen, ob es 
noch möglich ist, in diesem Hause den Katalog der 
Gemeinsamkeiten darzulegen. Ich gehe davon aus, 
daß niemand im Hause Extremisten im öffentlichen 
Dienst beschäftigen will; ich gehe davon aus, daß 
niemand Verfassung und geltende Beamtenrechte 
ändern will; ich gehe davon aus, daß wir lediglich 
gemeinsam die Gleichbehandlung des Verfahrens 
und nicht mehr sicherzustellen versuchen. Ich gehe 
auch davon aus, daß wir im Bereich der Ausbil-
dungsmonopole möglicherweise einen gemeinsamen 
Nenner finden. Ich gebe sogar der Hoffnung Aus-
druck, daß die Gemeinsamkeit bis in den von mir zi-
tierten Grundsatz hineinreicht, wonach der Staat 
prinzipiell dem Bürger vertrauen muß, wenn er um-
gekehrt das Vertrauen der Bürger wünscht und be-
nötigt. Diei Folgerung kann nur sein, daß Tatsachen 
vorliegen müssen, die geeignet sind, dieses Ver-
trauen in Frage zu stellen, und daß erst dann mit 
der gebotenen Gründlichkeit Überprüfungsverfahren 
einsetzen. Ich gehe letztlich davon aus, daß die Aus-
bildungs- oder Probezeit einer der wichtigsten Le-
bensabschnitte des Bewerbers ist, in der auch die 
Prüfung seiner aktiven Verfassungstreue durchge-
führt werden muß. 

Wir unterscheiden uns nur in einem Punkt, der 
freilich sehr unterschiedlich ausgelegt wird. Sie 
wünschen, daß die Mitgliedschaft in einer verfas-
sungsfeindlichen Partei oder Organisation in der 
Regel Zweifel an der Verfassungstreue des Bewer-
bers begründet. Das findet nach unserem Studium 
des Urteils keine Stütze beim Bundesverfassungsge-
richt. Die Mitgliedschaft in einer solchen Partei oder 
Organisation ist zweifellos einer der Gesichtspunkte, 
die unter anderen als Indiz bei der Einzelfallprü-
fung und der Berücksichtigung der persönlichen 
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Umstände herangezogen werden können und — von 
mir aus — auch müssen. Eine gesetzliche Regelung 
„in der Regel Zweifel" nimmt aber global eine Tat-
sachenwürdigung auch für den Einzelfall vorweg. 
Aus Ihrer allgemeinen Lebenserfahrung wollen Sie 
eine gesetzliche Regelvermutung machen. Klar ist 
dabei doch wohl auch Ihnen, daß extremistische 
Parteien oder Organisationen, was immer man dar-
unter versteht, graduiert zu sehen sind in der Exten-
sität, wie sie sich von der Verfassung entfernt ha-
ben. Bei Ihnen geht das alles über die eine Regel, 
einen Leisten, gleichwertig und gleichmäßig. Klar 
dürfte doch auch sein, daß sich die Mitgliedschaft 
in einer dieser Parteien oder Organisationen dem 
Betrachter in einer breiten Skala anbietet, die vom 
Mitläufer bis zu allen möglichen engagierten Ver-
fassungsgegnern reicht. Bei Ihnen wird das alles 
über den gleichen Leisten geschlagen: „begründet in 
der Regel Zweifel". 

Ich sage noch einmal, wir halten diese Regelung 
nicht für verfassungskonform, und wir sind sicher, 
daß ein hochkarätiger Verfassungsgegner von  die-. 
ser  Formel nicht erwischt wird. Der wird nicht im 
Traum daran denken, in eine Organisation oder Par-
tei einzutreten, die in diesen Blickwinkel hinein-
passen könnte Sorge haben wir, daß ein normaler 
Student sein Engagement beispielsweise an der Uni-
versität zurückstellt, weil er nicht weiß, ob die Ver-
einigung, der er beitreten möchte, nicht von der 
Zeit während des Studiums bis zur möglichen Be-
werbung um eine Einstellung in den öffentlichen 
Dienst ohne sein Wissen auf die schwarze Liste ge-
raten sein könnte. Konformes Verhalten, Nichtauf-
fallen sind Verhaltensmuster aus dem anderen Teil 
Deutschlands. Es wäre sehr schwerwiegend, wenn 
wir, auch ungewollt, mit derartigen Verhaltenswei-
sen eine gesunde Demokratie ins Kränkeln bräch-
ten. 

Ich will Ihnen zugeben, daß Ihre Lösung beque-
mer ist als die Lösung der sozialliberalen Koalition. 
Sie sollten aber bedenken, daß der Rechtsstaat nicht 
immer bequem ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Dregger. Er hat eine Redezeit von 
60 Minuten angemeldet. 

(Oh-Rufe bei der SPD — Beifall bei der 
CDU/CSU) 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Wenn unser parlamentarisches 
Regierungssystem innerhalb unserer verfassungs-
mäßigen Ordnung funktionieren und diese gesichert 
werden soll, muß es zwischen den demokratischen 
Parteien Kampf und Gemeinsamkeit zugleich geben. 
Der politische Kampf innerhalb der verfassungs-
mäßigen Ordnung ist die motorische Kraft, ohne die 
wirklicher Fortschritt nicht möglich gemacht und 
ohne die, was ebenso wichtig ist, scheinbarer Fort-
schritt in Richtung Abgrund nicht verhindert wer-
den kann. Aus den streitenden demokratischen Geg-
nern müssen aber Verbündete werden, wenn es gilt,  

den demokratischen Staat gegen diejenigen zu 
schützen, die ihn abschaffen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Einen zweiten Gedanken möchte ich voranstellen. 
Durch dieses Gesetz soll die demokratische Aus-
einandersetzung über Ziele und Wege der Politik 
nicht unterdrückt, sondern geschützt werden. Die 
Möglichkeit zu verfassungsmäßig bewirkten Ände-
rungen soll nicht beschnitten, sondern offengehalten 
werden. Ausgeschlossen werden sollen nur solche 
Veränderungen, die künftige Veränderungen ver-
hindern würden. Es ist ja das reaktionäre Wesens-
merkmal aller sozialistischen und faschistischen 
Regime in der Welt, daß sie von den Machthabern 
nicht gewünschte Veränderungen durch Gewalt 
unterdrücken, 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Sehr 
gut!) 

während es das freiheitliche Merkmal unserer Ord-
nung ist, daß sie für Veränderungen, soweit diese 
von der Mehrheit gewünscht werden, offen ist und 
daß sie dafür geordnete Verfahren anbietet. Nur 
diejenigen, die die Freiheiten unserer Verfassung 
mißbrauchen, um sie abzuschaffen, sollen durch 
dieses Gesetz auf Grenzen stoßen. Oder, juristisch 
ausgedrückt, nur der Kernbestand unserer Verfas-
sung, wie er im KPD-Urteil durch das Bundesver-
fassungsgericht umrissen worden ist, soll geschützt 
werden, nicht jede Verfassungsbestimmung und erst 
recht nicht der derzeitige gesellschaftliche oder 
politische Zustand. Im Gegenteil, diesen ändern zu 
können, gehört ebenfalls zum Kernbestand unserer 
Verfassung, der geschützt werden soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, in der Verteidigung 
dieses Kernbestandes sollten die demokratischen 
Parteien zusammenwirken. Das war auch zunächst 
der Fall, nicht nur in der ersten Nachkriegszeit. 
Das Grundgesetz wurde in dieser Hinsicht in völli-
ger Übereinstimmung von allen demokratischen 
Parteien als Verfassung einer streitbaren Demo-
kratie ausgeprägt; alle demokratischen Parteien 
grenzten sich von den rechten und den linken 
Extremisten in gleicher Weise entschieden ab. Die 
SPD Kurt Schumachers kämpfte gegen die Kommu-
nisten mit einer Konsequenz, die nicht zu über-
bieten war. Ein Wandel in dieser Hinsicht kündigte 
sich am Ende der 60er Jahre an. Aber noch 1972 
war es möglich, daß der damalige Bundeskanzler 
Brandt und die Regierungschefs aller Bundesländer, 
also Regierungschefs, die beiden großen Parteien 
angehörten, unter Mitwirkung des Bundesinnen-
ministers, der der FDP angehörte, die heute im Ge-
setz zu regelnde Frage in völliger Übereinstimmung 
durch eine Vereinbarung regelten. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Bald danach zerbrach diese Gemeinsamkeit, und 
zwar keineswegs, wie nacher von Vertretern der 
Regierungsparteien behauptet wurde, an einer unter-
schiedlichen Einschätzung der Rechtsgarantien, die 
im Interesse der Betroffenen zu beachten sind. In 
der Bereitschaft, diese Rechtsgarantien absolut zu 
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respektieren, stimmen wir völlig überein; ich werde 
das darlegen. Die Gemeinsamkeit zerbrach auch 
nicht an der angeblichen Kompliziertheit der Ma-
terie. Kompliziert ist nicht der zu regelnde Tatbe-
stand; kompliziert sind allenfalls die Gedankengänge 
einiger Koalitionspolitiker über diesen Tatbestand, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

insbesondere die Begründungen, mit denen sie die 
Aufgabe der gemeinsamen Position des Jahres 1972 
zu. erklären versucht haben. 

Die Gemeinsamkeit zerbrach an Umständen, die 
außerhalb der Rechtsproblematik liegen. Sie zer-
brach erstens an der neuerdings unterschiedlichen 
Einschätzung und Wertung der Gefahr, die von den 
heutigen Verfassungsfeinden — einige bekämpfen 
ja immer noch ,die verblichenen —, die also insbe-
sondere von den Kommunisten Moskauer Prove-
nienz ausgeht, und zweitens an der inneren Entwick-
lung der Regierungsparteien, die sich von der zu-
vor gemeinsamen Position der Demokraten ent-
fernt haben. Sie haben sich geändert, wie der Bun-
desverteidigungsminister in seinem „Spiegel"-Inter-
view ebenso freimütig wie resigniert feststellte. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Das hat die Regierung daran gehindert, die von der 
Sache her gebotene Regelung vorzuschlagen oder 
zu akzeptieren, wozu es im Grunde genügt hätte, 
die Vereinbarung aller Regierungschefs in das Ge-
setz zu übernehmen. Die Regierung nahm statt des-
sen Zuflucht zu Formelkompromissen, die — nach 
dem ebenso berühmten wie berüchtigten Beispiel 
ihrer Ostverträge — unterschiedlich auslegbar sind. 
Meine Damen und Herren, als Gesetzgeber sind wir 
aber zu eindeutigen Entscheidungen verpflichtet. 
Verzichten wir darauf, dann gefährden wir mit dem 
Zweck des Gesetzes zugleich zwei Grundwerte des 
Rechtsstaats, nämlich die Rechtssicherheit, die ein-
deutige Regelungen verlangt, und die Gerechtigkeit, 
die gleiche Behandlung gleicher Tatbestände zur 
Pflicht macht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Ausschußfassung des Regierungsentwurfs hat, 
wie die „Frankfurter Allgemeine Zeitung" am 
17. Oktober kommentierte, die letzten Klarheiten, 
die es im Regierungsentwurf noch gab, beseitigt, so 
daß alles das, was ich zum Regierungsentwurf ge-
sagt habe, erst recht für die Ausschußfassung gilt. 

Lassen Sie mich diese meine Thesen begründen. 

Erste These: Wir stimmen in der Bereitschaft, 
rechtsstaatliche Erfordernisse absolut zu respektie-
ren, voll und ganz überein. Koalition und Opposition 
lehnen, wie aus den beiden Gesetzentwürfen zu 
§ 122 a hervorgeht, eine Pauschalregelung ab und 
fordern eine Berücksichtigung des Einzelfalles. 

Der Versuch der Regierungsparteien, uns das 
Gegenteil zu unterstellen, knüpft an ein anderes 
Problem an, an das Kernproblem der beiden Ent-
würfe, ob nämlich die Mitgliedschaft in einer Par-
tei mit verfassungsfeindlicher Zielsetzung die wider-
legbare Vermutung begründet, daß das Mitglied 
die Ziele seiner Partei teilt und unterstützt und da-
her selbst verfassungsfeindliche Ziele verfolgt —  

eine doch nicht willkürliche, sondern außerordent-
lich naheliegende Vermutung, wie ich meine. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mit dem Problem der Einzelfallprüfung hat diese 
Frage nichts zu tun. Einzelfallprüfung und wider-
legbare Vermutung schließen sich nicht aus, son-
dern bedingen einander. Denn wenn die Mitglied-
schaft in einer Partei, die verfassungsfeindliche 
Ziele verfolgt, nur Zweifel an der Verfassungstreue 
des Mitglieds begründet — und das auch nur „in 
der Regel", wie es im Bundesratsentwurf heißt —, 
bedarf es eben der Einzelfallprüfung, um die Zwei-
fel bestätigt oder ausgeräumt zu. erhalten. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Sehr 
gut!) 

Wer über diese verwaltungsrechtliche Selbstver-
ständlichkeit hinwegredet, ist entweder nicht infor-
miert oder sucht den Tatbestand zu. vernebeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Bundesminister des Innern hat es in der ersten 
Lesung in schlimmer Weise getan. So, wenn er 
wahrheitswidrig behauptete, der Bundesratsentwurf 
lasse es zu, daß aus der Mitgliedschaft in einer 
nicht verbotenen Partei mit verfassungsfeindlicher 
Zielsetzung „ohne irgendwelche weitere Nachprü-
fung oder gar Anhörung auf die mangelnde Verfas-
sungstreue des Bewerbers geschlossen werden 
könne". 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Dabei ist doch das Gegenteil des vom Bundes-
innenminister in der ersten Lesung Behaupteten im 
Bundesratsentwurf ausdrücklich gesagt. Es heißt 
dort ausdrücklich, dem Bewerber sei Gelegenheit zu 
geben, sich zu den für die Entscheidung erheblichen 
Tatsachen zu äußern, die Ablehnung sei schriftlich 
zu begründen, sie könne nur auf die Tatsachen ge-
stützt werden, die gerichtlich verwertbar sind, und 
die Entscheidung sei mit einer Rechtsmittelbeleh-
rung zu versehen. In all diesen rechtsstaatlichen Ga-
rantien, meine Damen und Herren, stimmen beide 
Entwürfe völlig überein. 

Abweichungen zwischen den beiden Entwürfen 
ergeben sich jedoch in zwei für die Praxis der Ein-
stellungsbehörden entscheidenden Fragen: 

1. Wie ist die Mitgliedschaft in einer nicht ver-
botenen extremistischen Partei zu bewerten? 

2. Wer trägt die sogenannte Beweislast? 

(Dr. Althammer [CDU/CSU]: Das ist sehr 
wichtig!) 

Der Bundesratsentwurf knüpft in diesen Fragen 
an die Vereinbarung des damaligen Bundeskanzlers 
Brandt mit den Ministerpräsidenten aller Bundes-
länder vom 28. Januar 1972 an und beantwortet 
diese Frage völlig eindeutig. Ich zitiere: 

Die Mitgliedschaft in einer Partei oder sonstigen 
Vereinigung, die verfassungsfeindliche Ziele 
verfolgt, begründet in der Regel Zweifel daran, 
ob der Bewerber jederzeit für die freiheitlich-
demokratische Grundordnung eintreten wird, 
und zwar auch dann, wenn die Partei oder Ver- 
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einigung noch nicht verboten ist. Bleiben die 
Zweifel bestehen, so ist der Bewerber abzu-
lehnen. 

Regierungsentwurf und Ausschußfassung beantwor-
ten diese Frage überhaupt nicht. Das ist der ent-
scheidende gesetzgeberische Vorwurf, der gegen 
sie zu erheben ist. Die Bundesregierung stand vor 
der schwierigen Aufgabe, dem erstaunten Publi-
kum zu erklären, warum sie von der gemeinsamen 
Position des Jahres 1972 abgegangen ist. Der Bun-
desinnenminister entwickelte bei diesem Versuch 
in der ersten Lesung geradezu seiltänzerische Fähig-
keiten. Er versuchte klarzumachen, daß das in der 
Entschließung der Ministerpräsidenten Gesagte von 
der Bundesregierung im Grunde auch gewollt, aber 
doch wieder nicht gewollt werde und vor allem 
nicht im Gesetzentwurf gesagt werden solle, und 
das ist das Entscheidende. Die Mitglieder der Koali-
tionsfraktionen widersprachen sich in dieser Frage 
mit Vehemenz. 

In der Gegenäußerung der Bundesregierung zum 
Bundesratsentwurf hieß es noch ausdrücklich — ich 
zitiere mit Genehmigung der Präsidentin —: 

Der Entschluß, einer Partei oder Vereinigung 
mit verfassungsfeindlicher Zielsetzung als Mit-
glied beizutreten und in ihr zu verbleiben, ist 
auch nach dem Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung ein in der Person des Bewerbers liegen-
der Anhaltspunkt bei der Beurteilung, ob ein 
Bewerber die — nach geltendem Recht vorge-
schriebene — Gewähr der Verfassungstreue 
bietet. 

So die Bundesregierung in der Gegenäußerung zum 
Bundesratsentwurf. 

Diese Aussage war übrigens nicht ganz korrekt, 
weil das in der Gegenäußerung zum Bundesratsent-
wurf von der Bundesregierung Gesagte nicht im 
Gesetzentwurf der Bundesregierung steht, sondern 
nur das Gegenteil in diesem Gesetzentwurf ausge-
schlossen ist. 

Während Professor Maihofer in Übereinstimmung 
mit der Stellungnahme der Bundesregierung in der 
ersten Lesung nochmals ausdrücklich versicherte, 
Mitgliedschaft sei ein in der Person des Bewerbers 
liegender Umstand — unter anderen —, erklärte 
sein Fraktionskollege Dr. Hirsch in derselben Be-
ratung — ich zitiere mit Genehmigung der Präsi-
dentin wörtlich —: 

Wir sind der Meinung, daß die Parteizugehörig- 
keit kein praktischer Anknüpfungspunkt für 
eine Entscheidung in einem Einzelfall sein kann. 

Meine Damen und Herren, wie soll denn der Ge-
setzentwurf nun eigentlich ausgelegt werden — 
nach der Interpretation von Professor Maihofer oder 
nach der Interpretation von Dr. Hirsch? Oder soll 
vielleicht unterschieden werden, je nach dem, ob 
es sich um moskaufreundliche oder um moskau-
feindliche Kommunisten handelt? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Während nämlich der jetzige nordrhein-westfälische 
Innenminister, Dr. Hirsch, die Parteimitgliedschaft 
als Anknüpfungspunkt ausdrücklich ablehnte, ver-
trat der nordrhein-westfälische Justizminister, Dr. 
Posser, jedenfalls im Hinblick auf die moskaufeind-
liche KPD, bei der ersten Beratung des Gesetzent-
wurfs im Bundesrat am 10. Mai 1974 folgende Auf-
fassung — ich zitiere ihn wörtlich —: 

Es ist doch selbstverständlich, daß ein Bewer-
ber, der dieser neuen KPD angehört, 

— die Zugehörigkeit zu einer Partei war also plötz-
lich wichtig — 

völlig unmöglich in den öffentlichen Dienst 
aufgenommen werden kann. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Meine Damen und Herren, hier wird doch das 
Argument, es sei rechtsstaatswidrig, die Mitglied-
schaft in einer nicht verbotenen Partei mit verfas-
sungsfeindlichen Zielen als Anknüpfungspunkt zu 
verwenden, in durchaus vergleichbaren Fällen völ-
lig unterschiedlich gehandhabt. Mitgliedschaft in 
der moskaufeindlichen KPD weist demnach auf feh-
lende Verfassungstreue hin, Mitgliedschaft in der 
moskaufreundlichen DKP dagegen nicht. Meine Da-
men und Herren, wollen wir uns auch noch bei 
der Auslegung unserer Verfassung nach Moskauer 
Maßstäben richten? Diese Frage muß man doch ein-
mal stellen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Hie Hirsch, hie Maihofer, hie Posser! Was sollen 
eigentlich die Gesetzesanwender mit einem Gesetz 
machen, das schon bei seiner Entstehung in Bundes-
tag und Bundesrat von seinen Vätern und Müttern 
— man könnte besser sagen: von seinen Stiefvätern 
und seinen Stiefmüttern — so unterschiedlich aus-
gelegt wird? Ein solches Gesetz ist in der Praxis 
doch völlig ungeeignet. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Jenninger 
CDU/CSU: Alles, was von unserer Regie

-

rung kommt!) 

Herr Hirsch hat für seine Auffassung, Mitglied-
schaft in einer Partei mit verfassungsfeindlichen 
Zielen sei kein geeigneter Anknüpfungspunkt, eine 
Begründung gegeben, die auch von vielen anderen 
Vertretern der Koalition ins Feld geführt wird, die 
ich aber unbeschadet dessen für völlig falsch halte. 
Nämlich: nichtorganisierte Verfassungsfeinde seien 
unter Umständen gefährlicher als organisierte, 
weshalb es gegen den Gleichheitsgrundsatz der Ver-
fassung verstoße, wenn auf die Mitgliedschaft als 
Anknüpfungspunkt abgehoben werde. Meine Da-
men und Herren, es geht hier doch nicht um die 
Gefährlichkeit eines anarchistischen Bombenwer-
fers — bei dem ist es in der Tat völlig gleichgültig, 
ob er einer politischen Partei angehört oder nicht —, 
sondern es geht um die Bewertung des politischen 
Kampfes von Kommunisten und sonstigen Links-
oder Rechtsextremisten mit dem Ziel, den Kern-
bestand unserer freiheitlichen Verfassung zu zer-
stören und unser demokratisches System durch eine 
kommunistische oder faschistische Diktatur zu er- 
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setzen. Daß dieses Ziel ohne eine schlagkräftige 
Parteiorganisation nicht erreichbar ist, darüber 
kann doch nicht ernsthaft gestritten werden. Da-
von geht auch unsere Verfassung aus, die aus-
drücklich das Verbot verfassungsfeindlicher Par-
teien vorsieht. Das soll doch wahrscheinlich nicht 
geschehen, um Verfassungsfeinde durch Vereinze-
lung gefährlicher zu machen, wie Sie anzunehmen 
scheinen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Es ist doch ganz klar, daß nicht die Einzelkämpfer 
des Marxismus /Leninismus, die von Herrn Hirsch 
und dann auch von Herrn Maihofer in der ersten 
Lesung geradezu als Schreckensbilder an die Wand 
gemalt wurden, die Gefahr für die freiheitliche 
Demokratie in unserem Lande darstellen, sondern 
die organisierten Verfassungsfeinde, und zwar die 
disziplinierten noch viel mehr als die Chaoten. Da-
von müssen wir doch ausgehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Bewertung, die ausdrücklich an die Partei-
mitgliedschaft anknüpft, erlaubt es im übrigen, auf 
Gesinnungsprüfungen, die in der Tat widerwärtig 
sind, ganz und gar zu verzichten. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU]: Bravo! 
Richtig!) 

Ganz im Gegensatz dazu hat Professor Ehmke in 
den Ausschußberatungen gemeint, gerade auf die 
Parteimitgliedschaft nicht verbotener Parteien dürfe 
nicht abgestellt werden. Diese Mitgliedschaft könne 
allenfalls Anlaß bieten, den Bewerber auf seine 
Verfassungstreue zu überprüfen. Die Mitgliedschaft 
selbst könne aber kein Ablehnungsgrund und, wie 
er meinte, wohl auch kein Indiz sein. Ich schließe 
das letztere aus der Tatsache, daß Herr Ehmke in 
diesem Zusammenhang Zweifel äußerte, ob die Re-
gierung überhaupt das Recht habe, sich über die 
Verfassungsmäßigkeit einer nicht verbotenen poli-
tischen Partei zu äußern. 

Meine Damen und Herren, hätte Professor Ehmke 
recht, dann gäbe es nur eine Alternative: Entweder 
Verbot oder freie Betätigung für jede nicht ver-
botene Partei und ihre Mitglieder auch im öffent

-

lichen Dienst. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie das wollen, meine Damen und Herren von 
der Koalition, bitte, dann müssen Sie die DKP eben 
verbieten; ich habe nichts dagegen. Aber Sie kön-
nen doch nicht zweierlei hintereinander sagen, näm-
lich: Wir haben die DKP nicht verboten, weil wir 
sie in anderer Weise bekämpfen wollen — das war 
die Begründung für den Verbotsverzicht —, und da-
nach: Wir können sie nicht in anderer Weise be-
kämpfen, weil wir sie nicht verboten haben. Diese 
Schizophrenie machen wir nicht mit. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich unsere Auffassung zu diesem 
Punkt wie folgt zusammenfassen. 

Der Kernbestand unserer Verfassung, um dessen 
Schutz allein es geht, wird nicht durch Gesinnungen 
bedroht, sondern durch Aktivitäten, und — da ein-

zelne die Republik nicht gefährden können — weni-
ger durch die Aktivität nicht organisierter Einzel-
kämpfer als durch die organisierten Aktivitäten 
extremer Gruppen. Das gilt insbesondere für die 
Gruppe, die sich auf die massive Unterstützung der 
SED, des von ihr beherrschten Staates und der hin-
ter ihr und ihm stehenden .Hegemonialmacht, näm-
lich die Sowjetunion, stützen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Genau zu dieser Frage, zur Unterstützung der DKP 
aus dem sozialistischen Lager, haben wir der Bun-
desregierung bereits Anfang August und Anfang 
September zwei Kleine Anfragen gestellt; sie sind 
bis heute nicht beantwortet worden. Der Koalition 
ging es wohl darum, Tatsachen, die nicht in ihr 
Konzept passen, bis auf einen Zeitpunkt nach dieser 
Debatte und möglicherweise auch nach den Partei-
tagen zu verschieben. 

Meine Damen und Herren, festzuhalten ist, daß 
die DKP bei der Bekämpfung extremistischer Par-
teien nicht ausgespart werden kann. Sie muß be-
kämpft werden, entweder durch Verbot oder zumin-
dest durch politische Isolierung bei gleichzeitigem 
Ausschluß ihrer aktiven Mitglieder vom öffentli-
chen Dienst. Das ist der Kernpunkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer das letztere ablehnt, erzwingt das Parteiverbot. 
Die Mitgliedschaft in einer extremistischen Partei, 
nicht die Gesinnung — um es noch einmal zu sagen 
— ist der entscheidende Anknüpfungspunkt. 

Auch die zweite Frage der Praxis an den Gesetz-
geber läßt der Regierungsentwurf unbeantwortet, 
nämlich die Frage nach der sogenannten Beweislast. 
Ich sage „sogenannte Beweislast", weil dieser Be-
griff rechtstechnisch aus dem Zivilrecht stammt und 
in diesem Sinne hier nicht verwendbar ist. Aber auch 
im öffentlichen Recht muß ein von Amts wegen auf-
zuklärender Tatbestand die eine oder die andere 
Rechtsfolge haben, wenn Zweifel nicht ausgeräumt 
werden können. Da es sich bei der Verfassungs-
treue des Bewerbers für den öffentlichen Dienst 
nicht um einen Tatbestand des Strafrechts — dort 
gilt der Grundsatz „in dubio pro reo", d. h. „im 
Zweifel für den Angeklagten" —, sondern um eine 
Eignungsvoraussetzung handelt, müssen verblei-
bende Zweifel — wie bei jeder anderen Eignungs-
voraussetzung auch — zu Lasten des Bewerbes ge-
hen. Das ist völlig klar. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das war auch die Auffassung von Professor Mai-
hofer, zumindest in der ersten Lesung des Gesetz-
entwurfs. Er sagte damals, in Übereinstimmung mit 
dem Bundesrat sei davon auszugehen, daß nach gel-
tendem Recht der Bewerber seine Eignung nachzu-
weisen habe, wenn Zweifel an ihr bestünden. Falls 
er diese Zweifel nicht ausräumen könne, gehe das 
zu seinen Lasten. 

Herr Professor Maihofer, wenn Sie dieser Auffas-
sung heute noch sind, müssen sie mit uns gemein-
sam dafür sorgen, daß das in den Gesetzentwurf mit 
der Deutlichkeit hineingeschrieben wird, in der es 
im Bundesratsentwurf gesagt ist, nämlich mit den 
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Worten: „Bleiben die Zweifel bestehen, so ist der 
Bewerber abzulehnen." 

Das ist notwendig, weil zahlreiche Politiker der 
Koalition Ihre Auffassung und Ihre Auslegung des 
Gesetzentwurfs nicht teilen. Schon in der ersten 
Lesung sagte Ihre Fraktionskollegin, Frau Schuchardt, 
wörtlich — ich zitiere mit Genehmigung der Präsi-
dentin —: 

Rechtsstaatlichkeit erfordert auch, daß die Be-
weislast für die verfassungsfeindlichen Bestre-
bungen des Bewerbers bei der Behörde liegt. 

Das wurde nach der abschließenden Beratung und 
auch heute von dem Kollegen Liedtke noch einmal 
ausdrücklich und öffentlich bestätigt. Also bitte, 
Herr Professor Maihofer, die Position, die Sie in der 
ersten Lesung eingenommen haben, war rechts

-

staatswidrig, jedenfalls nach der Auffassung der bei-
den Regierungsparteien. Es wäre interessant zu er-
fahren, ob und in welcher Weise Sie inzwischen 
bekehrt worden sind. 

Meine Damen und Herren, bei der politischen Be-
wertung des Verhaltens von SPD und FDP — ich 
glaube, sie muß nach dieser Detailuntersuchung nun 
folgen — ist festzustellen, daß die Regierungspar-
teien sich als unfähig erwiesen haben, die anste-
henden Fragen klar und eindeutig zu regeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die wichtigen Fragen der Einstellungsbehörden sind 
unbeantwortet geblieben. Damit ist eine gleichmäßi-
ge Anwendung der einschlägigen Rechtsnormen nicht 
sichergestellt. Der von Herrn Leber für die SPD fest-
gestellte Wandel der Regierungsparteien hat Sie dar-
an gehindert. Dieser Wandel macht die Koalition 
zunehmend regierungsunfähig, nicht nur auf dem 
Felde der inneren Sicherheit, sondern auch auf dem 
Felde der äußeren Sicherheit, wo sich der Bundes-
verteidigungsminister als Ganzes nur noch auf die 
Opposition verlassen kann, und ebenso auf dem 
Felde der Wirtschaftspolitik, wo die SPD mutwillig 
das Vertrauen zerstört, das für den Aufschwung 
notwendig ist und um das der Bundeskanzler ver-
zweifelt ringt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dieser verhängnisvolle Wandel der SPD hat sich 
unter dem Patronat des Parteivorsitzenden Willy 
Brandt vollzogen, dessen Haltung in der Abwehr 
linker Extremisten sich von der einer seiner Vor-
gänger, Kurt Schumacher, diametral unterscheidet. 

Mit Brandts Kehrtwendung in der Ost- und 
Deutschlandpolitik veränderte sich auch die innen-
politische Einschätzung des kommunistischen Geg-
ners. Das ist um so verhängnisvoller, weil gerade 
eine aktive Ost- und Deut schlandpolitik mit dem 
Ziel, die außenpolitischen Beziehungen zur Sowjet-
union und den sozialistischen Staaten zu verbessern, 
existenznotwendig zur Voraussetzung hat, daß wir 
innenpolitisch die Front gegenüber den Kommuni-
sten nicht aufweichen, sondern sie noch verstärken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist aber nur möglich, wenn wir die Ziele und 
Methoden kommunistischer Politik auf Grund nüch

-

terner Analyse richtig einschätzen. Kommunisten 

sind keine kritischen Demokraten, wie die Hambur-
ger FDP mit der edlen Unschuld, die aus dem Au-
gen ihrer Vorsitzenden leuchtet, glaubte feststellen 
zu können. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Kommunisten sind auch im Zeitalter der Ent-
spannung und friedlichen Koexistenz geblieben, was 
sie immer waren, nämlich eine sich ständig im 
Angriff befindliche Gruppe mit ,dem Ziel, unsere 
Verfassungsordnung zu zerstören und eine kommu-
nistische Diktatur nach dem Beispiel Moskaus und 
Ost-Berlins auch in unserem Land einzurichten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Daran haben weder die Ost-Verträge noch die Kon-
ferenz von Helsinki irgend etwas geändert. Die 
Kommunisten verschweigen das auch gar nicht. 
Nach Helsinki schrieb zum Beispiel Sarodow, einer 
der führenden Ideologen der Kommunistischen Par-
tei der Sowjetunion, in  der  „Prawda", ausdrücklich 
an die Adresse der westeuropäischen Kommunisten 
gerichtet -- ich zitiere mit Genehmigung wört-
lich — 

Die sofortige, nicht auf die lange Bank gescho-
bene Errichtung der Diktatur ,des Proletariats ist 
die unerläßliche Voraussetzung für den Sieg 
der demokratischen Revolution. 

Und weiter: 

Für Leninisten ist die Volksmehrheit kein arith

-

metischer, sondern ein politischer Begriff. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

So Sarodow in der „Prawda". Man wird sich erin-
nern, daß das genau die Formel ist, die der portu-
giesische Kommunistenführer Cunhal verwendet 
hat. 

All das ist völlig klar. Das Schlimme ist, daß SPD 
und FDP es nicht mehr zur Kenntnis nehmen, und 
wenn schon, daß sie nicht mehr bereit sind, daraus 
die notwendigen Konsequenzen zu ziehen. Meine 
Damen und Herren von der Koalition, Sie verdrän-
gen das Ihnen Unangenehme aus Ihrem Bewußtsein 
und betrügen damit sich selbst und andere. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie folgen damit dem Beispiel derer, die in den 
20er Jahren und zu Beginn der 30er Jahre Hitler 
nicht ernst nahmen, 'was  nicht nur auf die Rechte 
in Deutschland zutraf, sondern auch auf weite Teile 
des demokratischen Auslands und viele unpolitische 
Menschen in Deutschland. Dabei hatte Hitler in sei

- 

 nem Buch „Mein Kampf" die Perspektiven seiner 
Politik noch vor der Machtübernahme weitgehend 
enthüllt. Und als die Tragödie zu Ende ging, die die 
Nationalsozialisten über Deutschland und die Welt 
gebracht hatten, sagten die einen bei uns: Wir haben 
das Buch nicht gelesen!, und die anderen sagten: 
Wir haben es nicht geglaubt! — Das ist dieselbe 
Haltung, die Sie jetzt gegenüber den Kommunisten 
einnehmen. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU) 
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Ich meine, daß das für die  freiheitliche Demokratie 
und für den ganzen Westen lebensgefährlich ist. 

Die Kommunisten verstehen unter Entspannung 
und friedlicher Koexistenz etwas grundsätzlich an-
deres als der Wortsinn es uns nahelegt. Der sowje-
tische Professor Woslenski, der in unserem Lande 
im Auftrag der Sowjetregierung eine rege Vorle-
sungs- und Vortragstätigkeit ausübt, hat ,das unter 
anderem in der Zeitschrift „Osteuropa", April-Aus-
gabe 1974, mit zahlreichen Zitaten aus dem Partei-
programm der Kommunistischen Partei der Sowjet-
union und aus der „Prawda" und in zahlreichen 
weiteren Vorträgen, Vorlesungen und Interviews, 
auch im „Spiegel", im einzelnen belegt. Für Kom-
munisten bedeuten friedliche Koexistenz und Ent-
spannung nicht das Ende der Konfrontation, sondern 
die Fortsetzung der Konfrontation bis zum Sieg des 
Kommunismus im Weltmaßstab. 

„Mit zunehmender Entspannung wird der ideolo-
gische Krieg härter", so formulierte der Generalse-
kretär der Kommunistischen Partei der Sowjetunion. 
In diesem ideologischen Krieg ist den Kommunisten 
nach eigener Einschätzung alles erlaubt, was ihren 
Zielen dient: Spionage — wir haben ja auch hier ein 
sehr interessantes Beispiel in Bonn —, Sabotage, 
Subversion, politischer und militärischer Druck, auch 
Bürgerkriege und sogenannte nationale Berfreiungs-
kriege. 

Für den ideologischen Gegner, für die freiheit-
lichen Demokraten gibt es demgegenüber keine 
Chancengleichheit. Während die Kommunisten bei 
uns vollen Entfaltungsspielraum fordern und von 
Berufsverboten reden, verschwinden die Anhänger 
der Bürgerrechtsbewegung in der Sowjetunion und 
in den sozialistischen Ländern im Zuchthaus, in der 
Irrenanstalt oder werden, soweit sie durch Nobel-
preisverleihung geschützt werden, aus ihrem Vater-
land ausgewiesen, wie es Solschenizyn ergangen ist 
und möglicherweise auch Sacharow ergehen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Haase [Kas

-

sel] [CDU/CSU] : Das ist die bittere Wahr

-

heit! — Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: 
So ist es!) 

Vor diesen Tatsachen, meine Damen und Herren, 
dürfen verantwortliche Politiker in der Bundesrepu-
blik Deutschland ihre Augen nicht verschließen. Ge-
gen die sich daraus ergebenden Gefahren für den 
Bestand unserer freiheitlichen Demokratie müssen 
wir rechtzeitig Vorkehrungen treffen. Wir können 
nicht warten, bis eine extremistische Partei, zum 
Beispiel die DKP, in unserem Lande so stark ge-
worden ist, daß Gegenvorkehrungen, die nach der 
Verfassung möglich und geboten sind, aus innen-
politischen oder außenpolitischen Gründen ich 
denke an Oreanda — nicht mehr durchgesetzt wer-
den können. 

Die Zahlenspielchen, Herr Kollege Liedtke, mit 
den wenigen Links- und Rechtsextremisten im öf-
fentlichen Dienst besagen demgegenüber herzlich 
wenig. Die DKP, ohne Zweifel eine Ersatz- bzw. 
Nachfolgeorganisation der vom Bundesverfassungs-
gericht bereits verbotenen KPD, befindet sich im 
zügigen Aufbau. Sie hat zur Zeit mehr als 40 000 

Mitglieder; davon sind mindestens 34 000 aktive 
DGB-Gewerkschaftler. Nicht wenige von ihnen sind 
einflußreiche Funktionäre bis in die Bundesvor-
stände von Einzelgewerkschaften hinein. Während 
der DGB sich gegen die neue KPD und andere soge-
nannte Chaoten klar abgrenzt, geschieht das gegen-
über der DKP nicht. Ihr bescheinigt zum Beispiel der 
Vorsitzende der IG Metall ausdrücklich Heimatrecht, 
„und zwar" — ich zitiere ihn jetzt wörtlich — „so 
lange, wie sie gemäß gewerkschaftlichen Grundsät-
zen in der Einheitsorganisaition arbeitet". Meine 
Damen und Herren, das werden die Kommunisten 
mit Sicherheit tun, solange es ihnen notwendig er-
scheint, sich zu tarnen, in den Gewerkschaften wie 
im Staat. Aber wenn ihnen das nicht mehr notwen-
dig erscheint, dann ist es bereits zu spät, die Konse-
quenzen zu ziehen und die Abwehr sicherzustellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund kann sich auf 
die staatliche Praxis als Beispiel berufen: im Bil-
dungswesen, mehr noch im Hochschulbereich und 
demnächst auch auf dieses Gesetz, das sicherlich Si-
gnalwirkung haben wird. Deswegen ist es vielleicht 
verständlich und keine Überraschung, wenn der DGB 
diese Haltung einnimmt, obwohl auch er weiß oder 
zumindest wissen sollte, daß es in einem von der 
DKP beherrschten Staat freie Gewerkschaften nicht 
mehr geben wird, die DKP also auch die Existenz des 
DGB als einer freien Gewerkschaft untergräbt. 

(Beifall bei der CDU/CSU 	Dr. Carstens 
[Fehmarn] [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Ein Wort zu Professor Grosser und seiner Frie-
denspreis-Rede in Frankfurt. 

(Schinzel [SPD] : Er hat mehrere Worte ver

-

dient!) 

Professor Grosser, meine Damen und Herren, ist 
heute Franzose und lebt seit frühester Jugend in 
Frankreich. Die Lage Frankreichs ist gerade in die-
sem Punkt mit der unseres Landes nicht zu verglei-
chen. Ich will keineswegs die Probleme verkleinern, 
die sich aus dem Vorhandensein starker kommuni-
stischer Parteien in Frankreich und Italien für die 
Funktionsfähigkeit der parlamentarischen Demo-
kratie in diesen Ländern ergeben. Sie erschweren 
zumindest den Ablösemechanismus innerhalb der 
parlamentarischen Demokratie. In Italien lautet die 
Alternative für die Democrazia Cristiana nicht: Re-
gierung oder Opposition, sondern: Regierung oder 
Machtübernahme der Kommunisten. Allein unter 
diesem Aspekt kann man sich eine ähnliche Situa-
tion, kann man sich italienische Verhältnisse in die-
sem Punkt in Deutschland keineswegs wünschen. 

Aber im heutigen Deutschland ist noch etwas an-
deres zu sehen: Unser Land ist geteilt, die Bundes-
republik Deutschland, nur ein Teil des Ganzen, ruht 
schon aus diesem Grunde, aber auch wegen der ge-
schichtlichen Katastrophen, die hinter uns liegen, 
nicht in der festen geschichtlichen Tradition z. B. 
Frankreichs und teilweise auch Italiens. Es kann 
keine Frage sein: Wenn es in der Bundesrepublik 
Deutschland eine starke kommunistische Partei ge-
ben sollte, dann wird aus der Abgrenzungspolitik 
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der DDR eine Wiedervereinigungspolitik unter kom-
munistischen Vorzeichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Ostpolitik dieser Bundesregierung hat dafür 
die Grundlage geschaffen, weil sie nicht nur in der 
Welt, sondern auch bei unserer Jugend den Ein-
druck erweckt hat, das freie Deutschland habe die 
Idee der nationalen Wiedervereinigung aufgegeben. 
Meine Damen und Herren, wenn sich einmal die 
nationale Idee der Wiedervereinigung mit der kom-
munistischen Revolutionsidee verbinden sollte, dann 
wird das ein Gemisch sein, das nicht nur das freie 
Deutschland, sondern wahrscheinlich auch das ganze 
freie Westeuropa zum Einsturz bringen würde. 

Deshalb darf nach meiner Meinung — das möchte 
ich an die Adresse von Professor Grosser sagen — 
unter deutschen, europäischen und demokratischen 
Aspekten die kommunistische Expansion in die-
sem Lande — gerade in diesem Lande — nicht ver-
niedlicht werden. Sie ist in ein neues Stadium ge-
treten: eingeleitet an Universitäten und Lehreraka-
demien, begünstigt durch eine zumindest mißver-
ständliche Ost- und Deutschlandpolitik und den 
inneren Wandel der Regierungsparteien. 

Meine Damen und Herren, Wahlergebnisse sind 
nicht der einzige Maßstab kommunistischer Macht. 
Die Stärke der Kommunisten und ihrer Sympathi-
santen im gesamten deutschen Bildungswesen, und 
in den Massenmedien ist weit größer, als Wahl-
ergebnisse das ahnen lassen. Langfristig wird das 
politische Schicksal dieses Landes nicht in Parla-
menten entschieden werden, die durch Wahlen ge-
bildet werden, sondern an den Schulen, auf den 
Lehrerakademien, an den Hochschulen, in den Mas-
senmedien, überall dort, wo politische Meinungen 
geprägt und gebildet werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Professor 
Schweitzer? 

Dr. Dregger (CDU/CSU) : Bitte sehr, gern. 

Dr. Schweitzer (SPD) : Herr Kollege Dregger, könn-
ten Sie dem Hohen Hause und der deutschen Öffent-
lichkeit einmal erklären, warum Sie und Ihre poli-
tischen Freunde dann keinen Antrag auf Verbot 
der DKP stellen, wenn Sie diese Partei für so stark 
und gefährlich in der Bundesrepublik halten? 

Dr. Dregger (CDU/CSU) : Ich bedaure außerordent-
lich, daß Sie nicht zugehört haben. Ich habe dazu 
Stellung genommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Rawe [CDU/ 
CSU] : Aber da war er noch nicht da, da hat 

er geschlafen!) 

Ich habe gesagt, es gibt zwei Möglichkeiten. Die 
eine: Alle demokratischen Parteien sind sich dar-
über einig, daß die Kommunisten politisch isoliert 
werden und daß ihre aktiven Mitglieder daran ge-
hindert werden, in unseren Staatsdienst einzutreten. 

Das ist die eine Möglichkeit; mit der sind wir ein-
verstanden, wenn Sie alle mitziehen. Die andere 
ist das politische Verbot. Wenn Sie bei Ihrer Hal-
tung bleiben, dann provozieren Sie das Parteiver-
bot; wir haben nichts dagegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wir können die Aus-
einandersetzung mit den kommunistischen System-
veränderern sicherlich nicht in erster Linie mit 
Rechtsnormen und den Machtmitteln des demokra-
tischen Staates gewinnen. Entscheidender ist etwas 
anderes: daß die Bundesrepublik Deutschland stark 
und gesund bleibt und, soweit sie es nicht mehr ist, 
wieder wird: wirtschaftlich, sozial und politisch; 
daß wir die Auseinandersetzung mit dem ideologi-
schen Gegner offensiv annehmen und wirksam füh-
ren. Auf diesem Felde ist in unserem Lande am 
meisten versäumt worden, und auf diesem Felde 
wird heute noch am meisten gesündigt. Wenn ich 
z. B. die Rahmenrichtlinien für Gesellschaftskunde 
in Hessen als Beispiel nehme, dann ist das genau 
das Gegenteil dessen, was notwendig ist, Herr Weh-
ner, um diesen Staat und seine freiheitliche Demo-
kratie zu verteidigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch wenn Sie es noch nicht begriffen haben soll-
ten: Viele früher sozialdemokratische Wähler ha-
ben das in der Landtagswahl von 1974 bestätigt, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese beiden Aufgaben sind die wichtigsten. 

Aber auch wenn wir diese Aufgaben besser als 
in der Vergangenheit erfüllen, kann nicht auf das 
verzichtet werden, worum es in diesem Gesetz 
geht, nämlich den Staatsapparat des demokratischen 
Staates intakt zu halten, ihn nicht denen zu öffnen, 
die, gestützt auf eine feste Parteiorganisation, da-
nach streben, den Kernbestand unserer Verfassung 
zu zerstören. Ein demokratischer Staat, der das zu-
läßt, handelt nicht liberal, sondern masochistisch. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Demokratische Politiker, die das zulassen, handeln 
nicht rechtsstaatlich, sondern verantwortungslos. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Tragödie der Weimarer Demokratie, die an 
der Toleranz gegenüber ihren intoleranten Feinden 
zugrunde gegangen ist, darf sich nicht wiederholen. 
Zu ihren erklärten Feinden gehörten damals NSDAP 
und KPD in gleicher Weise. Daß schließlich die 
NSDAP siegte und mit den Demokraten und den 
unpolitischen Deutschen auch die Kommunisten 
unterdrückte, rechtfertigt die KPD als solche nicht. 
Todfeinde des demokratischen Systems und zynische 
Menschenverächter waren sie beide. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der „Archipel GULag" ist nicht weniger eine War-
nung als die Konzentrationslager Adolf Hitlers. 

Die Väter des Grundgesetzes, Sozialdemokraten, 
Freie Demokraten und Christdemokraten, waren 
sich in der Entschlossenheit einig, eine Wieder- 
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holung der Weimarer Tragödie auf jeden Fall zu 
verhindern. Diese Einigkeit der Demokraten war 
die Grundlage der inneren Stabilität der Bundes-
republik Deutschland in den ersten 20 Jahren ihres 
Bestehens. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Daß SPD und FDP die gemeinsame Position der De-
mokraten mehr und mehr zu verlassen beginnen, 
ist eine große und schlimme Gefahr. 

(Dr. Arndt [Hamburg] [SPD] : Unwahrheit!) 

Eine Korrektur kann wahrscheinlich nur noch von 
den Wählern herbeigeführt werden. Wir werden 
Ihnen, meine Damen und Herren, auf Ihrem ver-
hängnisvollen Weg jedenfalls nicht folgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir handeln in der Überzeugung, daß Demokra-
tie kämpferischen Einsatz verlangt, besonders in 
einer bedrohten westlichen Welt. Toleranz ist gänz-
lich unangebracht gegenüber denen, die jedem An-
dersgläubigen sofort die nackte Überlebensfrage 
stellen. Deshalb reicht es nicht, Auflösungserschei-
nungen der Wachsamkeit apathisch zu erkennen 
und zu beklagen und anzukündigen, „dann lege 
man eben den Hobel hin", wie Leber es im „Spie-
gel"-Interview getan hat. Wir sind verpflichtet, 
konsequent und kämpferisch für unseren Staat und 
unsere Freiheit einzutreten, und das deutsche Volk 
kann sich darauf verlassen, daß die CDU/CSU diese 
Aufgabe immer ernst nehmen wird. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Wendig. 

Dr. Wendig (FDP) : Frau Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Der Herr Kollege 
Jenninger hat vorgestern in der Geschäftsordnungs-
debatte mit sehr starken Worten die Meinung seiner 
Fraktion vorgetragen, hier solle wider alle politi-
sche Vernunft eine Lösung durch die Parlaments-
mehrheit durchgepeitscht werden, wo doch eine ein-
gehende Debatte von der Sache her nötig wäre. Herr 
Jenninger wird sich — und Sie alle, meine Damen 
und Herren von der Opposition — durch die heutige 
Debatte belehren lassen müssen, daß das kaum mehr 
als ein Theaterdonner gewesen ist. Wir werden alle 
die anstehenden Probleme in aller Ausführlichkeit 
und Gründlichkeit diskutieren. Niemand wird und 
soll am Ende dieser Debatte sagen können, er sei 
unter einen Zeitdruck gesetzt worden. Solche Pau-
schalurteile sollte man vermeiden. Gestatten Sie mir 
hier ein Wort aus dem alten Preußen, nämlich von 
dem Alten Fritz: Niedriger hängen! 

Nun, meine Damen und Herren, ein paar grund-
sätzliche Ausführungen, zunächst zu dem Kollegen 
Dregger. Herr Dregger, wir sind, glaube ich, alle gar 
nicht uneinig in der prinzipiellen Frage, daß die poli-
tischen Kräfte dieses Hauses und dieses Landes ge-
gen diejenigen Kräfte zusammenstehen, die den 
Staat und seine freiheitliche Grundordnung in Ge-
fahr bringen, ja, verändern wollen, die die Freiheit 
abschaffen wollen, und was wir sonst sagen. Dar-

über besteht gar kein Zweifel. Hier wird doch nur — 
und deswegen muß ich die Debatte auf diese Grund-
lage zurückführen — darum gestritten, in welchem 
Verfahren dies auf rechtsstaatliche Weise geschehen 
sollte. 

(Beifall bei der FDP) 

Auch all Ihre letzten Ausführungen über die Ge-
fahren des Kommunismus, Herr Kollege Dregger, 
sind im Prinzip richtig. Ich glaube aber nicht, daß die-
ses Gesetz und dieser Gegenstand Anlaß sind, den 
Kommunismus im nationalen Bereich zu bekämpfen, 
so wie wir es für notwendig halten. Ich werde dazu 
nachher noch einige Worte sagen. Aber ich glaube, 
das ist einfach die falsche Schlachtordnung, in der 
wir hier antreten würden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Nun einige allgemeine Bemerkungen, die bei die-
ser grundsätzlichen Angelegenheit durchaus am 
Platz sein müßten. Die Frage nach der Beschäftigung 
von Verfassungsfeinden im öffentlichen Dienst wird 
in diesem Land seit mehreren Jahren mit unter-
schiedlicher Leidenschaft, aber auch großem politi-
schem Engagement diskutiert. Wir hören es heute 
wieder. Die Gesetzentwürfe der Bundesregierung 
und des Bundesrats, die diese Materie regeln sollen, 
stehen trotz sich verändernder innenpolitischer 
Szenerie wie selten ein Thema immer wieder im 
Zentrum des politischen Interesses. 

Man wird fragen müssen, meine Damen und Her-
ren, ob dies gut ist. Zwei Antworten sind möglich 
und berechtigt. Die eine Antwort wäre: Die lang-
anhaltende Diskussion in der Öffentlichkeit wie in 
den politischen Gremien unseres Landes macht über 
den äußeren Anlaß hinaus Grundpositionen deut-
lich, auch Grundanschauungen über das Wesen un-
serer freiheitlichen Demokratie, über das Wesen 
der staatlichen Gewalt in dieser Ordnung, über die 
Stellung des Bürgers gegenüber diesem Staat un d 

 nicht zuletzt auch über die Beschaffenheit und die 
Qualität derjenigen, die als Beamte in diesem Staat 
ihren Dienst verrichten. Darum geht es. Ich sage: 
Dies ist für die Klarheit und den Meinungsbildungs-
prozeß in unserem Land gut. 

Das andere Argument wäre: Es tut der freiheit-
lichen Demokratie auf Dauer nicht gut, wenn diese 
Probleme immer wieder wie eine offene Wunde 
meist in polemischer Diskussion am Leben gehalten 
werden, und zwar mit all der Unsicherheit und den 
Verunsicherungen im Detail bei den politisch Ver-
antwortlichen ebenso wie bei den betroffenen Bür-
gern. 

Entscheiden wir uns heute noch für die positive 
Beantwortung dieser Frage in der hoffnungsvollen, 
wenn auch vielleicht etwas skeptischen Erwartung, 
daß sich mit einer baldigen Verabschiedung des 
Gesetzentwurfs in der Fassung der Koalitionspar-
teien die Rechtssicherheit auch im politischen Be-
wußtsein unserer Bürger im Lande auf die Dauer 
festigen wird. 

Lassen Sie mich eine zweite, ebenfalls allgemein 
gehaltene Bemerkung anschließen. Wenn wir über 
die vorliegenden Entwürfe diskutieren, wird sehr 
oft die Rede davon sein — sie war es ja schon —, 
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ob und inwieweit sie dem Beschluß des Bundesver-
fassungsgerichts entsprechen oder nicht. Auch ich 
werde mich von solcher Bezugnahme nicht frei 
machen können. Aber gerade deswegen muß in 
dem gegenwärtigen Zusammenhang in aller Nüch-
ternheit und Zurückhaltung einiges zur Verfassungs-
gerichtsbarkeit in der Bundesrepublik Deutschland 
gesagt werden, und gestatten Sie mir hierzu einige 
Ausführungen. 

Die Väter des Grundgesetzes gingen 1949 in vie-
len Sachbereichen — davon war schon die Rede — 
von  der Grundüberzeugung aus, es komme vorran-
gig darauf an, Fehler der Weimarer Entwicklung vor 
1933 zu vermeiden und die Möglichkeiten einer Ge-
waltherrschaft ein für allemal auch in den Ansätzen 
von der verfassungspolitischen Entwicklung unseres 
Staates fernzuhalten. Hierzu gehört neben anderen 
Punkten die Einführung des Normenkontrollverfah-
rens in die Verfassungsgerichtsbarkeit durch das 
Grundgesetz und seine nähere Ausgestaltung im Ge-
setz. Diese starke Stellung des Bundesverfassungs-
gerichts ist im Prinzip positiv zu bewerten. Sie hat 
in der Rechtsprechung des BVG, insbesondere in den 
ersten Jahren nach Gründung der Bundesrepublik 
Deutschland, ganz wesentlich die verfassungsrecht-
lichen Grundlagen des neugegründeten Staatswe-
sens gefestigt und gesichert und die Felder abge-
steckt, in denen sich die verfassungspolitisch rele-
vanten Kräfte in unserem Land zu betätigen haben. 

Eine solche Position kann sich in ihren Folgewir-
kungen auf Staat und Gesellschaft auf Dauer aber 
auch als nachteilig erweisen, nämlich dann, wenn 
sie im Ergebnis dazu führt, Rechtsprechung an die 
Stelle von Politik zu setzen. Das ist eine ganz allge-
meine Feststellung, die ich hier treffen möchte. 
Trotz ihres politischen Gehalts ist die Entscheidung 
eines Verfassungsgerichts, insbesondere im Normen-
kontrollverfahren, immer eine Rechtsentscheidung, 
und ein Mißverständnis über diese Tatsache führt 
auf die Dauer im Bewußtsein der Bürger zu der 
Überzeugung, daß im gerichtlichen Urteil eine hö-
here Stufe der Sachlichkeit gegenüber den „niede-
ren" Stufen des politischen, insbesondere parteipo-
litischen Machtkampfes zu erblicken ist. Dies kann 
— ,deswegen sage ich das — vornehmlich der Fall 
sein, wenn die jeweilige politische Opposition das 
Bundesverfassungsgericht als letzte politische In-
stanz für eine im parlamentarischen Raum nicht 
durchsetzbare Erscheinung behandelt. Es kann dies 
aber auch der Fall sein, wenn die Verfassungsge-
richtsbarkeit dazu zu neigen beginnt, über die Fest-
stellung der Unwirksamkeit von Rechtsnormen hin-
ausgehend positiv zu umschreiben, wie die strittige 
Materie richtig geregelt werden sollte. 

Die rechtsprechende Gewalt ist eine neben ande-
ren Gewalten; sie ist ihnen aber nicht generell über-
geordnet. Eine solche Funktion wäre auf die Dauer 
bedenklich, weil sie das Bewußtsein des Bürgers 
verkümmern läßt, daß die Lebensfragen von Zu-
kunft und Gegenwart unseres Landes, natürlich im 
Rahmen von Verfassung und Gesetz, doch nur po-
litisch entschieden werden können. Die geringe Be-
wertung des Politischen hat in unserem Volk ohne-
hin leider eine lange Tradition in vielen Bereichen,  

und wir alle sollten alles dazu tun, daß sie nicht 
fortgesetzt wird. Wir sollten auch die Überlegung 
vermeiden, alle politischen Fragen durch Gesetze 
regeln und durch Richtersprüche im Einzelfall lösen 
zu können. Das gilt auch für den großen politischen 
Bereich, den Sie mit dem Kampf gegen den  Kom-
munismus hier angesprochen haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wenn ich dies so sage, meine Damen und Herren, 
dann übe ich weder Urteilsschelte, zu der wir im 
übrigen von seiten der Koalitionsparteien gar kei-
nen Anlaß haben, noch tangiere ich Grundsätze un-
serer rechtsstaatlichen Ordnung, die allein die Luft 
ist, in der wir politisch atmen können. Ich will aber 
dafür streiten, daß der Rang der politischen Ent-
scheidung dem Bürger bewußt bleibt oder dem Bür-
ger wieder stärker bewußt gemacht wird. 

(Wehner [SPD] : Sehr gut!) 

Deswegen habe ich diese Ausführungen gemacht. 

Dieser Hinweis ist gerade in bezug auf die hier 
anstehende Frage der Einstellung von Verfassungs-
feinden in den öffentlichen Dienst von großer Be-
deutung. An wenigen Stellen der politischen Sze-
nerie wird so stark wie hier deutlich, wie sehr poli-
tische Meinung, Staatsauffassung, Verfassungskon-
formität und rechtsstaatliches Bewußtsein schon in 
ihren historischen Bezügen von der gegenwärtigen 
Situation berührt werden. Vielleicht betreibt man 
hier wirklich ein wenig Vergangenheitsbewältigung, 
und vielleicht ist dies sogar gut. Es ist jedenfalls so 
lange gut, als wir nicht über der Interpretation von 
Verfassungsbestimmungen, die hier zwangsläufig 
ein wenig nach gestern blicken, vergessen, daß 
wir ein gegenwärtiges und ein zukünftiges Pro-
blem zu lösen haben. 

Das Berufsbeamtentum hat in unserer Verfassung 
eine starke, beinahe die einer Institution vergleich-
bare Stellung erhalten. Sie knüpft an die zurücklie-
gende beamtenrechtliche Entwicklung an, indem sie 
in Art. 33 des Grundgesetzes auf die hergebrachten 
Grundsätze des Berufsbeamtentums verweist. In-
dem diese Grundsätze sowohl Vorrang vor dem Prin-
zip des Parteienprivilegs als auch Vorrang vor dem 
Recht auf freie Berufsausübung erhalten, ist, wie ich 
meine, zu Recht die Stellung des Berufsbeamten-
tums als eines tragenden Elements unseres Staates 
anerkannt. Dies wird man im Ergebnis auch dann 
bejahen müssen, wenn man eine noch heute in der 
deutschen Verfassungslehre nicht nur gelegentlich 
auftauchende Meinung nicht teilt, die in dem Be-
rufsbeamtentum die einzige Institution erblickt, die 
die notwendige Kontinuität gewährleistet, die an-
geblich bei den politischen Kräften insbesondere 
im Parlament und in den Parteien nicht mehr ge-
währleistet ist. Aber bei alledem: die Interessenab-
wägung, die auch das Verfassungsgericht hier zu-
gunsten der Treuepflicht der Beamten getroffen hat, 
ist richtig, und ich unterstreiche das. 

Nur, meine Damen und Herren, muß man dann 
auch wissen, was dies in der Konsequenz letztlich 
bedeutet. Das geltende Recht verlangt mit seinen 
Vorschriften über die Verfassungstreue der Be-
amten mehr als das frühere Recht. Es genügt nicht 
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eine wertneutrale Loyalität gegenüber dem Staat 
und eine verfassungskonforme Anwendung der Ge-
setze. Hinzu kommt heute ein Verhalten, das mit 
einem jederzeitigen Eintreten für die freiheitliche 
demokratische Grundordnung dieses Staates — das 
ist die Norm, um deren Auslegung hier gestritten 
wird, und nichts anderes — auch außerhalb der 
dienstlichen Obliegenheiten weite Bereiche des per-
sönlichen Lebens einschließt. 

Meine Damen und Herren, dies macht das Ver-
fahren im ganzen schwieriger, da die geltende Ver-
fassung keineswegs wertneutral ist. Davon war 
schon die Rede. Das Eintreten für die Wertordnung 
des Grundgesetzes muß mithin beim Beamten oder 
beim Bewerber mehr erkennen lassen als ein objek-
tiv meßbares äußeres Verhalten. Es ist einbezogen 
in den Bereich der Bekundung bestimmter — sagen 
wir es einmal so — Gesinnungen. Ich verurteile dies 
nicht, weise aber darauf hin, daß diese Besonderheit 
der heutigen Rechtslage jedes Verfahren problema-
tisch macht, will ich nicht einer unerwünschten 
Gesinnungsschnüffelei die Bahn brechen. 

Dabei hat nun das Grundgesetz zusätzlich ein be-
sonderes Spannungsverhältnis geschaffen, das auch 
in Richtung auf die heute zur Entscheidung ste-
hende Frage von Belang ist. Auf der einen Seite 
sind im Grundgesetz im Gegensatz zur Verfassung 
von Weimar alle Ansätze einer staatsbürgerlichen 
Spontaneität genommen, alles Plebiszitäre, d. h. bei-
spielsweise alle unmittelbaren Eingriffsmöglichkei-
ten des Bürgers wie früher bei der Wahl des 
Reichspräsidenten, bei Volksentscheid und Volks-
begehren. Der Staat des Grundgesetzes ist mithin 
eine reine repräsentative Demokratie. Auf der ande-
ren Seite enthält natürlich auch das Grundgesetz 
Bestandteile einer künftigen Entwicklung im Rah-
men bestimmter unerläßlicher und unaufgebbarer 
Grundsätze, die wir alle kennen und bejahen. Die 
Verfassung ist also — das möchte ich hiermit sa-
gen — nicht nur statisch auf die Erhaltung bestehen-
der Verhältnisse gerichtet, sie enthält auch dynami-
sche Bestandteile, die insbesondere — und das sollte 
man auch erkennen — für diejenigen Bedeutung 
gewinnen, die heute als jüngere Menschen in die 
Verfassungswirklichkeit hineinwachsen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Diese jungen Menschen fühlen sich von den mehr 
bewahrenden Elementen weit weniger angespro-
chen als von den in die Zukunft weisenden. Wer 
will da bei einem jungen Menschen immer mit dem 
Zentimetermaß messen, inwieweit solche Vorstel-
lungen bereits unaufgebbare Grundsätze der Ver-
fassung tangieren, und dies bis ins ferne Leben fort-
schreiben? 

Damit Sie mich recht verstehen: Ich will hier 
weder wirklichen noch potentiellen Systemverände-
rern das Wort reden, wie manche von der Opposi-
tion immer wieder meinen. Ich will nur aufzeigen, 
wie sich aus der Problematik für junge Menschen 
Konfliktsituationen ergeben können, wollen sie als 
aktive und kritische Staatsbürger und zugleich als 
künftige Angehörige des öffentlichen Dienstes ihren 
beruflichen Weg finden. Dies, meine Damen und 

Herren, ist der politische und der historische Hin-
tergrund, vor dem wir unser Thema abzuhandeln 
haben. 

In der Sache selbst konnten sich die Koalitions-
parteien in Würdigung der Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts auf ein Gesetz beschränken, 
das lediglich die Regelung eines rechtsstaatlich ab-
gesicherten Verfahrens zum Gegenstand hat. Hier 
besteht nun ein großes Mißverständnis und hebt 
ein großes Wehklagen an. Die Koalitionsfraktionen, 
so sagt man, gingen hier sogar hinter den Entwurf 
der Bundesregierung zurück. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wie falsch ist dies doch! Tatsache ist doch folgen-
des: Nachdem das Bundesverfassungsgericht ma-
teriell zweifelsfrei festlegt, welche grundsätzlichen 
Kriterien für die Entscheidung der Einstellungsbe-
hörden bei potentiellen Verfassungsfeinden maß-
geblich sind, konnten die materiell-rechtlichen Ele-
mente aus dem Regierungsentwurf fortgelassen wer-
den. Wenn das Bundesverfassungsgericht weiter 
ausführt, daß die Zugehörigkeit zu einer verfas-
sungsfeindlichen Partei eines der für die Entschei-
dung der Einstellungsbehörde maßgeblichen Krite-
rien sein könne, wird ferner doch ganz eindeutig 
— und das kann niemand bestreiten — auf die Prü-
fung jedes Einzelfalles abgestellt. Beides ist in der 
von den Koalitionsparteien vorgelegten Verf ah-
rensregelung voll befriedigend verwirklicht. Ich 
komme noch darauf. 

Daß die Verfahrensregelung eine der möglichen 
Eingangsvoraussetzungen, nämlich die Verfassungs-
treue betrifft, kann doch wohl ernstlich ebenfalls 
nicht als verfassungswidrig angesehen werden. Daß 
auch die übrigen Eignungsvoraussetzungen für den 
Eintritt in den öffentlichen Dienst unter Berücksich-
tigung rechtsstaatlicher Grundsätze abzuhandeln 
sind, unterliegt bei niemandem einem Zweifel. 

(Zuruf des Abg. Vogel [Ennepetal] [CDU/ 
CSU]) 

Mit der Verfassungstreue des Bewerbers steht aber 
ein Eignungsmerkmal in Frage, das im Zusammen-
hang mit bestimmten Vorschriften des Grundgeset-
zes über Parteienprivileg und Freiheit der Berufs-
ausbildung der Verwaltung ein besonders hohes 
Maß an verfassungsrelevanter Kompetenz zufallen 
läßt. Schon dies sollte doch wohl eine solche be-
sondere Verfahrensregelung für diesen Eignungs-
bereich rechtfertigen. Diese Besonderheit ist im 
übrigen auch von der Substanz her im Prinzip dem 
Entwurf der CDU/CSU eigen. 

Der Entwurf in der Fassung der Koalitionsfrak-
tionen geht mit der Anhörung des Bewerbers und 
mit der Mitteilungspflicht hinsichtlich der für die 
Ablehnung maßgeblichen Tatsachen sicher über das 
Mindestmaß hinaus, das das Bundesverfassungs-
gericht für den Fall einer ablehnenden Entscheidung 
der Entscheidungsbehörde für notwendig erachtet. 
Niemand kann uns aber daran hindern, ein Recht 
zu schaffen, das dem einzelnen ein Mehr an rechts-
staatlicher Sicherheit gewährleistet. Und nun komme 
dann bitte keiner mit der Behauptung, dies bedeute 
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freie Bahn für Verfassungsfeinde, insbesondere für 
Kommunisten! 

Die CDU/CSU-Fraktion will ja mit der Zustim-
mung zu den Bundesratsentwürfen eine Regelung 
erreichen, wonach die Zugehörigkeit zu einer ver-
fassungsfeindlichen Partei in der Regel — ich for-
muliere einmal so Zweifel an der Verfassungs-
treue begründe. Dies wäre, wollte man es in das 
Gesetz aufnehmen, nach unserer Auffassung sowohl 
verfassungspolitisch bedenklich wie auch in der 
letzten Konsequenz nicht verfassungskonform. Ich 
will Ihnen sagen, wie ich das meine. 

Verfassungspolitisch halten wir es für bedenklich, 
daß hier e i n mögliches — natürlich nicht unwich-
tiges — Entscheidungselement als einziges in das 
Gesetz hineingeschrieben wird. Daß wir dies nicht 
tun wollen, bedeutet aber doch nicht, daß für uns 
etwa die Zugehörigkeit zu einer solchen Partei im 
Entscheidungsverfahren ohne jeden Belang wäre. 
Nur widerspricht es dem von mir erläuterten Prin-
zip der Einzelfallentscheidung, diesen einen mög-
lichen Tatbestand als einzigen in das Gesetz aufzu-
nehmen und dann noch mit bestimmten Rechtsfolgen 
zu verbinden. 

Verfassungsrechtlich fragwürdig wäre eine solche 
Bestimmung, da das Bundesverfassungsgericht jede 
Beweislastregelung mi t überzeugenden Gründen 
ablehnt. Was soll es aber in der Konsequenz be-
deuten, wenn nach dem Entwurf des Bundesrates, 
den die Opposition übernommen hat, in solchen 
Fällen in der Regel Zweifel an der Verfassungs-
treue begründet sein sollen? Muß dies nicht objek-
tiv als eine, wie ich meine, unzulässige Beweislast-
regelung gewertet werden? Hier gelten die allge-
meinen öffentlich-rechtlichen Regelungen wie in an-
deren Fällen auch. 

Alle anderslautenden Erklärungen der Opposition 
— auch gelegentlich in der Presse — gehen hier 
von einer falschen Voraussetzung aus. Meine Da-
men und Herren, Sie können bei nüchterner Be-
trachtung wirklich nicht behaupten, die Koalitions-
parteien hätten Sie oder die Öffentlichkeit in 
irgendeiner Richtung darüber im unklaren gelassen, 
was mit diesem Entwurf gemeint ist. Es ist einfach 
zu bequem, so zu tun und so zu reden, als ob die 
Koalitionsfraktionen, wie man manchmal hört, aus 
Furcht, aus Schwäche oder in einer unrealistischen 
Schwärmerei die Realitäten nicht sähen. Wir sehen 
sie; wir sehen sie nur vielleicht ein wenig anders 
als Sie von der Opposition. 

Wir sehen einen ganz klaren Auftrag, nämlich 
den Auftrag, Verfassungsfeinde vom öffentlichen 
Dienst fernzuhalten, dies zugleich aber in einem 
rechtsstaatlich einwandfreien Verfahren festzustel-
len und zugleich auch sicherzustellen, daß dem jun-
gen, heranwachsenden Bürger nicht der Mut zu einer 
freien, offenen Diskussion in unser Gesellschaft ge-
nommen wird. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Die Praxis der Überprüfung ist nun in einigen Bun

-

desländern nicht dazu angetan, junge Menschen zum 
politisch-kritischen Engagement zu ermutigen, wenn 

sie die Absicht haben, einmal in den öffentlichen  
Dienst einzutreten; 

(Erneuter Beifall bei der FDP und der SPD) 

auf einige Beispiele komme ich gleich noch zurück. 

An dieser Stelle nur so viel zu diesem Punkt: Das 
Gesetz, das wir heute in zweiter und dritter Lesung 
beraten, bietet in keiner Hinsicht Anlaß, an dem 
politischen Willen der Koalitionsfraktionen zu zwei-
feln, diese rechtsstaatlichen Grundsätze durchzuset-
zen und dies auch an jeder Stelle offen zu sagen. 

Was ich hier soeben ausführte, gilt im Prinzip 
auch für die Polemik, 

(van Delden [CDU/CSU] : Die Sie veranstal

-

ten!) 

mit der das Abkoppeln der Bestimmungen über be-
sondere Ausbildungsverhältnisse diskutiert wird. 
Über diesen Teil soll, wie Sie von der Opposition 
es für erforderlich gehalten haben, eine Anhörung 
von Sachverständigen und Vertretern bestimmter 
Verbände, insbesondere der Referendarverbände, 
erfolgen. Dies wird geschehen; dies haben wir Ihnen 
zugesagt. Dies wird geschehen, wenn der von den 
Koalitionsfraktionen heute neu eingebrachte Ent-
wurf eines § 122 Abs. 3 im Innenausschuß beraten 
wird. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU] : Das hängt 
doch nicht von Ihrem guten Willen ab, das 

ist doch ein Minderheitsrecht!) 

— Wir haben ja auch gesagt, Herr Vogel, daß wir es 
tun wollen! 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU] : Sehr groß

-

zügig!) 

Mit Rücksicht auf die klaren Ausführungen des 
Bundesverfassungsgerichts möchte ich aber hier in 
einer ersten Debatte zweierlei zu diesem Komplex 
„Ausbildungsverhältnisse" feststellen dürfen. Er-
stens. Wir halten nur ein einheitliches Ausbildungs-
verhältnis für alle Bewerber in einem besonderen 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis außerhalb des 
Beamtenverhältnisses für vertretbar. Wie Sie wis-
sen, hält das Bundesverfassungsgericht drei Mög-
lichkeiten offen, von denen dies die dritte ist. Sie 
ist aber, wie wir meinen, die einzige, die gewähr-
leistet, daß dies ohne Nachteile für die Zukunft 
eines jeden Bewerbers geschehen kann. Man braucht 
das Wort „Diskriminierung" hier nicht einmal zu 
erwähnen; man muß sich doch aber vorstellen kön-
nen, welche Nachteile für einen Bewerber, der den 
Weg eines Ausbildungsverhältnisses außerhalb des 
Beamtenverhältnisses durch besondere Erklärung 
gewählt hat oder wählen muß, in der Zukunft ein-
treten können. Und dann wird später niemand mehr 
fragen, ob solche politischen Gründe noch vorliegen 
oder ob sie jemals vorhanden waren. Wer weiß, 
aus welchen Gründen jemand einmal freiwillig eine 
Ausbildung außerhalb eines Beamtenverhältnisses 
gewählt hat? 

Zweitens. Die Anforderungen an einen Beamten, 
der außerhalb des Beamtenverhältnisses seinen 
Vorbereitungsdienst leistet, müssen niedriger ge-
halten werden als die Voraussetzungen, die für 
einen Beamten gelten. Dies entspricht der klaren 
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Auffassung des Bundesverfassungsgerichts. Daran 
ist, glaube ich, gar nicht zu deuteln. Hier halten wir 
es für notwendig und ausreichend, auf die Bestim-
mungen der Rechtsanwaltsordnung zurückzugreifen: 
Zugelassen werden darf also nicht, wer die verfas-
sungsmäßige Ordnung in strafbarer Weise bekämpft. 

Damit, meine Damen und Herren, komme ich zu 
dem Entwurf einer Erklärung der Koalitionsfraktio-
nen zu diesem Fragenkomplex des Entschließungs-
entwurfs. Diese Erklärung, auf die noch nicht einge-
gangen wurde, ist keine Gesetzesauslegung, von der 
man meinen müßte, sie gehöre eigentlich in die 
Begründung eines Gesetzes. Sie ist weniger und 
mehr zugleich. Sie ist weniger, weil sie als poli-
tische Erklärung natürlich keinen Rechtszwang auf 
die Exekutive im Bund und auf die Legislative  und 

 Exekutive in den Ländern und Gemeinden aus-
üben kann. Sie ist aber zugleich mehr, weil sie als 
politische Erklärung des zentralen deutschen Par-
laments die Überzeugung wiedergibt, wie im Geiste 
dieses Gesetzes auch im Verwaltungsvollzug auf 
allen Ebenen verfahren werden sollte. Sie ist also 
eine politische Erklärung, die als solche auch poli-
tisch verstanden und gewertet werden muß. Ihre Be-
deutung und ihr Wert greifen daher weiter, als 
Sie von der Opposition meinen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Der politische Kernsatz der Erklärung besteht 
darin, daß deutlich ausgesprochen wird, daß für alle 
Bürger generell die Vermutung der Verfassungs-
treue mit bestimmten Folgerungen spricht, die an 
das Überprüfungsverfahren bezüglich dieser Fest-
stellung zu knüpfen sind. 

(V o r s i t z : Vizepräsident Frau Funcke) 

Wer kann dabei Zweifel äußern, daß hier etwas wi-
der den Geist des Gesetzes geschehen sollte? 

Wenn ich mir allerdings die Einstellungs- und 
Überprüfungspraxis in einigen Ländern ansehe, 
möchte ich doch meinen, daß ein solcher Satz Ge-
wicht haben sollte. Ich denke da unter anderem an 
das Land Baden-Württemberg, in dem die Zahl der 
Überprüfungsfälle ganz verdächtig hoch ist. Herr 
Kollege Liedtke hat vorhin einige Zahlen generell 
genannt; sie erschrecken. Man wird manchmal fra-
gen müssen, ob hier in manchen Ländern eine Pra-
xis deutlich wird, durch die beispielsweise der Autor 
der „Räuber" oder des „Don Carlos" heute kaum 
Chancen hätte, in seinem eigenen Lande in den 
Staatsdienst eingestellt zu werden. 

Ich glaube schon, daß ein klares politisches Be-
kenntnis zur Handhabung gegenwärtig und künftig 
anhängiger Verfahren richtig ist. Leider werden 
hier in der Diskussion häufig Dinge kontrovers dis-
kutiert, die eigentlich — damit komme ich zum 
Anfang zurück, auch zu dem, was Herr Kollege 
Dregger sagte — zwischen allen in diesem Hause 
klar sein sollten. 

Auch wird deutlich, daß manche der Stabilität 
unserer bundesdeutschen Demokratie leider nicht 
sehr viel zutrauen. Damit richte ich meine Mahnung 
an all jene, die meinen, durch ein sehr restriktives 
Gesetz eine Entwicklung wie die von Weimar un-

terbinden zu können. Herr Kollege Dregger ist ja 
sehr eingehend auf diese Frage zu sprechen gekom-
men. Ich glaube, Sie verkennen hierbei schon die 
historischen Tatsachen. Der Staat von Weimar ist 
nicht zusammengebrochen, weil sein öffentlicher 
Dienst rechtsradikal unterwandert gewesen wäre; 
Weimar ist gescheitert, weil die maßgeblichen poli-
tischen Kräfte keine Resonanz mehr im Volke fan-
den und letztlich nur noch wenige vorhanden waren, 
die diesen damaligen Staat verteidigen wollten, ja, 
ihm überhaupt nur loyal gegenüberstanden. Das ist 
doch die historische Tatsache. Auch wenn damals 
ein Extremistengesetz in der Fassung der Opposition 
vorgelegen hätte, wäre solch eine Entwicklung nicht 
im mindesten verhindert worden. Auch darüber 
müssen wir uns, glaube ich, im klaren sein. 

(Zuruf des Abg. Vogel [Ennepetal] [CDU/ 
CSU]) 

Auch die demokratische Bundesrepublik Deutsch-
land mit dem Grundgesetz von 1949 wäre nur dann 
ernsthaft in Gefahr, wenn die maßgeblichen politi-
schen Kräfte in diesem Lande sie nicht mehr zu 
tragen vermöchten, wenn der Bürger diesen Kräf-
ten nicht mehr in voller politischer Überzeugung 
folgte. Das gilt, so meine ich, für alle politischen 
Kräfte in diesem Hause. 

Es gehört also zur Glaubwürdigkeit der Demokra-
tie, daß politische Gegner grundsätzlich mit den 
Mitteln der Politik und im politischen Raum be-
kämpft werden. Das gilt auch für den Kommunismus, 
von dem Herr Dregger vorhin so lange gesprochen 
hat. Auch hier gilt, was ich eingangs gesagt habe: 
Alle perfekten Gesetze trüben den Blick dafür, was 
politisch zu entscheiden notwendig ist. 

Und nun ein letztes Wort: Staat, Demokratie und 
öffentlicher Dienst in Deutschland haben in den letz-
ten Wochen im Blickpunkt der Diskussion, auch 
außerhalb dieses Hohen Hauses, gestanden. Es tut 
gut, auf solche Töne auch dann zu hören, wenn man 
sie nicht voll übernimmt. Wir sollten aber allesamt 
in unserem Lande eines wissen: Politische Morali-
sten sind deswegen nicht schon politische Phanta-
sten. Es ist in diesen Tagen — auch bei Herrn 
Dregger war es vorhin der Fall — sehr viel die 
Rede von der Rolle und der Qualität der Demokra-
tie, der Kritikfähigkeit und Urteilsfähigkeit der 
Demokraten in unserem Lande. Ich will dies nicht 
vertiefen. Wir alle sind hier sicher gute Demokraten. 
Ich halte aber nicht unbedingt schon jene immer für 
nützliche Demokraten, die in dem ständigen Wider-
streit zwischen Staatsräson und Bürgerrecht immer 
und unter jedem Bezug ihr Gewicht nur in die 
Waagschale einer dann auch noch falsch verstan-
denen Staatsräson legen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir alle müssen durch 
diese Probleme hindurch — wenn möglich, mit 
einem gemeinsamen Ergebnis. Die Vorlage der 
Bundesregierung in der Fassung der Koalitionsfrak-
tionen weist Ihnen und uns allen, wie ich meine, 
den richtigen Weg. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
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Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat Herr 
Bundesminister Professor Maihofer. 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des Innern: 
Frau Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist 
uns in diesen Tagen gesagt worden, daß in letzter 
Zeit in der Bundesrepublik Deutschland immer mehr 
von der Verteidigung der Grundordnung durch 
den Staat die Rede sei und immer weniger von der 
Verteidigung der Grundfreiheiten gegen den 
Staat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das muß nicht 
immer richtig sein!) 

Wir sollten diese Meinung — anders kann ich die 
Rede Alfred Grossers bei der Entgegennahme des 
Friedenspreises des Deutschen Buchhandels nicht 
verstehen — nicht leichthin beiseite schieben, schon 
gar nicht in unserem Lande. Auch ein Staatswesen 
wie das unsere, das sich nicht nur nach dem Buch-
staben der Verfassung, sondern aus innerster Über-
zeugung der Menschenwürde und der Bürgerfreiheit 
als obersten Werten verpflichtet weiß, muß sich stets 
aufs neue befragen lassen, wie es in der Verfas-
sungswirklichkeit mit der Gewährleistung dieser 
Grundwerte bestellt ist. 

Bei einem Staat, der wie die Bundesrepublik 
Deutschland zwar als freiheitliche, zugleich aber auf 
Grund geschichtlicher Erfahrungen bewußt und ge-
wollt als wehrhafte, als gegen Verfassungsfeinde 
von rechts und links abwehrbereite Demokratie 
verfaßt ist, stellt sich diese Frage immer wieder 
neu: ob bei dieser Verteidigung unserer Demokratie 
die Freiheit der Demokraten gewahrt bleibt. 

(Wehner [SPD] : Sehr wahr!) 

Nur — und dies scheint mir bei den Überlegungen 
Grossers zu kurz zu kommen — sind Verteidigung 
der staatlichen Grundordnung durch den Staat und 
Verteidigung der Grundfreiheiten gegen den Staat 
keine Werte, die sich gegenseitig ausschließen — 
ganz im Gegenteil! 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das Bundesverfassungsgericht hat schon 1952 in 
seiner berühmten Entscheidung über das Verbot 
der Sozialistischen Reichspartei die freiheitlich de-
mokratische Grundordnung im Sinne des Grund-
gesetzes als eine Ordnung gekennzeichnet — man 
kann es nicht oft genug wiederholen —: „die unter 
Ausschluß jeglicher Gewalt- und  Willkürherrschaft 
eine rechtsstaatliche Herrschaftsordnung auf der 
Grundlage der Selbstbestimmung des Volkes nach 
dem Willen der jeweiligen Mehrheit und der Frei-
heit und Gleichheit darstellt". In dieser Umschrei-
bung kommt knapp und klar zum Ausdruck, daß 
der Staat des Grundgesetzes im Dienste der mensch-
lichen Freiheit zu stehen hat, daß, wie es in Art. 1 
des Herrenchiemseer Entwurfs zum Grundgesetz so 
klassisch formuliert war: Der Mensch nicht um des 
Staates willen, sondern der Staat um des Menschen 
willen da ist! 

Diese dienende und damit Freiheit ermöglichende 
und Freiheit gewährende Funktion kann nun freilich 
nur ein Staat erfüllen, dessen Träger in Legislative, 

Exekutive und Justiz selbst aus diesem Geiste der 
Freiheit handelt; der so auch in seiner Exekutive 
und Justiz auf einer der freiheitlich demokratischen 
Grundordnung verpflichteten Beamtenschaft ruht 
und nicht auf Kräften, die unter dem Vorwand, für 
die Freiheit einzutreten, diese in Wahrheit zu be-
seitigen suchen. 

So verstandene Verteidigung der freiheitlich demo-
kratischen Grundordnung durch den Staat ist nicht 
nur kein Gegensatz zur Verteidigung der mensch-
lichen Grundfreiheiten gegen den Staat, sie ist im 
Gegenteil die unaufgebbare Voraussetzung jeder 
Freiheitsverbürgung durch diesen Staat. Der frei-
heitlich demokratische Rechtsstaat kann und darf 
sich, um mit dem Beschluß des Bundesverfassungs-
gerichts vom 22. Mai dieses Jahres zu reden, nicht 
in die Hand seiner Zerstörer geben. Er kann und 
darf dies deshalb nicht, weil mit der Zerstörung des 
Staates zugleich die Freiheitsverbürgungen dieses 
Staates hinweggefegt würden. 

Deshalb — und nur deshalb — verlangen unsere 
Verfassung, die Beamtengesetze in Bund und Län-
dern, das deutsche Richtergesetz und das Soldaten-
gesetz, daß in ein Beamten-, Richter- und Soldaten-
verhältnis nur berufen werden darf, wer die Gewähr 
dafür bietet, jederzeit für die freiheitlich demokrati-
sche Grundordnung einzutreten. Diese Eignungsvor-
aussetzung für den öffentlichen Dienst ist geltendes 
Recht. An ihr soll sich nach dem Ihnen vorliegenden 
Gesetzentwurf in der vom Innenausschuß dieses 
Hohen Hauses beschlossenen Fassung nichts, aber 
auch gar nichts ändern, entgegen allem öffentlichen 
Anschein, der hier immer wieder erregt wird. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Im Gegenteil, der Gesetzentwurf will das geltende 
Recht dadurch wirksamer machen, daß er den zu-
ständigen Behörden verbindliche Handhaben und 
Anweisungen gibt, wie bei der Überprüfung der 
Verfassungstreue von Bewerbern für den öffent-
lichen Dienst zu verfahren ist. 

Wenn hier also Herr Dregger — und ich kann 
dies nicht unterdrücken, Sie werden es mir nach-
sehen — in einer, wie ich meine, geradezu Ge-
spensterschlacht den Eindruck zu erwecken sucht, 

(Zuruf von der FDP: Sehr gut!) 

als ob es im Kampf gegen Verfassungsfeinde in die-
sem Hohen Hause Unterschiede in der Beurteilung 
etwa des orthodoxen Kommunismus gebe, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die gibt es doch!) 

dann ist das einfach öffentliche Irreführung, 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und der SPD) 

die ich nur als vorverlegten Wahlkampf verstehen 
kann und nichts sonst. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Wider

-

spruch bei der CDU/CSU — Dr. Carstens 
[Fehmarn] [CDU/CSU]: Das sind doch „kri

-

tische Demokraten" !) 

— Lassen Sie mich weiterreden. — Die Bundes-
regierung und die sie tragenden Parteien haben zu 
keiner Zeit einen Zweifel daran gelassen, daß sie 
die Ziele der DKP für verfassungsfeindlich halten. 
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Bundesminister Dr. Dr. h. c. Maihofer 
Die Bundesregierung hat dies wiederholt, zuletzt in 
der Fragestunde des Deutschen Bundestages vom 
5. Juni 1975, öffentlich erklärt: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Lippenbekennt
-nis!) 

Die Verfassungsfeindlichkeit der Bestrebungen der 
DKP — das wird auch in einer in diesen Tagen ver-
öffentlichten Antwort auf eine Anfrage an die Bun-
desregierung noch einmal dargestellt — ergibt sich 
aus einem Vergleich ihrer Ziele: Sozialistische Re-
volution und Diktatur des Proletariats, mit den Aus-
sagen des Bundesverfassungsgerichts im KPD-Ver-
botsurteil vom 17. August 1956. Sie wird ferner be-
legt durch den Vergleich der programmatischen 
Äußerungen der DKP mit den tragenden Prinzipien 
der freiheitlich demokratischen Grundordnung, wie 
sie das Bundesverfassungsgericht definiert hat und 
wie ich sie eben zitiert habe. Die verfassungsfeind-
liche Zielsetzung der DKP ergibt sich schließlich 
aber auch aus ihrer politischen Identifizierung mit 
dem in der DDR bestehenden Staats- und Gesell-
schaftssystem. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Vogel? 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des Innern: 
Aber gern. 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU) : Herr Minister Mai-
hofer, wenn sich die Auffassung der Bundesregie-
rung nicht geändert hat, wie erklären Sie dann, daß 
sich die Bundesregierung seit August nicht in der 
Lage gesehen hat, die Kleine Anfrage der CDU/ 
CSU-Fraktion zu beantworten? 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des Innern: 
Weil sich die Antwort auf diese Kleine Anfrage 
nicht mit den notorischen Zitaten aus dem KPD- 
Urteil begnügt, sondern eine präzise Analyse der 
verfassungsfeindlichen Zielsetzungen der DKP un-
ter Offenlegung der Widersprüche mit den einzel-
nen Grundprinzipien unserer freiheitlich demokrati-
schen Grundordnung gibt. Das werden Sie schon 
in wenigen Tagen klar und deutlich nachlesen kön-
nen. Dann erübrigt sich jede solche, ja wiederum 
eine Verdächtigung enthaltende Frage, wie Sie 
sie jetzt hier stellen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Mit allen diesen Taktiken — das möchte ich Ihnen 
geradewegs ins Gesicht sagen, Herr Dregger — 
wird, wie ich meine, in unverantwortlicher Weise 
der hier feststehende Konsens aller Demokraten 
künstlich zerredet. Hier wird ganz einfach Partei-
polemik über Staatspolitik gestellt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Deshalb möchte ich Ihnen dies sagen: Solange die 
CDU/CSU — Sie mögen dies im Wahlkampf für 
nützlich halten, aber Sie werden sich gründlich täu-
schen — bei dieser Grundeinstellung bleibt, die Sie, 

Herr Dregger, uns heute so beispielhaft vorgeführt 
haben, ist mit Ihnen wirklich kein Staat zu machen! 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ziel des Gesetzes ist es demgegenüber, um wieder 
auf die nüchternen Sachen zurückzukommen — — 

(Seiters [CDU/CSU] : Das ist doch schon vor 
der Rede formuliert! — Haase [Kassel] 
[CDU/CSU] : Er ist doch Hellseher! Er weiß 

doch, was kommt!) 
— Keine Rede! 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Der Spickzet

-

tel! Gucken Sie mal nach rechts!) 

— Mein Gott, ist das ein kindlicher Versuch, bei 
einem so ernsten Thema von der Sache abzulenken. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ziel des Gesetzes ist es demgegenüber — wie es 
der zur Annahme empfohlene Entschließungsantrag 
noch einmal klar zum Ausdruck bringt  , einheit-
liche Einstellungsverfahren in Bund und Ländern zu 
gewährleisten und dabei sicherzustellen, daß den 
Betroffenen ein Höchstmaß an rechtsstaatlicher Si-
cherheit gewährt wird, das ihr schutzwürdiges In-
teresse an einem transparenten und fairen Verfah-
ren berücksichtigt. Über diese Zielsetzung müßten 
sich, wie ich meine, doch alle Demokraten in unse-
rem Lande und in diesem Hohen Hause einig sein. 

Einigkeit sollte aber auch darüber bestehen, daß 
es — abgesehen von einer Sonderregelung für die 
Berufsausbildung im Vorbereitungsdienst   mate-
riell-rechtlicher Vorschriften nach der genannten 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
22. Mai dieses Jahres nicht mehr bedarf. Der von 
der Bundesregierung vorgelegte Gesetzentwurf sah 
demgegenüber ursprünglich vor, daß das Gebot, die 
in der Person eines Bewerbers liegenden und gegen 
seine Verfassungstreue sprechenden Umstände in 
der Begründung der ablehnenden Entscheidung 
festzustellen, auch für Bewerber gilt, die einer Par-
tei angehören; und daß sich kein Bewerber darauf 
berufen kann, daß die politischen Ziele, für die er 
sich einsetzt, von einer Partei oder Vereinigung 
verfolgt werden, die im Rahmen der Art. 21 oder 9 
des Grundgesetzes tätig wird. 

Das Bundesverfassungsgericht hat nunmehr aus-
geführt, daß die Feststellung der Gewähr der Ver-
fassungstreue eine Beurteilung der Persönlichkeit 
des Bewerbers in Hinsicht auf sein künftiges Ver-
halten, also eine Prognose voraussetzt, die „sich 
jeweils auf eine von Fall zu Fall wechselnde Viel-
zahl von Elementen und deren Bewertung" grün-
det. Es hat dabei ausdrücklich klargestellt, daß e i n 
Tatbestand — aber nur einer unter anderen —, der 
für die erforderliche Persönlichkeitsbeurteilung er-
heblich sein kann, auch der Beitritt oder die Zuge-
hörigkeit zu einer politischen Partei sein kann, die 
verfassungsfeindliche Ziele verfolgt; wobei die Ent-
scheidungsfreiheit des Dienstherrn bei der Anwen-
dung der die politische Treuepflicht regelnden Vor-
schriften durch das Parteienprivileg des Art. 21 des 
Grundgesetzes nicht eingeschränkt wird, unab-
hängig davon — auch das war eine entscheidende 
Klarstellung —, ob die Verfassungswidrigkeit der 
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Partei durch Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
festgestellt ist oder nicht. 

Alle diese Ausführungen decken sich bis in die 
Einzelheiten, teilweise sogar im Wortlaut, mit den 
Zielvorstellungen der erwähnten Regelungen in dem 
ursprünglich von der Bundesregierung eingebrachten 
Gesetzentwurf, und in allen diesen Punkten ist auch 
der jetzige Gesetzentwurf mit dem früheren iden-
tisch. Sie bringen zugleich diejenige Klarstellung, 
der diese materiell-rechtlichen Regelungen dienen 
sollten. Damit aber ist ihre Notwendigkeit entfal-
len. Eindeutiger als das Bundesverfassungsgericht 
es getan hat, kann auch der Gesetzgeber das, wo-
rum es in dem hier erörterten und vielumstrittenen 
Punkt geht, überhaupt nicht umschreiben. 

Mit Recht hat Ihnen deshalb der Innenausschuß 
des Bundestages vorgeschlagen, auf eine Regelung 
zu verzichten, die e i n Element aus der Vielzahl 
der im Rahmen der Einstellungsüberprüfung denk-
baren Beurteilungselemente besonders hervorhebt. 
Weil eine solche Vorschrift zu einer vorweggenom-
menen Fehlgewichtung führen könnte, unterstützt 
auch die Bundesregierung diese nunmehr gefun-
dene Fassung. Und aus demselben Grund begrüßt 
es die Bundesregierung, daß der Innenausschuß eine 
Bestimmung aus dem Bundesratsentwurf nicht auf-
gegriffen hat, nach der die Mitgliedschaft in einer 
Partei oder Vereinigung mit verfassungsfeindlicher 
Zielsetzung „in der Regel" Zweifel an der Verfas-
sungstreue eines Bewerbers begründen soll. 

Gewiß ließe auch eine solche Bestimmung — ich 
habe das am 15. November letzten Jahres an dieser 
Stelle bereits betont, und ich wiederhole es hier — 
Ausnahmen, also abweichende Beurteilungen, zu. 
Das ist ganz unstreitig. Darüber haben wir uns ja 
damals auseinandergesetzt, Herr Kollege Carstens; 
ich erinnere mich daran noch sehr genau. Aber wir 
müssen doch klar sehen, daß eine solche Regelver-
mutung — Sie haben etwa vom „gravierenden In-
diz" gesprochen — die Gefahr mit sich bringt, in 
der Verwaltungspraxis zur Automatikregelung ver-
kürzt zu werden, daß man sich mit der Feststellung 
also der Mitgliedschaft begnügt und darauf verzich-
tet, eine Gesamtbeurteilung des Bewerbers vorzu-
nehmen, wie sie das Bundesverfassungsgericht ein-
deutig vorschreibt. 

In der praktischen Konsequenz würde eine so an-
gewendete Vorschrift sich in nichts von einer Rege-
lung unterscheiden, die allgemein zwingend vor-
schreibt, daß einzelne konkrete Tatsachen oder Ver-
haltensweisen die Gewähr der Verfassungstreue 
eines Bewerbers unwiderlegbar ausschließen. Das 
eine wie das andere wäre, wie das Bundesverfas-
sungsgericht für den letzteren Fall selbst festgestellt 
hat, „offenbar verfassungsrechtlich bedenklich", weil 
dem Bewerber, sei es faktisch, sei es juristisch, die 
Möglichkeit abgeschnitten wäre, aus undifferenzier-
ten Kriterien hergeleiteten Zweifeln an seiner Ver-
fassungstreue mit Erfolg entgegenzutreten. 

Die Notwendigkeit, solche Zweifel auszuräumen, 
wird sich nur bei einer kleinen Zahl von Bewerbern 
ergeben; Sie brauchen einmal nur die Zahl der 
Überprüfungsverfahren mit der Zahl der Einstel-
lungsverfahren zu vergleichen. Der Ihnen vorlie-

gende Entschließungsantrag weist darum zu Recht 
darauf hin, daß der freiheitlich-demokratische Staat 
von der Verfassungstreue seiner Bürger ausgeht. 
Von was sollte er denn sonst ausgehen? 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Auch der Bewerber für den öffentlichen Dienst als 
Bürger dieses Staates genießt deshalb, wie ich dies 
bereits bei der ersten Beratung der von Bundesre-
gierung und Bundesrat eingebrachten Gesetzent-
würfe ausgedrückt habe, einen Vertrauensvorschuß. 
Nur wenn Tatsachen vorliegen, die ernstlich geeig-
net sind, diese Ausgangsvermutung zugunsten der 
Verfassungstreue des Bewerbers im Einzelfall zu er-
schüttern, besteht daher die Veranlassung, aber 
auch die Verpflichtung der Behörde, die Eignung des 
Bewerbers im Hinblick auf seine Verfassungstreue 
einer näheren Überprüfung zu unterziehen. Auch 
und gerade diese Überprüfung muß — darin weiß 
ich mich mit diesem Hause wohl im Grundsatz einig 
— in jeder Hinsicht rechtsstaatlichen Erfordernissen 
genügen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Jäger? 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des Innern: 
Wenn es sein muß! 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, 
wenn Sie so argumentieren, gehen Sie dann davon 
aus, daß Ihr Amtsvorgänger, Bundesminister Gen-
scher, der frühere Bundeskanzler Brandt und sämt-
liche Ministerpräsidenten unserer Bundesländer, als 
sie 1972 den Beschluß faßten, der mit dem Bundes-
ratsentwurf im Kernsatz identisch ist, weniger 
rechtsstaatlich waren als Sie und die jetzige Bun-
desregierung? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des Innern: 
Die Frage können Sie sich mit einem einfachen 
Blick — ich komme darauf noch im einzelnen — in 
das Urteil des Bundesverfassungsgerichts und seine 
Begründung beantworten: daß nämlich eben das, 
was aus jener entgegengesetzten Regelung heraus-
gelesen wird, daß es hier eine Beweislast zugunsten 
des Bewerbers gebe, nun durch das Urteil klarge-
stellt wird. Weshalb alle diese früheren Regelun-
gen, die von einer solchen Beweislastumkehr aus-
gehen, heute nicht mehr haltbar sind. Aber das 
werde ich Ihnen im einzelnen noch darlegen. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU] : Ist denn 
nun materiellrechtlich etwas verändert oder 

nicht?) 

— Sie werden darauf eine klipp und klare Antwort 
schon in wenigen Minuten erhalten, 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU] : Das kann 
ich mir kaum vorstellen, Herr Maihofer!) 

wenn ich hier fortfahren kann. 

Nur so läßt sich nämlich ausschließen, das es in 
der Einstellungspraxis zu Fehlentscheidungen und 
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Mißbräuchen kommt, die die Existenzplanung und 
Lebenschancen eines Menschen ohne gesicherte Be-
urteilungsgrundlagen zutiefst beschneiden, seine 
persönliche Freiheit in der Wahl der Ausbildungs-
stätte und des Berufs — — 

(Breidbach [CDU/CSU] : Der arme Kommu
-

nist!) 

— Entschuldigen Sie, da geht es doch nicht um die 
„armen Kommunisten" — wenn ich so etwas nur 
höre! —, sondern um unsere Staatsbürger: ob sie 
die Gewähr der Verfassungstreue bieten oder nicht. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Deshalb die Konzentration der Zuständigkeit für 
ablehnende Entscheidungen bei der obersten Dienst-
behörde; deshalb das Gebot, daß die Ablehnung 
einer Bewerbung nur auf solche in der Person des 
Bewerbers liegende Tatsachen gestützt werden darf, 
die in vollem Umfang gerichtlich nachprüfbar sind, 
die die Behörde also gegebenenfalls auch vor Ge-
richt aufrechtzuerhalten bereit und in der Lage ist; 
deshalb der Begründungszwang für ablehnende Ent-
scheidungen mit der Maßgabe, daß die Ablehnungs-
gründe dem Bewerber auf Verlangen schriftlich mit-
zuteilen sind, also nur dann, wenn der Bewerber 
selbst zu erkennen gibt, daß die schriftliche Be-
gründung von ihm nicht als interessenschädigend 
empfunden wird; deshalb der Zwang zur Beifügung 
einer Rechtsmittelbelehrung; und deshalb aber auch 
die Verpflichtung, dem Bewerber schon vor der be-
absichtigten Ablehnung seiner Bewerbung die 
Gründe und die entscheidungserheblichen Tatsachen 
mitzuteilen und ihm Gelegenheit zu geben, sich 
hierzu zu äußern. 

Das Bundesverfassungsgericht hat zwar in seinem 
Beschluß vom 22. Mai ausgeführt, daß die Einstel-
lungsbehörde über den Antrag auf Übernahme in 
das Beamtenverhältnis entscheiden könne, ohne ver-
pflichtet zu sein, vorher den Bewerber zu ihren 
Zweifeln zu hören. Der Bewerber habe erst, so heißt 
es dort, wenn der Ablehnungsbescheid durch An-
fechtungsklage angegriffen werden soll, Anspruch 
auf Mitteilung der Umstände, auf die die Einstel-
lungsbehörde ihre Ablehnung stützt. Dies ist nach 
dem derzeit geltenden Recht gewiß richtig, aber 
genau in dieser Hinsicht wollen wir das derzeit 
geltende Recht verändern; denn wir alle halten nach 
den mit den Einstellungsverfahren gemachten Er-
fahrungen bei Zweifeln an der Verfassungstreue 
von Bewerbern ein Mehr an Durchsichtigkeit und 
Rechtsstaatlichkeit bei diesen Verfahren für uner-
läßlich. 

Abs. 1 des vorgeschlagenen § 122 a des Beamten-
rechtsrahmengesetzes und der Parallelvorschriften 
im Richter- und im Soldatengesetz, in welchem sich 
dieses Mehr an Rechtsstaatlichkeit widerspiegelt, 
ist angesichts des weiten, auch für Unwägbarkeiten 
und persönliche Eindrücke offenen Beurteilungs-
spielraums, den das Bundesverfassungsgericht den 
Einstellungsbehörden ja ausdrücklich zugesteht, un-
verzichtbar, wie wir meinen. Wie sollte das gefor-
derte prognostische Urteil über die Persönlichkeit 
des Bewerbers sonst auch nur annähernd gerecht 
und gesichert getroffen werden können, wenn der 

Betroffene nicht beizeiten — und das kann doch nur 
heißen: vor der Entscheidung — Gelegenheit erhält, 
sich zu den Tatsachen erklärend zu äußern, die Zwei-
fel an seiner Verfassungstreue begründen könnten?! 
Daß der Bewerber zu einer solchen Anhörung einen 
Rechtsbeistand unterstützend hinzuziehen kann, ist 
für mich selbstverständlich. Das geltende Recht gibt 
ihm diese Befugnis. Eine weitere gesetzliche Rege-
lung ist deshalb hier entbehrlich, die Klarstellung 
in der vom Innenausschuß vorgeschlagenen Ent-
schließung ausreichend, aber, wie ich meine, auch 
hilfreich. 

Notwendig ist vor allem der Appell an die Ein-
stellungsbehörden, die Ausführungen zu beherzigen, 
die das Bundesverfassungsgericht in seinem Be-
schluß vom 22. Mai zum Stellenwert von Verhaltens-
weisen gemacht hat, die in die Ausbildungs- und 
Studienzeit junger Menschen fallen. Dazu habe ich 
mich schon in meiner damaligen Rede hier vor dem 
Bundestag in allen Hinsichten im gleichen Sinne 
geäußert. 

Die Feststellung des Gerichts, daß sich Äußerungs-
formen der individuellen Sturm- und Drangzeit, die, 
wie es dort heißt, „häufig Emotionen in Verbindung 
mit engagiertem Protest entspringen und Teil von 
Milieu- und Gruppenreaktionen sind", für die vor-
zunehmende und auf die Zukunft bezogene Persön-
lichkeitsbeurteilung — so das Verfassungsgericht 
wörtlich: — „wenig eignen", entspricht genau dem 
freiheitlichen Geist, der in dem Einstellungsverfah-
ren herrschen und auch die Entscheidung der Be-
hörde selbst bestimmen muß. Sie macht darüber hin-
aus deutlich, wie wichtig es hier wie allgemein ist, 
daß jeder für sich sorgfältig geprüft und nach gründ-
licher Aufhellung und Bewertung der tatsächlichen 
Aktivitäten und der persönlichen Motivationen des 
jeweiligen Bewerbers entschieden wird. 

Was sicherlich nicht weniger bedeutsam ist — 
denn das Bundesverfassungsgericht hat eine drei-
stufige Beurteilung des Bewerbers vorgesehen, im 
Vorbereitungsdienst, in der Probezeit und danach 
bei der endgültigen Einstellung —: Die entscheiden-
den verläßlichen Eindrücke hinsichtlich der Verfas-
sungstreue des Bewerbers sollen — so sagt das Bun-
desverfassungsgericht — vor allem anderen aus dem 
unmittelbaren Eindruck im Vorbereitungsdienst 
selbst gewonnen werden, hinter dem alle anderen 
früheren Erkenntnisse zurücktreten können und 
müssen. 

Erst dort, wo der Staat bei einem Bewerber die 
konkrete Gefahr läuft, von verfassungsfeindlichen 
Kräften unterwandert zu werden, muß er dem um 
der Freiheit seiner Bürger willen — und nichts an-
derem — begegnen. 

Diese Gefahrenzone ist nun freilich nicht erst 
dann erreicht, wenn auf Grund eindeutiger Tat-
sachen mit Gewißheit feststeht, daß der Bewerber 
die von ihm geforderte Gewähr der Verfassungs-
treue nicht bietet, sondern auch dann, wenn in so-
weit ernsthafte Zweifel verbleiben. Das habe ich 
ausdrücklich bereits bei der Beratung in erster Le-
sung festgestellt. Dem ist weder nach der einen noch 
nach der anderen Richtung etwas hinzuzufügen. 
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Aber hierbei gibt es — und da liegen unsere Auf-
fassungen nun vollkommen auseinander, Herr Kol-
lege Dregger — weder eine Beweislast — in stren-
gem Sinne — der Behörde noch eine des Bewerbers, 
sondern: beide haben daran mitzuwirken — das 
habe ich damals bereits eindeutig ausgeführt —, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

aufgetretene Zweifel an der Verfassungstreue des 
Bewerbers aufzuklären. 

(Wehner [SPD] : Sehr wahr!) 

Eben dies hat nun auch das Bundesverfassungs-
gericht klargestellt, wenn es sagt — ich zitiere aus 
der Begründung 

Die Einstellungsbehörde entscheidet über den 
Antrag auf Übernahme in das Beamtenverhält-
nis. Bei dieser Entscheidung gibt es keine „Be-
weislast", weder für den Bewerber, daß er die 
geforderte Gewähr bietet, noch für die Einstel-
lungsbehörde, daß der Bewerber diese Gewähr 
nicht bietet. 

(von Schoeler [FDP] : Sehr richtig!) 

„Zweifel an der Verfassungstreue" hat hier nur 
den Sinn, daß der für die Einstellung Verant-
wortliche im Augenblick seiner Entscheidung 
nicht überzeugt ist, daß der Bewerber die Ge-
währ bietet, jederzeit für die freiheitliche demo-
kratische Grundordnung einzutreten. 

(von Schoeler [FDP] : Damit stimmt der 
CDU-Entwurf eben nicht überein!) 

Um es Ihnen ganz klar zu sagen: Damit stimmen 
weder die frühere Praxis nach dem sogenannten 
Ministerpräsidentenbeschluß noch der Bundesrats-
entwurf im Grundsatz überein. Das ist der eigent-
liche Unterschied. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Weh

-

ner [SPD] : Sehr wahr!) 

Das sollten wir nicht verkleistern. Hier liegt wirk-
lich der Grundunterschied zwischen dem, was die 
Regierungskoalition vorlegt — das ist ein streng 
rechtsstaatlich gesichertes Verfahren ohne die Be-
weislastumkehr auf den Bewerber —, und dem, was 
Sie ganz offenkundig anstreben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dem Hohen Hause liegt auch — lassen Sie mich 
darauf abschließend eingehen — ein Gesetzentwurf 
der Koalitionsfraktionen vor, der auch die Zulassung 
zu Berufsausbildungen, die Voraussetzung für die 
Ausübung von Berufen auch außerhalb des öffent-
lichen Dienstes sind, zum Gegenstand hat. Daß es 
insoweit wegen Art. 12 des Grundgesetzes, der hier 
von ganz besonderem Gewicht ist, einer Sonder-
regelung bedarf, war bereits die Vorstellung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Gesetzent-
wurfes, der mit diesem auch insoweit im Prinzip 
identisch ist. Das Bundesverfassungsgericht hat auch 
dies in seinem Beschluß vom 22. Mai dieses Jahres 
bekräftigt und für die Zugangsregelung im einzel-
nen verschiedene Möglichkeiten genannt. 

Die Koalitionsfraktionen haben sich für die Lö-
sung entschieden, die jedwede Diskriminierung von  

vornherein ausscheidet. Das konnte — das ist auch 
meine Überzeugung — nur eine Regelung sein, die 
den Vorbereitungsdienst bei sogenannter Monopol-
ausbildung einheitlich außerhalb des Beamtenver-
hältnisses vorsieht. Nur eine solche Regelung 
schafft klare Verhältnisse, vermeidet ein untrag-
bares Nebeneinander verschiedener Statusformen 
von Beamten und Nichtbeamten bei ein und der-
selben Ausbildung und erfüllt damit auch die vom 
Bundesverfassungsgericht gestellten Anforderungen, 
die ja auch solche der Nichtdiskriminierung von 
Bewerbern untereinander sind; das ist doch 
eines unserer grundlegendsten Verfassungsprinzi-
pien überhaupt. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Worauf es der Koalition bei der Regelung dieses 
Komplexes vor allem ankommt, ist zweierlei: Zum 
einen zu gewährleisten, daß der junge Mensch, der 
sich auf einen Beruf vorbereitet, die bestmögliche 
Ausbildung erhält. Dazu ist ein sachangemessener 
Status nötig, der ihm auch die Erfüllung von 
Hoheitsaufgaben ermöglicht. Zum anderen muß 
unter allen Umständen vermieden werden, daß hier 
am Anfang eines Berufsweges zwei Kategorien von 
Auszubildenden und damit Diskriminierungen zwi-
schen zweierlei Bewerbern geschaffen werden. Stel-
len Sie sich das bitte einmal — jeder hat ja solche 
Erinnerungen — in der juristischen Praxis etwa 
bei der Ausbildung am Gericht vor! Da würden 
dann Leute beim Ausbilder sitzen, von denen jeder 
weiß, die einen sind die Verfassungstreuen 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Die angeb

-

lich Verfassungstreuen! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

und die anderen sind solche, bei denen Zweifel an 
der Verfassungstreue begründet ist. Das wäre ein 
völlig unmöglicher, zu Verketzerungen und Ver-
hetzungen und zu einer unerträglichen Störung des 
politischen Klimas führender Zustand. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Anhal

-

tende Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich weiß gar nicht, warum Sie sich über solche 
Selbstverständlichkeiten aufregen! 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Weil Sie 
das Problem verkennen! — Gegenruf des 

Abg. Wehner [SPD]) 
— Aber nein! 

Beide Ziele sind mit dem Ihnen hier vorgelegten 
Gesetzentwurf, mit dem auch ich im Grundsatz völlig 
übereinstimme, erreicht. Einzelheiten der Ausge-
staltung dieses neuen, außerhalb des Beamtenver-
hältnisses in einem öffentlich-rechtlichen Dienstver-
hältnis abzuleistenden Vorbereitungsdienstes be-
dürfen, wie ich meine, jedoch noch grundsätzlicher 
Erörterung in den Fachgremien. Sie können nicht 
Thema der heutigen Debatte sein. Die verschiede-
nen Ministerkonferenzen, die hier mitbeteiligt sind, 
die Innenministerkonferenz, die Justizministerkon-
ferenz und die Kultusministerkonferenz haben sich 
dieser Frage bereits angenommen. Die Beratungen 
im federführenden Innenausschuß und die vorge- 
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sehene, von der Opposition beantragte Anhörung 
von Sachverständigen und Interessenvertretern bie-
ten, wie ich hoffe, die Gewähr für eine sachgerechte 
gesetzgeberische Lösung dieses Fragenkreises, die 
nur in der hier angedeuteten Richtung liegen kann, 
wenn sie mit den Grundsätzen unserer Verfassung 
in Einklang stehen soll. 

Lassen Sie mich zum Abschluß noch einmal, dies-
mal einschränkungslos zustimmend, Alfred Grosser 
zitieren: 

Unsere Rechtsordnung im Westen 

— so hat er in seiner Frankfurter Ansprache ge-
sagt — 

beruht auf dem Prinzip, daß der Schuldige lie-
ber zuviel Rechtsschutz erhalten soll als der 
Unschuldige zuwenig. 

Dieses Prinzip entspricht unserer Verfassung und 
eben nicht nur, wie Sie meinen, Herr Kollege Dreg-
ger, als Unschuldsvermutung — in dubio pro reo 
dem Strafrecht. Es ist ein Grundprinzip unserer Ver-
fassung überhaupt; das auch außerhalb des Straf-
rechts gilt 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

und über dessen allgemeine Gültigkeit und Verbind-
lichkeit wir alle in diesem Hohen Haus einig sein 
sollten. Es gilt so auch für die Fälle, in denen es 
um den Rechtsschutz derer geht, die von belasten-
den staatlichen Entscheidungen der Verwaltung 
— und eben nicht nur von gerichtlichen Urteilen im 
Strafrecht — betroffen werden. 

(Seiters [CDU/CSU] : Da ist Herr Kubel an

-

derer Meinung!) 

— Nein, darüber kann man  nicht streiten. 

(Seiters [CDU/CSU] : Herr Kubel ist anderer 
Meinung, habe ich gesagt!) 

— Nein, das kann ich mir nicht vorstellen. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Das kann ich mir überhaupt nicht vorstellen. 
Aber darüber können wir hinterher rechten. 

(Abg. Seiters [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— Ich möchte diesen letzten Gedanken hier jetzt 
zu Ende bringen. Wir können gern darüber spre-
chen. Ich lasse mich von Herrn Kubel darüber unter-
richten. 

Deshalb appelliere ich an Sie alle: Lassen Sie mit 
der gemeinsamen Verabschiedung dieses Gesetzes 
Ruhe und Befriedung in diesem Land einkehren, 
und machen Sie damit endlich auch dem Evergreen 
jener politischen Kampagnen gegen sogenannte Be-
rufsverbote ein Ende! 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir sollten nicht noch weiteren zwei, drei Studen-
tengenerationen und ihren politischen Agiteuren ein 
billiges Betätigungsfeld liefern. Und lassen Sie uns 
nach einem solchen Gesetzesbeschluß alsdann dar-
angehen, das Gesetz vor Ort in die einheitliche de-
mokratische Praxis umzusetzen, im Geiste der Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 

22. Mai und damit in Ausfüllung des Rechtsstaats 
zum Wohle der Freiheit und der Sicherheit aller 
Bürger dieser unserer freiheitlichen, rechtsstaatli-
chen Demokratie! 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat als Ver-
treter des Bundesrats Herr Minister Bender aus 
Baden-Württemberg. 

Minister Dr. Bender (Baden-Württemberg) : Frau 
Präsident! Meine Damen und Herren! Weil die Län-
der von dem Geschehen und dem Thema, das uns 
hier beschäftigt, existentiell mit betroffen sind, 
möchte ich als baden-württembergischer Landesmi-
nister kurz den Standpunkt der baden-württember-
gischen Landesregierung markieren. 

Meine Damen und Herren, die Weichenstellung, 
die sich mit diesem Gesetz vollzieht, wird das Staats-
bewußtsein, das staatsbürgerliche Bewußtsein auf 
weite Sicht sehr entscheidend prägen. Es wird damit 
die Zukunft unseres Staates, die Zukunft unseres 
Volkes nach meiner Überzeugung sehr wesentlich 
mitbestimmen. Mit dieser Gesetzesmaterie ist auch 
die Frage des Vertrauens in unseren Staat und zu 
unserem Staat angesprochen, die Frage des Ver-
trauens in seine innere Stabilität. 

Die Gefahr, das Vertrauen der Bürger in diesen 
Staat zu verlieren, liegt meines Erachtens primär 
keineswegs darin, daß sich in unserem Staat Gesin-
nungsschnüffelei breitmachte, der wir gemeinsam 
mit aller Entschiedenheit entgegentreten würden 
und müßten. 

Vorhin ist Schiller zitiert worden. In Baden-Würt-
temberg und — dessen bin ich sicher — auch in den 
anderen Ländern wollen wir das erhalten, was 
Schiller für uns miterworben hat, nämlich die Frei-
heit. Schiller — meine Damen und Herren, davon 
bin ich überzeugt — stünde heute im Lager jener, die 
die Freiheit erhalten wollen und den Feinden der 
Freiheit den Kampf ansagen. 

(Lachen bei der SPD) 

Wenn wir schon Schiller für uns reklamieren, dann 
möchte ich doch das gesagt haben: Schiller stünde 
im Lager jener, die denen den Kampf ansagen, die 
unsere Freiheit in der Substanz zerstören wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, in unserem Staat gibt 
es Meinungsfreiheit. Hier wird Meinungsfreiheit 
gelebt, oft bis an die Grenze und gelegentlich auch 
über die Grenze des Zulässigen. 

Die Gefahr, das Vertrauen der Bürger in den Staat 
zu verlieren, liegt meines Erachtens vielmehr in der 
Tendenz zum Abbau legitimer staatlicher Autorität, 
in der Tendenz zum Abbau positiven, hinwenden-
den staatsbürgerlichen Bewußtseins. Das ist die Ge-
fahr, in der wir uns befinden und mit der wir uns 
auseinandersetzen müssen. 

Meine Damen und Herren, unsere freiheitliche 
demokratische Gesellschaftsordnung beruht auf dem 
Modell des Pluralismus. Sie setzt voraus, daß im 
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freien Spiel und Wettbewerb der Meinungen und 
der Interessen, daß im Gebrauch der Freiheit, der 
Freiheiten im privaten wie im öffentlichen Bereich, 
Grenzen eingehalten werden. Die freiheitlich-demo-
kratische Grundordnung ist der Rahmen, der die 
Freiheit des einzelnen und die Freiheit der Minder-
heit garantiert. Wenn wir diesen Rahmen nicht zu 
erhalten vermögen, wenn wir ihn relativieren und 
ihn damit letztlich — unbewußt vielleicht der 
Zerstörung preisgeben, haben wir unsere Freiheit 
verspielt. Aber Erhaltung dieses Rahmens — das 
ist Ermöglichung von Freiheit — bedeutet nichts 
anderes als aktives Eintreten, Hinstehen für diesen 
unseren Staat, Verdeutlichung seiner Aufgaben, Ver-
deutlichung der Werte, die diesen unseren Staat frei-
heitlich machen. Darin sind wir uns einig. 

Wenn das so ist, dann können wir es uns — das 
ist der Standpunkt der Regierung, der ich angehöre 
— einfach nicht erlauben, Stellen des öffentlichen 
Dienstes, Stellen im staatlichen Bereich, mit Fein-
den eben dieses Staates, mit Feinden unserer Ver-
fassung oder mit Leuten, die sich von der Verfas-
sung und von diesem unserem Staat bewußt distan-
zieren, zu besetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir können nicht denen, die diesen Staat offen oder 
erkennbar kaschiert bekämpfen, staatliche Macht-
befugnisse gewissermaßen als Waffe in die Hand 
drücken. 

Meine Damen und Herren, ich meine, daß hier 
Verfahrensregelungen, über die wir uns im we-
sentlichen, wenn ich es recht sehe, einig sind, allein 
nicht ausreichen. Wir müßten deutlich sagen, was 
wir wollen, wir müßten hier Positionen, möglichst 
gemeinsame Positionen, beziehen, eindeutig Farbe 
bekennen, dann aber auch Konsequenzen in die ma-
teriell-rechtliche Situation hinein ziehen. Klare Ent-
scheidungen erfordern Mut. Wir alle — ich sage 
das durchaus selbstkritisch — im demokratischen 
Lager müssen uns gegen die Versuchung jenes 
schleichenden Opportunismus wehren, der dem 
langfristig denkenden, dem strategisch denkenden 
und beweglich taktierenden Gegner Position für 
Position überläßt. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Als ein solcher Opportunismus müßte es gewertet 
werden, wollten wir die offenkundige und in der 
Lebenserfahrung liegende Tatsache wegdiskutieren 
oder wegreflektieren, daß derjenige, der einer ver-
fassungsfeindlichen Partei angehört, der sich auch 
für diese Partei einsetzt und ihre Ziele mitträgt, 
nicht gleichzeitig für sich in Anspruch nehmen 
kann, jederzeit für die freiheitliche demokratische 
Grundordnung einzutreten. 

Meine Damen und Herren, ist es denn zuviel ver-
langt, wenn der demokratische Gesetzgeber, ohne 
eine irgendwie geartete Automatik von Mitglied-
schaft, Zweifel und Ablehnung zu konstruieren oder 
zugrunde zu legen, davon ausgeht, daß der Bewer-
ber diesen letzten Grundwiderspruch klärt und die 
wichtigste Voraussetzung für eine Tätigkeit im 
öffentlichen Dienst — das sage ich hier ganz 
schlicht —, nämlich die Treue zu seinem Staat, seine 

Verfassungstreue, dargelegt und bekennt? Das ist 
das Entscheidende, und dort, wo Widersprüche vor-
handen sind, müssen sie geklärt werden. Ich bin 
durchaus der Meinung, daß man hier nicht zivil-
prozessuale Beweislastregeln heranziehen kann. 
Hier geht es nicht um zivilprozessuale oder straf-
prozessuale oder sonstige Beweislastregeln, sondern 
hier geht es darum, daß eine Sachvoraussetzung 
nachgewiesen wird. Die Sachvoraussetzung im 
öffentlichen Dienst ist eben das Bekenntnis zu die-
sem Staat, die Treue zu dieser konkreten Verfas-
sung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auf derselben Linie eines falschen und schäd-
lichen Opportunismus läge es, meine ich, im Vor-
bereitungsdienst auf das Beamtenverhältnis zu ver-
zichten. Dies würde doch heißen, gerade mit Rück-
sicht auf die Leute, die diesen Staat angreifen, be-
seitigen wollen oder sich bewußt von ihm distan-
zieren, ein bedeutsames Stück Staat zurückzuneh-
men, und zwar legitimen Staat zurückzunehmen. 
Die sich daraus ergebenden negativen ausbildungs-
politischen Konsequenzen wären darüber hinaus 
wohl kaum abzuschätzen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der 
Ausgangspunkt aller Bemühungen, das Radikalen-
problem zu bewältigen, war — das ist heute mehr-
fach angesprochen worden — der Beschluß vom 
28. Januar 1972, den der damalige Bundeskanzler 
Brandt und die Regierungschefs der Länder gemein-
sam gefaßt haben. Diesem Beschluß entspricht der 
Entwurf des Bundesrats. Wir meinen, daß der Be-
schluß der Ministerpräsidenten, der Bundesratsent-
wurf, den Zielsetzungen und den Anforderungen des 
Bundesverfassungsgerichtsurteils entspricht, ja, ge-
radezu die Intention des Bundesverfassungsgerichts-
urteils aufnimmt. Wir meinen, daß dieser Entwurf 
und der Beschluß der Ministerpräsidenten nicht nur 
sehr deutlich dem Buchstaben unserer Verfassung 
entsprechen, sondern vor allem auch dem Geist 
unserer Verfassung. Ich glaube, darüber kann man 
einfach nicht hinwegkommen. 

Meine Damen und Herren, die demokratischen 
Kräfte in unserem Lande sollten und müßten sich 
trotz der Diskussion, die in vielen Punkten kontro-
vers gewesen ist, zu einem gemeinsamen überzeu-
genden Beschluß zusammenfinden können. Dies ist 
meine Hoffnung. Ich meine, es sei um unseres Vol-
kes und des Vertrauens unseres Volkes in diesen 
Staat willen notwendig. Darauf warten unsere Bür-
ger draußen im Lande. Das erwarten sie von uns 
allen, das erwarten sie von Ihnen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte Sie bitten, 
die uns verbindende gemeinsame demokratische 
Überzeugung auch heute und hier deutlich werden 
zu lassen, auch in den Konsequenzen, auch in un-
angenehmen Konsequenzen. Es geht doch um unse-
ren freiheitlichen Staat, den wir lieben, der aber 
offensiv verteidigt werden will, verteidigt werden 
muß gegen jene, die unter Berufung auf die ihnen 
von diesem Staat gewährte Freiheit die Freiheit be-
enden wollen, sie eliminieren wollen. Am Abbau 
des freiheitlichen Rechtsstaates wollen wir jeden-
falls um des humanen Fortschritts willen und damit 
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um unserer Bürger, um jedes einzelnen Bürgers 
willen nicht schuldig werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat als Ver-
treter des Bundesrats Herr Bürgermeister Kosch-
nick, Bremen. 

Präsident des Senats Koschnick (Bremen) : Frau 
Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich hatte die Gelegenheit, Frau Präsiden-
tin, beim letztenmal im Bundesrat zu kritisieren, 
daß von dieser Bank für den Bundesrat gesprochen 
wird. Ich will hier nur als ein Mitglied des Bundes-
rates und für Bremen sprechen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das war ein Problem des Bundesrates, nicht dieses 
Hauses. 

Ich darf zweitens als einer der Mitverfasser, als 
Mitbeteiligter der Beschlüsse der Ministerpräsiden-
ten und der damaligen Bundesregierung gleich eine 
Geschichtsfälschung ein wenig richtigstellen, die 
Sie, sehr verehrter Herr Kollege Dregger, und eben 
auch Herr Bender vorgetragen haben. Es ist keines-
wegs so, daß der Entwurf des Bundesrates mit dem 
Beschluß der Ministerpräsidenten identisch ist. Al-
lerdings sind viele Inhalte übernommen worden. 

Ich möchte auch nicht über die Freiheit im Sinne 
von Schiller sprechen. Wir Bremer sind vergleichs-
weise ohne Poesie. Ich möchte die Frage etwas 
nüchterner angehen und muß dabei auf eine Aus-
führung eingehen, die sowohl Herr Dregger als 
auch Herr Professor Maihofer vorhin gemacht haben. 
Sie bezog sich auf eine Rede von Professor Alfred 
Grosser am 12. Oktober zur Verleihung des Frie-
denspreises des Deutschen Buchhandels in Frank-
furt. Ich möchte meine Position etwas abweichend 
von meinen beiden Vorrednern beziehen. Alfred 
Grosser hat gesagt, es scheine ihm, als ob in der 
Bundesrepublik immer mehr von der Verteidigung 
der Grundordnung durch den Staat und immer we-
niger von der Verteidigung der Grundfreiheiten 
gegen den Staat die Rede sei. 

(Seiters [CDU/CSU] : So wie Kubel!) 

— Langsam! — Ich widerspreche hier Herrn Gros-
ser ausdrücklich. Das Grundgesetz konstituiert, wie 
das Bundesverfassungsgericht in ständiger Recht-
sprechung sagt und wie wir es gemeinsam wollten, 
eine wehrhafte Demokratie. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Sehr 
gut!) 

Diese Grundentscheidung schließt es aus, daß Be-
werber zum Staatsdienst zugelassen werden, die 
die freiheitliche demokratische rechtsstaatliche und 
sozialstaatliche Ordnung ablehnen und bekämp-
fen. Hinter dieser Entscheidung, die auf die Erfah-
rungen der ersten deutschen Republik zurückgeht, 
stehen auch heute noch die demokratischen Par-
teien mit ihrem politischen Willen. Ich halte es für 
eine Unterstellung, wenn hier gesagt wird, es gebe 
in unserem Lande einige, die bereit wären, den öf

-

fentlichen Dienst für Verfassungsfeinde zu öffnen. 
Genau das ist nicht der Fall! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Zur Erfüllung der Pflicht und Aufgabe, die frei-
heitlich-demokratische Grundordnung zu schützen, 
müssen — und das wollen auch wir — staatliche 
Machtmittel einsetzbar sein. 

Mit Herrn Grosser bin ich aber darin einig, daß 
eine der Hauptforderungen dieser Grundordnung 
die aktive Sicherung der Freiheitsrechte des einzel-
nen gegenüber dem Staate ist. Auch dies ist eine 
Lehre aus der jüngsten deutschen Vergangenheit, 
nämlich aus den Verfolgungen der NS-Zeit und der 
DDR. Deshalb besteht — und hier bin ich mit Pro-
fessor Maihofer einer Meinung — kein Widerspruch 
zwischen dem Schutz der verfassungsmäßigen Ord-
nung und der Gewährleistung freier politischer Tä-
tigkeit unserer Bürger. 

Diese grundsätzliche Position hat der Senat der 
Freien Hansestadt Bremen von jeher eingehalten. 
Schon vor dem Ministerpräsidentenbeschluß vom 
28. Januar 1972 sind aktive Gegner der Verfassung 
unter strenger Beachtung verfassungs- und beamten-
rechtlicher Grundsätze in Bremen vom öffentlichen 
Dienst ferngehalten oder aus dem öffentlichen 
Dienst entfernt worden. Bremen ist seit 1945 nie-
mals ein Domizil brauner oder linksextremistischer 
Kräfte gewesen. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Haben 
Sie schon einmal etwas von der Universi

-

tät in Bremen gehört? — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

— Das habe ich wie Sie, Herr Professor Carstens. 
Leider gehen Sie nicht in die Universität, mit der ich 
mich regelmäßig herumschlage, um dort ein bißchen 
Ordnung zu halten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Seiters 
[CDU/CSU] : Ein bißchen! — Dr. Wörner 
[CDU/CSU]: Das muß aber bis jetzt erfolg

-

los geblieben sein!) 

— Sie müssen nicht immer nur eine Zeitung lesen! 
Wenn Sie einen Querschnitt hätten, wüßten Sie 
mehr darüber. 

(Erneuter Beifall bei der SPD und der FDP 
— Wehner [SPD] : Sehr gut!) 

Und es wäre doch einmal ganz gut, wenn die CDU/ 
CSU-Fraktion nach Bremen käme, um sich einer 
kritischen Auseinandersetzung zu stellen, 

(Wehner [SPD] : Sehr schön!) 

statt daß Sie an diesem Ort über Dinge sprechen, 
die Sie nicht kennen. Ich lade Sie ein! 

(Erneuter Beifall bei der SPD und der FDP 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Im öffentlichen Dienst hat es jedenfalls in Bremen 
stets eine klare Abgrenzung gegenüber Leuten ge-
geben, die unsere Verfassung aktiv — auch wenn es 
in Wort und Schrift geschieht — bekämpfen. Der 
Beschluß der Regierungschefs des Bundes und der 
Länder hat daher in unserer Einstellungspraxis zu 
keinen Konsequenzen geführt, die nicht ebenso 
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schon vorher zu ziehen gewesen wären und gezogen 
worden sind. 

Auf der anderen Seite habe ich schon knapp einen 
Monat nach diesem Beschluß die bremische Position 
vor unserem Landesparlament dargelegt und dabei 
folgendes erklärt: 

Erstens. Die bloße Mitgliedschaft eines Bewer-
bers in einer Organisation, die nach Meinung 
des Senats verfassungsfeindliche Ziele ver-
folgt, ist in der Regel geeignet, Zweifel daran 
zu wecken, ob dieser Bewerber jederzeit für die 
demokratische Grundordnung eintreten wird. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Der Senat wird deshalb in der Regel zu prüfen 
haben, ob der Bewerber neben einer bloßen 
Mitgliedschaft besondere Aktivitäten entwickelt 
hat, die eine Einstellung ausschließen. 

Und darauf kommt es an, auf die Aktivitäten! 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Genau rich

-

tig! Sie haben zu früh geklatscht!) 

Zweitens. Der Senat bezieht seine Entscheidung 
auf jeden Einzelfall. Er begründet seine Ent-
scheidung, und er will bewußt eine rechtliche 
Überprüfung seines Verwaltungshandelns er-
möglichen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU] : Natürlich! — 
Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Alles 

klar!) 

— Herr Dregger sagt „Natürlich", aber die christ-
lich-demokratischen Ministerpräsidenten wollten 
1972 keine schriftliche Begründung und keine Über-
prüfung. 

(Wehner [SPD] : Hört! Hört!) 

Und jetzt sage  ich: Natürlich haben wir deswegen 
schon damals eine andere Position eingenommen. 

Mit der Prüfung jedes Einzelfalles und mit der 
Begründung durch den Dienstherrn 

— so habe ich damals erklärt — 

ermöglicht der Senat eine Überprüfung der je-
weiligen Entscheidung durch ein unabhängiges 
Gericht. Dabei hat der Bewerber die Möglich-
keit, die beim Dienstherrn vorhandenen Zweifel, 
die wir begründet haben müssen, über die Be-
reitschaft, jederzeit für die freiheitliche Grund-
ordnung einzutreten, zu widerlegen und auszu-
räumen. 

Drittens. In all den Fällen, in denen der Staat 
ein Ausbildungsmonopol hat, wie z. B. bei den 
Lehrern oder den Juristen, ist den Hochschul-
absolventen die Möglichkeit zu geben, ihre Aus-
bildung abzuschließen. 

Auch das ist 1972 gesagt worden. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

So klar und bedenkensfrei diese bremische Hal-
tung und Praxis ist — und sie ist durch die Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 22. 
Mai 1975 in vollem Umfange bestätigt worden —, 
so uneinheitlich und besorgniserregend ist das Ge-
samtbild in der Bundesrepublik. Auch der Beschluß  

der Regierungschefs hat nicht die beabsichtigte bun-
desweite Vereinheitlichung des Verwaltungshan-
delns bewirkt. Vielmehr zeigt er in der Anwendung 
gefährliche Folgen. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Ich komme darauf noch. — Das Verfahren bei der 
Einstellung wird von den Landesregierungen — 
oder oft auch von nachgeordneten Beamten — 
höchst unterschiedlich gehandhabt, wie der Bericht 
über das Ergebnis der Umfrage zur Praxis der Über-
prüfung der Gewähr der Verfassungstreue bei Ein-
stellungsbewerbern, den der Bundesminister des 
Innern kürzlich vorgelegt hat, zeigt. Darüber hinaus 
haben sich die Kriterien bei der Einstellungspraxis 
in den einzelnen Ländern auseinanderentwickelt. 
Dies zeigt die erwähnte Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts, die jetzt Grundlage der gesetz-
geberischen Bemühungen ist. 

Der Senat der Freien und Hansestadt Bremen hat 
z. B. einen Gerichtsreferendar, der in Schleswig-Hol-
stein abgewiesen wurde, übernommen. Die Mei-
nungsverschiedenheit drehte sich im Kern um die 
Frage, ob es mit dem Grundrecht der Berufsfreiheit 
vereinbar ist, einen Bewerber um die Ü bernahme 
in einen Vorbereitungsdienst, der auch die Voraus-
setzung für den Zugang zu einem Beruf außerhalb 
des Staatsdienstes ist, die Hürde des Beamtenrechts 
überwinden zu lassen. Auf diese Problematik in 
bezug auf den konkreten Fall dieses Referendars 
hat das Bundesverfassungsgericht in wünschenswer-
ter Deutlichkeit im Sinne Bremens geantwortet. 

Der Ministerpräsidentenbeschluß hat schließlich 
nicht verhindern können, daß sich im öffentlichen 
Dienst an Schulen und an Hochschulen eine Atmos-
phäre verbreitete, die dazu führt, die Vielfalt von 
Meinungsäußerungen einzuschränken, und die in die 
Nähe von Gesinnungsschnüffelei gerät. Das ist nicht 
die Zielsetzung einer Regierung; das ist leider Pra-
xis, die sich ergibt, weil man oben nicht erkennen 
kann, wie es unten gehandhabt wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

In einigen, und zwar vornehmlich CDU/CSU-regier-
ten, Bundesländern verschafft sich dabei ein Verfas-
sungsverständnis zunehmend Geltung, das eine 
ganz junge Generation schon während der Ausbil-
dungs- und Studienzeit obrigkeitlich diszipliniert. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Jetzt reden Sie 
von etwas, wovon Sie nichts verstehen! 
Kommen Sie mal zu uns, dann merken Sie 
die „Gesinnungsschnüffelei"! Kommen Sie 
mal nach Baden-Württemberg! — Wehner 
[SPD] [zu Abg. Dr. Wörner] : Gehen Sie auf 

den Exerzierplatz!) 

— Ich bin gern bereit, nach Baden-Württemberg zu 
kommen, wenn Sie einmal nach Bremen kommen. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Kommen Sie mal 
nach Baden-Württemberg! Baden-Württem

-

berg ist ein liberales Land! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

— Ich erkläre hier für das Protokoll: Ich halte das 
Land Baden-Württemberg für eines der freiheit-
lichsten und liberalsten Länder. Ich erkläre das nicht 
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für die Regierung und nicht für die CDU, aber für 
das Land. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

— Ich freue mich jedenfalls, daß ein Hanseat noch 
in der Lage ist, die CDU in Bewegung zu bringen. 

Tragende Elemente dieser Art von Verfassungs-
verständnis sind: die Einengung des Gedankens der 
Demokratie auf den Bereich des Parlaments im Ge-
gensatz zu seiner Förderung auch in anderen Le-
bensbereichen; die Überbetonung einzelner Verfas-
sungsinstitute zu Lasten anderer, die nach dem Wil-
len des Verfassungsgebers gleichrangig sind, wie 
z. B. der freien Verfügbarkeit des Eigentums gegen-
über der Sozialpflichtigkeit des Eigentums oder die 
Abwertung all jener zu Verfassungsfeinden, die an 
gesellschaftlichen Zuständen Kritik üben, über Al-
ternativen nachdenken und für Veränderungen ein-
treten, auch dann, wenn sie sich dabei auf Verfas-
sungsaufträge berufen können und verfassungs-
mäßige Wege einhalten. 

Diese Entwicklung, meine Damen und Herren, 
stoppt nach Meinung Bremens der von den Koali-
tionsfraktionen der SPD und FDP vorgelegte Ent-
wurf eines Gesetzes zur Änderung dienstrechtlicher 
Vorschriften, der sich Satz für Satz mit der bremi-
schen Auffassung deckt. Das vorgesehene einheit-
lich und unmittelbar für Bund und Länder geltende 
Recht wird die schutzwürdigen Belange der Betrof-
fenen, insbesondere ihr Interesse an einem fairen 
und nachprüfbaren Verfahren, und die vom Bundes-
verfassungsgericht bekräftigten Anforderungen an 
die Beamten und Angestellten im öffentlichen Dienst 
wieder in ein ausgewogenes Verhältnis stellen. Der 
Entwurf übernimmt außerdem die entscheidenden 
Schlußfolgerungen aus den Ausführungen des Bun-
desverfassungsgerichts zu den Fällen des Ausbil-
dungsmonopols und garantiert die Zulassung zur Be-
rufsausbildung auch in diesem Bereich. 

Es ist bedauerlich, daß die Fraktion der CDU/ 
CSU nicht bereit war, auch den Teil des ursprüng-
lichen Gesetzentwurfs heute zur Abstimmung stel-
len zu lassen, der in den Fällen des Ausbildungs-
monopols einen einheitlichen Vorbereitungsdienst 
ohne Begründung eines Beamtenverhältnisses in 
einem öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis 
vorsah und eine Abweichung nur erlaubte, wenn 
die Bewerber die freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung in strafbarer Weise bekämpften. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU] : Von wel

-

chem Entwurf reden Sie?) 

Die Unionsparteien können sich nicht hinter dem 
Argument verschanzen, ein solches Modell sei 
dienstrechtlich neu oder gar ein Schritt auf dem 
Wege zur Abschaffung des Berufsbeamtentums. 

(Dr. Miltner [CDU/CSU] : Die Koalition hat 
doch die Abtrennung mitgemacht!) 

— Natürlich. Einen Vorläufer dieses Modells gab 
es bereits in den Regelungen des Reichsbeamten-
gesetzes von 1937 und den dazu ergangenen Rechts-
verordnungen, etwa über die Ausbildung des mitt-
leren und gehobenen Dienstes. Die von der CDU/ 

CSU-Fraktion praktisch erzwungene Abtrennung des 
strukturellen Teils des vorliegenden Gesetzent-
wurfs — — 

(Dr.  Jenninger [CDU/CSU] : Wer hat denn 
die Mehrheit in diesem Hause?) 

— Verzeihen Sie, Sie wollen doch verzögern. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein, das ist 
doch nicht wahr!) 

Das weiß doch inzwischen jeder, und das ist heute 
deutlich dargestellt worden. Heute fangen Sie an zu 
toben, weil es Ihnen nicht gelungen ist, die ent-
scheidenden Dinge hier wegzubekommen. Das ist 
das Problem. 

(Beifall bei der SPD und der FPD — Dr. 
Jenninger [CDU/CSU] : Sie haben doch die 
Mehrheit in diesem Hause! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

— Ach du lieber Gott! Etwas mehr Ruhe und Ge-
lassenheit wäre doch ganz gut. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Da haben Sie 
recht! Sie schreien doch immer — Wer hat 
denn die Mehrheit hier? — Wer regiert 

denn hier?) 

— Wer schreit denn hier so? — Dies ist nicht nur 
politisch unverantwortlich, sondern läßt sich auch 
rechtlich nicht plausibel machen. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Wer hat denn 
die Mehrheit?) 

Denn der Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen 
wählt eine von den drei Regelungsmöglichkeiten, 
die das Bundesverfassungsgericht aufgezeigt hat, 
und zwar die nach meiner Meinung überzeugendste. 
Die vorgeschlagene einheitliche Lösung schließt jede 
Möglichkeit einer Diskriminierung derjenigen Aus-
bildungsform aus, die außerhalb des Beamtenver-
hältnisses angeboten wird. Wir unterstützen den 
Entwurf aber vor allem deshalb, weil er auch hier 
eine für Bund und Länder einheitlich und unmittel-
bar geltende Regelung vorsieht. Jeder andere Vor-
schlag würde die Entwicklung zu mehrspurigen Sy-
stemen auf dem Gebiet der Bildungspolitik und des 
Bildungsrechts verstärken. 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren — und hier 
folge ich Professor Maihofer — wird allerdings ge-
prüft werden müssen, ob die Unterwerfung des 
neuen Rechtsinstituts eines nichtbeamtenrechtlichen 
öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnisses unter 
die Regeln für Beamte auf Widerruf den Gegeben-
heiten und Bedürfnissen integrierter Ausbildungs-
gänge im Bereich der Juristen- und Lehrerausbildung 
angemessen ist. Um diese Prüfung bitte ich im wei-
teren Verfahren. Bremen wird sich daran beteiligen. 

Um zu Grosser zurückzukehren: Ich bin dafür, 
meine Damen und Herren, daß unser Staat die 
Stärke zeigt, das vom Bundesverfassungsgericht 
empfohlene Rechtsinstitut verbindlich für Bund und 
Länder einzuführen. Wir sollten darüber hinaus 
gegenüber dem politischen Irrtum heute nicht weni-
ger großzügig und überlegen verfahren als vor 
25 Jahren. Die Fraktionen des Deutschen Bundes- 
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tages haben die Chance, einen gemeinsamen Beitrag 
zum inneren Frieden zu leisten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich glaube nicht, Herr Dregger, daß Ihr Plädoyer 
heute morgen für mehr Gemeinsamkeit in der Ab-
wehr von Verfassungsfeinden — da folge ich gern —, 
verbunden mit dem Kampf innerhalb der demokrati-
schen Strukturen in diesem Staate um staatliche 
Macht, letztlich so dargestellt werden kann, als wenn 
es in dieser Frage um einen Kampf nur gegen die 
Kommunisten geht und nicht um die Ausformung 
demokratischer Ordnungen, Freiheiten und gesell-
schaftlicher Bezüge. 

(Beifall bei der SPD) 

In Europa haben wir einige Beispiele dafür, wie 
man richtig oder falsch dem Gespenst des Kommu-
nismus begegnen kann. 

(Dr. Miltner [CDU/CSU] : Zum Beispiel?) 

— Schauen Sie bitte nach Skandinavien, schauen 
Sie nach Nordeuropa, schauen Sie auch in den west-
lichen Bereich hinein! Dann stellen Sie fest, daß 
überall dort, wo aktiv für neue Formen der Gesell-
schaft, für mehr Gerechtigkeit, für mehr Sicherheit 
und mehr Freiheit gekämpft wird, der Kommunis-
mus keine Chance hat, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

daß aber in konservativen Bereichen der Zustrom 
zum Kommunismus immer größer wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Denken Sie an 
Großbritannien!) 

Hier müssen wir uns also doch zunächst einmal ge-
meinsam verständigen, daß die erste Möglichkeit, 
aktive Demokratie zu betreiben, darin besteht, daß 
wir uns gemeinsam bemühen, die gesellschaftlichen 
Verhältnisse so zu gestalten, daß der Ansatzpunkt 
für kommunistische Positionen nicht mehr gegeben 
ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Der zweite Punkt ist, daß wir uns alle persönlich, 
und zwar nicht nur auf den Plattformen von Parla-
menten, in die Auseinandersetzung begeben — auch 
im vorparlamentarischen Raum —, um die Ausein-
andersetzung aufzunehmen, um draußen zu stehen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich weiß, wovon ich spreche, denn ich habe von die-
sen Typen einige in meinem Lande, und ich bemühe 
mich um eine solche unmittelbare Auseinanderset-
zung. 

Drittens müssen dann, und zwar in dieser Reihen

-

folge, die Machtmittel des Staates eingesetzt wer

- 

 um aktiven Verfassungsfeinden entsprechend 
rechtsstaatlich — ich sage: rechtsstaatlich — zu be-
gegnen. Wir können unsere eigene Demokratie, 
unseren eigenen Staat verhunzen, wenn wir das 
preisgeben, was wir als gemeinsame rechtsstaatliche 
Basis bei der Schaffung des Bundes gehabt haben. 
Wir geben die Grundrechte und Grundfreiheiten 
auch nicht preis, wenn wir die Besorgnis haben, daß 
der eine oder andere vielleicht nicht so loyal zum 
Staate steht, wie wir es gern haben möchten. Aus  

diesem Grunde unterstütze ich sehr nachdrücklich 
das Plädoyer der Bundesregierung, vertreten durch 
Herrn Maihofer, unsere Bürger nicht von vorn-
herein zu kriminalisieren, sie nicht von vornherein 
in den Verdacht zu stellen, sie seien keine Verfas-
sungsfreunde. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das tut doch kein 
Mensch!) 

Wir alle hier haben ein Mandat unserer Bürger 
wahrzunehmen, die uns doch wohl hoffentlich ge-
meinsam als verfassungstreue Bürger gewählt 
haben, damit wir sie hier nicht verdächtigen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

In diesem Sinne kommt es darauf an: Stellen Sie die 
Dinge auf den normalen Ursprung zurück. Der Bür-
ger hat einen Anspruch, in den öffentlichen Dienst 
einzutreten. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU — Seiters 
[CDU/CSU] : Wo steht das?) 

— Artikel 33! Lesen Sie bitte nach! 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Da beginnt unser grundsätzlicher Unterschied. 
Wir wollen den Staat öffnen für alle Bürger, die 
verfassungstreu sind. Er hat also einen Anspruch 
einzutreten, soweit wir Stellen für ihn haben, natür-
lich. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Dr. Stark 
[Nürtingen] [CDU/CSU] : Aha! — Und ge

-

eignet sind! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU: Das ist doch kein Anspruch! — 
Da  sind noch einige Voraussetzungen zu er

-

füllen! — Glocke der Präsidentin) 

— Es gibt mehr als drei Voraussetzungen; es gibt 
eine ganze Reihe mehr. Dazu gehört auch bei mir 
eine ganz bestimmte Haltung zu diesem Staat, zu 
der freiheitlichen Grundordnung und zu den  Ent-
wicklungen in diesem Lande. Aber, bitte, keine ver-
klemmte Position, wo von vornherein eine junge 
Generation — — 

(Vogel  [Ennepetal] [CDU/CSU] : Wer ist 
denn verklemmt?) 

— Das will ich Ihnen genau sagen. Ich habe nun 
25 Jahre lang Gelegenheit, insbesondere für Ange-
hörige im öffentlichen Dienst zu arbeiten. Es wäre 
vielleicht ganz gut, wenn einige Damen und Herren 
aus Ihrem Bereich einmal nachläsen, was sie in den 
Jahren 1949, 1950 und 1951 bei der Diskussion über 
das Gesetz Artikel 131 GG über die Fragen gesagt 
haben; etwa: Man muß bei der jungen Generation 
auch ein bißchen Irrtum zubilligen können. Das 
kann doch nicht nur für eine Gruppe gelten. Das 
muß doch wohl für alle gelten können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich bin der Auffassung, daß ich jeden, bei dem ich 
eine begründete Vermutung habe, daß er diesen 
Staat in Zeiten der Not nicht verteidigen wird, 
nicht einstelle, und wenn er im öffentlichen Dienst 
ist, wird er aus dem öffentlichen Dienst entfernt. 
Im übrigen werden Sie in Kürze eine Aufstellung 
haben; dann werden Sie feststellen, daß Sie in Bre- 
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men keine Sorgen zu haben brauchen. Ich erinnere 
mich jedenfalls so mancher Aufregungen auch in 
Ihren Landen, wo sich christlich-soziale Politiker, die 
heute wichtige Funktionen im Freistaat Bayern ein-
nehmen, an uns gewandt haben, wir möchten doch 
einen Professor auf jeden Fall einstellen, den wir 
abgelehnt haben; inzwischen haben sie ihn auch ab-
gelehnt. Ich sage nur, hier könnte man einen Aus-
tausch von Informationen vornehmen, und dann 
werden Sie feststellen, daß wir ohne Gesinnungs-
schnüffelei, aber unter konkreter Abwehr wirkli-
cher Gefahren handeln. Das machen nicht nur Bre-
mer; das können wir in unseren ganzen Ländern 
nachweisen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Vor allen Din

-

gen in Hessen!) 

Diejenigen, die hier über den Ministerpräsiden-
tenbeschluß sprechen und sagen, es hätte genügt, 
diesen Beschluß in Gesetzesform zu gießen, verken-
nen die Praxis. Sie verkennen nicht nur die Praxis 
in den sozialdemokratisch-liberal regierten Ländern. 
Sie verkennen auch die Praxis in den Ländern, wo 
Sie die Mehrheit haben. Ich will nicht den Fall Len-
nert in Rheinland-Pfalz oder Rossig in Baden-Würt-
temberg aufgreifen, wo zwei Leute in anderen Län-
dern aufgenommen sind. In dem einen Fall ist das 
Mädchen aus dem öffentlichen Dienst entfernt wor-
den, im anderen Fall schwebt noch eine Klage. 

Ich sage nur, es gibt zwischen einzelnen Ländern 
kein einheitliches Verständnis hinsichtlich der Ent-
scheidungen, weil wir alle den Beschluß differen-
ziert ausgelegt haben. Die einen taten dies mehr 
unter dem Gesichtspunkt des Schutzes des Staates, 
die anderen unter den klaren Gesichtspunkten öf-
fentliches Dienstrecht, die dritten unter Verfas-
sungsgegebenheiten. Das war doch der Grund, war-
um die Bundesregierung einen Gesetzentwurf ein-
gebracht hat, der endlich ein einheitliches Handeln 
ermöglichen sollte. Das war doch die gemeinsame 
Überlegung: Wir müssen in Bund, Ländern und Ge-
meinden eine gemeinsame Position haben. Wer 
heute sagt, es hätte genügt, diesen Beschluß der 
Ministerpräsidenten umzuformen und in einen Ge-
setzentwurf umzugießen, der will beispielsweise 
nicht wahrhaben, was das Verfassungsgericht im 
Falle Sämisch etwa zum Ausbildungsmonopol gesagt 
hat, der will nicht wahrhaben, was vorher in einer 
klaren Definition gesagt worden ist, um welche 
Prinzipien es geht, und daß es darauf ankommt, 
nicht nachzuforschen, was vor 20 Jahren war, son-
dern daß es darauf ankommt festzustellen, ob er 
morgen oder übermorgen die Gewähr bietet, daß 
er für diesen Staat eintritt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das, meine Damen und Herren, ist im Ziel die-
ses Entwurfs begründet, und ich sage, Bremen wird 
im Bundesrat diesen Entwurf unterstützen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bürgermeister 
Koschnick, ich danke für die zutreffende Berichti-
gung. — Das Wort als Mitglied des Bundesrates 
hat Herr Minister Hirsch. 

Minister Dr. Hirsch (Nordrhein-Westfalen) : Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Ich freue mich, daß der Abgeordnete Dregger 
noch im Saal ist, nachdem er mich zu meiner Wort-
meldung provoziert hat in dem Versuch, Meinungs-
verschiedenheiten zwischen Bundesminister Mai-
hofer, mir und dem Ministerkollege Posser aus 
Nordrhein-Westfalen zu konstruieren. Es ist schon 
ein beeindruckendes, um nicht zu sagen, ein be-
drückendes Bild, ihn mit Friedrich von Schiller in 
eine Reihe gestellt zu sehen. Dies ist Anlaß, dar-
über nachzudenken, wie weit wir es mit unseren 
Freiheitskämpfern gebracht haben. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Haben Sie die 
gepachtet?) 

Eigentlich müßte Ihnen, Herr Abgeordneter Dreg-
ger, doch aufgefallen sein, daß Sie, wenn Sie von 
der Bedrohung dieses Staates reden, sich aus-
schließlich mit den Verfassungsfeinden von links, 
den organisierten Kommunisten auseinandersetzen 
zu müssen meinen. 

(van Delden [CDU/CSU]: Quatsch! Er hat 
auch gesagt: von rechts! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Sie verschwenden kein Wort auf die Bedrohung, die 
es in diesem Staat auch von denen gibt, die aus dem 
Nationalsozialismus keine Konsequenzen gezogen 
haben. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Sie 
haben nicht einmal zugehört, Herr Hirsch! 
Nicht einmal zuhören können Sie! Sie 
bauen Türken, wie Sie sie brauchen! — 
van  Delden (CDU/CSU) : Hoffentlich können 

Sie lesen, hören können Sie nicht!) 

— Ich werde die Rede nachlesen, und ich wäre 
Ihnen dankbar, wenn Sie das auch mit meiner Rede 
täten. 

(Seiters [CDU/CSU] : Sie können sich dann 
entschuldigen!) 

Der Gesetzentwurf — Drucksache 7/4183 —, den 
die Koalitionsabgeordneten vorgelegt haben, zieht 
nach meiner Überzeugung in hervorragender Weise 
die Konsequenzen, die sich aus der Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts ergeben. Er trägt 
der Notwendigkeit Rechnung, den liberalen Gehalt 
dieser Entscheidung herauszulösen und darzustellen. 

Wenn man sich demgegenüber den Oppositions-
entwurf ansieht, muß man sagen, daß er mit schwa-
chen Formulierungen versucht, ebenfalls einzelne 
Punkte darzustellen: die Einzelfallprüfung, die Ent-
scheidung der obersten Dienstbehörde, das recht-
liche Gehör, die Rechtsförmlichkeit des Verfahrens. 
In einem ganz entscheidenden Gedankengang sind 
Sie aber bei dem stehengeblieben, was Sie auch vor 
der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
gesagt haben, die Sie in diesem Punkt offenbar nicht 
zur Kenntnis nehmen wollen. Ich meine den Ver-
such, aus der formalen Mitgliedschaft in einer Partei 
einen Regeltatbestand mit Beweislastfolgen herzu-
leiten. Man muß sagen, daß diese Regelung ganz 
eindeutig dem Gedankengang der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts widerstreitet. Dort ist 
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ausdrücklich gesagt worden, daß es verfassungs-
rechtlich bedenklich ist, wenn in einem Gesetz 
allgemein zwingend vorgeschrieben würde, daß ein-
zelne konkrete Verhaltensweisen die Gewähr der 
Verfassungstreue ausschlössen, und es wird die Mit-
gliedschaft als e i n Stück des Verhaltens, e i n 
Element der Beurteilung dargestellt. Dort ist von 
einer Regelfolge keine Rede. 

Ein solcher Regeltatbestand ist wirklich nicht ver-
tretbar, weil nicht zu erkennen ist, warum der Ver-
fassungsfeind, der Mitglied einer extremistischen 
Partei ist, anders behandelt werden sollte als der 
nichtorganisierte Verfassungsfeind. Ich wüßte nicht, 
welche rechtlich erheblichen Konsequenzen man in 
der Verwaltungspraxis daraus ziehen sollte, wenn 
ein Bewerber einen Tag vor seiner Bewerbung aus 
einer von Ihnen als verfassungsfeindlich betrachte-
ten Partei austräte. Ein solcher Schritt müßte nach 
Ihrer Vorstellung doch eine rechtlich erhebliche 
Konsequenz haben. Genau dieses halte ich für wirk-
lichkeitsfremd. 

Sie haben sich auf die Rede von Herrn Posser 
bezogen, um nachzuweisen, daß er von einer Regel-
folge zwischen Mitgliedschaft und Zweifeln an der 
Verfassungstreue ausgeht. Genau das tut er nicht. 
In der 405. Sitzung des Bundesrates sagte er aus-
drücklich: 

Es gibt keinen Automatismus zwischen Zuge-
hörigkeit zu einer politischen Partei und dem 
Recht der Möglichkeit, in den öffentlichen 
Dienst der Bundesrepublik Deutschland im 
Bund, in den Ländern oder in den Gemeinden 
eingestellt zu werden. 

Er führt dann weiter aus, welche Ziele die KPD 
verfolgt. Er zitiert einen Satz aus dem Programm: 

Die proletarische Diktatur zerschlägt die alte 
Beamtenschaft, löst die bürgerlichen Gerichte 
auf, verjagt das bürgerliche Parlament, unter-
bindet jede Form bürgerlicher Propaganda. 

Er sagt dann: 

Wenn er 

— nämlich der Bewerber 

solche Äußerungen vertritt und sie sich zu 
eigen macht, muß er abgelehnt werden, gleich-
gültig, ob die Partei, die solches auch vertritt, 
sich ebenso wie er äußert. 

Wenn Sie also schon Mitglieder der Landesregie-
rung von Nordrhein-Westfalen zitieren, wäre ich 
Ihnen dankbar, wenn Sie das vollständig täten und 
sich nicht Stellen heraussuchen, die Ihnen passen, 
um andere zu unterdrücken. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Minister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Vogel? 

Staatsminister Dr. Hirsch (Nordrhein-Westfalen) : 
Wenn es sein muß. 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU): Herr Minister 
Hirsch, ich darf Ihnen noch einmal diese Stelle vor-
lesen und Sie dann bitten zu überprüfen, ob das, 
was Sie hier zitiert haben, identisch ist mit dem, 
was Herr Posser ausgeführt hat: 

Es ist doch ganz selbstverständlich, daß ich, 
— um ein konkretes Beispiel zu nennen — 
einem Mitglied der KPD (neu) vorhalten kann, 
daß in dem Parteiprogramm dieser Partei nicht 
nur ein Bekenntnis zur sogenannten Proletari-
schen Diktatur steht, sondern sich auch der Satz 
befindet: „Die proletarische Diktatur zerschlägt 
die alte Beamtenschaft, löst die bürgerlichen 
Gerichte auf, verjagt das bürgerliche Parlament, 
unterbindet jede Form bürgerlicher Propa-
ganda." 

Und dann heißt es wörtlich: 

Es ist doch selbstverständlich, daß ein Bewer-
ber, der dieser neuen KPD angehört, völlig un-
möglich in den öffentlichen Dienst aufgenom-
men werden kann. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Minister Dr. Hirsch (Nordrhein-Westfalen): Herr 
Abgeordneter Vogel, dieses ist der Satz, den nun 
ausschließlich der Abgeordnete Dregger zitiert hat, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU] : Es war der Kern

-

satz!) 

und ich möchte Ihnen nur zu dem vollständigen 
Zitat verhelfen; denn es geht weiter — ich darf mit 
Erlaubnis der Präsidentin noch einmal verlesen —: 

Deshalb hat der Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung 

— und es war der vorherige — 

mit vollem Recht gesagt: Kein Bewerber kann 
sich darauf berufen, daß die politischen Ziele, 
für die er sich einsetzt, von einer Partei ... ver-
folgt werden ... 

Er kann sich also nicht damit entschuldigen. Wenn 
er aber solche Äußerungen vertritt und sie sich 
zu eigen macht, muß er abgelehnt werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Minister, ge-
statten Sie eine weitere Frage des Herrn Abgeord-
neten Vogel? 

Minister Dr. Hirsch (Nordrhein-Westfalen) : Ich 
wäre eigentlich dankbar, wenn wir in der Exegese 
nicht fortfahren müßten. Aber bitte schön! 

(Reddemann [CDU/CSU] : Was soll es? Es 
hat ja keinen Sinn!) 

— Herr Reddemann, daß es bei Ihnen keinen Sinn 
hat, ist klar; 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

ich rede ja auch nicht für Sie. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Sehr 
toll, Herr Kollege!) 
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Nun, meine Damen und Herren Abgeordneten: 

Professor Maihofer hat auf einen anderen Umstand 
hingewiesen, nämlich darauf, daß eine solche Regel-
vermutung in der Verwaltungspraxis zu einer fest-
stehenden Automatik führe. Ich füge dem hinzu: 
Wie sollte man eigentlich in der Verwaltungspraxis 
außerdem feststellen, ob jemand Mitglied einer sol-
chen Organisation ist? Wie sollten wir eigentlich 
die Mitgliederkarteien solcher Organisationen prü-
fen können? 

Es müßte Ihnen doch eigentlich zu denken geben, 
daß auf die Umfrage des Bundesinnenministers kein 
einziges Bundesland — kein einziges Bundesland! — 
erklärt hat, daß es ausschließlich wegen der Mit-
gliedschaft in einer Partei einen Bewerber abgelehnt 
habe. Es heißt hier in der Zusammenstellung: 

In Bund und Ländern ist bisher kein Bewerber 
ausschließlich wegen seiner Mitgliedschaft in 
einer Partei oder Organisation mit verfassungs-
feindlicher Zielsetzung abgelehnt worden. 

Drei Länder, nämlich Baden-Württemberg, Bayern 
und Rheinland-Pfalz, weisen ausdrücklich darauf 
hin, daß die Mitgliedschaft nur als e i n — aller-
dings bedeutsamer Umstand anzusehen ist. Nichts 
anderes wird nun für diesen Gesetzenwurf versucht: 
das rechtlich zu fundieren, was von diesen Ländern 
— auch von diesen Ländern — offenbar in ständiger 
Praxis geübt wird. 

Lassen Sie mich auf einen anderen Teil zurück-
kommen, nämlich auf die Regelung über den Vor-
bereitungsdienst. Es ist völlig richtig, daß wir dar-
über in den Ländern ebenso wie Sie hier im einzel-
nen werden beraten müssen. Eins ist sicher: Das 
Bundesverfassungsgericht erzwingt eine Regelung 
für Ausbildungsmonopole. Es sagt in schlichter Deut-
lichkeit, daß der gegenwärtige Status verfassungs-
widrig ist, und es ist für mich unerträglich, einen 
solchen verfassungswidrigen Zustand nun auf Zeit 
dulden zu müssen. 

Ich begrüße, daß die Bundestagsdrucksache 7/4187 
heute nun wenigstens in erster Lesung behandelt 
wird, und ich hoffe auf und bitte um eine zügige 
Behandlung im Interesse einer bundeseinheitlichen 
Regelung. 

In allen Bundesländern wird bisher bei der Ein-
stellung in den Vorbereitungsdienst bei sogenann-
ten Ausbildungsmonopolen die besondere Lage der 
Bewerber berücksichtigt, die gegebenenfalls über-
haupt nicht Beamter werden wollen. Dieses geschieht 
mit verschiedenen Formeln. Man kommt zu einer 
Einstellung als Widerrufsbeamter, wenn ein Be-
werber nicht aktiver Verfassungsfeind ist. Baden-
Württemberg — um auch dieses Land noch einmal 
zu zitieren — stellt in den Vorbereitungsdienst bei 
Ausbildungsmonopolen dann ein, wenn die gewon-
nenen Erkenntnisse nicht auch die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft ausschließen würden. Hier wird 
also genau die Formel verwendet, die in dem Ge-
setzentwurf Ihnen nun vorgelegt worden ist. Über-
all findet eine Abwägung statt zwischen dem öffent-
lichen Interesse einerseits und dem Interesse des 
Bewerbers andererseits, seine Berufsausbildung ab-
schließen zu können. 

Aber diese bisherige Praxis der Toleranz bei Aus-
bildungsmonopolen wird durch die jetzige Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts so lange nicht 
mehr möglich, solange wir den bestehenden ver-
fassungswidrigen Zustand dulden, weil das Verfas-
sungsgericht ausdrücklich erklärt, daß auch der 
Widerrufsbeamte in gleicher Weise zur aktiven und 
uneingeschränkten Verfassungstreue verpflichtet sei. 
Daraus folgt, daß wir den nichtbeamteten Vorberei-
tungsdienst einführen müssen. Ich darf sagen, daß 
das Land Nordrhein-Westfalen nicht bereit wäre, 
einen verfassungswidrigen Zustand zu tolerieren, 
wenn nicht die zügige Behandlung dieser Gesetzes-
vorlage gesichert ist. 

Es ist das Problem, ob § 14 des Beamtenrechts-
rahmengesetzes die Länder tatsächlich daran hindert, 
eine landesrechtliche Regelung zu treffen, solange 
der Bund von seiner Rahmenkompetenz keinen Ge-
brauch gemacht hat. Meine Auffassung ist, daß der 
Bundesgesetzgeber bei dem Erlaß des Beamten-
rechtsrahmengesetzes die Vorstellung eines nicht-
beamteten Vorbereitungsdienstes überhaupt nicht 
bedacht hat, daß hier also eine echte Regelungs-
lücke besteht, die von den Ländern jedenfalls so 
lange ausgefüllt werden könnte, wie der Bund von 
seiner Kompetenz des Rahmenrechtes keinen Ge-
brauch macht. Ich appelliere an Sie als den Bundes-
gesetzgeber, uns nicht in den Zwang zu einer indivi-
duellen Regelung zu führen, weil Sie sich über 
einzelne Regelungen nicht verständigen können. 

Ich bin der Auffassung, daß nur ein einheitlicher 
nichtbeamteter Vorbereitungsdienst das Ziel unserer 
Überlegungen sein sollte, denn es ist unvertretbar, 
durch die Spaltung des Vorbereitungsdienstes in 
einen beamteten und einen nichtbeamteten die ei-
nen zu diskriminieren und die anderen sozusagen 
zu anständigen Staatsbürgern zu stempeln, und dies 
in einem Stadium, in dem sie sich am Anfang ihres 
Berufslebens befinden, also gewissermaßen zu un-
terstellen, sie hätten lebenslänglich eine irrever-
sible politische Überzeugung; dies wäre ein mecha-
nistisches Menschenbild, von dem sich unsere Ge-
neration — das hat der Bürgermeister Koschnick an-
gedeutet — wohl freimachen müßte, wenn sie vor 
sich selbst bestehen will. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich habe mich gewundert, welche gewaltigen 
Worte die Abgeordneten Klein und Thürk gefunden 
haben, die erklärten, daß mit diesen Regelungen 
Dämme eingerissen würden. Lassen Sie uns die 
Zahlen einmal nüchtern ansehen. Es sind unlängst 
Zahlen über sogenannte Überprüfungen veröffent-
licht worden. Für Nordrhein-Westfalen hat der ba-
den-württembergische Innenminister-Kollege 84 000 
angegeben. Von 84 000 Überprüfungen kann natür-
lich überhaupt keine Rede sein — zumindest nicht 
in unserem Bundesland —, sondern es handelt sich 
um Anfragen, ob 84 000 Bewerber irgendwann ein-
mal in der Vergangenheit beim Verfassungsschutz-
amt als Verfassungsfeinde in Erscheinung getreten 
seien, wie man so schön sagt. 

Wie sind die Zahlen wirklich? Ich nehme das 
Jahr 1975 — Januar bis Juli 1975 —: Es sind 28 705 
Anfragen gestellt worden, und zwar nicht nur be- 
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züglich der Einstellungen in den Vorbereitungs-
dienst, sondern hinsichtlich der Einstellung von Be-
amten in den öffentlichen Dienst überhaupt. Von 
diesen 28 705 Anfragen lagen bei 203 Bewerbern — 
das sind 0,7 % — Erkenntnisse irgendwelcher Art 
vor, und es sind 21 Ablehnungen — 0,07 % — er-
folgt. Was für gewaltige Worte angesichts dieses 
Tatbestandes! Ich halte das für Verbalradikalismen, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

hinter denen jedenfalls nicht die Sorge um die 
Überschwemmung des Staates mit Verfassungsfein-
den, sondern der Versuch steht, die Koalitionspar-
teien zu diskriminieren und Zweifel an ihrer Ver-
fassungstreue zu provozieren. 

(Beifall bei der FDP und bei der SDP) 

Herr Abgeordneter Dregger, es tut mir leid, das 
sagen zu müssen: Jeder Extremist in diesem Lande 
müßte sich freuen, daß es einen Abgeordneten wie 
Sie gibt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Redde

-

mann [CDU/CSU] : Das ist eine Unver

-

schämtheit! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

— Ja, ja. — Sie verteidigen den Staat nicht, Herr 
Abgeordneter, sondern Sie würden ihn, ließe man 
Sie gewähren, in einen Zustand versetzen, der für 
viele demokratische Bürger dieses Landes bekämp-
fenswert wäre. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Jobst [CDU/CSU] : Unerhört!) 

Law and order heißt bei Ihnen nicht Recht und Ord-
nung, sondern Gesetz und Befehl 

(Beifall bei ,der FDP und der SPD — Redde- 
mann [CDU/CSU] : Das ist unerhört!) 

und geht darauf aus, staatliche Macht zu Lasten 
individueller Freiheit zu erweitern. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Sie 
vergiften idie Atmosphäre! — Reddemann 
[CDU/CSU] : Das ist Brunnenvergiftung!) 

Ich finde, es ist schockierend, daß man in diesem 
Lande, wenn man über Verfassungsfeinde im öffent-
lichen Dienst redet, zunächst immer erst ein Be-
kenntnis ablegen muß, nämlich das Bekenntnis, daß 
Verfassungsfeinde nichts im öffentlichen Dienst zu 
suchen haben und daß Revolutionäre mit Pensions-
berechtigung lächerlich sind. Nehmen Sie dieses 
mein Bekenntnis — ich habe es immer wieder aus-
gesprochen —, nur, überlegen Sie sich doch einmal, 
warum Sie einen immer wieder zwingen, etwas Der-
artiges zu sagen, was pure Selbstverständlichkeit 
sein müßte. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

In welcher Atmosphäre leben wir in diesem Lande, 
wenn man keine Sachargumentationen mehr anstel-
len darf, ohne vorher Bekenntnisse auszusprechen! 
Mit welchem Recht behaupten Sie eigentlich, der 
von Ihnen vorgeschlagene Weg der Bekämpfung  

von Verfassungsfeinden sei nicht nur der einzig 
richtige, sondern auch ,der so einzig mögliche, daß 
jeder andere, der andere Methoden, Vorstellungen 
oder Meinungen hat, von Ihnen der vorsätzlichen 
oder fahrlässigen Verfassungsfeindlichkeit beschul-
digt werden könnte. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das ist das eigentlich Bedrückende an dieser Atmo-
sphäre, und das ist es, was Grosser in seiner Rede 
hat ausdrücken wollen — wenn auch mit unzuläng-
lichen Mitteln, das räume ich ein. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Wie tief ist die 
FDP gesunken!) 

Wie ist es eigentlich möglich, daß Ihre Kollegen 
im Innenausschuß die einzelnen Positionen der Re-
solution niedergestimmt haben, einzelne Positionen, 
die in Ihrem grünen Umdruck nun selbst erschei-
nen? Warum stimmen Sie eigentlich nieder, daß der 
Staat nicht jeden Bürger von vornherein als Ver-
fassungsfeind — 

(Zurufe von der CDU/CSU: Na! — Dr. Jobst 
[CDU/CSU]: Weiterlesen! — Eigen [CDU/ 
CSU] : Nun muß doch irgend etwas kom- 

men!) 

diskriminieren oder betrachten sollte? Warum ,stim-
men Sie den Satz in dieser Resolution nieder, daß 
der Bewerber rechtliches Gehör haben sollte? 

(Reddemann [CDU/CSU]: Reine Demagogie!) 

Warum stimmen Sie nieder, daß er sich der Anwe-
senheit eines Rechtsbeistandes bedienen könne, 
wenn er selbst Zweifel an der Objektivität der Ein-
stellungsbehörde haben sollte? 

(Dr. Dregger [CDU/CSU] : Wird Ihnen nicht 
selbst unwohl?) 

Warum soll eigentlich das, was an Erkenntnissen 
lange Zeit zurückliegt, nicht weniger gewertet 
werden, wie es in der Resolution vorgeschlagen 
wird? Warum stimmen Sie das alles nieder? 

(Dr. Dregger [CDU/CSU] : Das ist schmutzig!) 

— Jetzt reden Sie von Schmutz. Herr Abgeordneter, 
Sie haben mich einmal als Typ bezeichnet. Das ist 
die Sprache der Anarchisten. 

(Beifall und Bravo-Rufe bei der FDP und 
.der SPD) 

Wir werden uns nicht darin beirren lassen, das 
zu tun, was die Verfassung und das Verfassungs-
gericht von uns verlangen. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Sie sind der typi- 
sche Vertreter des Nachtwächterstaates! 
Sie werden erst wach, wenn eine neue Dik- 

tatur entstanden ist!) 

Diese Verfassung findet ihre Kraft in dem Bekennt-
nis zur Freiheit, in dem Kampf um die Freiheit in 
Festigkeit und nicht in Hysterie. 

(Anhaltender Beifall bei der FDP und der 
SPD) 
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Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Ab-
geordnete Coppik. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Gibt es denn nur 
noch Koalitionsvertreter, die heute mor

-gen sprechen? — Burger [CDU/CSU] : Ist 
das ausgewogen? Mehr Demokratie!) 

Coppik (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Unter Berücksichtigung dessen, was 
Herr Minister Hirsch soeben gesagt hat, glaube ich, 
daß es überflüssig ist, wenn ich meinen Diskussions-
beitrag auch mit einem Bekenntnis beginne, mit 
der Selbstverständlichkeit nämlich, daß wir dage-
gen sind, daß wirkliche Verfassungsfeinde in den 
öffentlichen Dienst aufgenommen werden. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Was 
sind „Verfassungsfeinde" ?) 

Die Art und Weise, wie die CDU/CSU bei der 
Diskussion dieser Frage und in der Verwaltungs-
praxis — dort, wo sie die Möglichkeit dazu hat — 
bereit ist, über Grundrechte der Beamtenbewerber 
— und da handelt es sich um Grundrechte — hin-
wegzugehen, die Art und Weise, wie die CDU/ 
CSU diese Diskussion um die Abwehr von Verfas-
sungsfeinden als Vorwand dazu benutzt, um Hundert-
tausende, wenn nicht gar Millionen von Bürgern 
in den Verdacht der Verfassungsfeindlichkeit zu 
bringen, ist erschreckend. Da ist es bezeichnend, 
daß hier ein Vertreter eines Landes gesprochen 
hat, in dem die CDU/CSU die Regierung stellt — — 

(Dr.  Stark [Nürtigen] [CDU/CSU] : Im libe

-

ralsten Land der Bundesrepublik, hat er ge

-

sagt!) 

— Ich höre, in dem liberalsten Land der Bundes-
republik. Und die Liberalität in diesem Lande zeich-
net sich unter anderem dadurch aus, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Daß 
53% CDU wählen!) 

daß dort selbst eine Putzfrau, die in einem Forst-
amt eingestellt wird, von den Staatsschutzbehör-
den überprüft wird. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Sie 
sprechen von Hessen?!) 

Das ist die Liberalität, wie Sie sie vielleicht ver-
stehen. Aber wir verstehen unter Liberalität aller-
dings etwas anderes. 

Die Art und Weise, wie Sie die Diskussion über 
diese Frage draußen führen, macht deutlich, daß 
Sie diese Diskussion nur zum Vorwand benutzen 
wollen, um uns Sozialdemokraten zu diffamieren; 
und Herr Dregger hat heute auch die Gewerkschaf-
ten einbezogen, Organisationen also, die seit mehr 
als 100 Jahren für mehr Demokratie und Rechts-
staatlichkeit kämpfen. Das alles zeigt meines Erach-
tens ein erschütterndes Verfassungsmißverständnis. 

Dann kann es auch nicht verwundern, wenn Herr 
Dregger draußen herumläuft und etwa die Jungso-
zialisten zur Verfassungsfeinden erklärt, wenn Herr 
Carstens die Auffassung vertritt, die CDU sei die 
einzige Partei, die auf dem Boden der freiheitlich

-

demokratischen Grundordnung stehe. Das ist aller-

dings ein totalitärer Angriff auf die pluralistische 
Demokratie und damit die eigentliche Gefahr für 
die freiheitlich-demokratische Grundordnung. 

(Beifall bei der SPD) 

Dann stellt sich Herr Dregger hier hin und spricht 
zugleich von Kampf und Gemeinsamkeit. Er hat 
eigentlich sehr wenig zur Sache gesprochen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Stark [Nürtingen] 
[CDU/CSU]) 

Ich möchte auf seinen Exkurs über Prawda und 
KPdSU hier nicht eingehen, weil er sicherlich selbst 
nicht glaubt, daß wir unsere Gesetze auf diesem Be-
reich ausdehnen könnten. 

Ich möchte etwas zu dem Problem sagen, das uns 
hier heute beschäftigt. Da muß ich feststellen, daß 
die bisherige Diskussion gezeigt hat, daß die Ver-
treter der CDU/CSU überhaupt nicht erkannt haben, 
um welches Problem es geht, nämlich wie man die 
persönliche Verfassungsloyalität im öffentlichen 
Dienst gewährleistet, ohne eine Gesinnungsschnüffe-
lei und eine Einstellungspraxis zu institutionalisie-
ren, die ihrerseits zwangsläufig die freiheitlich de-
mokratische Grundordnung gefährden, wenn nicht 
gar zerstören müßten. 
Zur Lösung dieses Problems haben Sie in der bis-

herigen Diskussion keinen Beitrag geleistet. Die Art 
und Weise, wie hier gesprochen wurde, läßt die be-
rechtigte Vermutung aufkommen, daß es Ihnen über-
haupt nicht um eine sachgerechte Problemlösung 
geht. Ihnen geht es um Propaganda. Ihnen geht es 
darum, mit dieser Frage Ihr parteipolitisches Süpp-
chen zu kochen, indem Sie in bewährter Manier das 
Eintreten für mehr Rechtsstaatlichkeit als ein Ein-
treten für Verfassungsfeinde diffamieren 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

und auf diese Weise Vertreter der Sozialdemokra-
tischen und der Freien Demokratischen Partei in die 
Nähe von Extremisten rücken. Das ist eine Methode, 
die beim Kampf der reaktionären Kräfte gegen die 
SPD in diesem Lande schon im alten Kaiserreich be-
liebt war und auf die man immer wieder zurück-
greift, wenn die Argumente ausgehen. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 
Es wäre von Ihnen zu viel verlangt, eine Ab-

wägung der Gesichtspunkte, die bei der Einstellungs-
frage eine Rolle spielen, eine Abwägung der Rechts-
güter, die hier zu berücksichtigen sind, zu erwarten. 
Es ist zu berücksichtigen, daß hier in aller Regel 
junge Menschen betroffen sind, bei denen die Zer-
störung ihres geplanten beruflichen Lebensweges 
zur Debatte steht, mit allen Folgen, die sich daraus 
ergeben. Es ist ferner zu berücksichtigen, daß die 
Angst davor zu einem Klima der Einschüchterung 
führen könnte, in dem jede demokratische Regung 
gedrosselt würde, daß Gesinnungsschnüffelei die 
politische Meinungsvielfalt in unserem Land ge-
fährden könnte. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Das sind Fragen, die Sie offenbar nicht berühren. Für 
uns Sozialdemokraten wäre es jedenfalls unerträg-
lich, wenn in unserem Staat ein Klima entstünde, in 
dem jeder Student meinen müßte, sich beizeiten 
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wirklichen oder vermeintlichen obrigkeitlichen Wün-
schen anpassen zu müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es wäre unerträglich, wenn die Einstellungsregelung 
für den öffentlichen Dienst zur Einschüchterung poli-
tischer Minderheiten mißbraucht würde, wenn sie zu 
einem Klima von Denunziation, Verdächtigung und 
Duckmäuserei führen würde. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was soll der 
Popanz?) 

Ein demokratischer Staat kann unmündige ängst-
liche Untertanen nicht gebrauchen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Deswegen kann es für uns Sozialdemokraten bei 
der Einstellung in den öffentlichen Dienst ein Zuviel 
an Rechtsstaatlichkeit überhaupt nicht geben. Von 
diesem Grundsatz geht unser Gesetzesvorschlag aus. 

Im einzelnen möchte ich dazu ganz kurz nur noch 
einmal folgendes feststellen: Der Gesetzentwurf 
enthält keine materiell-rechtliche Regelung mehr 
über die Bedeutung der Mitgliedschaft in einer Par-
tei. Das ist für Sie möglicherweise Anlaß zu Pole-
mik. Wir stellen fest, daß nach der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts die Mitgliedschaft in 
einer für verfassungswidrig gehaltenen Partei für 
sich allein kein ausreichender Ablehnungsgrund ist. 
Im übrigen wird in dem Urteil auf mehreren Seiten 
die Bedeutung der Parteimitgliedschaft erörtert. Aus 
alledem folgt, daß eine Verwaltungspraxis, die 
allein die Parteimitgliedschaft als ausreichenden 
Ablehnungsgrund ansieht, rechts- und verfassungs-
widrig ist. Wenn Sie durch die Annahme des Bun-
desratsvorschlags diese Praxis legalisieren wollen, 
ist das verfassungsrechtlich unzulässig. Wir werden 
diesen Weg nicht mitgehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann gehen Sie 
doch nach Karlsruhe!) 

Nun haben Sie zwar versucht, das zu relativieren 
und zu sagen, daß es sich nach dem Gesetzentwurf 
des Bundesrates lediglich um ein Indiz handeln solle 
und keineswegs die bloße Mitgliedschaft genügen 
solle. Auch Herr Bender hat sich hier wohl in die-
ser Richtung geäußert. Dann muß es aber um so 
mehr überraschen, wenn es im Lande Baden-Würt-
temberg vorkommen kann, daß die weisungsgebun-
dene Landesanwaltschaft einen Befangenheitsantrag 
gegen einen unabhängigen Richter stellt, weil er 
die bloße Mitgliedschaft nicht für ausreichend für 
eine Suspendierung aus dem Dienst hält. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Das macht dort die weisungsgebundene Landes-
anwaltschaft. Das ist wohl auch die Unabhängig-
keit der Gerichte, wie sie in Baden-Württemberg 
verstanden wird. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Dann kommt Herr Benda hierher, spricht von Schil

-

ler und nimmt Schiller für sich in Anspruch. Da 
kann man sich eigentlich nur wundern. Hoffentlich 

nehmen Sie dann auch die „Räuber" für sich mit 
in Anspruch. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren! Unser Gesetzentwurf 
enthält ausschließlich eine Reihe von Regelungen, 
die das Verfahren bei der Einstellung von Bewer-
bern in den öffentlichen Dienst rechtsstaatlicher ge-
stalten und einer wirksameren Kontrolle unter-
ziehen, um politisch motivierte, willkürliche Ab-
lehnungen zu verhindern. Der Bewerber muß zu den 
Vorwürfen gehört werden, die gegen ihn erhoben 
werden. Eine Ablehnung kann nur von der obersten 
Dienstbehörde ausgesprochen werden, d. h., der par-
lamentarisch verantwortliche Minister muß die un-
mittelbare Verantwortung für die Ablehnung über-
nehmen. Die Tatsachen, auf die die Ablehnung ge-
stützt wird, müssen in vollem Umfang gerichtlich 
nachprüfbar sein und sind auf Verlangen schriftlich 
mitzuteilen. Die Zulassung zu einer Berufsausbil-
dung ist zu gewährleisten. Das ist der Inhalt des 
Gesetzentwurfes. 

Es ist mir deshalb völlig unverständlich, daß es 
außerhalb dieses Hauses Leute gibt, die heute in der 
öffentlichen Diskussion behaupten, durch unseren 
Gesetzesvorschlag würden die Erscheinungen in der 
Verwaltungspraxis legalisiert, die die Gesinnungs-
schnüffelei fördern und den demokratischen Staat 
gefährden. Davon kann überhaupt keine Rede sein. 
Was es heute an Bedenklichem und Besorgniserre-
gendem in der Verwaltungspraxis gibt, beruht auf 
einer dem freiheitlichen Geist unserer Verfassung 
zuwiderlaufenden Handhabung der bereits seit 
Jahrzehnten bestehenden und an sich unumstrit-
tenen beamtenrechtlichen Vorschriften. Durch das 
vorliegende Gesetz soll diese Handhabung, soweit 
der Bundesgesetzgeber darauf Einfluß nehmen 
kann, rechtsstaatlicher gestaltet werden. An einer 
Ablehnung dieses Gesetzes kann deshalb nur der-
jenige ein Interesse haben, der sich mit den bis-
herigen Mißständen identifiziert und mehr Rechts-
staatlichkeit in diesen Bereichen nicht will. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will diese Motivation keineswegs allen unter-
stellen, die in der Offentlichkeit gegen diesen Ge-
setzentwurf Stellung beziehen. Es gibt darunter 
viele, die ich auch politisch durchaus achte und 
schätze; ihre Stellungnahmen können dann aber 
nur auf Unkenntnis des Gesetzentwurfes beruhen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Wie 
gnädig Sie mit uns umgehen!) 

Allerdings wäre es verfehlt, den Eindruck zu er-
wecken, als ob durch das vorliegende Gesetz alle 
Probleme der Verwaltungspraxis gelöst würden. 
Das ist mit Sicherheit nicht der Fall. Viele Probleme 
können durch den Gesetzgeber nicht abschließend 
gelöst werden. Hier können wir nur an die Verant-
wortlichen in der Verwaltungspraxis appellieren, 
die geltenden beamtenrechtlichen Vorschriften in 
dem liberalen Geist anzuwenden, der unserer Ver-
fassung innewohnt. 

Mit der Entschließung des Bundestages, die heute 
ebenfalls zur Verabschiedung ansteht und die von 



13570 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 197. Sitzung. Bonn, Freitag, den 24. Oktober 1975 

Coppik 

uns eingebracht wurde, wollen wir ein Zeichen in 
dieser Richtung setzen. Der freiheitlich-demokra-
tische Staat, der nicht zu einem Überwachungsstaat 
deformiert werden will, muß grundsätzlich von der 
Verfassungsloyalität seiner Bürger ausgehen. Daher 
heißt es auch in unserer Entschließung, die zu den 
Materialien des vorliegenden Gesetzentwurfs ge-
rechnet werden muß: 

Zugunsten der Bewerber für den öffentlichen 
Dienst spricht daher grundsätzlich die Vermu-
tung, daß sie in ihrer Person die Gewähr der 
Verfassungstreue bieten. 

Eine systematische Sammlung von Unterlagen über 
künftige potentielle Bewerber im Hinblick auf eine 
mögliche Bewerbung ist damit unvereinbar. 

(Beifall bei der SPD) 

Eine solche Gesinnungsschnüffelei lehnen wir auf 
das entschiedenste ab. Insbesondere halten wir es 
für unvertretbar, wenn Prüfungs- und Examensun-
terlagen den Staatsschutzbehörden zugeleitet wer-
den, um Erkenntnisse aus der Studienzeit zur Ent-
scheidungsgrundlage über die Verfassungstreue des 
Bewerbers zu machen. Eine solche Praxis gibt es 
leider z. B. eben in Baden-Württemberg, wogegen 
dort zahlreiche Hochschullehrer und akademische 
Senate, etwa in Tübingen und Reutlingen, prote-
stiert haben. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Mit Recht hat das Bundesverfassungsgericht dar-
gelegt, daß Ermittlungen dieser Art die politische 
Atmosphäre vergiften. Sie irritieren nicht nur die 
Betroffenen in ihrem Vertrauen in die Demokratie, 
sie diskreditieren den freiheitlichen Staat, stehen 
außer Verhältnis zum Ertrag und bilden insofern 
eine Gefahr, als ihre Speicherung allzu leicht miß-
braucht werden kann. Wo die Einstellungsregelung 
Ansätze in dieser Richtung erkennen läßt, müssen 
wir dem mit aller Entschiedenheit entgegentreten. 

(Zuruf des Abg. Jäger [Wangen] [CDU/ 
CSU] — Gegenrufe von der SPD) 

Solche Ansätze gibt es leider. Es gibt leider Fälle, 
die ein erschreckendes Verfassungsverständnis der 
Einstellungsbehörden offenbaren. Wenn einer Leh-
rerin in Rheinland-Pfalz vorgeworfen wird, daß ihr 
Vater in kommunistischen Organisationen Mitglied 
sei, wenn das Leben in einer als verdächtig gelten-
den Wohngemeinschaft oder eine Ehe mit einem 
Kommunisten oder das Verkehren in einer verdäch-
tigen Kneipe oder die Teilnahme an einer Vietnam-
demonstration zu relevanten Vorwürfen erhoben 
werden, dann wird es höchste Zeit, darüber nach-
zudenken, ob solches Vorgehen die freiheitlich

-

demokratische Grundordnung schützt oder zerstört. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das wäre eigentlich ein Punkt, meine Damen und 
Herren von der Opposition, um an die Solidarität 
aller Demokraten zu appelieren, hier Einhalt zu ge-
bieten und auf allen Ebenen dafür Sorge zu tragen, 
daß die Einstellungsverfahren für den öffentlichen 
Dienst unter strikter Beachtung der durch die Ver-
fassung geschützten Grundrechte erfolgen. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Was wir als Bundesgesetzgeber dazu beitragen 
können, wollen wir mit dem vorliegenden Gesetz 
tun. Darüber hinaus appellieren wir an alle Verant-
wortlichen, im gleichen Geiste der Liberalität und 
unter Wahrung konsequenter Rechtsstaatlichkeit 
ihre Entscheidungen zu treffen und damit die Praxis 

(Zuruf des Abg. Jäger [Wangen] [CDU/ 
CSU]) 

in diesem Sinne zu gestalten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Ab-
geordnete Gerlach (Obernau). 

Gerlach (Obernau) (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Bür-
ger draußen im Lande müssen, so meine ich, einen 
merkwürdigen Eindruck von der Situation bekom-
men, die das Haus heute bei dieser Debatte bietet. 

(Maucher [CDU/CSU] : Da hat er recht!) 

Sie hören zwar, daß die Gegner der freiheitlich

-

demokratischen Grundordnung vom öffentlichen 
Dienst ferngehalten werden sollen, und sie hören, 
daß sich Regierung und Opposition jedenfalls im 
Grundsatz einig sind, daß die freiheitlich-demokra-
tische Grundordnung gemeinsam verteidigt werden 
soll. Zu Recht gehen sie davon aus, daß dies in 
Übereinstimmung mit den Normen der wehrhaften 
Demokratie, die uns von den Vätern der Verfas-
sung überliefert wurde und anvertraut ist, die ge-
meinsame Sache aller Demokraten sein müsse. 

Um so mehr, meine Damen und Herren, muß es 
erstaunen — und diese Verwunderung muß auch in 
diesem Hause zum Ausdruck gebracht werden —, 
daß ausgerechnet die Prinzipien zur Verteidigung 
der freiheitlich-demokratischen Grundordnung von 
der Regierungskoalition hier zu einem Schauturnen 
mißbraucht werden. Wir, die Opposition, werden in 
dieser ausweglosen Lage der Regierungskoalition, 
da ihr die Argumente fehlen, der Gesinnungsschnüf-
felei und der Hysterie bezichtigt. Ehrenwerte Mit-
glieder der Opposition werden hier von Mitglie-
dern des Bundesrates mit kraftmeierischen Ausdrük-
ken herabgesetzt. Dem muß einmal eindeutig wider-
sprochen werden! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Aber inhaltlich!) 

Sie verharmlosen die Problematik so, wie Sie frü-
her schon manches verharmlost haben. Damals, als 
die „Gewalt gegen Sachen" begann, haben Sie das 
verharmlost 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

und haben nicht erkannt, daß das mit der Gewalt 
gegen das Leben enden wird. So, wie Sie in anderen 
Bereichen, im wirtschafts- und finanzpolitischen Be-
reich, zunächst alles verharmlost und uns der Hyste-
rie beschuldigt haben, so geht das auch in diesem 
Falle wieder. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Stark [Nür

-

tingen] [CDU/CSU]: Das ist System!) 
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Gerlach (Obernau) 
Man muß dann also doch die Frage stellen: Wa-

rum muß diese Problematik so kontrovers behan-
delt werden, wo es doch — worauf der Kollege Dr. 
Dregger zu Recht hingewiesen hat — um eine der 
Grundlagen für die politische Existenz dieser De-
mokratie überhaupt geht? 

Der Bürger erwartet auf diese Frage eine klare 
Antwort, und dies um so mehr, als die Rechtslage 
eindeutig ist und unter den Demokraten bis zu 
einem ganz bestimmten Zeitpunkt auch unstreitig 
gewesen ist. Mit dem Beschluß des Bundeskanzlers 
und der Regierungschefs der Länder vom 28. Ja-
nuar 1972 ist doch keine neue Rechtslage geschaf-
fen worden — ich glaube, darin sind wir uns ei-
nig —; es wurde nur vereinbart, die vorhandenen 
Gesetze auch anzuwenden, und zwar so, wie es nach 
Text und Sinn der Vorschriften in der gegebenen 
Situation geboten war und geboten ist. 

Zur gemeinsamen Anwendung dieser gemeinsa-
men Erklärung bestand in der Tat Anlaß. Das wird 
durch die bekannten Fälle bewiesen, in denen kom-
munistische Lehramtsbewerber in ,dem einen, näm-
lich dein CDU-regierten Land abgewiesen wurden, 
während sie in dem anderen, dem SPD-regierten 
Land eingestellt worden sind. 

Der Beschluß des Bundeskanzlers — und das will 
ich ausdrücklich noch einmal betonen: des dama-
ligen Bundeskanzlers — und der Ministerpräsiden-
ten war also nach der politischen Lage notwendig. 
Es war notwendig, eine Bestätigung des politischen 
Willens zu finden, die vorhandenen rechtlichen 
Möglichkeiten zur Sicherung des Staates gegen die 
Unterwanderung durch Radikale auch nutzen zu 
wollen und sich nicht nur verbal in dieser Richtung 
zu äußern. 

Der von der Opposition vertretene, von Baden-
Württemberg und dem Freistaat Bayern vorgelegte 
Gesetzentwurf des Bundesrates enthält genau das, 
was Sie gemeinsam mit uns in dem angeführten Be-
schluß bis zu einem bestimmten Zeitpunkt vertreten 
haben. Deshalb, meine Damen und Herren von der 
SPD und der FDP, sind Sie aufgefordert, in diesem 
Hause einmal eine Erklärung für Ihren Sinneswan-
del abzugeben, hinter dem wir doch wohl ein Stück 
Gesinnungswandel vermuten müssen. Warum ha-
ben die SPD und die FDP diese Gemeinsamkeit der 
Demokraten bei der nach den Grundsätzen der 
wehrhaften Demokratie gebotenen Abwehr der Geg-
ner der freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
gebrochen? Warum ist die Linke in diesem Hause 
— und ich meine Linke auf beiden Seiten — 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

nicht mehr bereit oder nicht mehr fähig, als Gesetz-
geber das zu beschließen, was noch vor kurzem 
gemeinsam für politisch anwendbar gehalten wor-
den ist? 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Die Beschlüsse des SPD-Parteitags von Hannover 
und die entsprechenden Beschlüsse des FDP-Partei-
tags, in denen die Aushöhlung der zuvor beschwo-
renen Prinzipien gefordert wurde, geben eindeutige 
Hinweise. 

(Vorsitz: Vizepräsident von Hassel) 

Freilich wirft ihre offenbar totale Befolgung durch 
die Mitglieder der Regierungskoalitionen ein merk-
würdiges Licht auf das Demokratieverständnis von 
SPD und FDP, das doch ganz offensichtlich an das 
imperative Mandat erinnert. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Das glauben Sie doch selbst nicht, was 

Sie jetzt sagen, oder?) 

— Wenn das nicht so ist, stellen Sie sich hier an 
dieses Pult und erklären mir und dem Hohen Hause 
einmal, warum Sie ursprünglich den gemeinsamen 
Beschluß getragen haben und nach diesen Partei-
tagen von diesem gemeinsamen Beschluß abgewi-
chen sind. Das kann doch nur die Weisung Ihrer 
Parteitage gewesen sein! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Schäfer 
[Tübingen] [SPD] : Keine Ahnung! — Zurufe 
von der SPD: Das stimmt ja gar nicht! Wol

-

kenschieber! — Biehle [CDU/CSU] : Die Lin

-

ken haben gesiegt!) 

Sollte der in dem Beschluß des damaligen Bundes-
kanzlers und der elf Ministerpräsidenten angezeigte 
gemeinsame Wille bei den Beteiligten gar nicht 
ernsthaft vorhanden gewesen sein? Ich möchte das 
behaupten, Herr Professor Schäfer, und insoweit 
haben Sie recht mit Ihrem Zwischenruf „Keine 
Ahnung!". Sie wollten von vornherein ganz offen-
sichtlich nicht. 

Der Parteivorsitzende der SPD, Willy Brandt, 
wollte nämlich bereits im März 1973 in der Beet-
hovenhalle hier in Bonn vor Mitarbeitern der Sozial-
demokratischen Wählerinitiative diese seine Über-
einkunft mit den elf Regierungschefs weniger unter 
dem prinzipiellen Gesichtspunkt der wehrhaften 
Demokratie als unter dem taktischer Erwägungen 
gewertet wissen. Er hat dort nämlich erklärt, er 
habe mit diesem Beschluß einfach verhindern wol-
len, daß hier der Opposition zusätzliche Angriffs-
punkte in der politischen Auseinandersetzung ge-
boten würden. Das war seine Erklärung. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Kann sich ein Bundeskanzler denn deutlicher dis-
qualifizieren als dadurch, daß ihm der Schutz der 
freiheitlich demokratischen Grundordnung zumindest 
in dieser Frage nur ein Lippenbekenntnis für den 
Wahlkampf wert ist? Diese Frage muß ich stellen. 
Die Art und Weise, wie die Linke dieses Hauses 
sich heute aus der Verantwortung mogeln und De-
klamationen an die Stelle wirksamer Taten setzen 
will, beweist doch, daß Sie dieses Doppelspiel weiter 
betreiben wollen, daß Sie sich ein demokratisches 
Alibi verschaffen wollen, ohne die Radikalen ernst-
haft und wirksam am Zugang zum öffentlichen 
Dienst hindern zu wollen. 

Die Gründe für dieses eigenartige Verhalten be-
dürfen der Klärung. Daß die Grenzen der SPD nach 
links in neuerer Zeit trotz vieler papierner Ab-
grenzungserklärungen und nur weniger Ausfüh-
rungsmaßnahmen fließend sind, weiß ein jeder. Wir 
brauchen nicht auf die Stamokap-Fraktion der Jung-
sozialisten etwa in Berlin und auch auf die SPD in 
Münster zu schauen; vor unseren Augen, in Bonn, 
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spielt sich die organisierte Zusammenarbeit — ich 
darf betonen: die organisierte Zusammenarbeit — 
von Sozialdemokraten und Kommunisten ab, z. B. 
vor wenigen Tagen, am 12. Oktober dieses Jahres, 
bei der Demonstration auf dem Bonner Münsterplatz 
gegen die Hinrichtungen in Spanien. Als diese De-
monstration unterstützende Organisationen traten 
die DKP und die SPD der Bundeshauptstadt neben 
dazugehörigen Jugendorganisationen gemeinsam auf, 
meine Damen und Herren. 

(Freiherr Ostman von der Leye [SPD] : Das 
stimmt ja gar nicht! Kein Wort ist davon 

wahr!) 

— Wenn Sie meinen, das stimmt nicht, kommen Sie 
bitte zu mir; dann zeige ich Ihnen das gemeinsame 
Flugblatt, auf dem sich die Unterschriften der Ver-
treter beider von mir genannten Organisationen be-
finden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich bin überzeugt: Gegen Herrn Maerker, der in 
Bonn Vorsitzender des Unterbezirks ist, also eines 
Unterbezirks mit sehr prominenten SPD-Mitgliedern, 
wird sicher kein Parteiordnungsverfahren einge-
leitet werden, wie Ihre Abgrenzungsbeschlüsse es 
eigentlich zwingend erfordern. Sie können das Ge-
genteil durch Ihre Aktivitäten beweisen. 

Oder nehmen wir Ihre Inkonsequenz in der Be-
handlung des SHB. Sie haben dem SHB auf Bundes-
ebene jede ideelle und finanzielle Förderung ent-
zogen. Sie dulden aber gleichzeitig, daß z. B. der 
Unterbezirk Münster und der Unterbezirk Bonn 
diese ideelle und finanzielle Förderung offen und 
verstärkt fortsetzen. Sie haben — ich gebe zu: sogar 
mit Erfolg — die Gerichte bemüht, um dem SHB die 
Führung des sozialdemokratischen Namens wegen 
der Übernahme kommunistischer Grundsatzpositio-
nen zu untersagen. Aber Sie sehen auf der anderen 
Seite tatenlos zu, wenn die Mitglieder dieses nach 
Ihrer eigenen Einschätzung kommunistischen SHB 
Ihre Partei unterwandern, indem sie Mitglieder und 
sogar Funktions- und Mandatsträger der SPD wer-
den können. Wenn auch das auf Ihrer Seite be-
stritten wird, werde ich ebenfalls gern den not-
wendigen Beweis antreten. 

Ich will nicht bestreiten, sondern anerkennen, daß 
die SPD die Mitarbeit ihrer Mitglieder in der Initia-
tive „Weg mit den Berufsverboten" aktiv bekämpft. 
Man höre aber — und der Kenner ist nicht er-
staunt  : Hier springt der unentbehrliche Koali-
tionspartner FDP in die Bresche. Neben bekannten 
Kommunisten liest man dann die Namen von Pro-
fessor Theo Schiller sowie der FDP-Parlamentarier 
Enderlein aus Tübingen und Weber aus Hamburg, 
die beide stellvertretende Landesvorsitzende der 
FDP sind. Man muß sich fragen, ob FDP und SPD, 
selbst wenn sie wollten, unter dem Einfluß ihrer 
linken Flügelgruppen überhaupt noch die Kraft 
hätten, sich zu einer klaren Entscheidung im Sinne 
der Beschlüsse vom Januar 1972 durchzuringen. 

Es besteht hinsichtlich Ihres Schauturnens, das 
Sie heute hier gezeigt haben, hinsichtlich dieser 
Undurchsichtigkeit, so meine ich, auch ein anderer 
Zusammenhang. Es kann vermutet werden, daß sich  

für diese Bundesregierung in dieser Frage neben 
der innenpolitischen, ideologisch bedingten Abhän-
gigkeit zusätzlich noch eine außenpolitische Abhän-
gigkeit ergibt. Ich muß darauf hinweisen, daß die 
als Ergebnis der Beratungen der kommunistischen 
Parteien in Karlsbad im April 1967 erhobene Forde-
rung auf Aufhebung des KPD-Verbots in der Bun-
desrepublik Deutschland die einzige aus dem For-
derungskatalog ist, die nicht offiziell in die Ostver-
träge Eingang gefunden hat. Nun beschreitet man 
einen anderen Weg. Es kann doch nicht übersehen 
werden, daß die sogenannte Legalisierung bzw. 
Neugründung einer kommunistischen Partei unter 
der neuen Firma DKP vor dem Hintergrund dieses 
Karlsbader Forderungskatalogs in einen Zusammen-
hang mit der Ostpolitik dieser Bundesregierung ge-
bracht werden muß. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Über die Einzelheiten der Arbeitsgespräche zwi-
schen Brandt und Breschnew in Oreanda wissen wir 
im Grunde nichts außer der bedeutsamen Einzelheit 
— die uns sicher nicht ohne Grund zur Kenntnis ge-
bracht worden ist —, daß der Vorsitzende der SPD 
dem Ersten Sekretär der KPdSU versichert hat, die 
DKP in dieser Bundesrepublik sei eine legale Partei. 
Oder wollen Sie etwa behaupten, daß bei dem treff-
lichen Informationsstand, den Breschnew ja da-
mals haben mußte und sicherlich auch noch heute 
über unsere inneren Vorgänge hat, lediglich fragen 
wollte, ob es hier in der Bundesrepublik eine legale 
oder illegale, eine verbotene oder nicht verbotene 
KP gebe. Das doch sicher nicht! Breschnew hat mit 
dieser Frage, wenn er sie überhaupt so gestellt hat, 
ohne Zweifel Brandt unter Druck gesetzt, so daß 
Brandt dieses Versprechen abgeben mußte. Dieses 
Versprechen des damaligen Bundeskanzlers steht 
aber in einem unbestreitbaren Widerspruch zu den 
Feststellungen seines damaligen Innenministers   
übrigens vor diesem Hohen Hause , daß die DKP 
verfassungsfeindliche Ziele verfolge. 

Die Frage, wie eine Partei für legal erklärt wer-
den kann, die nach wiederholten amtlichen Feststel-
lungen verfassungsfeindliche Ziele verfolgt, ist von 
Ihnen bis heute nicht geklärt worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Darin, meine Damen und Herren, besteht eben Ihr 
Dilemma. Es ist einfach unverständlich, wenn Sie 
aus diesem Dilemma, das wir kritisieren, uns den 
Vorwurf machen wollten, wir würden in Hysterie 
arbeiten. 

(Zuruf von der SPD: Sie sind schon der 
rechte Engel!) 

Sie sollten einmal klarlegen, wie Sie dieses Dilem-
ma bei sich selbst zu klären haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nicht innenpolitische Klugheit und Umsicht, son-
dern außenpolitische Rücksichtnahme bestimmen 
das Verhalten dieser Bundesregierung gegenüber 
der DKP. Nur um die DKP und ihre Untergliede-
rungen geht es letztlich das wollen wir doch ein-
mal klar sehen —, wenn Sie sich jetzt dafür stark 
machen, die Mitgliedschaft in einer verfassungs- 
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feindlichen Partei solle nicht mehr genügen, um 
Zweifel an der Verfassungstreue zu begründen. 

(Zurufe von der SPD) 

Sie verschanzen sich hinter der bloßen Tatsache, 
daß die DKP nicht verboten ist und leiten daraus 
die Folge ab, daß eine Betätigung innerhalb der 
oder für die DKP einem Bewerber für den öffentli-
chen Dienst nicht zum Nachteil gereichen dürfe. 

(Dr. Arndt [Hamburg] [SPD] : Das ist gar 
nicht wahr!) 

Dann haben Sie, Herr Kollege Arndt, die Debatte 
heute nicht verfolgt. 

Sie übersehen einfach dabei, daß das Grundge-
setz in seinem Artikel 33, gerade nach den Erfah-
rungen des Niedergangs der Weimarer Republik, 
zur Sicherung der Funktionsfähigkeit unserer staat-
lichen Organe eine aktive Treuepflicht gegenüber 
den Grundprinzipien unserer Verfassungsordnung 
für den öffentlichen Dienst zwingend gebietet. Die 
geforderte Treuepflicht verlangt die Bereitschaft 
zur aktiven Verteidigung dieser unserer Verfas-
sungsordnung gegen jede Gefährdung. 

Das durch die Mitgliedschaft in der DKP bezeugte 
Bekenntnis zur revolutionären Umwälzung mit dem 
Ziel der Einrichtung einer Diktatur des Proletariats 
setzt aber -- das ist klar — begriffsnotwendig den 
Willen zur Beseitigung der bestehenden Verfas-
sungsordnung voraus. Das gilt auch dann, wenn —
wie in dem revidierten aktuell gültigen Programm 
der DKP der Begriff der Diktatur des Proletariats 
klugerweise umschrieben wird mit der Erringung 
der politischen Macht durch die Arbeiterklasse. Da-
bei muß man bedenken, daß die DKP in ihrer inne-
ren Struktur nicht ohne weiteres mit den demokra-
tischen Parteien verglichen werden kann, vor allem 
deshalb, weil sie ihre Politik auf angeblich wissen-
schaftliche Erkenntnisse gründet und daraus einen 
besonderen Führungsanspruch innerhalb der Ge-
sellschaft ableitet, der von ihren Mitgliedern eine 
besondere enge Bindung an diese ihre Partei ver-
langt. 

Die Kommunisten verlangen und erzwingen be-
dingungslose Disziplin, jederzeitiges Bekenntnis 
zur Weltanschauung des Marxismus /Leninismus, ak-
tive Mitarbeit innerhalb der Partei und — worauf 
es gerade in dieser Frage entscheidend ankommt — 
aktive Verfechtung und Durchsetzung der Grund-
sätze kommunistischer Politik in allen Lebenslagen, 
also auch in ihrer beruflichen Tätigkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Da soll einer sagen, das seien Mitläufer! Das sind 
Aktivisten, die von ihrer Partei darauf eingeschwo-
ren werden, in jeder Situation die Ziele ihrer Partei 
durchzusetzen. 

Noch ein zweiter Punkt ist wesentlich, in dem sich 
die DKP von den demokratischen Parteien der Bun-
desrepublik Deutschland unterscheidet. Sie ist in 
ihrem Selbstverständnis nicht lediglich eine natio-
nale Partei, sondern nach den Grundsätzen des pro-
letarischen Internationalismus gleichzeitig Teil der 
internationalen kommunistischen Bewegung. Daher  

leitet sie ihre Autorität eben nicht aus den gegen-
wärtigen gering erscheinenden Wähleranteilen ab 
oder ihren Mitgliederzahlen oder anderen struktu-
rellen, statistischen Beobachtungen, wie sie zum Teil 
heute vorgetragen worden sind, sondern sie leitet 
ihre Stärke ab aus der Stärke des sozialistischen 
Lagers, das unter der Führung, ja, man kann klar 
sagen, unter der direkten Leitung der stärksten 
Macht in Europa, der Sowjetunion, steht. Damit 
muß die DKP von uns auch als ein innenpolitischer 
Einflußfaktor der Sowjetunion im Rahmen ihrer 
langfristigen Strategie der sogenannten Koexistenz 
gegenüber Westeuropa angesehen werden. Koexi-
stenz bedeutet bekanntlich Verschärfung des Klas-
senkampfes innerhalb der sogenannten kapitalisti-
schen Welt und verstärkte ideologische Auseinan-
dersetzung. Die Väter unserer Verfassung wollten 
nicht — meine Damen und Herren, auch wir kön-
nen dies nicht wollen —, daß die Erfüllungshilfen 
der Interessen einer fremden Macht, zu der wir 
durchaus wohlgeordnete außenpolitische Beziehun-
gen anstreben, auch noch Eingang in unsere staat-
liche Exekutivgewalt finden. Sie, meine Damen und 
Herren von der SPD und FDP, müssen der deut-
schen Öffentlichkeit nun erläutern, wieso Sie die 
Mitgliedschaft in einer solchen Partei, wie ich sie 
hier klar umschrieben habe, als für die Übernahme 
in den öffentlichen Dienst unbeachtlich erklären 
wollen, wenn Sie es mit den Prinzipien der wehr-
haften Demokratie ernst meinen. 

Meine Damen und Herren, dieses Haus ist aufge-
rufen, eine Grundsatzentscheidung darüber zu fäl-
len, ob der Schutz der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung abgebaut werden soll, indem den 
Feinden dieser Ordnung der legalistisch getarnte 
Marsch in und durch die Institutionen zum Zwecke 
der Umwälzung unserer freiheitlichen Ordnung in 
eine sozialistische erleichtert wird, oder ob wir ge-
meinsam die Kraft aufbringen, diese Absicht zu 
vereiteln. So jedenfalls verstehe ich den Auftrag 
der Verfassung und unsere Verantwortung als Par-
lamentarier. 

An Ihnen, meine Damen und Herren von der Re-
gierungskoalition, liegt es nun, die Vermutung über 
die parteiideologisch und ostpolitisch bedingte Un-
fähigkeit, die ich dargestellt habe, durch eine klare 
und überzeugende Entscheidung für den Schutz der 
freiheitlichen Grundordnung, also durch die Tat und 
nicht nur durch verbale Bekenntnisse zu widerlegen, 
nicht aber mit Spitzfindigkeiten zerreden zu wollen. 
Kehren Sie zu den Gemeinsamkeiten der Demokra-
ten in einer Frage zurück, die sich schneller und dra-
matischer, als wir alle ahnen mögen, als eine Le-
bensfrage dieser Demokratie erweisen könnte. 

CDU/CSU Zuruf r (Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von  der 
 SPD: Das hätten Sie auch in drei Minuten 

sagen können!) 

Vizepräsident von Hassel: Wir fahren in der Aus-
sprache fort. Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
von Schoeler. 

von Schoeler (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Herr Gerlach, es 
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fällt mir schwer, auf Ihre Rede zu antworten. Zu-
nächst haben Sie sich hier wie ein Unschuldslamm 
hingestellt und in den schönsten Tönen gesagt: Ge-
sinnungsschnüffelei, Verdächtigung, Diffamierung — 
wo gibt es denn so etwas in unserer Republik?! 
Dann haben Sie aber selbst kräftig in die Trickkiste 
aus dem CSU-Schulungsbrief gegriffen und genau 
all das, wogegen Sie sich vorher gewendet haben, 
hier über uns ergehen lassen. Dies stand auf einem 
solchen Niveau, daß ich es mir verkneifen möchte, 
hierauf zu antworten. Das Bestürzende an einer sol-
chen Rede, die ich persönlich eigentlich nicht ernst 
nehmen könnte, ist, daß das hier eben Gesagte in den 
Veranstaltungen im Lande — landauf, landab — von 
Ihnen in diesem Ton und in einem noch viel härte-
ren Ton unter das Volk gebracht wird und daß Sie 
versuchen, aus der Angst der Leute auch noch par-
teipolitisches Kapital zu schlagen. Das ist das Be-
stürzende. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Ger-
lach [Obernau] [CDU/CSU]: Geben Sie doch 
besser Antworten! — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Hören Sie doch einmal richtig zu!  — 
Dr.  Jobst [CDU/CSU]: Das kann er ja nicht!) 

Eine Verständigung über die Fragen, über die 
wir uns heute in dieser Debatte unterhalten, hätte 
nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichtes 
eigentlich leichter sein müssen, 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Das hatten 
wir auch geglaubt!) 

als Ihre Reaktion dies heute erscheinen läßt, denn 
dieses Urteil, das ja auch für Sie verbindlich ist, ob-
wohl ich das aus der Debatte nicht unbedingt immer 
entnehmen kann, hat doch in einigen wichtigen, hier 
in diesem Hause in der ersten Lesung noch heftig 
diskutierten Fragen Klarheit geschaffen. So steht 
doch heute, unzweifelhaft für uns alle und mit der 
Autorität des höchsten deutschen Gerichts festge-
stellt, fest: Ein rechtsstaatliches Verfahren bei der 
Entscheidung über die Einstellung eines Bewerbers 
in den öffentlichen Dienst ist nicht nur eine politi-
sche Forderung von Freien Demokraten und Sozial-
demokraten, sondern ein verfassungsrechtliches Ge-
bot. Jede andere Regelung wäre mit unserer Ver-
fassung nicht vereinbar. Es kann danach keine Dis-
kussion mehr darüber geben, ,daß bei der Abwehr 
von Verfassungsfeinden im öffentlichen Dienst nur 
mit rechtsstaatlichen Mitteln verfahren werden darf. 

Herr Professor Carstens hat in der ersten Lesung 
von dieser Stelle aus von dem juristischen Beiwerk 
gesprochen, und er hat gesagt, wir wollten uns mit 
juristischem Beiwerk um die eigentliche Frage her-
umdrücken. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Herr Professor Carstens hat damit — er ist jetzt 
leider nicht da — ein böses Wort ausgesprochen, 
das er hier heute an dieser Stelle zurücknehmen 
sollte; denn ohne das juristische Beiwerk, wie er es 
nennt, kann ein Rechtsstaat nicht existieren, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

und wer das juristische Beiwerk nicht will, will den 
Rechtsstaat nicht. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Nach der Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts — — 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Jäger (Wan-
gen) ? 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

von Schoeler (FDP) : Sie haben hier abfällig von 
juristischem Klimbim, von Klimmzügen und von 
ähnlichem gesprochen. Daran können Sie auch mit 
Ihren Zwischenrufen nichts ändern. Ich kann Ihnen 
weitere Zitate aus der Debatte vortragen. Ich kann 
Ihnen nur sagen: Solche Äußerungen und Zwischen-
rufe werden dem Ernst, mit dem dieses Thema hier 
von allen Demokraten zu diskutieren wäre, nicht 
gerecht. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Jäger (Wan-
gen) ? 

von Schoeler (FDP) : Im Augenblick nicht. Ich möch-
te zunächst einmal diese Gedanken zu Ende führen. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

Nach der Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts steht ebenfalls fest: Unvereinbar mit der 
Verfassung ist nicht nur unter anderem die von der 
DKP vertretene Auffassung, nach der die Mitglied-
schaft in einer extremistischen Partei bei der Ent-
scheidung über die Einstellung überhaupt nicht be-
rücksichtigt werden darf, sondern auch die von der 
CDU/CSU, allen voran von Herrn Dr. Dregger ver-
tretene Meinung, allein die Mitgliedschaft recht-
fertige eine ablehnende Entscheidung. Gerade weil 
das Verfassungsgericht diesen Ablehnungsautoma-
tismus so deutlich abgelehnt hat, habe ich heute in 
dieser Debatte von Ihren Vertretern eine Erklärung 
vermißt, mit der Sie sich von diesen früheren 
Äußerungen distanzieren. 

(Dr. Miltner [CDU/CSU] : Sie haben die 
ganze Diskussion um diese Frage noch 

nicht verstanden, Herr Kollege!) 

— Sie beziehen sich mit Ihrem Zwischenruf, Herr 
Dr. Miltner, wohl auf das, was Herr Dr. Dregger 
gesagt hat. Ich will Ihnen darauf gerne eine Antwort 
geben. Ich nehme an, daß der CDU/CSU-Presse-
dienst die Rede von Herrn Dr. Dregger richtig wie-
dergibt. Ich habe sehr wohl gelesen und vorhin 
gehört, daß Herr Dr. Dregger hier ein verbales 
Bekenntnis zur Einzelfallprüfung gegeben hat; Sie 
können das nachlesen, es steht auf der Seite 4 des 
Manuskripts. Nur: Herr Professor Carstens hat uns 
doch in der letzten Debatte in diesem Hause vorge-
führt, was Sie unter Einzelfallprüfung verstehen. Er 
hat gesagt: Selbstverständlich muß in jedem einzel-
nen Fall geprüft werden, ob jemand Mitglied der 
DKP ist! — Meine Damen und Herren, dies verste- 
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hen wir nicht unter Einzelfallprüfung, sondern es 
muß eben auch einbezogen werden: Wie sieht es 
aus mit der Qualifikation des Mannes? Wie sieht es 
aus mit seiner Eignung? Wie sieht es aus mit sei-
nem bisherigen dienstlichen Verhalten, z. B. im Vor-
bereitungsdienst? Und: Aus welcher Zeit stammen 
die Zweifel, die gegen ihn vorgebracht werden? 
Damit ist es eben nicht vereinbar, wenn Herr Dr. 
Dregger — ich zitiere ihn nach seinem Manuskript, 
über Ihren Pressedienst verbreitet, auf Seite 9 — 
hier  gesagt hat: „Diese Bewertung, die an die 
Parteimitgliedschaft anknüpft, erlaubt es im üb-
rigen, auf Gesinnungsprüfungen, die in der Tat 
widerwärtig sind, ganz und gar zu verzichten." Das 
heißt doch: Er will — und Sie wollen; ich nehme an, 
daß Sie Ihrem Sprecher nicht widersprechen — 
damit einen Automatismus: Mitgliedschaft in der 
DKP führt zur Ablehnung. Anders hat diese Passage 
überhaupt keinen Sinn. Wenn Sie dies so wollen, 
dann sagen Sie es doch bitte auch, und geben Sie 
nicht verbale Bekenntnisse zur Einzelfallprüfung ab. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sie haben 
gar nicht begriffen, was da gesagt worden 
ist! — Dr. Miltner [CDU/CSU] : Sie leisten 
doch der Gesinnungsschnüffelei Vorschub, 
wenn Sie nicht an die Mitgliedschaft an

-

knüpfen! Das ist doch klar!) 

Dann sagen Sie hier doch deutlich, 

(Dr. Miltner [CDU/CSU] : Sie sind ja gar 
nicht fähig, auf die Widersprüche hinzu

-

weisen!) 

daß Sie die Mitgliedschaft automatisch zur Ableh-
nung führen lassen wollen. Wenn Sie das wollen, 
dann muß ich Ihnen allerdings auch sagen, daß dies 
in einem klaren Widerspruch zur Verfassung steht, 
so wie es das Verfassungsgericht festgestellt hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer will denn das?) 

— Wenn Sie der Meinung sind, daß ich Sie falsch 
interpretiere, dann darf ich Sie bitten, zum Mikrofon 
zu gehen und dies durch eine Zwischenfrage zu kor-
rigieren. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Sie haben doch eine Zwischen

-

frage gerade abgelehnt! — Pfeffermann 
[CDU/CSU] : Das ist doch ein Schaumschlä

-

ger, wie er im Buch steht! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

— Herr Kollege Pfeffermann, vorhin wollte ich 
einen Gedankengang zu Ende führen. Jetzt haben 
Sie mir in Zwischenrufen vorgeworfen, daß ich of-
fensichtlich Ihre Position falsch verstanden habe. Ich 
möchte Ihnen gerne die Gelegenheit geben, dies 
richtigzustellen. Wenn Sie darauf verzichten, kann 
ich auch weiterreden. 

Meine Damen und Herren, das Verfassungsge-
richt hat nicht nur in den Punkten, die ich eben an-
gesprochen habe — rechtsstaatliche Ausgestaltung 
des Verfahrens und Forderung nach einer Einzelfall-
prüfung — die Position der FDP eindeutig bestätigt, 
sondern es hat auch in den anderen Punkten ein-
deutig eine rechtsstaatliche Lösung, wie wir Freien 
Demokraten sie als erste Partei auf unserem Wies-

badener Bundesparteitag im November 1973 gefor-
dert haben, unterstrichen. Manchem mag es heute 
schon selbstverständlich erscheinen, wenn hier von 
allen in dieser Diskussion unterstrichen wird, daß 
einem Bewerber vor der Entscheidung über die Ab-
lehnung seines Einstellungsgesuchs die Möglichkeit 
zur Stellungnahme gegeben werden muß oder daß 
der Bewerber einen Anspruch auf eine schriftliche 
Begründung einer ablehnenden Entscheidung hat, 
daß diese nur auf gerichtsverwertbare Tatsachen ge-
stützt werden kann und daß sie mit einer Rechtsmit-
telbelehrung versehen werden muß. Tatsache ist je-
doch: Diese rechtsstaatlich unabdingbar notwendi-
gen Bestandteile einer gesetzlichen Regelung sind 
erstmals von uns Freien Demokraten in die Diskus-
sion eingeführt worden. Wir sind froh darüber, daß 
diese Vorschläge heute Bestandteil des Gesetzent-
wurfs sind. 

Nun einige Bemerkungen zu den beiden heute im 
Mittelpunkt der Diskussion stehenden Fragen: der 
Ausgestaltung des Vorbereitungsdienstes in den 
Ausbildungsmonopolbereichen und der Bedeutung 
der Mitgliedschaft in einer rechts- oder linksextre-
mistischen Partei bei der Entscheidung über die Ein-
stellung in den öffentlichen Dienst. 

Zur Frage der Ausgestaltung des Vorbereitungs-
dienstes haben die Koalitionsfraktionen heute einen 
Gesetzentwurf vorgelegt, der einen einheitlich nicht-
beamtenrechtlich organisierten Vorbereitungsdienst 
in allen Bereichen vorschlägt, in denen der Staat 
ein Ausbildungsmonopol besitzt. Wir waren dazu 
bereit, die Regelung dieser speziellen Materie zu 
einem späteren Zeitpunkt endgültig zu diskutieren 
und in diesem Hause zu verabschieden, und sind 
sicher, daß in den Ausschußberatungen hier noch 
fruchtbare Diskussionen möglich sind.  Zwei Dinge 
wollen wir aber schon heute mit aller Eindeutigkeit 
klarstellen: 

Erstens. Der Beschluß des Bundesverfassungsge-
richts hat auch und gerade in diesem Bereich dazu 
beigetragen, daß in Zukunft eine liberalere Rege-
lung zwingend notwendig ist. Die in einigen Län-
dern praktizierte Regelung, nach der einem Bewer-
ber z. B. auch der Zugang zum juristischen Vorberei-
tungsdienst und damit zum Abschluß einer für die 
Tätigkeit in der Wirtschaft oder als Rechtsanwalt 
erforderlichen Ausbildung versagt werden konnte, 
ist mit der Verfassung nach der Karlsruher Ent-
scheidung nicht vereinbar. 

Zweitens. Wir Freien Demokraten werden einer 
gesetzlichen Regelung nur dann zustimmen, wenn 
sie sicherstellt, daß junge Menschen, die vom Staat 
für ihren weiteren Lebensweg ausgebildet werden 
müssen, nicht dadurch diskriminiert werden, daß 
ein Vorbereitungsdienst erster und ein Vorberei-
tungsdienst zweiter Klasse geschaffen wird und die-
ser Makel einem jungen Menschen sein Leben lang 
anhaftet. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Erheblich wichtiger für die heutige Debatte ist die 
Frage, welche Bedeutung wir in Zukunft der Mit-
gliedschaft in einer extremistischen Partei oder Or-
ganisation bei der Entscheidung über die Einstel-
lung eines Bewerbers zumessen sollen. Wir Freien 
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Demokraten haben dazu in der Vergangenheit ein-
deutig Position bezogen und wiederholen heute noch 
einmal: Wer die Grundprinzipien unserer freiheitli-
chen Verfassung bekämpft, 

(Dr. Miltner [CDU/CSU] : Die Kommunisten 
sind kritische Demokraten?) 

kann nicht im öffentlichen Dienst beschäftigt wer-
den. Jeder Beamte muß die Gewähr bieten, daß er 
sich jederzeit für die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung einsetzt. Genauso klar bekennen wir 
aber auch: Ob der Bewerber einzustellen ist oder 
nicht, kann nicht ausschließlich danach beurteilt wer-
den, ob er Mitglied einer extremistischen Partei 
oder Organisation ist. Die Einstellungsbehörden sind 
vielmehr gezwungen, sich in jedem einzelnen Fall 
ein Bild von der Gesamtpersönlichkeit des Bewer-
bers zu machen. Nur eine solche Einzelfallprüfung 
entspricht unserem liberalen Rechtsstaatverständnis. 

In diesem unserem Bekenntnis zur Notwendigkeit 
einer Prüfung jedes einzelnen Falls sehen wir uns 
durch die Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts bestätigt. Deshalb kann uns keine noch so 
demagogische Kampagne von Ihnen, meine Damen 
und Herren von der Opposition, dazu bringen, bei 
der Abwehr von Verfassungsfeinden rechtsstaats-
widrige Mittel einzusetzen. Wir werden auch nicht 
dazu bereit sein, um des vermeintlichen Schutzes 
des Rechtsstaates willen den Rechtsstaat selbst ab-
zubauen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ihnen, meine Damen und Herren von der Oppo-
sition — das zeigen auch die heutigen Debatten-
beiträge Ihrer Redner , geht es offensichtlich dar-
um, ein Geschäft mit der Angst der Bürger zu ma-
chen. Diesem Ihrem Versuch werden wir begegnen, 
indem wir unser Vertrauen in die Stärke dieses frei-
heitlichen demokratischen Staates darstellen. Wir 
wissen, daß diese demokratische Grundordnung im 
Bewußtsein der Bürger fest verwurzelt ist. Aus die-
sem Bewußtsein heraus vertrauen wir auf die Stärke 
dieser Gesellschaftsordnung auch und gerade ge-
genüber Verfassungsfeinden. Wir sehen dabei die 
Gefahren, die von Verfassungsfeinden selbst für 
diese Grundordnung ausgehen. Wir begegnen  die-
sen  Gefahren. Wir verschließen die Augen aber 
auch nicht davor, meine Damen und Herren von der 
Opposition, daß auch Gefahren von denjenigen aus-
gehen, die diese Grundordnung vermeintlich schüt-
zen wollen und zu ihrem Schutze Teile dieser de-
mokratischen Grundordnung abbauen. 

Ihre Polemik wird uns auch nicht davon abhalten, 
hier an dieser Stelle kritische Bemerkungen zu der 
bisherigen Praxis bei der Einstellung von Extremi-
sten im öffentlichen Dienst zu machen. Es stimmt 
doch bedenklich, daß man einen hoch angesehenen 
Preis erhalten muß, um undiffamiert kritische Be-
merkungen zu diesen Problemen machen zu kön-
nen. Deshalb sagen wir, es stimmt uns nachdenklich, 
wenn Amnesty International in einem Brief an den 
Bundespräsidenten schreibt, daß sich Bürger unse-
res Staates in zunehmendem Maße scheuen, an Un-
terschriftenaktionen dieser weltweit angesehenen 
Organisation selbst dann teilzunehmen, wenn es le-
diglich um die Forderung nach Abschaffung der 

Folter in aller Welt geht. Es stimmt uns nachdenk-
lich, wenn an einigen Universitäten Studenten und 
sogar Bedienstete nicht mehr bereit sind, harmlose 
Unterschriftenaktionen zu unterstützen, weil sie 
Angst haben, daß ihre Unterschrift später einmal bei 
einer Bewerbung gegen sie verwendet werden könn-
te. Es stimmt uns nachdenklich, wenn an einer 
deutschen Universität die Studentenschaften 
Schwierigkeiten haben, einen Kandidaten für den 
AStA-Vorsitz zu finden, weil potentielle Kandidaten 
einfach Angst haben, sich um ein Amt zu bewerben. 
Wir widersetzen uns allen Bemühungen, ein psycho-
logisches Klima zu erzeugen, in dem Radikale, Ver-
fassungsfeinde und Studentenführer automatisch in 
einen Topf geworfen werden. 

(Pfeffermann [CDU/CSU] : War ,das ein Zitat?) 

Eindringlich müssen wir Liberalen davor warnen, 
daß wir so weit kommen könnten, daß es Zivil-
courage erfordert, eine abweichende Meinung zu 
äußern. Bei aller Entschiedenheit in der Abwehr von 
Verfassungsfeinden aus dem öffentlichen Dienst 
müssen wir darauf achten, daß wir nicht unpoliti-
sche, indifferente, ängstliche Duckmäuser erziehen. 
„Graue Mäuse" sind ebensowenig in der Lage, für 
diesen Staat einzutreten, wie Verfassungsfeinde. 

Oft wird in ,der Debatte um diese Frage — so auch 
heute -- auf die Erfahrungen der Weimarer Repu-
blik verwiesen. Herr Kollege Dregger hat dies heute 
morgen zu Beginn der Debatte getan. Dabei wird 
immer gesagt, Weimar sei an den Extremisten zu-
grundegegangen. Das ist sicherlich richtig. Richtig 
ist aber doch auch, daß die Beamtenschaft der Wei-
marer Demokratie zu viele „graue Mäuse" hatte, die 
bereit waren, allen Herren zu dienen. Ich glaube, 
auch aus dieser Erfahrung sollten wir lernen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Und auf ein anderes muß jeder Liberale in dieser 
Diskussion achten. Wir können es nicht zulassen, 
daß der Begriff „Verfassungsfeind" zunehmend aus-
ufernd verwendet wird und jeder, der eine kritische 
Meinung äußert, in der Gefahr steht, mit diesem Be-
griff abgestempelt und verfolgt zu werden. Die 
Opposition hat durch ihre Sprecher in den ver-
schiedenen Debatten zu diesem Thema hier in die-
sem Hause deutlich gemacht, daß sie durch eine 
solche ausufernde Verwendung des Begriffes „Ver-
fassungsfeind" auch Forderungen und Organisatio-
nen abwehren will,  die  sich eindeutig im Rahmen 
unserer freiheitlichen demokratischen Grundord-
nung bewegen. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU] : Nennen Sie 
einmal eine!) 

Ich verweise in diesem Zusammenhang insbesondere 
auf die Erklärung von Herrn Ministerpräsident Fil-
binger, der in der Verfassungsdebatte im letzten 
Jahre in diesem Hause eine Gleichsetzung zwischen 
freiheitlich-demokratischer Grundordnung und Markt-
wirtschaft vorgenommen und damit versucht hat, 
darzulegen, beispielsweise die Jungsozialisten stün-
den mit Forderungen nach Verstaatlichung in dem 
einen oder anderen Bereich außerhalb der Verfas-
sung. Wir Liberalen bekämpfen manche Vorstellun-
gen, die in diesem Zusammenhang auch von Ihnen 
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kritisiert werden. Aber wir werden immer dafür ein-
treten, daß auch solche Vorstellungen in unserem 
Land frei geäußert werden können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Hier scheint mir doch das Problem Ihrer Haltung 
in dieser Diskussion zu liegen. Mit Ihrer Polemik 
und Ihrer Kampagne der Angstmache setzen Sie sich 
doch dem Verdacht aus, daß es Ihnen gar nicht um 
die Abwehr von Verfassungsfeinden im öffentlichen 
Dienst geht, sondern daß es Ihnen darum geht, jede 
gesellschaftliche Veränderung mit dem Makel der 
Verfassungsfeindlichkeit zu stempeln. 

(Dr. Miltner [CDU/CSU] : Haben Sie die 
Rede von Herrn Dregger nicht gehört? Er 

hat genau das Gegenteil gesagt!) 

- Er hat sich zwar verbal zu dem Gegenteil be

-

kannt, aber er hat im zweiten Teil seiner Rede ganz 
deutlich gemacht, Herr Miltner, daß dieses Bekennt-
nis eben nur ein verbales ist, dem keine Taten 
folgen. Lassen Sie mich das so sagen: Er hat heute 
morgen zwei Reden gehalten, eine erste für die 
Fachpresse — die war sachlich, oder ich will sagen: 
der Versuch einer sachlichen Rede —, und eine 
zweite enthielt dann die Polemik für die Veranstal-
tungen draußen. So setzte sich die Rede von Herrn 
Dr. Dregger heute morgen zusammen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. Milt

-

ner [CDU/CSU] : Was für eine Polemik? 
Wenden Sie sich gegen die Polemik gegen 
den Kommunismus? Wenden Sie sich gegen 
seine Einstellung? — Pfeffermann [CDU/ 
CSU] : Da kann ich nur sagen: Süß ist der 
von Schoeler wieder! — Gegenruf des Abg. 
Freiherr Ostman von der Leye [SPD] : Das 

ist das letzte!) 

- Wenn das alles ist, was Ihnen dazu einfällt, Herr 
Kollege Pfeffermann, ist das wohl etwas wenig. 

Es wäre verhängnisvoll, wenn als Ergebnis dieser 
Diskussion in der Jugend unseres Staates oder auch 
bei anderen Teilen unserer Bevölkerung der Ein-
druck entstünde, unsere Gesellschaftsordnung sei 
entwicklungsunfähig. Die Demokratie lebt von der 
Möglichkeit der Bürger, sich mit dem Staat, mit 
ihrem Staat zu identifizieren. Wer dazu beiträgt, 
daß sich Zweifel an der Bewegungsfähigkeit, Zweifel 
an der Reformbereitschaft unserer Gesellschaft breit-
machen, wird unbewußt und ungewollt zum Helfers-
helfer der Extremisten. Lassen Sie uns daher diese 
Diskussion zukünftig mehr im Geist der Liberalität, 
der Toleranz und des festen Vertrauens in die Über-
legenheit und Stärke unserer Gesellschaftsordnung 
führen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der Sena-
tor Neubauer (Berlin). 

Senator Neubauer (Berlin) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich bitte um Entschuldigung, 
wenn ich noch einmal aus der Sicht der Länder ein 
paar Bemerkungen zu der heutigen Debatte mache. 

Die Länderinnenminister waren sich seit Monaten 
seit Monaten! — darüber einig, daß dem Bundes-

tag zum frühesten Zeitpunkt, zu dem diese Mög-
lichkeit überhaupt besteht, ein Gesetzentwurf vor-
gelegt werden sollte. Die Innenminister, die den 
Ländern, die CDU/CSU-regiert werden, angehören, 
haben nicht selten, ja sogar oft die Bundesregierung 
kritisch betrachtet, weil sie noch keinen Gesetzent-
wurf vorgelegt hatte. Sie drängten. Sie alle kennen 
den Zeitablauf bis hin zur Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichtes. 

Nun liegt ein solcher Gesetzentwurf auf dem 
Tisch, und man kann sich des Eindrucks nicht erweh-
ren, daß die, die bis zu diesem Zeitpunkt drängten, 
nun nicht mehr so sehr daran interessiert sind, daß 
es zu einer möglichst schnellen Beschlußfassung 
kommt. Das würde ich aufs tiefste bedauern. Das als 
erstes. 

Eine zweite Frage ist heute in diesem Hause zu 
entscheiden: Ist der Gesetzentwurf, den die Bundes-
regierung vorgelegt hat, praktikabel? Setzt er die-
jenigen, welche die Entscheidung zu treffen haben, 
in den Stand, das, was wohl alle gemeinsam wollen 
— so sagten es jedenfalls alle —, nämlich Verfas-
sungsfeinde aus dem öffentlichen Dienst fernzuhal-
ten, durchzuführen: Wer sich mit der Praxis be-
schäftigt, wer mit dieser Frage ständig zu tun hat, 
der weiß, daß der von der Bundesregierung vorge-
legte Gesetzentwurf sowohl praktikabel ist als auch 
jeden, der mit solchen Entscheidungen zu tun hat, in 
die Lage versetzt, die Pflicht, Verfassungsfeinde 
fernzuhalten, zu erfüllen. 

(Dr. Miltner [CDU/CSU] : Und dazu außer

-

dem noch weltfremd ist!) 

— Verehrter Herr Abgeordneter, was das mit welt-
fremd zu tun hat 	und das mir, das will ich Ihnen 
einmal sagen —, verstehe ich überhaupt nicht. Ich 
kann nur den Schluß daraus ziehen, daß Sie sich mit 
Entscheidungen in diesem Punkte ernsthaft noch nie-
mals beschäftigen mußten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lachen 
bei der CDU/CSU) 

Dritte Bemerkung. Die, die nachher im Einzelfall 
die Entscheidungen treffen müssen, wissen, daß es 
sich um weittragende und schwerwiegende Entschei-
dungen gegenüber denen handelt, die davon betrof-
fen sind. Weil das so ist, müssen wir auch den zwar 
unbequemen, aber eben doch rechtsstaatlichsten 
Weg suchen, damit diejenigen, die die Entscheidung 
zu treffen haben, dies auch mit ruhigem Gewissen 
tun können. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieser unser freiheitliche demokratische Staat — 
das ist mehrfach gesagt worden und kann nicht oft 
genug wiederholt werden — kann sich glaubwür-
dig auch den Verfassungsfeinden gegenüber nur ver-
teidigen, wenn seine Entscheidungen jeder gericht-
lichen Nachprüfung standhalten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wie 
wäre die Situation, wenn wir Entscheidungen er-
möglichen, die dann in vielfacher Hinsicht von Ge-
richten korrigiert werden? Würde das nicht eine 
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Stimmung in der Bevölkerung erzeugen, daß die-
jenigen, die so schwerwiegende Entscheidungen zu 
treffen haben, mit der Verfassung und dem Recht in 
diesem Land leichtsinnig umgehen? 

(Wehner [SPD] : Sehr wahr!) 

Und würde das nicht Wasser auf die Mühle derer 
gießen, die tagtäglich draußen zu beweisen versu-
chen, daß dieser Staat kein Rechtsstaat ist? Das 
heißt, wer es sich hier nicht schwermacht, wer nicht 
den unbequemsten Weg geht, spielt im Grunde denen 
in die Hände, die eine Entscheidung gar nicht wol-
len. 

(Beifall bei der SPD) 

Das muß mit aller Deutlichkeit gesagt werden, ge-
rade — ich wiederhole es — weil so schwierige Ent-
scheidungen dahinterstehen. 

Ich will das einmal an einem Beispiel darstellen. 
In Berlin haben wir Wahlen gehabt. Dabei hat in 
einem Bezirk, nämlich in Schöneberg, der Bezirks-
bürgermeister gewechselt. Das wird Sie freuen; der 
jetzige Bürgermeister dort ist nämlich einer von 
Ihnen. Aber eine der ersten Amtshandlungen war 
— das ist nur ein Beispiel —, daß er seine Dienst-
stellen schriftlich darauf hinwies, den Schwierigkei-
ten in dieser Frage könne man dadurch aus dem 
Wege gehen, daß man einfach andere Gründe nenne. 
Nun, abgesehen von der mangelnden Intelligenz, so 
etwas auch noch aufzuschreiben, steht dahinter ein 
Denken, von dem ich meine, daß es sich in dieser 
Frage nicht um einen wehrhaften Demokraten, son-
dern um einen Drückeberger handelt. 

(Beifall bei der SPD) 

Das muß ausgeschlossen bleiben. Wir müssen dem, 
den wir als Verfassungsfeind erkannt haben bzw. 
von dessen Verfassungsfeindlichkeit wir überzeugt 
sind, dies auch klar und deutlich sagen und ihm die 
Möglichkeit geben, dagegen Einspruch zu erheben. 
Es muß am Ende sichergestellt sein, daß der Staat 
eine richtige Entscheidung getroffen hat, die dann 
jedem bekannt ist und jeden dazu zwingt, seine 
Schlußfolgerungen daraus zu ziehen. 

Hier ist vorhin eine Frage gestellt worden — da 
haben einige von Ihnen gelacht —: Wie stellt man 
eigentlich die Mitgliedschaft in einer solchen Partei 
fest? Da gab es einige, die sagten: Das muß ein Dum-
mer sein, der solche Fragen stellt. Ja, wie stellt man 
die Mitgliedschaft denn fest? Natürlich haben wir 
Institutionen, die auch Mitgliedschaften in bestimm-
ten Organisationen feststellen können. Nur wissen 
diejenigen, die sich mit der Praxis beschäftigen, daß 
das in vielen Fällen gar nicht verwendbar ist. Man 
weiß es dann zwar, aber darf es nicht sagen. Oder 
man stellt die Mitgliedschaft dadurch fest, daß je-
mand sich uneingeschränkt zu dieser Mitgliedschaft 
bekennt, aktiv aus dieser Mitgliedschaft tätig wird. 
Dann wird er durch die Gesetzentwürfe, die die Bun-
desregierung hier vorgelegt hat, erfaßt. Dann ent-
schlüpft er nicht, wenn er wirklich als Verfassungs-
feind erkannt worden ist. Die Frage war also über-
haupt nicht abwegig. Sie entsprach der praktischen 
Erfahrung derjenigen, die sich damit zu beschäftigen 
haben. 

Weil das so ist, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, geht Ihr Gegengesetzentwurf in diesem 
Punkt in erheblichem Maße an den Erfahrungen der 
Praxis vorbei. 

(Dr. Miltner [CDU/CSU]: Das ist falsch!) 

— Natürlich, alles falsch. 

Eine dritte Bemerkung. An diesem Pult ist eben 
festgestellt worden, daß die Rede von Herrn Dreg-
ger eigentlich zweigeteilt war. Dem stimme ich zu. 
Der erste Teil schien die Vermutung aufkommen zu 
lassen, daß hier der Versuch gemacht wird, sich 
auf dieses und nur auf dieses Problem zu konzen-
trieren. Aber dann ging es los: Was ist nun mit 
diesem Problem alles vermischt worden? Eigentlich 
alles, was in diesem Hause sonst an politischen 
Fragen ansteht, alle schwierigen Fragen, mit denen 
wir uns auseinanderzusetzen haben. Die werden nun 
in einen Topf mit dem geworfen, was hier im Hause 
ansteht: Verhinderung der Einstellung von Ver-
fassungsfeinden. Ich sage Ihnen ganz offen, ich 
werde das Gefühl nicht los, daß dies ganz bewußt 
geschieht. 

(Beifall bei der SPD — Wehner [SPD] : Sehr 
wahr!) 

Ich werde das Gefühl nicht los, daß dies deswegen 
bewußt geschieht, weil die anderen politischen Fra-
gen so eng wie möglich an einen Begriff herange-
rückt werden sollen, der auf Widerstand in der Be-
völkerung stößt. 

(Erneuter Beifall bei der SPD — Wehner 
[SPD] : Sehr wahr! Genau das! Das ist die 

Methode!) 

Das ist nämlich genau der Punkt, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren. 

Dazu sage ich Ihnen eines, auch dies aus langer 
Erfahrung als Innenminister: Genau das ist es, was 
diejenigen wollen, die die Verfassung bekämpfen, 
nämlich uns in dieser Art aufeinander zu jagen. 

(Beifall bei der SPD — Wehner [SPD] : Sehr 
wahr! Genau das!) 

Das ist genau das — ich wiederhole es —, was die-
jenigen, die diese unsere Verfassung bekämpfen, an 
Erfolgserlebnis haben wollen. Begreifen Sie doch 
endlich, daß sich dieses Problem nicht dazu eignet, 
in andere politische Fragen eingeschnürt zu werden, 
über die wir uns streiten, über die wir uns auch 
streiten müssen. Diese unzulässigen Verbindungen, 
die hier hergestellt werden, vergiften die Atmo-
sphäre 

(Beifall bei der SPD) 

und führen dazu, daß Schritt um Schritt, wie hier 
gesagt worden ist, die Möglichkeiten von potentiel-
len Verfassungsfeinden verstärkt werden. 

Das sagt Ihnen einer, der in der Auseinanderset-
zung steht und der nicht in dem Verdacht steht — 
ich hoffe nicht, daß nach mir jemand auf die Bühne 
kommt und dies zu behaupten versucht —, sich 
nicht konsequent der Aufgabe, um die es hier geht, 
zu widmen. Aber auch ich möchte — lassen Sie 
mich dies abschließend sagen — nach jeder Ent- 
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scheidung ruhig schlafen können und wissen, daß 
nach bestem Wissen und Gewissen entschieden wor-
den ist, ohne daß das Problem mit parteipolitischer 
Polemik vermischt worden ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident von Hassel: Meine Damen und Her-
ren, in die Fortsetzung unserer Aussprache beziehen 
wir nunmehr den Änderungsantrag Drucksache 
7/4209 und den Entschließungsantrag Drucksache 
7/4210 ein. 

Das Wort hat der Abgeordnete Vogel (Ennepetal). 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte zunächst ein 
Wort an einen Vertreter des Bundesrates richten, 
nicht an Herrn Neubauer. Ich habe den Eindruck, 
Herr Senator Neubauer, daß Sie nach der Ausein-
andersetzung, die es im Frühjahr dieses Jahres 
während der innenpolitischen Debatte gegeben 
hatte, den Frieden wiederhergestellt haben. Ich 
meine den Innenminister des Landes Nordrhein-
Westfalen, Herrn Hirsch. Ich finde es schon vom 
Stil her ungewöhnlich, daß ein Mitglied des Bun-
desrates ein Mitglied dieses Hauses in der Weise 
abzukanzeln versucht, wie es Herr Hirsch gegen-
über meinem Kollegen Dregger heute morgen ge-
tan hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Das ist aber nicht nur eine Frage des Stils. Ich bin 
der Auffassung — leider ist Herr Hirsch nicht mehr 
hier —, 

(Zuruf von der SPD: Wo ist Dregger?) 

daß es im menschlichen Bereich schäbig gewesen 
ist, wie er hier mit Herrn Dregger umgegangen ist. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU — 
Becker  [Nienberge] [SPD] : Wo ist denn 
Herr Dregger? — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zuvor 
einiges zu den Ausführungen sagen, 

(Becker [Nienberge] [SPD] : Wo ist Dregger?) 

die der Kollege Liedtke heute morgen zu dem Ent-
wurf gemacht hat, der von den Koalitionsfraktionen 
zu den Ausbildungsverhältnissen hier eingereicht 
worden ist. 

(Becker [Nienberge] [SPD] : Wo ist der Herr 
Dregger? — Weitere Zurufe von der SPD: 
Wo ist Herr Dregger? — Gegenrufe von der 

CDU/CSU: Wo ist der Herr Hirsch?) 

— Darf ich einmal fragen, wo der Herr Bundes-
kanzler in dieser Debatte ist? Darf ich einmal fra-
gen, 

(Wehner [SPD]: Sie haben ja einen Vogel!) 

wo andere Mitglieder dieser Bundesregierung — mit 
Ausnahme des Bundesinnenministers — sind, wenn 
wir schon so miteinander reden? 

(Wehner [SPD] : Bleiben Sie auf dem Bo

-

den, Herr Vogel! Bleiben Sie auf dem Tep

-

pich! — Dr. Jobst [CDU/CSU] : Wir haben 
eine Bundesregierung! — Gerster [Mainz] 
[CDU/CSU) : Es fehlt noch der Einstellungs-
experte Ehmke! — Weitere Zurufe von 
der SPD und Gegenrufe von der CDU/CSU) 

Der Herr Kollege Liedtke hat im Zusammenhang 
mit dem Entwurf, der die Ausbildungsverhältnisse 
betrifft, zu suggerieren versucht, die Opposition 
unternehme den Versuch, die Entscheidung darüber 
zu verzögern. Darf ich dazu einige Fakten nennen, 
damit das geradegestellt wird. 

Erstens. Erst durch den in der Sommerpause be-
kanntgewordenen Beschluß des Bundesverfassungs-
gerichts hat sich die Notwendigkeit ergeben, für 
die Ausbildungsverhältnisse eine Regelung zu tref-
fen. 

Zweitens. Erst am 24. September ist von dem Kol-
legen Liedtke im Innenausschuß dazu ein Antrag 
vorgelegt worden. Erst am 15. Oktober hat die 
Bundesregierung eine Liste der Ausbildungsver-
hältnisse vorgelegt, die in Frage kommen. 

Meine Damen und Herren, hier geht es um we-
sentliche Änderungen materiell-rechtlicher Art in 
unseren Gesetzen. Das sind Dinge, deren Verab-
schiedung wir nicht übers Knie brechen können. Sie 
bedürfen sorgfältiger Beratung. Wir haben aber 
Ihrem Wunsch Rechnung getragen, hier heute die 
Frage zu erörtern, die Gegenstand des Regierungs-
entwurfs und des Bundesratsentwurfs ist. Ich glau-
be, da können Sie nicht den Vorwurf der Verzöge-
rung erheben, sondern hier haben wir konstruktiv 
Ihrem Wunsch Rechnung getragen, heute diese 
Debatte zu führen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zur Frage der Ausbildungsverhältnisse haben wir 
zwei wichtige Bereiche zu regeln. Dazu bedarf es 
erheblicher Überlegungen. 

Die erste Frage: Wie sollen denn diese Ausbil-
dungsverhältnisse gestaltet sein, öffentlich-rechtlich, 
privatrechtlich, gemischt öffentlich-rechtlich und 
privatrechtlich, als Beamtenverhältnisse oder als 
öffentlich-rechtliche Verhältnisse eigener Art? Das 
sind die Fragen, um die es hier geht. Das sind Fra-
gen, deren Beantwortung man nicht übers Knie 
brechen kann, sondern bei denen man sich Gedan-
ken machen muß und sorgfältig nachdenken muß. 
Deshalb können wir dieses Eilverfahren in dieser 
Frage nicht mitmachen. Das haben wir Ihnen gesagt. 

Die zweite Frage: Welche Anforderung an die 
Verfassungstreue haben wir gegenüber denen, die 
in den Vorbereitungsdienst treten, zu stellen? Sie 
schlagen in Ihrem Koalitionsentwurf vor, daß es 
genügen solle, daß sie nicht in strafbarer Weise die 
verfassungsmäßige Ordnung der Bundesrepublik 
Deutschland bekämpfen. Darf ich Ihnen vorlesen, 
was dazu das Bundesverfassungsgericht in seinem 
Beschluß sagt? 

Wie immer der Vorbereitungsdienst für An-
wärter auf einen Beruf außerhalb des Staats-
dienstes ausgestaltet wird, in jedem Falle bleibt 
unberührt, 
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— in jedem Falle -- 

daß der in den Vorbereitungsdienst übernom-
mene Referendar fristlos aus diesem Vorberei-
tungsdienst entfernt werden kann, wenn er sich 
verfassungsfeindlich betätigt. 

Meine Damen und Herren, das ist wesentlich mehr 
als nur verfassungsfeindliche Betätigung in straf-
barer Weise. 

Es taucht auch gleichzeitig die Frage auf: Wollen 
Sie künftig bei jedem, bei dem der Verdacht ver-
fassungsfeindlicher Betätigung auftritt, ein Straf-
verfahren einleiten, und wollen Sie dann die Ent-
scheidung hinausschieben, bis dieses Strafverfahren 
rechtskräftig abgewickelt ist? 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Ich glaube, auch darüber wird nachzudenken sein. 
Ich habe nicht den Eindruck, daß Sie bei der Aus-
arbeitung Ihrer Vorlage die damit zusammenhän-
genden Fragen so sorgfältig geprüft haben, daß Sie 
heute in der Lage wären, eine wirklich verantwort-
liche Entscheidung dazu zu fällen. Tun Sie bitte nicht 
so, als hätten Sie das bereits alles durchdacht! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bei der Gelegenheit möchte ich gleich auf zwei 
Einzelpunkte eingehen. 

Der eine Punkt: Hier ist verschiedentlich Amnesty 
International in der Debatte erwähnt worden. Meine 
Damen und Herren, ich glaube, daß wir jedem 
Punkt, der hier an uns herangetragen wird, sorg-
fältig nachgehen. Ich würde nur sehr darum bitten, 
daß sich Amnesty International dann nicht an Aktio-
nen von Linksgruppen in der Bundesrepublik 
Deutschland beteiligt, wie kürzlich in Bonn gesche-
hen. Wenn dann auf den gemeinsam formulierten 
Aufrufen neben den bekannten linken Gruppen 
auch Amnesty International erscheint, dann bringt 
sich Amnesty International selbst in eine gefähr-
liche Nähe zu diesen Gruppen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Ich glaube, sie sollte sich selbst diesem Verdacht 
entziehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Abg. Freiherr 
Ostman von der Leye meldet sich zu einer 

Zwischenfrage) 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Ostman von der 
Leye? 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU) : Ich möchte jetzt 
weitermachen, Herr Präsident. 

Das Zweite ist der heute morgen von Herrn Kol-
legen Liedtke in die Debatte eingeführte Fall eines 
NPD-Angehörigen in Schleswig-Holstein. 

(Liedtke [SPD] : Ich habe den Fall nicht 
eingeführt, er ist da!) 

— Dann hat es irgend jemand anders im Laufe der 
Debatte getan. Meine Erinnerung war, daß Sie in 

Ihrer Rede von einem NPD-Angehörigen gespro-
chen haben 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hat er auch ge

-
macht!) 

— ich meine auch, daß es so gewesen ist, Herr Kol-
lege Liedtke —, dem vom Ministerpräsidenten, so 
haben Sie gesagt, des Landes Schleswig-Holstein 
seine Verfassungstreue bescheinigt worden sei. Das 
ist doch richtig. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jawohl!) 

Herr Kollege Liedtke, können wir uns darauf ver-
ständigen? — Schönen Dank! 

Meine Damen und Herren! Wir haben nun einmal 
die Schwierigkeit, daß wir auf der einen Seite Be-
werber für den öffentlichen Dienst haben, deren 
Verfassungstreue wir zu überprüfen haben und bei 
denen bei Zweifeln in die Verfassungstreue die 
Einstellung in den öffentlichen Dienst nicht erfolgen 
darf. Wir haben auf der anderen Seite Menschen, 
die im öffentlichen Dienst sind und die, wenn ihnen 
Verstöße gegen ihre Verfassungstreue nachweisbar 
sind, in einem Disziplinarverfahren aus dem öffent-
lichen Dienst entfernt werden können. Um einen 
solchen Fall der zweiten Kategorie, Herr Kollege 
Liedtke, handelt es sich hier. Ich glaube, es wäre 
in der Diskussion redlicher, wenn wir beim Zitieren 
von Beispielen deutlich auseinanderhalten würden, 
ob es sich um Einstellungen oder um die Notwen-
digkeit von Disziplinarverfahren gegen Angehö-
rige des öffentlichen Dienstes handelt, weil die 
rechtlichen Voraussetzungen unterschiedlich sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im übrigen ist es in dem Fall so, daß ihm nicht die 
Verfassungstreue bescheinigt worden ist, sondern 
daß lediglich auf eine Anfrage der SPD mitgeteilt 
worden ist, daß keine Tatsachen aufgetreten sind, 
die heute eine andere Beurteilung mit Blick auf ein 
Disziplinarverfahren ergeben als zu einem früheren 
Zeitpunkt. Das gleiche gilt für Mitglieder der DKP 
wie der NPD, die sich bereits im öffentlichen Dienst 
des Landes Schleswig-Holstein befinden Ich glaube, 
es wäre gut, wenn wir das doch sorgfältig ausein-
anderhielten, weil das die Diskussion insgesamt ehr-
licher machen würde. 

Meine Damen und Herren! Mir fällt die Aufgabe 
zu, den Änderungsantrag der Fraktion der CDU/ 
CSU sowie den Entschließungsantrag der CDU/CSU- 
Fraktion zu begründen. Der Ihnen von der SPD/ FDP-  
Mehrheit des Innenausschusses zur Beschlußfassung 
vorgelegte Gesetzesantrag spiegelt in exemplari-
scher Weise die Unfähigkeit beider Koalitionsfrak-
tionen zu unmißverständlichen Entscheidungen in 
Grundfragen des Demokratie- und Rechtsstaatsver-
ständnisses, 

(Wehner [SPD] : Machen Sie mal halblang!) 

die Konfliktscheu der führenden Repräsentanten des 
sozialliberalen Machtbündnisses gegenüber den 
systemverändernden Kräften in ihren eigenen Rei-
hen und die fehlende Bereitschaft von SPD und FDP 
zu konsequenter Bekämpfung vor allem aller anti- 
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demokratischen sozialistischen und kommunistischen 
Gruppierungen in unserem Lande wider. 

(Wehner [SPD] : Das ist die Systematik 
Ihrer Art von Verleumdung!) 

— Herr Kollege Wehner, ich habe bisher in meinem 
politischen Nachhilfeunterricht immer gelernt, daß 
Sie der Altmeister der Verleumder seien. 

(Zurufe ,von der SPD: Unerhört! - Unver

-

schämt!) 

— Entschuldigung, glauben Sie denn vielleicht, ich 
lasse mich in dieser Weise hier angreifen, ohne 
darauf zu antworten? Das glauben Sie doch wohl 
selber nicht! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD] : 
Wir haben ja einen Präsidenten, nicht? — 
Weitere Zurufe — Wehner [SPD] : Und was 

für einen!) 

Meine Damen und Herren! Wo der Regierungs-
entwurf noch bescheidene, wenn auch erheblich 
hinter den Notwendigkeiten der Praxis zurückblei-
bende Regelungen für den Fall der Mitgliedschaft 
in einer Partei vorsah, die verfassungsfeindliche 
Ziele verfolgt, sind in dem Antrag des Innenaus-
schusses selbst diese Regelungen unter den Tisch 
gefallen. Das wird hier zum wiederholten Male fa-
denscheinig damit begründet, daß nach der Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 22. 
Mai 1975 ein Bedürfnis für die gesetzliche Regelung 
materiell-rechtlicher Fragen nicht mehr bestehe. 

Der Herr Minister Maihofer hat heute morgen in 
seiner Rede auch gesagt, daß ja am geltenden mate-
riellen Recht durch den Vorschlag, den die Koalitions-
fraktionen hier zur Abstimmung stellen, nichts geän-
dert werden solle. Soll ich das denn dahin gehend ver-
stehen, Herr Minister Maihofer, daß die in der Pra-
xis bestehende Unklarheit und Unsicherheit in der 
Frage, wie wir es denn mit der Anknüpfung bei der 
Mitgliedschaft halten wollen, bestehenbleiben soll? 
Ich glaube, daß das außerordentlich schlecht wäre 
und daß wir unsere Pflicht hier nicht erfüllen wür-
den, wenn wir diese Frage nicht klar regeln wollten. 

In Wahrheit stellt die Streichung der sich mit der 
Mitgliedschaft in einer Partei befassenden Sätze aus 
dem Regierungsentwurf eine Kapitulation vor den 
Attacken der linken Flügel von SPD und FDP dar. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich sage es ganz bewußt: Es gehört zum Versagen 
führender Sozialdemokraten und Freier Demokra-
ten in unserem Lande, daß sie mehr mit der Bagatel-
lisierung und Verharmlosung der unsere Freiheit 
bedrohenden Gefahren und Kräfte beschäftigt sind 
als mit dem Zeichnen klarer, die Solidarität aller 
Demokraten unterstreichender Trennungslinien ge-
genüber allen freiheitsfeindlichen Kräften und Be-
strebungen in unserem Lande. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich auch das sagen: Sie bringen 
gegenüber der Opposition in diesem frei gewählten 
Parlament des deutschen Volkes weniger demokra-
tische Sensibilität, weniger Einfühlsamkeit, weniger 
Takt und weniger Fingerspitzengefühl auf als gegen-

über denen, die wegen ihrer Mitgliedschaft in einer 
Partei oder Organisation mit verfassungsfeindlicher 
Zielsetzung Zweifel an ihrer Treue zu unserer frei-
heitlichen Verfassung begründen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Leider wahr!) 

Man kann leider nur den Eindruck gewinnen, daß es 
den systemverändernden Kräften in SPD und FDP 
immerhin schon gelungen ist, vielen aufrechten, 
demokratisch absolut zuverlässigen Sozialdemokra-
ten und Liberalen, die ihrer Partei auf Jahrzehnte 
angehören, die Luft abzuschnüren und den Schneid 
abzukaufen. 

Vielfach — ich habe das bereits einmal in diesem 
Hause beklagt — ist die Solidarität der Demokraten 
bereits unheilvoll überlagert durch eine historisch 
gesehen für die Freiheit tödliche Solidarität der 
Sozialisten, zwischen demokratischen Sozialisten und 
antidemokratischen Sozialisten und Kommunisten, 
denen bereits das irreführende Etikett „kritische 
Demokraten" angeheftet worden ist. 

(Lambinus [SPD]: Das ist es: Altmeister der 
Verleumdung! — Stücklen [CDU/CSU]: Bist 

du ruhig da hinten!) 

— Sie können dieses Beispiel frei Haus geliefert 
bekommen, Herr Kollege. 

(Dr. Arndt [Hamburg] [SPD] : Das sind doch 
Warendorfer Märchen!) 

— Herr Kollege Arndt, Sie sollten es doch wissen, 
daß Ihre Koalitionspartner in Hamburg den DKP-
Kommunisten in Hamburg das Etikett „kritische 
Demokraten" angeheftet haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, schon macht sich die 
Vorstellung von der Verkürzung der demokratisch

-

politischen Alternativmöglichkeiten auf den Bereich 
dessen breit, was „sozialistischer Pluralismus" ge-
nannt wird. Dahinein paßt genau die Kampfvokabel 
vom „Rechtskartell", dem CDU und CSU behende 
zugeordnet werden. „Sozialistischer Pluralismus" in 
diesem Verständnis wird — davon sind wir über-
zeugt — in kommunistischer Diktatur enden. 

Meine Damen und Herren, es ist manchmal sehr 
schwierig, in diesem sehr diffizilen Bereich auch so 
zu argumentieren, daß die Unterschiedlichkeiten der 
Positionen deutlich werden. Ich möchte deshalb 
etwas zitieren, was der Bundesinnenminister, Pro-
fessor  Ma ih o f er, in der ZDF-Sendung „Kontro-
vers" am 9. Oktober 1975 gesagt hat. Ich darf das 
wörtlich zitieren und bitte um Ihre Nachsicht. Er 
sagte: 

Nur müssen Sie im einzelnen Fall fragen: 

— es ging dabei um die Einzelfallprüfung —

.. Identifiziert sich nun dieses Mitglied mit 
diesen Zielsetzungen, ja oder nein? Oder ist hier 
in der Tat, obwohl eine formale Mitgliedschaft 
besteht, eine politische Haltung feststellbar, die 
nun gerade nicht im Widerspruch steht zu die-
sen Verfassungsgrundsätzen? Das wird in einem 
Fall wie der DKP möglicherweise sehr selten 
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der Fall sein, aber ich möchte ein Beispiel nen-
nen, provokativ. Stellen Sie sich einmal vor, 
Herr Dubček würde heute bei uns vor einer 
Einstellungsbehörde stehen, ein Mann, der ge-
nau für die Einführung dieser rechtsstaatlichen 
Errungenschaften seine ganze politische Exi-
stenz in der damaligen CSSR auf das Spiel ge-
setzt hat, als Kommunist, der er damals wie 
heute ist. Einen solchen Menschen, der nun auch 
als Kommunist für genau diese Errungenschaf-
ten auf die politische Barrikade geht, bei dem 
können Sie möglicherweise nicht am Ende zur 
Begründung solcher Zweifel an der Verfassungs-
treue kommen. 

Das erinnert mich an das, was Willy Brandt bei 
seinem gemeinsamen Auftritt mit Soares in Frank-
furt gesagt hat: „Wie man einen aufrechten Sozia-
listen wie Dubček drangsaliert, ist empörend." Nun, 
meine Damen und Herren, natürlich ist auch in un-
serer Beurteilung Alexander Dub ček persönlich ein 
tapferer Mann; aber nach unserem Verständnis ist 
ein Sozialismus des Prager Frühlings noch lange 
keine Demokratie 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und ist Dubček Kommunist und kein Demokrat. Oder 
vertreten Sie auch die Auffassung, daß sich Dub ček 
„im weitesten Sinne unter den Begriff ,demokra-
tischer Sozialismus' ü einreihen lasse, 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Mit Sicherheit 
meinen die das!) 

daß sich demgemäß auch die KPI und die KPF, nur 
weil sie vorgeben, sich der Vormundschaft Moskaus 
nicht unterwerfen zu wollen, „im weitesten Sinne 
unter den Begriff ,demokratischer Sozialismus'" ein-
reihen? Bedeutet das demgemäß — wenn ich hier 
an Äußerungen des SPD-Bundesvorstandsmitglieds 
Rudi Arndt erinnern darf —, daß auch die DKP, 
wenn sie sich nur aus der Unterwerfung unter die 
Vormundschaft der KPdSU und der SED löst, unter 
diesen Begriff einzureihen wäre? In der Tat, meine 
Damen und Herren, von da her verstünde ich, war-
um Mitgliedschaft in der DKP allein z. B. keine 
Zweifel an der Verfassungstreue des Bewerbers be-
gründen darf. 

Ich sagte schon: Alexander Dub ček ist gewiß 
persönlich ein tapferer Mann. Aber er ist ein Kom-
munist, vielleicht im weitesten Sinne des Begriffs 
ein demokratischer Sozialist — das ist Ihre Sache—, 
aber ganz gewiß kein Idol, kein Heiliger der frei-
heitlichen Demokratie. Wenn ich die Wahl hätte 
zwischen Dubček-Kommunismus und Breschnew-
Kommunismus, würde ich sicher den ersteren wäh-
len. Das ändert jedoch nichts daran, daß Dub ček-
Kommunismus, hier bei uns eingeführt, das Ende der 
Demokratie wäre. Auch eine Reduzierung der De-
mokratie auf sozialistischen Pluralismus, meine Da-
men und Herren, wäre das Ende der Demokratie. 

Kernstück der Auseinandersetzung über die Frage 
der Beschäftigung von Verfassungsfeinden im 
öffentlichen Dienst ist seit Beginn die Bewertung 
der Mitgliedschaft in einer verfassungsfeindlichen 
Partei oder Organisation. Zugespitzt: Die Kernfrage  

ist heute, ob die Mitgliedschaft in der DKP Zweifel 
an der Verfassungstreue des Bewerbers begründet 
und in der Regel als Ablehnungsgrund ausreicht 
oder nicht. Seit Jahren werden die wahrsten Eier-
tänze wegen einer Frage aufgeführt, deren Beant-
wortung, wenn man sich einen klaren Verstand und 
ein nüchternes Urteil bewahrt hat, nur eindeutig da-
hin ausfallen kann, daß ein DKP-Mitglied, ein ein-
geschriebener Kommunist, per definitionem ein 
Feind unserer freiheitlich-demokratischen Grund-
ordnung ist. 

Wenn das Gesetz werden sollte, was SPD und 
FDP heute hier beschließen wollen, dann werden 
aus den Eiertänzen von Demokraten im Handumdre-
hen Freundentänze von Kommunisten. Denn die 
DKP hat hier ein ganz klares Ziel: Sie will durch-
setzen, daß ein Mitglied der DKP ebenso selbstver-
ständlich in den öffentlichen Dienst eintreten kann 
wie Mitglieder demokratischer Parteien. Alles, was 
sonst um die Problematik der Beschäftigung von 
Verfassungsfeinden im öffentlichen Dienst herum-
geredet wird, ist Rankenwerk — Herr Kollege von 
Schoeler ist nicht mehr da; ich würde ihm das 
gern noch einmal bestätigen — und dient nur der 
Vernebelung der eigentlichen Frage, die hier zur 
Entscheidung steht. Hier gibt es, von uns her je-
denfalls, nur eine einzige Antwort: Dieses Ziel darf 
die DKP nicht erreichen. Sie ist kein demokratischer 
Partner und wird auch keiner werden. Nur Ignoran-
ten können sich darüber täuschen. 

Wer Mitglied der DKP ist, gehört nicht in den 
öffentlichen Dienst, den können wir weder in der 
Bundeswehr noch als Richter, Staatsanwalt oder Po-
lizisten gebrauchen, aber auch nicht als Maschini-
sten im Wasserwerk oder als Ingenieur im Elektri-
zitätswerk und schon gar nicht als Lehrer unserer 
Kinder, auch nicht als Mitarbeiter in einer öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalt. 

(Beifall bei der  CDU/CSU) 

Die Gegner dieser politisch wie rechtlich sauberen 
Lösung stimmen immer das Klagelied von der „Ge-
sinnungsschnüffelei" an. Hier werden die rührend-
sten Geschichten erzählt. Nur wird bewußt verschwie-
gen, daß die Gesinnungsschnüffelei am ehesten dann 
vermieden wird, wenn aus der Mitgliedschaft in 
einer Partei oder Organisation mit verfassungsfeind-
licher Zielsetzung die einzige der Lebenserfahrung 
entsprechende und darum realistische Schlußfolge-
rung gezogen wird: daß ein solches Mitglied in der 
Regel nicht in den öffentlichen Dienst gehört. Der 
Ihnen von der SPD doch besonders nahestehende 
Kölner Staatsrechtslehrer Professor Kriele hat zu 
Recht darauf aufmerksam gemacht, daß es dem 
Durchschnittsbürger nur schwer plausibel zu machen 
sei, was gegen den Schluß einzuwenden ist, „jemand 
gelte deshalb als Kommunist, weil er Mitglied der 
Kommunistischen Partei sei". 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Dr. Car

-

stens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Wie kann 
man auch so etwas sagen, wo alle Begriffe 

dagegen sprechen!) 

Die Behauptung, die Anknüpfung an die Mitglied-
schaft verstoße gegen das Prinzip der Einzelfallprü- 
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fang, ist intellektuell unredlich und wird auch wohl 
nur deshalb aufgestellt, um das Ziel, die Frei-
kämpfung der DKP, um so besser erreichen zu kön-
nen. Herr Minister Maihofer hat aus dem Beschluß 
des Bundesverfassungsgerichts die Sätze zitiert, die 
sich mit der sogenannten Beweislast beschäftigen, 
hat aber dabei übersehen, daß das Bundesverfas-
sungsgericht das Wort „Beweislast" in Anführungs-
striche gestellt und keineswegs die Unterscheidung 
getroffen hat zwischen materieller Beweislast und 
prozessualer Beweislast. Das, wovon Sie sprechen, 
Herr Minister Maihofer, bezieht sich auf das, was 
man prozessuale Beweislast nennt, aber nicht auf 
das, was man materielle Beweislast nennt. Es wäre 
sicher förderlich, dazu das nachzulesen, was in dem 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts steht, um 
dann hier gemeinsam zu der Schlußfolgerung zu 
kommen, daß selbstverständlich die materielle Be-
weislast denjenigen trifft, der die Zweifel, die in 
seine Verfassungstreue begründet sind, nicht aus-
zuräumen in der Lage ist. Auch darüber werden eine 
Fülle von falschen Ausführungen gemacht. 

Alles das, was an Fehlentwicklung bei der Über-
prüfung der Verfassungstreue beklagt wird, stellt 
sich um so sicherer ein, wenn auf den klarsten und 
überzeugendsten Anknüpfungspunkt, die Mitglied-
schaft, nicht mehr abgestellt werden kann. Ich möch-
te noch einmal Professor Kriele zitieren — ich iden-
tifiziere mich keineswegs damit —: „Die individuelle 
Methode der Überprüfung von Beamtenbewerbern 
hat ein Klima des Mißtrauens erzeugt, das die gei-
stige Freiheit an der Wurzel gefährdet." 

Niemand von uns denkt daran, jemandem ständig 
seine Jugendsünden vorzurechnen oder Duckmäu-
ser heranzuziehen. Wenn wir an die Mitgliedschaft 
anknüpfen, dann bedeutet das nicht, daß wir an 
irgend etwas, was in der Vergangenheit liegt, an-
knüpfen, sondern dann bedeutet das, daß wir an die 
im gegenwärtigen Zeitpunkt, im Zeitpunkt der Ent-
scheidung bestehende Mitgliedschaft in einer Partei 
oder Organisation mit verfassungsfeindlicher Ziel-
setzung anknüpfen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und das ist genau das Gegenteil von Gesinnungs-
schnüffelei. Gerade das stellt sich bei Ihnen bei den 
Einzelfallprüfungen ein. 

Es wird gern eingewendet, wenn sich die Mit-
gliedschaft als Einstellungssperre erweise, würden 
die Bewerber aus der entsprechenden Partei oder 
Organisation austreten. Das mag durchaus sein. Ge-
gen subversives Einschleusen und konspiratives 
Verhalten gibt es kein in jedem Falle wirkendes 
Kraut. Aber organisierte Verfassungsfeinde sind 
eben gefährlicher als bloß gesinnungsmäßige Sym-
pathisanten. Die DKP sähe sich in ihrer Strategie 
empfindlich gestört, mit der sie dahin gelangen will, 
daß jedes DKP-Mitglied offen und mit erhobenem 
Haupt in den öffentlichen Dienst marschieren kann, 

Nun noch einige Worte zu dem Einwand, die Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts vom Mai 
dieses Jahres lasse die Ablehnung eines Bewerbers 
nur wegen seiner Mitgliedschaft in einer Partei oder 
Organisation mit verfassungsfeindlicher Zielsetzung  

nicht mehr zu. Ich habe bereits im Innenausschuß 
des näheren ausgeführt, daß diese Schlußfolgerung 
schlechthin falsch ist. Sie ist heute morgen hier 
wiederholt worden. Auch ein Einzelumstand — das 
hat das Bundesverfassungsgericht deutlich gemacht 
— kann die Eignung für den öffentlichen Dienst aus-
schließen. Das Bundesverfassungsgericht nennt 
selbst die Fälle, daß ein Bewerber „uneinsichtig 
rechthaberisch" ist, daß einem Lehramtsbewerber 
ein Minimum an Geschick im Umgang mit Schülern 
abgehe oder daß ein Bewerber dem Erfordernis der 
Praxis, Entscheidungen zeitgerecht zu treffen, nicht 
genüge. Für „offenbar verfassungsrechtlich bedenk-
lich" hat es das Bundesverfassungsgericht lediglich 
erklärt, wenn ein Gesetz allgemein zwingend vor-
schreibe, daß einzelne konkrete Verhaltensweisen 
die Gewähr des Bewerbers, er werde jederzeit für 
die freiheitliche demokratische Grundordnung ein-
treten, ausschließen. Eine solche Automatik schrei-
ben — auch wenn das immer wieder behauptet 
wird — der Entwurf des Bundesrates und, ihm fol-
gend, der von uns vorgelegte Änderungsantrag nicht 
vor. Unser Antrag stellt für den Fall der Mitglied-
schaft in einer Partei oder Organisation mit verfas-
sungsfeindlicher Zielsetzung lediglich die der Le-
benserfahrung entsprechende tatsächliche, im Ein-
zelfall aber durchaus widerlegbare Vermutung auf, 
daß dadurch Zweifel an der Verfassungstreue des 
Bewerbers begründet werden. Das ist etwas völlig 
anderes als Automatik. Wir haben, wie Sie wissen, 
eine ähnliche Streitfrage im Bereich des Eheschei-
dungsrechts. 

Meine Damen und Herren, ich komme nun zu den 
vorliegenden Entschließungsanträgen. Der von der 
Koalition vorgelegte Entschließungsantrag ist offen-
sichtlich als ein Instrument zur Abwiegelung mit 
Blick auf die bevorstehenden Bundesparteitage der 
SPD und der FDP gedacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dem dient sein alle Klarheiten beseitigender, die 
Problematik vernebelnder Inhalt, in dem insbeson-
dere Regelungen vorgespiegelt werden, die das zur 
Verabschiedung vorgelegte Gesetz überhaupt nicht 
enthält. 

In dem Gesetz, das uns hier zur Verabschiedung 
vorliegt, ist nirgendwo gesagt, daß eine Überprü-
fung der Verfassungstreue eines Bewerbers nur 
dann und erst dann erfolgen darf, wenn sich im 
Einzelfall Tatsachen ergeben, die die Verfassungs-
treue ernsthaft in Frage stellen. Herr Minister Mai-
hofer hat heute morgen geglaubt, die sogenannte 
Unschuldsvermutung aus dem Bereich des Straf-
rechts auch in andere Bereiche des Rechts transpo-
nieren zu können. Damit führen Sie, Herr Kollege 
Maihofer, aber, wie ich meine, eine völlig falsche 
Kategorie in die Diskussion ein; denn hier geht es 
nicht um Schuld oder Unschuld von Bewerbern, nicht 
einmal um Rechtmäßigkeit oder Rechtswidrigkeit 
ihres Handelns, sondern hier geht es allein um den 
Rechtsbegriff der Eignung. Eine Vermutung im Hin-
blick auf die Eignung für den öffentlichen Dienst 
gibt es nun einmal in unserer Rechtsordnung nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Meine Damen und Herren, nirgends ist die Frage 
geregelt, ob und unter welchen Voraussetzungen 
der Bewerber einen Rechtsbeistand hinzuziehen darf, 
obwohl die Rechtsprechung — das gleiche gilt für 
die Praxis — dazu kontrovers ist. Der Entschlie-
ßungsantrag tut aber so, als gäbe es eine solche 
Regelung. 

Im Gesetzesvorschlag heißt es ausdrücklich nur, 
daß in einer ablehnenden Entscheidung die gegen 
die Verfassungstreue sprechenden Tatsachen an-
zugeben seien. Die Entschließung behauptet, daß 
auch die „Bewertung" dieser Tatsachen mitzuteilen 
sei. Das mag durchaus zweckmäßig und richtig sein. 
Nur: In dem Gesetzesvorschlag selbst steht davon 
nichts. 

So ließe sich die Bewertung des Entschließungs-
antrags der Koalition fortsetzen. Der Entschließungs-
antrag der Koalition entpuppt sich bei näherem 
Hinsehen als ein Dokument der Verzagtheit und 
der Konfliktscheu zum Zweck der Abwiegelung mit 
Blick auf die bevorstehenden Parteitage von FDP 
und SPD. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dieser Entschließungsantrag ist unredlich — ich 
sage das bewußt — gegenüber den Mitgliedern in 
der SPD und der FDP, die diese Frage auf dem Par-
teitag diskutieren wollen und denen Sand in die 
Augen gestreut werden soll. Ich kann nur hoffen, 
daß diese Mitglieder Sie dennoch zwingen werden, 
sich klar und offen mit Ihnen auseinanderzusetzen. 

Wenn Sie schon entschlossen sind, Ihren schlech-
ten Gesetzesvorschlag, der nie Gesetz werden darf, 
mit einer Entschließung zu begleiten, dann emp-
fehle ich Ihnen den Text unseres Entschließungs-
antrags zur Annahme; denn der ist ehrlich und klar. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Dr. Schöfberger. 

Dr. Schöfberger (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Vogel hat drei 
untaugliche Versuche unternommen. Erster Ver-
such: den Sozialdemokraten vorzuhalten, sie wür-
den die Gefährlichkeit des Weltkommunismus und 
all seiner kleineren Agenten nicht erkennen oder 
zumindest unterschätzen. Zweiter Versuch: Sozial-
demokraten und Kommunisten in einen Topf zu 
werfen. Dritter Versuch: nachzuweisen, Sozialdemo-
kraten und Freie Demokraten seien angeblich nicht 
bereit, die freiheitlich-demokratische Grundordnung 
zu schützen. 

Versuche dieser Art sind nicht neu. Neu ist viel-
leicht immer wieder die Art und Weise, wie sie 
vorgetragen werden. Ihre ständige Wiederholung 
rüttelt angesichts der historischen Vorgänge, dem 
Verhalten der Sozialdemokratie in der Vergangen-
heit und in der Gegenwart und angesichts prakti-
scher sozialdemokratischer Politik bestenfalls an 
Ihrer Glaubwürdigkeit, nicht an unserer. 

(Beifall bei der SPD)  

Im übrigen brauchen wir, was die Einschätzung des 
Kommunismus und seiner Gefährlichkeit betrifft, 
keine Belehrungen von Ihrer Seite entgegenzu-
nehmen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir sind der Meinung, daß nach dem Grundsatz 
der wehrhaften Demokratie diese freiheitlich-demo-
kratische Grundordnung geschützt werden muß. Wir 
wollen ihren Feinden nicht die Mittel der Demokra-
tie an die Hand geben, damit diese so frei sind, die 
freiheitlich-demokratische Grundordnung auszuhöh-
len, aus den Angeln zu heben oder zu vernichten. 

Unsere Sorge ist es nicht — und ich bitte, das zur 
Kenntnis zu nehmen —, Kommunisten oder Extre-
men den Weg in den Staatsdienst zu ebnen. Unsere 
Sorge am heutigen Tag und auch in der Zukunft ist 
die Mißbrauchsabwehr nach einer doch erstaunli-
chen Praxis, die wir auf diesem Gebiet erlebt ha-
ben. Der Grundsatz der wehrhaften Demokratie 
steht nämlich nicht allein im Grundgesetz. Dieser 
Grundsatz berührt auch andere schützenswerte 
Wertentscheidungen unserer Verfassung: das Gleich-
behandlungsgebot, das Diskriminierungsverbot, die 
Meinungsfreiheit, die Vereinigungs- und Versamm-
lungsfreiheit, die Freiheit der Berufswahl und der 
Berufsausübung und nicht zuletzt das Rechtsstaats-
prinzip in all seinen Ausprägungen, von der Ver-
hältnismäßigkeit der Mittel bis zum rechtlichen Ge-
hör. Man kann die freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung im Sinne einer wehrhaften Demokratie 
nicht schützen, indem man diese verteidigungswer-
ten Grundsätze über Bord wirft. 

(Beifall bei der SPD) 

Und auf der anderen Seite, meine Damen und 
Herren von der Opposition: Inquisition, Ketzerver-
folgung und Hexenverbrennungen sind keine Ge-
bote unseres Grundgesetzes! 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Was wir brauchen, ist eine sorgfältige Güterabwä-
gung, eine gewissenhafte Grenzziehung, eine ener-
gische Mißbrauchsabwehr und ein rechtsstaatliches 
Verfahren, das der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung selbst zur Ehre gereicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Gerade um dieses rechtsstaatliche Verfahren geht 
es beim vorliegenden Gesetzentwurf. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Beim 
Bezirksverband in München!) 

Die Verwertung nicht gerichtsverwertbarer Tatsa-
chen, unwürdige Verhöre, Gesinnungsschnüffelei 
und seltsame Ablehnungsgründe dürfen keine Zu-
kunft mehr haben. 

(Zuruf des Abg. Pfeffermann [CDU/CSU]) 

Auf die Ablehnungsgründe aus der Vergangenheit 
möchte ich noch kurz eingehen. Herr Kollege Cop-
pik hat dies schon dargelegt. 

Wir hatten in München einen Fall, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Vogel!) 

bei dem ein evangelischer Religionslehrer mit Na

-

men Kuder, Mitglied der Sozialdemokratischen Par- 
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tei, durch einen höheren CSU-Beamten aus dem 
öffentlichen Dienst entfernt werden sollte, weil er 
— so wörtlich — „den Gedanken des Friedens in 
den Mittelpunkt des Religionsunterrichts gestellt" 
hat und damit seine Pflichten verletzt haben soll. 
In München wurde bei einem Bewerber, der aller-
dings nicht Mitglied irgendeiner Partei aber mit 
einem DKP-Mitglied verheiratet war, die Vorlage 
eines rechtskräftigen Scheidungsurteils verlangt; 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

dann stünde seiner Einstellung nichts mehr im Wege. 
Dies im Freistaat Bayern, wo sonst die hehren 
Grundsätze der Unauflösbarkeit der Ehe sehr hoch-
gehalten werden! 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Bei 
Ihnen nicht?) 

Hier kann man nur noch wiederholen, was das Bun-
desverfassungsgerichts dazu auf Seite 28 ausgeführt 
hat. Das vergiftet in der Tat die politische At-
mosphäre, irritiert die Betroffenen in ihrem Ver-
trauen in die Demokratie und diskreditiert den 
freiheitlichen Staat. 

Jetzt darf ich Ihnen noch aus einem Urteil des 
I. Senats des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofes 
ein Zitat vorlesen, das in seiner Bedenklichkeit 
kaum mehr zu übertreffen ist. In diesem Urteil 
heißt es — ich zitiere mit Genehmigung —: 

Der Kläger tritt ein für die Entwicklung soziali-
stischer Alternativprogramme und die Kritik 
bestehender Verhältnisse und bietet deshalb 
nicht die Gewähr, jederzeit für die freiheitlich

-

demokratische Grundordnung einzutreten. 

Sehen Sie, meine Damen und Herren, an diesem 
Punkt ist ein Zustand erreicht, bei dem sich alle 
Sozialdemokraten, die sich zum Godesberger Pro-
gramm bekennen, betroffen fühlen müssen. 

Möller [Lübeck] [CDU/CSU] : Dazu gehören 
nicht mehr viele!) 

Da wird Mißbrauchsabwehr nicht nur zu einem Ge-
bot der Rechtsstaatlichkeit, sondern auch zu einem 
Gebot der Selbstachtung und der Selbsterhaltung 
von Sozialdemokraten. Dies muß man einer Partei 
zubilligen, die in ihrer Geschichte leidvollen und 
opferreichen Verfolgungen ausgesetzt war und ge-
rade deshalb in einem freiheitlich-demokratischen 
Rechtsstaat jedem gefährlichen Ansatz einer neuen 
Verfolgung nachhaltig widersteht. 

Wir widerstehen auch einer Begriffsverwirrung, 
die sich in der Praxis eingeschlichen hat. Hier ist 
nicht nur von „Extremisten", von „Radikalen" und 
„Verfassungsfeinden" die Rede, hier werden ganz 
neue Begriffe kreiert, die ich für äußerst bedenklich 
halte. Die „Bayerischen Verwaltungsblätter" vorn 
15. September 1975 drucken das Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts ab unter der Überschrift: „Keine 
Staatsstellung und Ausbildung für nicht system-
konforme Personen". 

(Hört! Hört! und Lachen bei der SPD) 

Dies, meine Damen und Herren, ist ein Ausdruck, 
der schlaglichtartig kennzeichnet, wohin die Reise 

geht, wenn wir hier nicht eine ernsthafte Miß-
brauchsabwehr einlegen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich möchte noch auf eine Entwicklung eingehen, 
die in den Vereinigten Staaten in den 50er und 60er 
Jahren Platz gegriffen hat, weil wir daraus lernen 
können. Diese Entwicklung war durch drei Merk-
male gekennzeichnet: 

Erstens durch eine ständige Ausweitung des be-
troffenen Personenkreises. Während ursprünglich 
Kommunisten und „subversive elements" gemeint 
waren, waren es später Pazifisten, Zeugen Jehovas 
und Gewerkschaftsführer und schließlich alle „gegen-
über der Regierung illoyale Personen". Dies wollen 
wir in der Bundesrepublik verhindern. Zweitens 
durch die ständige Ausweitung der diskriminierten 
Verhaltensweisen: Während es ursprünglich kom-
munistische Betätigung und umstürzlerische Betäti-
gung waren, waren es zum Schluß „unmoralische 
Verhaltensweisen". Dies wollen wir in der Bundes-
republik verhindern. Drittens durch die ständige 
Ausweitung der Sanktionen: Während es ursprüng-
lich um das Fernhalten vom öffentlichen Dienst und 
später um die Vernichtung jeglicher Berufschance in 
der Privatwirtschaft ging, kam man schließlich zu 
einem Gesetz, das auch den sozialen Wohnungsbau 
betraf, nämlich zu dem Gesetz vom 6. Juli 1952, das 
in den Vereinigten Staaten über lange Zeit ange-
wendet wurde. Dort heißt es wörtlich — ich zitiere 
mit Genehmigung—: 

Wohnungen, welche unter Inanspruchnahme von 
Bundesmitteln gebaut worden sind, dürfen nur 
von solchen Mietern bezogen werden, die eine 
eidesstattliche Erklärung abgeben, wonach weder 
sie selbst noch die mit ihnen in Hausgemein-
schaft lebenden Personen Mitglieder einer vom 
Justizminister als umstürzlerisch bezeichneten 
Organisation sind. 

Wir wollen verhüten, daß Sanktionen, die für den 
öffentlichen Dienst ihren Platz und ihre Berechti-
gung haben mögen, auf andere Lebensbereiche über-
greifen. 

Wir sehen uns dabei in einer interessanten Kampf-
gemeinschaft mit einem sehr prominenten Professor, 
der Ihnen nahesteht. Ich zitiere aus dessen Habilita-
tionsschrift aus dem Jahre 1954, in der dieser Pro-
fessor die damalige Entwicklung in den Vereinigten 
Staaten mit Recht geißelt, wenn er — ich zitiere — 
ausführt: 

Bei den vorstehend genannten öffentlichen und 
privaten Maßnahmen gegen den Kommunismus 
hat sich die Gefahr von zwei schweren Nach-
teilen ergeben: Einmal können Personen be-
troffen werden, gegen die der bloße, unbe-
wiesene Verdacht besteht, daß sie Kommunisten 
sind. Die Rechtsschutzgarantien des Verdächtig-
ten sind gegenüber einigen Maßnahmen schwach. 
Zum anderen besteht die Möglichkeit, daß eine 
liberale geistige Einstellung oder die Tatsache, 
daß ein Amerikaner in einer bestimmten politi-
schen Frage eine von der herrschenden Meinung 
abweichende Auffassung vertritt, fälschlich als 
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Ausdruck einer kommunistischen Einstellung an-
gesehen wird. Viele Amerikaner 

— so heißt es weiter — 

wenden sich daher heute mit Entschiedenheit 
gegen ein Überhandnehmen der antikommuni-
stischen Tendenzen. Es ist von einer Hexen-
verfolgung gesprochen worden, die das öffent-
liche Leben vergifte und insbesondere die 
Arbeitsfreude der im öffentlichen Dienst stehen-
den Beamten lähme. Mitglieder des Obersten 
Gerichtshofs — — 

(Unruhe) 

Vizepräsident von  Hassel:  Ich darf um etwas mehr 
Ruhe bitten. 

Dr. Schöfberger (SPD) : — — und andere führende 
Persönlichkeiten des Landes haben ihre tiefe 
Besorgnis über die mit der Kommunistenbe-
kämpfung verbundene Gefährdung 

(Anhaltende Unruhe — Glocke des Präsi

-

denten) 

der liberalen Tradition der USA offen ausge-
sprochen. 

Der Autor dieser Zeilen ist kein geringerer als Ihr 
heutiger Fraktionsvorsitzender, Professor Dr. Car-
stens. 

(Zurufe von der SPD — Beifall bei der 
CDU/CSU) 

Wir hoffen nur — Ihr Beifall verführt dazu —, daß 
sich diese Gesinnung in der Verteidigungsbereit-
schaft der Demokratie bis zum heutigen Tage erhal-
ten hat. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Worauf 
Sie sich verlassen können!) 

Wir Sozialdemokraten wollen Ihnen, Herr Profes-
sor Carstens, und Ihrer Mannschaft für Ihre mutigen 
und engagierten Worte von 1954 danken. Aber wir 
Sozialdemokraten wollen Ihnen auch heute Ge-
legenheit geben, sich als Professor — d. h.: als 
Bekenner — zu Ihrer eigenen Habilitationsschrift zu 
bekennen und mit uns dafür zu sorgen, daß auf der 
einen Seite der Grundsatz der wehrhaften Demo-
kratie steht — mit allen Konsequenzen, die nötig 
sind — und daß auf der anderen Seite durch dieses 
Gesetzesvorhaben eine Mißbrauchsabwehr geschaf-
fen wird, die unserer freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung zur Ehre gereicht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident von  Hassel:  Meine Damen und Her-
ren, die Rednerliste in der zweiten Beratung ist er-
schöpft. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich darf Sie bitten, 
die Drucksache 7/4183 und dazu die Drucksache 
7/4209 zur Hand zu nehmen. Ich rufe Art. 1 des 
Gesetzes auf und darf wohl davon ausgehen, daß 
Übereinstimmung besteht, daß über die Änderungs-
anträge der CDU/CSU auf Drucksache 7/4209 unter 
A Ziffern 1, 2 und 3 gemeinsam abzustimmen ist. — 
Dann rufe ich also zunächst die Änderungsanträge  

der CDU/CSU-Bundestagsfraktion auf Drucksache 
7/4209 unter Buchstabe A Ziffern 1, 2 und 3 auf. Wer 
den Änderungsanträgen unter Buchstabe A Ziffern 
1, 2 und 3 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Die Änderungsanträge unter Buch-
stabe A sind gegen die Stimmen der Fraktion der 
CDU/CSU abgelehnt. 

Die Fraktion der CDU/CSU hat ferner unter Buch-
stabe B auf derselben Drucksache einen Alternativ-
vorschlag gemacht. Ich rufe die Änderungsanträge 
unter den Ziffern 1 und 2 unter B — sie betreffen 
Art. 1 §§ 1 und 3 — auf. Wer den Änderungsan-
trägen unter B zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Stimmenthaltungen? — Die Anträge sind 
mit demselben Stimmenverhältnis ebenfalls abge-
lehnt. 

Wir können dann übergehen zur Abstimmung 
über die Ausschußvorlage Drucksache 7/4183. Kön-
nen wir über die Vorschriften gemeinsam abstim-
men? — Keine Bedenken. Wer in zweiter Lesung 
den Art. 1, 2 und 3, der Einleitung und der Über-
schrift zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Mit den Stimmen der Koalition 
gegen die Stimmen der Opposition angenommen. 

Wir treten ein in die 

dritte Beratung. 

Das Wort zur Aussprache in dritter Beratung hat 
der Abgeordnete Professor Carstens (Fehmarn). 

(Unruhe) 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

(Anhaltende Unruhe — Glocke des Präsidenten) 

Vizepräsident von  Hassel:  Darf ich Sie um Auf-
merksamkeit für den Redner bitten. 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU): Ich stelle mir 
vor, daß die Korrespondenten der „Prawda" und 
des „Neuen Deutschland" dieser unserer Debatte 
heute gefolgt sind, und ich stelle mir vor, was für 
Schlußfolgerungen sie wohl aus ihr ziehen werden. 
Da haben die Staaten, die sie hier vertreten haben, 
nun vor einigen Jahren in der Bundesrepublik 
Deutschland eine komunistische Partei gegründet, 
die von ihnen, von der Sowjetunion und von der 
DDR, politisch gelenkt und finanziert wird. Die Mit-
gliederzahl dieser Partei wächst erfreulich; innerhalb 
von fünf Jahren um 50 %. 

(Anhaltende Unruhe) 

Vizepräsident von  Hassel:  Darf ich Sie bitten, Ihre 
Aufmerksamkeit dem Redner zuzuwenden oder aber 
die Gespräche, wenn sie unbedingt geführt werden 
müssen, in der Lobby zu führen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Seiters [CDU/ 
CSU]: Auch Frau Focke bitte! Das gilt auch 
für Minister! — Franke [Osnabrück] [CDU/ 
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CSU] : Hinsetzen! — Dr. Jenninger [CDU/ 
CSU] : Unerhört! Die machen das absicht

-

lich! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Meine Damen und Herren, ich darf bitten, allseits 
Ruhe zu bewahren. 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Meine Damen 
und Herren, die Wahlen gehen für diese kommuni-
stische Partei nicht sonderlich günstig aus. Das 
stimmt. Aber sie hat dafür allerhand nützliche Ver-
bindungen angeknüpft, die sie systematisch weiter 
ausbaut. 

Die beiden Gründungsväter, die DDR und die So-
wjetunion, haben gerade, am 7. Oktober dieses Jah-
res, einen Vertrag miteinander geschlossen, in dem 
sie sich verpflichten, für die Errichtung des Sozialis-
mus und des Kommunismus in den Ländern der Welt 
einzutreten, in denen diese beiden Gesellschafts-
systeme noch nicht errichtet worden sind. Die DKP in 
unserem Land vertritt den Standpunkt, daß bei uns 
der Sozialismus nach dem Modell der DDR einge-
führt werden sollte. 

Nun erklären die Vertreter der Regierung so-
wie die Vertreter der SPD- und der FDP-Fraktion, 
die hier gesprochen haben, sie wollten zwar keine 
Verfassungsfeinde im öffentlichen Dienst haben, 
aber die Mitgliedschaft in der DKP sei für sich allein 
in der Regel kein Grund, einen Bewerber für den 
öffentlichen Dienst abzulehnen. 

Meine Damen und Herren, die Vertreter vom 
„Neuen Deutschland" und von der „Prawda" wer-
den diese Argumentation zwar nicht verstehen; kein 
Mensch versteht sie. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber sie werden mit dem Ergebnis dessen, was hier 
von der Regierung und der Regierungskoalition vor-
getragen wurde, sehr zufrieden sein. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich sagte, kein Mensch versteht die Position der 
Regierung und der Regierungskoalition; sie ist 
schlechterdings unverständlich. Das wird dann deut-
lich, wenn man einen Augenblick die Argumente 
unter die Lupe nimmt, die zur Unterstützung dieses 
Standpunkts vorgetragen werden. 

Da sagt der Herr Bundesminister des Innern, die 
Vermutung spreche dafür und der Staat müsse da-
von ausgehen, daß alle seine Bürger verfassungstreu 
seien. Es bestehe eine Vermutung für die Verfas-
sungstreue der Bürger. Schön, ich will das gar nicht 
in Abrede stellen, Herr Bundesinnenminister. Aber 
das ist hier doch nicht der Punkt. Es geht hier doch 
vielmehr darum, ob eine Vermutung der Verfas-
sungstreue der Mitglieder der kommunistischen 
Partei besteht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Davon kann doch wohl schlechterdings nicht die 
Rede sein. Das haben selbst Sie nicht behauptet. 
Aber damit ist Ihr ganzes Argument von der ver-
muteten Verfassungstreue aller Bürger hinfällig. 

Der Herr Kollege Schöfberger hat mir die Ehre 
erwiesen, lange Passagen aus meiner Kölner Habili-

tationsschrift vorzutragen. Herr Kollege Schöfber-
ger, ich stehe unverändert zu jedem Wort, das ich 
damals geschrieben habe. Aber das ist nicht die 
Frage, um die es hier geht. Ich wende mich in 
dieser meiner Schrift dagegen — und ich tue das 
weiter —, daß man Menschen, ohne Beweise in den 
Händen zu haben, verdächtigt. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn sich aber ein Bürger unseres Landes ent-
schließt, der Deutschen Kommunistischen Partei bei-
zutreten, dann tritt er doch nicht irgendeinem gesel-
ligen Verein bei, meine Damen und Herren, sondern 
einer organisierten Kampfgemeinschaft, deren Ziel 
es ist, unsere Ordnung zu beseitigen und an ihre 
Stelle etwas anderes zu setzen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie sagen immer pauschal: Wir lehnen die The-
sen der DKP ab. Aber, meine Damen und Herren 
von der Oppo — --, von der Koalition 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sehr gut!) 

— ich hoffe, Sie werden es demnächst werden, aber 
man sollte es vielleicht nicht beschwören —, 

(Beifall bei der  CDU/CSU) 

wissen Sie denn eigentlich, was die Thesen der Deut-
schen Kommunistischen Partei sind? Wissen Sie, daß 
eine dieser Thesen die These von der Ausbeutung 
der Lohnabhängigen durch die Kapitalisten ist? Wis-
sen Sie, daß eine dieser Thesen die These ist, daß die 
bestehende Gesellschaft nur durch permanenten 
Klassenkampf verändert werden kann? Und erin-
nern Sie diese Thesen, meine Damen und Herren, 
nicht vielleicht an einige Thesen, die auch in Ihren 
eigenen Reihen unentwegt vertreten werden? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich finde, so leicht dürfen wir es uns alle miteinan-
der nicht machen. 

(Ironischer Beifall bei der SPD — Dr. Schä

-

fer [Tübingen] [SPD] : Jawohl, so leicht dür

-

fen wir es uns nicht machen!) 

Ich habe nie den Standpunkt vertreten, daß die 
CDU/CSU — wie ich hier fälschlich zitiert worden 
bin — die einzige politische Kraft in der Bundes-
republik Deutschland sei, die für die freiheitliche 
Grundordnung eintrete, sondern ich habe gesagt: 
sie ist die einzige Kraft, die geschlossen für die 
freiheitliche Ordnung eintritt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich akzeptiere das, was Bürgermeister Koschnick 
gesagt hat, der allerdings, nachdem er hier eine 
ziemlich polemische Rede gehalten hat, den Saal 
leider wieder verlassen hat. 

(Wehner [SPD] : Das können Sie sich spa

-

ren! Sie sind auch manche Zeit nicht dage

-

wesen!) 

-  Nein, ich war die Zeit über hier, als ich angespro

-

chen wurde, Herr Kollege Wehner. Es wäre ein 
guter parlamentarischer Stil auch für den Herrn 
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Bürgermeister Koschnick, dem Sie ja näherstehen 
als ich 

(Wehner [SPD] : Da sind Sie ein Lehrer für 
parlamentarischen Stil!) 

und dem Sie das ruhig mitteilen könnten, wenn er 
anwesend wäre, wenn man ihm erwidern will. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
Sparen Sie sich den Unfug!) 

Ich akzeptiere es, wenn Bürgermeister Koschnick 
sagt, er stehe zu den Grundsätzen der freiheitlichen 
Ordnung. Mir ist natürlich auch bekannt, daß die 
SPD zahlreiche Beschlüsse gefaßt hat, die die Zu-
sammenarbeit von Mitgliedern der SPD mit  Kom-
munisten untersagen. Aber, meine Damen und Her-
ren, manchmal habe ich das Gefühl, diese Beschlüs-
se sind das Papier nicht wert, auf dem sie stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD] : 
Was sind Sie denn wert? — Reddemann 
[CDU/CSU] : Vorsicht! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Ich will hier gar nicht von den gemeinsamen Ak-
tionen von Kommunisten und Sozialdemokraten. 
reden, wenn es sich um Versammlungen oder Ver-
anstaltungen der CDU/CSU handelt. 

(Zurufe von der SPD) 

Aber ich möchte Sie daran erinnern dürfen — das 
hätte ich gern dem Herrn Bürgermeister Koschnick 
aus Bremen persönlich gesagt —, daß bei den letz-
ten Hochschulwahlen in Bremen für die Hochschul-
lehrer eine Gemeinschaftsliste präsentiert wurde, 
die SPD, DKP und Stamokap umfaßte. Was bedeutet 
unter diesen Umständen, so möchte ich fragen, das 
Verbot einer Zusammenarbeit, wenn man sich ge-
meinsam dem Wähler auf einer Wahlliste stellt? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Ich habe auch gehört, daß Herr Bundesminister 
Franke gemeint hat, in seiner Partei verfolgten man-
che Ziele, die dem sehr nahekämen, was in der DDR 
ist; so lautete die Wiedergabe in der Presse. Er hat 
das hinterher dementiert. Aber wenn man das De-
menti genau las, stellte man fest, daß es in Wirk-
lichkeit eine Bestätigung dessen war, was in der 
Zeitung gestanden hatte. 

(Reddemann [CDU/CSU]: That's my Franke!) 

Ich möchte Ihnen mit Erlaubnis des Herrn Präsi-
denten gerne noch ein weiteres Zitat entgegenhal-
ten, das Sie vielleicht doch etwas nachdenklich stim-
men wird. Es ist ein Zitat aus der von Ihrem Partei-
freund Steffen herausgegebenen Zeitschrift „Das 
da", und zwar aus der Aprilnummer dieser Zeit-
schrift. Dort heißt es zu dem Thema Zusammen-
arbeit zwischen Sozialdemokraten, Sozialisten und 
Kommunisten: 

Wie soll die sozialistische Bewegung im Herr-
schaftsgefüge der BRD langfristig ein realer 
Machtfaktor werden können ohne weitgehende 
politische und materielle Unterstützung durch 
die DDR? Die antirevisionistische Linke, die 
heute noch über die DDR die Nase rümpft, weil 

sie, wie ein chinesisches Sprichwort sagt, an 
Stelle eines Prinzen nur eine Katze bekommen 
hat, wird sich damit abfinden müssen, daß sie 
im Kampf gegen den Hauptfeind, die westdeut-
schen Monopolherren und ihren Staatsapparat, 
auf die Unterstützung ihrer Lieblingsfeinde zur 
Linken, der DKPler und DDR-Revisionisten, 
noch lange Zeit angewiesen sein werden. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Und wenn ihnen diese politische Notgemein-
schaft nicht paßt, weil sie es unter ihrer Würde 
erachten, mit einem Revi zu marschieren, dann 
werden sie bald jämmerlich Schiffbruch leiden. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Soweit das Zitat in der von einem maßgebenden 
prominenten Sozialdemokraten herausgegebenen 
Zeitschrift „Das da". Meine Damen und Herren von 
der SPD, setzen Sie sich bitte mit diesen Argumenten 
und diesen Zitaten und diesen Thesen auseinander 
und werfen Sie uns nicht pauschal vor, wir ver-
dächtigten Ihre demokratische Zuverlässigkeit! Das 
tun wir nicht pauschal. Bei demjenigen, der dies 
geschrieben hat, tun wir es allerdings, und ich 
glaube, mit Grund. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was den linken Flügel der FDP anlangt, so geht 
er zwar in seinen Thesen nicht ganz so weit das 
will ich gerne einräumen —, aber 

(Hoppe [FDP] : Wie nett!) 

— ja, ich versuche immer nett zu sein, Herr Kollege 
Hoppe — wir können doch schließlich auch nicht an 
der Tatsache vorbeisehen, daß die Hamburger FDP 
in einer Resolution vor einiger Zeit die Kommu-
nisten als „kritische Demokraten" bezeichnet hat. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Sehen Sie, meine Damen und Herren, das ist eben 
der fundamentale Irrtum: Die Kommunisten sind 
nur in ihrem Sinne Demokraten, nämlich in volks-
demokratischem Sinne, aber nicht in unserem Sinne. 
Diese Unterscheidung sollten wir deutlich machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich meine, meine Damen und Herren, es drängt 
sich die Schlußfolgerung auf, wenn schon die Argu-
mente nicht stechen, die uns hier von der Regierung 
und der Regierungskoalition vorgetragen werden, 
daß dann in Wirklichkeit eine andere Ursache, ein 
anderer Grund für dieses sonst schlechterdings un-
begreifliche Verhalten maßgeblich ist, und das ist 
die Rücksicht jeder der beiden Parteien auf ihren 
linken Flügel und die Scheu jeder der beiden Par-
teien, in der Frage der Staatssicherheit eine Aus-
einandersetzung mit ihrem linken Flügel aufzu-
nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn, meine Damen und Herren, das zweite Argu-
ment des Herrn Bundesinnenministers ist doch ge-
nauso fadenscheinig wie das erste. Er will unter-
scheiden zwischen der DKP und ihren Mitgliedern. 
Er meint, die DKP sei verfassungsfeindlich. Das hat 
er heute wieder bestätigt. Übrigens sind da andere 
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im Lager der Regierungskoalition ganz anderer Mei-
nung. Oberbürgermeister Arndt aus Frankfurt hat 
der DKP noch vor ganz kurzer Zeit bescheinigt, daß 
sie verfassungskonform sei. Der Innenminister steht 
hier aber zu Recht auf dem Standpunkt, sie sei ver-
fassungsfeindlich. Er will dann aber nicht diesen 
Schluß ziehen, daß dann auch eine Vermutung da-
für spricht, daß man aus der Lebenserfahrung heraus 
davon ausgehen muß, daß auch die Mitglieder einer 
verfassungsfeindlichen Partei verfassungsfeindlich 
sind. Das ist der Bruch in der Argumentation, der 
zeigt, wie schwach die Position ist. 

Dann hat der Innenminister hier etwas gesagt, 
was ich nun überhaupt nicht verstehen kann. Er hat 
zugegeben, daß er unseren Vorschlag, zu sagen, „in 
der Regel" sollen bei Mitgliedern der kommunisti-
schen Partei Zweifel begründet sein, ob sie für die 
freiheitliche Ordnung eintreten, verstehe; das sei 
keine ausnahmslose Regelung, die hier getroffen 
werde, sondern — das sind jetzt meine Worte — es 
werde einem Lebenstatbestand Ausdruck verliehen. 
„Aber", hat der Bundesinnenminister gesagt, „wer 
sichert uns denn dagegen, daß die Verwaltung in 
der ihr oft nachgesagten Bequemlichkeit aus dieser 
Regelbestimmung nicht eine automatische Bestim-
mung macht? Und weil ich", so sagt der Innen-
minister, „befürchten muß, daß aus der Regelbe-
stimmung eine automatische Bestimmung wird, des-
wegen lehne ich sie ab." Verehrter Herr Bundes-
minister, Sie sollten etwas mehr Zutrauen zur Ver-
waltung und etwas mehr Mißtrauen gegenüber den 
Kommunisten haben, dann würden Sie richtig liegen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir wollen ja — ich sage es noch einmal —, daß 
alles gerichtlich überprüft werden kann, und wir 
wollen ja, daß nur gerichtlich verwertbare Tatsachen 
gegen einen Bewerber im öffentlichen Dienst vorge-
bracht werden sollen. Wir lehnen es ab, die Tätig-
keit der Nachrichtendienste als Schnüffelei zu be-
zeichnen. Das muß auch einmal gesagt werden, 
meine Damen und Herren. Die Nachrichtendienste 
leisten unserem Staat einen unschätzbaren Dienst, 
und wir sollten ihnen dafür auch dankbar sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Hansen [SPD]) 

Denn wenn Sie es mit subversiven Staats- und Ver-
fassungsgegnern in Ihrem eigenen Lande zu tun ha-
ben, meine Herren von der sozialdemokratischen 
Fraktion, dann genügt es nicht, ihnen freundliche 
Reden zu halten, sondern dann ist es schon notwen-
dig, sich ein Bild davon zu verschaffen, wie stark 
diese Kräfte sind. Daß das die Verfassungsschutz-
ämter tun, ist ihre Pflicht, und wir haben überhaupt 
keinen Grund, dies mit herabsetzenden Bemerkun-
gen zu begleiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber wir wollen ja nicht, daß die Ergebnisse der 
Überprüfungen und der Recherchen der Verfassungs-
schutzämter gegen irgend jemanden verwertet wer-
den können, außer wenn sie gerichtlich nachprüfbar 
sind. Das ist doch eine ganz starke und eindeutige 
und einwandfreie rechtsstaatliche Garantie. Und 
wenn ein Mitglied der kommunistischen Partei sagt:  

ich bin zwar Mitglied der kommunistischen Partei, 
aber ich glaube nicht an die Ziele dieser Partei, ich 
setze mich nicht für die Ziele dieser Partei ein, dann 
soll man ihm Gelegenheit geben, das darzulegen, 
und vielleicht gelingt es ja einem auch, das plau-
sibel darzulegen. Ich persönlich kann mir das schwer 
vorstellen, aber ich will ja, daß ihm rechtliches Ge-
hör gegeben wird, ich will ja, daß ihm jede Mög-
lichkeit der objektiven Überprüfung irgendeiner 
Art eingeräumt wird. Aber dabei nun zu der um-
gekehrten Folgerung zu kommen, daß man näm-
lich aus der Mitgliedschaft nicht den selbstverständ-
lichen Schluß ziehen kann, daß hier in der Regel 
Zweifel begründet sind, das ist das, was ich an-
greife. 

Nun sagt der bremische Bürgermeister, Herr 
Koschnick — das ist das vierte Argument —, man 
solle doch endlich die Diskussionen über das Be-
rufsverbot beenden, und deswegen solle man den 
Vorschlag der Regierungskoalition annehmen. 
Meine Damen und Herren, da muß ich sagen, Herr 
Koschnick ist ein typisches Beispiel dafür, wie weit 
die Bewußtseinsveränderung durch die radikale 
Linke bereits gediehen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Selbstverständlich nicht absichtlich, aber unabsicht-
lich fällt er auf diesen Trick herein. Meine Damen 
und Herren, von „Berufsverbot" kann überhaupt 
keine Rede sein! 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wir setzen uns für eine richtige, sachliche, rechts-
staatlich einwandfreie Behandlung all dieser Fälle 
ein. „Berufsverbot" ist eines der typischen Schlag-
worte, einer der typischen Begriffe, mit deren Hilfe 
der Versuch gemacht wird, das Bewußtsein umzu-
funktionieren. Begriffe wie „Fremdbestimmung", 
„Ausbeutung", „Klassenkampf", „Berufsverbot" und 
„Isolationsfolter" — man könnte sie hier seiten-
weise vorlesen — dienen dazu, das natürliche Emp-
finden und die natürliche Urteilsfähigkeit des Bür-
gers zu verwirren und eine Umkehrsituation ent-
stehen zu lassen, bei der gewissermaßen das Recht 
zum Unrecht und das Unrecht zum Recht gestempelt 
werden sollen. 

Wir wollen niemanden diffamieren, aber — — 

(Zurufe von der SPD: Nein! — Natürlich 
nicht!) 

— Nein, ich diffamiere auch die kommunistische 
Partei nicht; ich setze mich mit der kommunistischen 
Partei auseinander. Wenn Sie das nicht unterschei-
den können, meine Damen und Herren, ist das ein 
bedauerliches Zeichen für Ihren Geisteszustand. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich habe noch nie in bezug auf einen Kommunisten 
ein ähnlich diffamierendes Wort gebraucht, wie es 
der Vorsitzende Ihrer Fraktion häufig mit Bezug 
auf Mitglieder meiner Fraktion gebraucht hat. Das 
möchte ich einmal ganz klar sagen! 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann kommt das fünfte Argument: Wir wollen 
kein Duckmäusertum in diesem Lande. Also, meine 
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Damen und Herren, wenn ich dieses Argument höre, 
hört für mich wirklich alles auf. Wie ist es denn in 
Wirklichkeit an zahlreichen Schulen — ich weiß 
nicht, ob Herr Hirsch noch da ist; ja, er ist noch 
da —, wie ist es denn, Herr Hirsch, an zahlreichen 
Schulen des Landes Nordrhein-Westfalen — hören 
Sie sich da einmal um —, in Niedersachsen und in 
Hessen! Wenn Sie durch die Lande gehen und mit 
Schülern sprechen, begegnet Ihnen immer wieder 
die Situation, daß ein Schüler, der bisher sehr gute 
Noten von seinen linken Lehrern erhalten hatte, 
plötzlich in seinen Noten herabgestuft wird, weil er 
es gewagt hat, den politischen Thesen seines Leh-
rers entgegenzutreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

— Sie schütteln den Kopf, meine Damen und Her-
ren. Aber diese Reden werden übertragen werden, 
und es werden Millionen deutscher Eltern das bestä-
tigen, was ich hier sage. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Dregger 
[CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Wir wollen weiß Gott keine Duckmäuser, aber die 
Gefahr, daß Duckmäuser erzogen werden, ist doch 
durch die Aktivität der linken Lehrer an unseren 
Schulen viel größer als durch irgend etwas anderes 
in. unserem Lande. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — Zu

-

ruf von der CDU CSU: So ist es!) 

Die radikale Linke soll die Meinungsfreiheit ha-
ben, die radikale Linke soll die Tausende und 
Abertausende von Büchern und Broschüren druk-
ken und verteilen können! Es fällt mir nicht leicht, 
dies zu sagen, meine Damen und Herren; denn es 
ist zum Teil haarsträubend, was darin steht. Ich 
weiß nicht, ob Sie das Buch von einem Mann, 
namens Amendt kennen. Da wird z. B. von der Ehe 
gesagt: Nur Kinder, die in ihrer Jugend moralisch 
kaputtgemacht worden seien, seien überhaupt fähig, 
eine Ehe einzugehen, und in der Ehe würden sie 
dann endgültig kaputtgemacht. 

(Zuruf von der SPD) 

- Jawohl, das können Sie im Schrifttum der radi

-

kalen Linken nachlesen. Es fällt mir schwer, zu sa-
gen, daß die das weiterhin schreiben, drucken und 
in Deutschland verkaufen sollen. Ich finde es — auf 
deutsch gesagt — gräßlich. Aber ich bin bereit, mich 
für die Meinungsfreiheit auch des politischen Geg-
ners, auch des radikalen und extremen politischen 
Gegners einzusetzen, solange diese Organisationen 
und Parteien nicht ordnungsgemäß durch das Bun-
desverfassungsgericht verboten worden sind. Das ist 
die liberale Haltung, die die CDU/CSU vertritt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei der 
SPD) 

— Jawohl! Aber zur liberalen Haltung gehört eben 
auch, daß man den Mut hat, die Freiheit und die 
Meinungsfreiheit gegen diejenigen zu verteidigen, 
die sie uns wegnehmen wollen. Das sind nämlich 
zufällig dieselben, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU /CSU) 

Dann hat Herr Hirsch davon gesprochen, daß man 
doch diese kleine Zahl nicht dramatisieren sollte. 
Immer wieder fällt das Wort von der Hysterie und 
dann wird von 0,7, 0,8 oder, was weiß ich, wieviel 
Prozent gesprochen. 

Herr Kollege Hirsch — vielleicht darf ich das 
noch einmal sagen —, Ihre beleidigenden Bemerkun-
gen über meinen Kollegen Dregger weise ich zu-
rück. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie hätten besser daran getan, sich sachlich mit 
ihm auseinanderzusetzen, als sich in dieser Form, 
wie Sie es getan haben, über ihn zu äußern. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Das 
kann der doch gar nicht!) 

Meine Damen und Herren, ich weiß nicht, ob das 
0,8 oder mehr oder weniger Prozent sind, aber ich 
kenne die Schrift- und Druckerzeugnisse, die von 
dieser radikalen Linken ausgehen, die ihren Ein-
gang in Schulen und in die Kultusministerien der 
Länder gefunden haben. 

Ich möchte Ihnen doch ganz gerne, da Sie sonst 
immer behaupten, man gebe keine fundierten Ur-
teile ab, noch den einen oder anderen Satz vor-
lesen, damit Sie sich an das erinnern, was Ihre eige-
nen Parteifreunde zu diesem Thema gesagt haben. 
Thomas Nipperdey sagt von den hessischen Richt-
linien 

(Zuruf von der SPD: Das haben wir schon 
öfter gehört!) 

- - Das haben Sie schon öfter gehört. Aber es ist 
ganz gut, daß die deutsche Öffentlichkeit das wie-
derholt hört, meine verehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Thomas Nipperdey sagt mit Bezug auf die hessi-
schen Richtlinien — ich zitiere ihn wörtlich —: 

Solche politpädagogischen Eingriffe in die 
Eltern-Kind-Beziehungen waren bisher nur von 
den Nationalsozialisten und den Kommunisten 
bekannt. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, Sie wissen alle, daß das 
Grundgesetz die Ehe und die Familie unter den 
Schutz des Staates stellt. Wollen Sie ernsthaft be-
haupten, daß diejenigen, die diese Richtlinien ver-
faßt und verbreitet haben, auf dem Boden unseres 
Staates, unserer freiheitlichen Ordnung stehen und 
für sie eintreten? Das kann doch schlechterdings 
niemand behaupten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Verleumder!) 

— Ja, da rufen Sie mir „Verleumder" zu! Aber 
widerlegen Sie doch mal diese Thesen, meine Damen 
und Herren. Das wäre doch viel besser. Setzen Sie 
sich doch einmal mit dem Parteifreund Nipperdey 
auseinander. Das wäre viel besser, als hier solche 
Beschimpfungen von sich zu geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Ich möchte Ihnen vorhalten, was vor kurzem ein 
Mitglied der SPD, der ehemalige Kultusminister von 
Nordrhein-Westfalen, Herr Holthoff, gesagt hat. Er 
spricht von kritischen pädagogischen Autoren, zu 
deren Prinzipien Parteilichkeit der Erziehung, Hin-
führen zum Klassenkampf und Negation der Ge-
sellschaft gehöre. Er fährt dann fort, die schleichende 
ideologische Infizierung habe unverkennbar Ein-
gang in verschiedene Richtlinienkommissionen ge-
funden. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Im Bereich der politischen Bildung seien vorzugs-
weise jene Normen in Lernziele übertragen worden, 
die als gegen den Staat gerichtete Individualrechte 
interpretierbar seien, während Begriffe der Landes-
verfassungen, die eine Erziehung im Geiste der 
Menschlichkeit, der Freiheit, der Toleranz, der 
Liebe zu Volk und Heimat fordern, entweder total 
ausgeblendet würden oder nach einiger Nachhilfe 
nur in Kümmerform erschienen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Wollen Sie ernsthaft behaupten, daß die Verfasser 
dieser Richtlinien jederzeit uneingeschränkt für die 
freiheitliche Ordnung im Sinne unseres Grundgeset-
zes eintreten? Das können Sie doch schlechterdings 
nicht! Sie werden doch nicht die Texte Ihrer eigenen 
politischen Freunde widerlegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In Bremen — — Ich würde nicht soviel von Bre-
men sprechen, wenn nicht der Herr Koschnick hier 
eine so großartige Rede gehalten hätte. 

(Demonstrativer Beifall bei der SPD) 

- Den Unterschied zwischen Ernst und Ironie wer-
den Sie auch nie begreifen, meine Damen und 
Herren. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

In Bremen sind nach einem Urteil des -- ich weiß 
nicht genau, wo er parteipolitisch anzusiedeln ist — 
zumindest in seinem ganzen Schrifttum als weit 
linksstehend ausgewiesenen Professors Geiss von 
300 Hochschullehrern 50 % dogmatische Marxisten 
von DKP bis Stamokap. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU -- Zurufe 
von der SPD) 

So sieht die Sache aus, Herr Landesminister Hirsch. 
Dann kommen Sie nicht mit Ihren Null-Komma-
soundsoviel Prozent über die Runden. Mit diesen Er-
scheinungen in unserem Lande müssen Sie sich aus-
einandersetzen. Werfen Sie uns bitte, wenn wir das 
tun, keine Hysterie vor, sondern erkennen Sie bitte 
an, daß wir darum ringen und uns darum bemühen, 
diesen Staat für die Freiheit und für die Zukunft 
unserer Kinder zu erhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann kommt schließlich das siebte Argument, das 
lautet: „Ihr redet immer nur von den Linksradikalen 
und von den Rechtsradikalen sprecht Ihr nicht." 
Meine Damen und Herren! Wir sprechen auch von 
den Rechtsradikalen. Ich sage es hier und habe es 
unzählige Male gesagt. Ich wiederhole es: Ein  

rechtsradikaler Verfassungsgegner darf und soll 
genausowenig wie ein linksradikaler Verfassungs-
gegner Beamter in diesem Lande werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber wir müssen doch die Wirklichkeit, die Reali-
tät so betrachten, wie sie sich uns darbietet. Lesen 
Sie doch einmal den Verfassungsschutzbericht des 
Bundesministers des Innern für das Jahr 1974. Darin 
wird gesagt, der Einfluß der Rechtsradikalen gehe 
immer weiter zurück. Es heißt da wörtlich: 

Sie sind weiterhin eine unbedeutende Rand-
erscheinung in unserem Staat und unserer Ge-
sellschaft. 

Sie können doch nicht, indem Sie auf den Rechts-
radikalismus ablenken, die Schwere der Ausein-
andersetzung leugnen und vertuschen, die wir alle 
zusammen gegen den Linksradikalismus führen 
müssen, weil der Linksradikalismus weit stärker als 
der Rechtsradikalismus ist und weil der Linksradi-
kalismus massive Hilfe von außen und — Gott sei 
es geklagt! — auch aus dem anderen Teil unseres 
Landes erhält. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wir, die Christlich De-
mokratische Union und die Christlich Soziale Union 
wollen einen freien Staat. Wir haben an der Grün-
dung dieses unseres freien Staates entscheidenden 
Anteil gehabt, und niemand wird uns übertreffen in 
dem Einsatz für die Erhaltung der Freiheit in diesem 
Staat. Das möchte ich zunächst sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir wollen, daß in diesem Staat auch die Mei-
nungsfreiheit erhalten bleibt. Gerade weil wir das 
wollen, setzen wir uns mit denen auseinander, deren 
erklärtes Ziel es ist, den Sozialismus nach dem Mo-
dell der DDR bei uns einzuführen. Es wird doch kein 
Mensch behaupten wollen, daß in der DDR Mei-
nungsfreiheit herrscht. Also: Wer Meinungsfreiheit 
will, muß sich mit denen auseinandersetzen, die die 
Meinungsfreiheit beseitigen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir wollen allerdings auch die Vernebelungsver-
suche der Koalition und der Regierung durchstoßen; 
Vernebelungsversuche, die immer wieder darauf 
hinauslaufen, die eigentliche Frage, um die es geht, 
in einem Schwall von Argumenten untergehen zu 
lassen, so daß der Bürger im Lande nachher über-
haupt nicht mehr weiß, wovon die Rede ist. Wir wol-
len — und ich sage es noch einmal mit aller Klar-
heit , daß ein Mitglied der Deutschen Kommunisti-
schen Partei in der Regel nicht Beamter, nicht Leh-
rer, nicht Staatsanwalt oder Richter in der Bundes-
republik Deutschland werden soll. Das ist unser 
Standpunkt! 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU/ 
CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, wir fahren in der Aussprache 
in der dritten Beratung fort. Das Wort hat der Abge-
ordnete Professor Dr. Schäfer. 
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Dr. Schäfer (Tübingen) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Redner der Opposi-
tion haben hier eine doppelte Taktik angewandt, die 
aber für jeden deutlich sichtbar ist. Sie haben, so wie 
im Februar letzten Jahres bei der Verfassungs-
debatte, die Beratung dieses Gesetzentwurfs ver-
sucht zum Anlaß zu nehmen, um den Eindruck zu 
erwecken, die Sozialdemokratische Partei, die So-
zialliberale Koalition sei nicht willens und nicht 
fähig, diesen freien demokratischen Staat zu führen, 
sei nicht fähig, ihn zu gewährleisten. Meine Damen 
und Herren, schauen Sie die Geschichte seit 1945 
ehrlich an, und Sie werden feststellen, daß keine 
Partei so viel an geistiger und tatsächlicher Ausein-
andersetzung mit dem Kommunismus geleistet hat 
wie die Sozialdemokratische Partei Deutschlands. 

(Beifall bei der SPD — Reddemann [CDU/ 
CSU] : Mit den Kommunisten in der eigenen 

Partei!) 

Sie berufen heute Kurt Schumacher 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Jawohl!) 

in der üblichen Weise der Angehörigen Ihrer Partei, 
daß tote Sozialdemokraten Ihre Zustimmung haben. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Hören Sie doch 
mit diesem Geschwätz auf!) 

Kurt Schumacher hätte keine Freude daran, in dieser 
Weise von Ihnen zitiert zu werden, 

(Beifall bei der SPD — Reddemann [CDU/ 
CSU] : Aber erst recht nicht von Ihnen in 

Ihrer Weise!) 

weil er genau wüßte, daß diese Partei seit 113 Jah-
ren für die Freiheit des Menschen, für die Freiheit 
des Staates kämpft und daß sie das stärkste politi-
sche Bollwerk in der Bundesrepublik Deutschland ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, in der Sache sollte man 
eigentlich meinen, daß man gar nicht so weit von-
einander sein könnte. Von keiner Seite sind die Be-
stimmungen des Grundgesetzes in Zweifel gezogen 
worden. Von keiner Seite ist die Bestimmung des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes und damit auch die 
Bestimmungen der Beamtengesetze der Länder in 
Zweifel gezogen worden, nämlich daß der Beamte 
jederzeit für diese demokratische Grundordnung ein-
treten muß. Darüber besteht Einigkeit. 

Was wir heute vorlegen — darauf will ich im ein-
zelnen gar nicht eingehen, denn dies wurde aus-
führlich begründet —, ist ein Gesetzentwurf, der das 
Verfahren rechtsstaatlich regeln soll und der jeden 
von vornherein in seiner Position, wie das Grund-
gesetz sie ihm gegeben hat, respektieren soll. Wir 
wären froh, Herr Kollege Carstens, wenn Sie Ihre 
Erkenntnisse, zu denen Sie sich ja heute noch be-
kennen, in die politische Praxis umgesetzt hätten. 
Dann hätten Sie unsere Anträge voll unterstützen 
müssen, 

(Reddemann [CDU/CSU] : Das ist völlig 
falsch, Herr Schäfer!) 

weil wir nämlich genau die Sorgen haben, von de

-

nen der Kollege Schöfberger vorhin gesprochen hat. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab

-

geordneter Professor Schäfer, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Dr. Schäfer (Tübingen) (SPD) : Ich möchte erst 
einige Gedanken entwickeln. Ich muß Ihnen ein-
mal mehr sagen, daß Sie zwei Dinge bewußt ver-
mengen oder daß Sie einen so sterilen Begriff von 
unserer Gesellschaftsordnung und von unserer poli-
tisch-demokratischen Ordung haben, daß es Ihnen 
nicht möglich ist, diese Dinge zu unterscheiden. Es 
ist ein Unterschied zu machen zwischen Personen, 
die gegen die demokratische Grundordnung dieses 
Staates aktiv kämpfen, und Personen, denen die 
Gesellschaftsordnung in der Form, wie sie zur Zeit 
besteht, auf Grund der Verfassung nicht ausreichend 
erscheint und die sie verbessern wollen. Der frühere 
Bundespräsident Heinemann hat dazu vor kurzem 
ganz richtig ausgeführt — ich zitiere aus der „Stutt-
garter Zeitung" vom 8. Oktober 1975 —: 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : 
Dann muß es ja richtig sein!) 

Radikale Verfechter von Freiheit und Demo-
kratie würden auch da in den Verdacht der 
Verfassungsfeindlichkeit gerückt werden, wo 
sie mit der Verfassung für bessere Freiheit und 
Demokratie eintreten. 

Meine Damen und Herren, genau darum geht es bei 
vielen jungen Leuten. 

Ich komme aus einer kleinen Universitätsstadt, 
wo man die Verhältnisse überblickt und den einzel-
nen Menschen vor Augen hat. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Sie haben als 
junger Mann auch so manches geschrie

-

ben!) 

Ich wollte Sie besonders darauf hinweisen, welchen 
gravierenden Fehler Sie machen. Lassen Sie mich 
vorweg einen Professor aus Tübingen zitieren, der 
mir vor kurzem sagte: Vor sechs oder acht Jahren 
ging ich in ein zweistündiges Seminar mit der Sorge, 
ob ich es bestehe; nach zwei Stunden kam ich ange-
strengt heraus. Heute komme ich nach zwei Stun-
den gelangweilt heraus, weil die Studenten gar 
nicht mehr den Mut haben, ihre abweichenden Auf-
fassungen ernsthaft zur Diskussion zu stellen. 

(Zustimmung bei der SPD — Zurufe von 
der CDU/CSU — Haase [Kassel] [CDU/ 

CSU] : Was liest der denn?) 

— Ich freue mich, daß Sie auch empört sind. Ich 
freue mich, daß das ganze Haus dies mit Empörung 
zur Kenntnis nimmt. 

Eine solche Haltung ist die schlimmste Folge von 
dem, was heute hier wiederholt mit dem Ausdruck 
„Duckmäusertum" bezeichnet worden ist. Schauen 
Sie sich einmal die jungen Leute an. Wer im Alter 
von 20 Jahren mit allen Verhältnissen hier einver-
standen ist, wird mit 35 oder 40 Jahren auch kein 
guter Beamter sein, mit dem man etwas anfangen 
kann. Er hat dort schon ein gebrochenes Kreuz und 
andere Bezugspunkte. Wenn wir in unserem Volk 
nicht ganz bewußt die gestaltenden Kräfte der Ju-
gend animieren und nutzen, um die ältere Genera- 
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tion anzuregen, die Verhältnisse neu zu überden-
ken, dann sind wir ein armes Volk. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Muß man denn 
da gleich Kommunist werden, Herr Schä

-fer?) 

Daß die CDU/CSU diese Haltung nicht hat, wissen 
wir. Damit mögen Sie sich beschäftigen. Wir Sozial-
demokraten haben diese Haltung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Als Polizeioffi

-

zier gelernt!) 

Wir gehen auf diese Anregungen ein, auch wenn 
es anstrengend ist. Wenn es in einem Volk so ist, 
daß die junge Generation Angst haben muß, photo-
graphiert zu werden, registriert zu werden, Angst 
haben muß, daß ihre Reisen in die DDR registriert 
werden, Angst haben muß, wenn der Bruder etwas 
unternimmt oder wenn der Vater etwas unternom-
men hat, ist Sorge am Platz. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Das ist Schä

-

fers Märchenstunde! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Da ist Sorge am Platz, daß man nicht in eine Rich-
tung verfällt — — 

(Dr.  Jenninger [CDU/CSU]: Schäferstunde!) 

— Wenn Sie nicht zuhören können, dann ist es Ihre 
Sache. Ich sage trotzdem, was ich für notwendig 
halte, und es ist sehr notwendig, 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Aber ohne 
Zeigefinger!) 

Sie zum Schluß noch einmal darauf hinzuweisen. 
Es ist sehr notwendig. 

(Beifall bei der SPD — Reddemann [CDU/ 
CSU] : Sie liefern die beste Agitation für die 

radikale Linke!) 

Ich will Ihnen sagen, was die Wirkung ist — und 
die ist ganz schlimm —: Wenn der 20jährige, der 
22jährige seine Meinung offen sagt und damit in 
Widerstreit kommt und sich dann — — 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Jetzt sind Sie doch mal still! 

(Lachen bei der CDU/CSU — Dr. Jenninger 
[CDU/CSU] : Jawohl, Herr Oberlehrer! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Sie nehmen mir nicht weg, was ich sagen will. 
Anscheinend ist es für Sie unangenehm. Ich sage es 
noch einmal: 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Tun Sie mal 
Ihren Finger weg!) 

Wenn der 20- oder 22jährige seine Meinung offen 
sagt und Sorge haben muß, daß ihn das später be-
lastet, dann kommt bei ihm ganz selbstverständlich 
die Schlußfolgerung: Das kann ja nicht mein Staat 
sein, in dem ich in meinem Leben wirken kann, da-
von muß ich mich ja distanzieren. Sie schieben ja 
mit dieser Methode die jungen Leute hinaus. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Sie argumentieren 
ja gegen die Volljährigkeit des Achtzehn

-

jährigen!) 

Das Bundesverfassungsgericht hat erkannt und hat 
deutlich gesagt — ich kann es Ihnen hier vorlesen —, 
daß die Erregung, die Emotion, die berechtigte Er-
regung in diesem Alter nicht eine Basis ist, um die 
Verfassungszuverlässigkeit für die Zukunft zu ent-
scheiden. Sie würden hier etwas machen, wenn wir 
es nicht verhinderten. Aber dort, wo Sie die Mög-
lichkeit haben, wie z. B. in Baden-Württemberg, da 
tun Sie es. Da kommt der Justizminister Bender hier-
her und liest eine nette Rede vor. Und schauen Sie 
sich mal die Praxis im Lande an! 70 000 Überprüfun-
gen bis jetzt in diesem Lande, 70000 Ermittlungen. 
Gehen Sie mal hin in die Schulen, in die Gymnasien 
in Baden-Württemberg und hören Sie sich das an, 
welche Angst dort herrscht! Und genau das ist 
schlimm! 

(Lebhafte Zurufe von der CDU/CSU — Dr. 
Miltner [CDU/CSU] : Eine Lüge ist das!) 

Genau das ist schlimm. 

Wer die Verfassungsgrundsätze bejaht — und wir 
hier tun das, hoffe ich, ja alle —, der muß sich trotz-
dem dem Auftrag der Verfassung gemäß darum be-
mühen, zum Beispiel die Frage des Eigentums abzu-
grenzen. So sagt es Artikel 14 Abs. 1 ausdrücklich. 
Ich habe Sie im Februar vor einem Jahr aufgefordert, 
Herr Dregger, Sie sollen mir einmal sagen, wo Jung-
sozialisten Vorstellungen vertreten haben, die mit 
dem Grundgesetz nicht vereinbar sind. Sie sind mir 
die Antwort bis heute schuldig geblieben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Professor Schäfer, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Dr. Schäfer (Tübingen) (SPD) : Ich will diese Ge-
danken zusammenhängend vortragen. 

(Zurufe von der CDU/CSU — Reddemann 
[CDU/CSU] : Schon wieder weicht er aus!) 

Amerika hat seine Verfassung jetzt gerade 200 
Jahre. 200 Jahre amerikanische Verfassung. Wollen 
Sie vielleicht sagen, die amerikanische Gesellschaft 
sei die gleiche geblieben wie vor 200 Jahren? Wir 
haben jetzt 25 Jahre — — 

(Zuruf des Abg. Dr. Dregger [CDU/CSU]) 

— Sehen Sie, Sie begreifen es eben nicht, Herr 
Dregger. Vielen Dank für Ihren Zuruf. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU] : Es geht doch um 
den Kernbestand der Verfassung und nicht 
um das Festhalten des jetzigen Zustandes!) 

— Sehr gut; ich komme gleich darauf zurück. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Ich komme gleich darauf zurück, 

(Reddemann [CDU/CSU] : Sie kommen im

-

mer etwas später! Das wissen wir!) 

Wir sind uns einig, daß unsere Verfassung eine 
dynamische Verfassung ist. Was bei Ihnen der Feh-
ler ist, Herr Dregger, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
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Dr. Schäfer (Tübingen) 
das will ich Ihnen sehr deutlich sagen: daß Sie teils 
bewußt, teils unbewußt das, was sich gegen die Ver-
fassung richtet, und das, was sich gegen Formen 
der Gesellschaft richtet, zusammenwerfen. Markt-
ordnung ist konform der Verfassung; aber sie ist 
nicht d i e Verfassung, sondern auch andere Mög-
lichkeiten — — 

(Dr.  Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Wer 
hat denn von Marktordnung gesprochen? 

— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Nein, Herr Dregger, das tun Sie! 

(Dr. Dregger [CDU/CSU] : Wieso denn? Wann 
denn?) 

— Lesen Sie Ihre Rede nach, und Sie werden zu 
der Feststellung kommen. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Ich 
habe vom Modell DDR gesprochen, Herr 
Schäfer! Setzen Sie sich damit auseinander! 
— Zuruf von der CDU/CSU: Der hat die 
Rede vorher schon gemacht! — Weitere Zu

-

rufe) 

Herr Kollege Carstens, Sie haben Herrn Geiss 
zitiert. Das ist Ihre Sache. Ich weiß, daß Herr Geiss 
Sie einmal einen Reaktionär genannt hat. Ob er da-
mit recht hat, können auch nur Sie beurteilen. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Ich 
kenne ihn gar nicht!) 

— Sie kennen ihn gar nicht. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Aber 
ich lese seine Schriften!) 

— Ich auch. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/ CSU] : Ich 
lese allen diesen Mist!) 

— Sehen Sie, Sie zitieren ihn und bezeichnen es als 
Mist. Vielen Dank! Da sind wir uns in diesem Punkt 
schon wieder einig, was Sie zitiert haben. 

Sie sagen, die Mitgliedschaft in der DKP müsse 
für sich allein eine Entscheidungsgrundlage sein. 
Soll ich Ihnen Seite 32 des Urteils vorlesen, wo das 
Bundesverfassungsgericht ausdrücklich sagt, daß es 
nur ein Stück ist und daß es — — 

(Dr.  Dregger [CDU/CSU] : „In der Regel eine 
widerlegbare Vermutung" !) 

— Eben nicht! Dann muß ich es Ihnen doch vor-
lesen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU] : Bundesratsent

-

wurf! Unser Gesetzentwurf!) 

— Bundesverfassungsgericht! 

(Dr. Dregger [CDU/CSU] : Nein, Bundesrats

-

entwurf!) 

— Das interessiert Sie anscheinend nicht. Ich sage 
es Ihnen wörtlich, damit es im Protokoll steht. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU] : Herr Schäfer, ich 
weiß das doch!) 

Das Bundesverfassungsgericht sagt: 

Ein Stück des Verhaltens, das für die hier ge

-

forderte Beurteilung der Persönlichkeit des Be

-

werbers erheblich sein kann, kann auch der 
Beitritt oder die Zugehörigkeit zu einer politi-
schen Partei sein, die verfassungsfeindliche 
Ziele verfolgt, unabhängig, ob sie verboten ist 
oder nicht. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU] : So ist es! — 
Reddemann [CDU/CSU] : Und? Das ist doch 

richtig!) 

— Sehen Sie! Also ist es doch nahezu unverständ-
lich, meine Herren, 

(Reddemann [CDU/CSU] : Hätten Sie doch 
unseren Entwurf gelesen, Herr Schäfer! — 
Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Ziehen Sie 

Konsequenzen!) 

daß Sie diesen Änderungsantrag heute stellen, denn 
Sie honorieren damit nicht den Urteilsspruch des 
Verfassungsgerichts. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU] : Das stimmt doch 
überein!) 

Wir meinen, daß wir ihn auch in einem anderen 
Punkt befolgen sollen, nämlich bei der Ausgestal-
tung des Vorbereitungsdienstes. Wer kein Amt hat, 
soll auch nicht Beamter sein. Wir wollen eine ein-
heitliche Regelung auf dem gesamten Gebiet und 
keine Regelung, die einen Teil der Bewerber, einen 
Teil derjenigen, die im Vorbereitungsdienst 
sind — — 

(Dr.  Dregger [CDU/CSU] : Das steht gar 
nicht auf der Tagesordnung!) 

— Doch, das ist Punkt c der verbundenen Tagesord-
nung, Herr Dregger. Ich kann nichts dafür, wenn 
Sie das nicht wissen; aber ich helfe Ihnen gerne. — 
Wir sind gegen eine Regelung, die sich diffamie-
rend für den einen oder anderen Teil auswirken 
kann. 

Meine Damen und Herren, wenn man vom Staat 
spricht, muß man sich daran erinnern, daß der Staat 
durch Beamte handelt. Wenn Sie sich das so vor-
stellen, wie der Staat, handelnd durch einen Beam-
ten, den Bewerber nach Ihrer Vorstellung überprüft 
und gnädig geruht, ein Wort zu sagen oder nicht zu 
sagen, dann erinnert man sich sehr an das, was man 
einst als Obrigkeitsstaat gekannt hat. Genau diese 
Regelung wollen und werden wir mit diesem Ge-
setzentwurf verhindern. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Ihre Nostalgie ist 
schon komisch!) 

Wir werden sie verhindern, und ich kann mir nicht 
vorstellen, daß der Bundesrat hier seine Zustim-
mung verweigert. Eine gewissenhafte Überprüfung 
wird bei jedem ergeben, daß dieser Gesetzentwurf 
seine Aufgabe erfüllt. 

Ihr heutiger Versuch, Herr Dregger und Herr 
Carstens, hier das Ganze unter eine von Ihnen groß 
aufgebaute antikommunistische Agitation und Ab-
wehrhaltung zu stellen, ist verfehlt. Davon brauchen 
Sie Sozialdemokraten nicht zu überzeugen. Sozial-
demokraten haben von jeher gewußt, wie sie und 
daß sie den Staat zu verteidigen haben. 

Wir beantragen deshalb namentliche Abstimmung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Kleinert. 

Kleinert (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Ausweislich der 
Ihnen vorliegenden Drucksache haben wir uns über 
die Frage zu unterhalten, wie der von allen Frak-
tionen unseres Hauses in gar keinem Fall ge-
wünschte Zugang von Leuten, die nicht die Gewähr 
bieten, unsere Verfassung zu verteidigen, zum 
öffentlichen Dienst verhindert werden kann. Das 
weist die Drucksache meiner Meinung nach sehr 
deutlich aus. 

Statt dessen hat die Opposition jetzt mehrere 
Stunden darauf verwandt, darzulegen, daß die Re-
gierungsparteien in Wirklichkeit das, was in diesem 
Gesetz steht, gar nicht wollen, und hat versucht, in 
der nun wirklich schon übersattsam bekannten 
Weise Mißtrauen gegen die verfassungsrechtliche 
Zuverlässigkeit der Regierungsparteien auszu-
streuen. Das ist doch ein Verfahren, das Ihnen die 
Leute draußen nicht abnehmen werden. Es entgeht 
dem Wähler nicht, daß die Sozialdemokraten und 
die Freien Demokraten seit 1969, seit nunmehr sechs 
Jahren, die Regierung stellen und alles getan ha-
ben, um dafür zu sorgen, daß die Dinge so verlaufen, 
wie es unserem Grundgesetz und seinen Ansätzen 
entspricht. Statt dessen geht Herr Carstens her und 
macht finstere Andeutungen darüber, wie die etwas 
mehr Linken bei der FDP — bei der SPD sowieso  — 
in  Wirklichkeit ja nur versuchen, ihren Helfershel-
fern die Strickleiter aus dem Fenster zu hängen, da-
mit sie unser Staatsgebäude erklettern können. Ge-
nau dies wird mit Sicherheit nicht stattfinden. 

Herr Carstens, Sie waren mehrfach so freundlich 
— allerdings nur in  Nebensätzen, die bei den mit 
der Materie nicht unmittelbar befaßten Kollegen 
wahrscheinlich keine besondere Beachtung gefunden 
haben —, darauf hinzuweisen, daß die Parteizuge-
hörigkeit „in der Regel" eine Rolle spielen soll, daß 
die Frage der Beweislast so oder so beurteilt wer-
den soll. Und dann haben Sie noch etwas ganz We-
sentliches gesagt, aber meiner Ansicht nach daraus 
einen falschen Schluß gezogen. Sie haben nämlich 
gesagt, wir sollten mehr Zutrauen in unsere Ver-
waltung haben. Das möchte ich allerdings mit Nach-
druck unterstreichen. Wir sollten uns hier jedoch 
nicht vormachen, daß wir mit dem Gesetz und sei-
nen Formulierungen etwa Dinge in Ordnung brin-
gen könnten, wenn sie in der Verwaltung nicht 
vom Ansatz her in Ordnung sind. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Wer eingestellt oder nicht eingestellt wird, entschei-
det die Einstellungsbehörde. Wenn jemand behaup-
tet, der betreffende Bewerber würde etwas unan-
genehm aus dem Halse riechen, 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

und ihn mit dieser Begründung nicht einstellt, dann 
wird das zur Folge haben, daß es dagegen nicht 
einmal ein Rechtsmittel gibt. Aber Sie zäumen die 
Sache hier an der rechtlichen Regelung auf. Diese 
rechtliche Regelung ist das Rückgrat, ist die Basis, 
die wir der Verwaltung geben müssen — trotz 

allem —, aber vorweg kommt unser Zutrauen in 
die Verwaltung überhaupt. Das wollte ich damit 
gesagt haben. 

Ihre Schlußfolgerungen, Herr Carstens, kann ich 
gar nicht teilen, nämlich daß wir hier so ein Gesetz 
machten, weil wir zuwenig Vertrauen in die Verwal-
tung hätten. Es ist doch völlig umgekehrt: Weil wir 
ein erhebliches Vertrauen darin haben, daß diese 
Leute praktisch und vernünftig denken und sich 
ein Gesamtbild von dem Bewerber machen, wobei 
in Ausnahmefällen vielleicht auch gewisse politische 
Komponenten eine Rolle spielen, können wir uns 
hier auf ein Minimum an gesetzlichen Regelungen 
beschränken. Das ist so geschehen. Wir müssen aber 
das, was Sie selbst gesagt haben, in eine brauch-
bare rechtliche Form kleiden. Wir müssen nämlich 
sagen: Grundsätzlich ist die Zugehörigkeit zu einer 
politischen Partei eben nicht der Grund, den Bewer-
ber fernzuhalten. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Denn der Gegenbeweis, von dem Sie ja selbst ge-
sprochen haben, muß in diesem Verfahren rechts-
staatlicherweise erst herausgefordert werden, das 
muß in dem Verfahren angelegt sein. Ich kann nicht 
umgekehrt mit der nachteiligen Vermutung arbeiten 
und dann erwarten, daß sich der Mann rechtfertigt. 
So herum ist die Geschichte rechtsstaatlich einfach 
nicht sauber. 

Sie haben auch, Herr Carstens, einige weitere fak-
tische Voraussetzungen schlicht übersehen. Die von 
Ihnen zitierten Hessischen Rahmenrichtlinien 
existieren nicht mehr, sie sind längst geändert wor-
den, und gewisse personelle Veränderungen soll 
es in Hessen auch gegeben haben. Daß Ihnen dieser 
kleine Irrtum unterlaufen ist, ist noch nicht so 
schlimm; etwas schlimmer ist schon, daß wir bereits 
in erster Lesung die Hamburger Verhältnisse hier 
besprochen haben, Frau Schuchardt hierhergegan-
gen ist, um Ihnen mühsam und ganz sorgfältig aus-
einanderzusetzen, wie es sich wirklich verhalten hat, 
und Sie völlig ungeachtet dieser im Plenum des 
Deutschen Bundestages erfolgten Klarstellung nach-
weislich falsche — und höflicherweise auch noch rich-
tiggestellte — Behauptungen weiterhin aufrechter-
halten. Das gefällt uns überhaupt nicht. Das ist ein-
fach schlechter Stil. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Wie war 
es denn in Wirklichkeit? Sagen Sie doch 

einmal, wie es war!) 

— Es war so, daß die Jungdemokraten in Hamburg 
einen Antrag etwa des von Ihnen zitierten Inhalts 
gestellt haben und der Parteitag in seiner Diskus-
sion dann dazu gekommen ist, diesen Antrag ganz 
wesentlich zu ändern. Der hauptsächlich inkriminier-
te Satz, nämlich der, daß Kommunisten kritische 
Demokraten seien — wie Sie gesagt haben —, ist 
nicht so gefallen, sondern er ist in der Form gefal-
len, daß es heißt, daß auch unter Kommunisten kriti-
sche Demokraten sein könnten. Das ist allerdings un-
ser Denkansatz. Das ist allerdings das, was uns 
offenbar von Ihnen unterscheidet. Das kommt auch in 
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Kleinert 
der Art zum Ausdruck, wie dieser Gesetzentwurf 
konzipiert worden ist. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Können Sie uns 
sagen, was der Unterschied zwischen Kom

-munist und „kritischer Demokrat" ist?) 

Wir gehen davon aus, daß es überall Leute geben 
kann, die sich geirrt haben, die fehlgegangen sind, 
und daß man als Demokrat alles tun muß, um sie 
für unsere gemeinsame demokratische Sache wieder-
zugewinnen. Davon gehen wir allerdings aus. Wir 
wollen nicht, daß die wenigen Extremisten hinaus-
gedrängt werden und gleichzeitig versucht wird — 
sei es ausdrücklich oder weniger ausdrücklich —, 
möglichst viele Leute, die in Wirklichkeit ganz un-
anfechtbar anständige Demokraten sind, in dieselbe 
Ecke zu drücken, so wie Sie das den ganzen Tag 
versuchen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Herr Vogel hat Herrn Dubcek erwähnt. Ich weiß 
gar nicht, ob es für irgend jemand im Saale ein 
Problem ist, daß Herr Dubcek erstens Kommunist 
ist, daß er zweitens nicht für unsere — warum 
auch? — freiheitlich-demokratische Grundordnung 
streitet. Aber ich meine, das Beispiel Dubcek gibt 
zu etwas weiteren Überlegungen Veranlassung, als 
Herr Vogel sie angestellt hat. Denn wer in Ihren 
Reihen, insbesondere wenn er etwas älter ist, 
möchte sagen, daß er zu Zeiten des Nationalsozialis-
mus nicht eine ganze Menge Leute gekannt hat, die 
dem Nationalsozialismus kritisch gegenüberstanden, 
aber nicht doch in dessen Wasser mitgeschwommen 
wären, sich konform und karrierebewußt verhalten 
hätten und damit das ganze System getragen, viel-
leicht sogar überhaupt erst ermöglicht hätten? Das 
ist doch die Situation, in der sich auf der anderen 
Seite des Spektrums Herr Dubcek befindet. Bei die-
ser Gelegenheit möchte ich doch gerne einmal die 
uns viel vertrautere andere Spielart ansprechen, 
nämlich wer alles im Dritten Reich gemeint hat, 
zwar intellektuell ziemlich kritisch sein zu müssen, 
im übrigen aber nicht aufzufallen und dadurch die 
ganze Sache zu tragen. Sehen Sie das doch bitte 
einmal spiegelbildlich: rechts und links. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Es ist sehr spät geworden, und ich weiß, daß Sie 
alle Verpflichtungen haben. Es fällt wirklich schwer, 
einige weitere Anmerkungen zu unterdrücken, nach-
dem von dieser Stelle aus mindestens mutwillig, 
aber auch böswillig der Graben zwischen Leuten 
aufgerissen wird, die in Wirklichkeit dasselbe wol-
len, aber einen leicht unterschiedlichen Weg zum 
Ziel suchen, und dann so getan wird, als ob die 
einen das gar nicht wollten, sondern das Gegenteil, 
und man selber der Garant dieses freiheitlichen 
Rechtsstaates wäre. Es fällt sehr schwer. 

Ich bin am Wochenende im Theater gewesen, im 
Ballhof in Hannover; ein sehr empfehlenswertes 
Theater. Ich habe von Arthur Miller das Stück 
„Hexenjagd" gesehen. In diesem Stück gibt es zwei 
Pastoren. Der eine Pastor, Herr Carstens, hat eine 
verblüffende Ähnlichkeit mit Ihnen: 

(Beifall und Heiterkeit bei der FDP und der 
SPD) 

ein unheimlich wacher, intellektueller Verstand, 
sehr angenehme Umgangsformen, stets bemüht, nicht 
gegen das zu verstoßen, was man für den guten 
Ton hält, und am Ende über das Ergebnis seiner 
Bemühungen in so völliger Verzweiflung, daß er 
fast auf Knien das Femegricht, so möchte ich bei-
nahe sagen, bittet, das, was er selbst eingerührt hat, 
zu verhindern und ein anderes Urteil zu sprechen. 
Wir möchten das nicht. 

Deshalb werden wir das Gesetz so beschließen, 
wie wir es vorgeschlagen haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich schließe die Aussprache in der dritten 
Beratung. 

Es ist namentliche Abstimmung beantragt worden. 
Ich gehe davon aus, daß der Antrag entsprechend 
unterstützt wird. Damit treten wir in die Abstim-
mung ein. — 

Meine Damen und Herren, ich schließe die na-
mentliche Abstimmung und bitte Sie, sich auf die 
Plätze zu begeben, damit wir während der Auszäh-
lung in der Tagesordnung fortfahren können. 

Es ist interfraktionell vereinbart worden, die erste 
Beratung des von der Fraktion der CDU/CSU ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung 
des Wehrpflichtgesetzes — Drucksache 7/4206 — 
noch auf die Tagesordnung zu setzen. Ich frage, ob 
das Haus damit einverstanden ist. — Ich sehe und 
höre keinen Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr die Punkte 4 bis 8 sowie den 
Zusatzpunkt auf Drucksache 7/4206 auf; es handelt 
sich um aus der Mitte des Hauses, von der Bundes-
regierung und vom Bundesrat vorgelegte Entwürfe: 

Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Betäubungsmittelgesetzes 
-- Drucksache 7/4141 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Sonderausschuß für die Strafrechtsreform (federführend) 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem AKP-EWG-Abkommen von Lomé vom 
28. Februar 1975 sowie zu den mit diesem 
Abkommen in Zusammenhang stehenden Ab-
kommen 

- Drucksache 7/4139 
—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Beamtenrechtsrahmengesetzes 
— Drucksache 7/4140 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Haushaltsausschuß 
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Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen  
Erste Beratung des von den Abgeordneten 
von Bockelberg, Kleinert, Metzger, Dr. Weber 
(Köln), Erhard (Bad Schwalbach) und Genos-
sen eingebrachten Entwurfs eines Partner-
schaftsgesetzes  
— Drucksache 7/4089 

—Üherweisungsvorschlag des Ältestenrates:  

Rechtsausschuß (federführend)  
Finanzausschuß  
Ausschuß für Wirtschaft  

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
SPD, CDU/CSU, FDP eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Berlinför-
derungsgesetzes und des Einkommensteuer-
gesetzes  
— Drucksache 7/4194 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
 Finanzausschuß (federführend)  

Ausschuß für Wirtschaft  
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen  
Haushaltsausschuß  

Erste Beratung des von der Fraktion der  
CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines Ge

-

setzes zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes  
— Drucksache 7/4206 —

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates  

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend)  
Innenausschuß  
Verteidigungsausschuß  
Haushaltsausschuß  

Ich frage, ob das Wort begehrt wird. — Das ist  
nicht der Fall. Die Überweisungsvorschläge des Äl-
testenrates bitte ich der Tagesordnung zu entneh-
men. Ist das Haus mit den vorgeschlagenen Über-
weisungen einverstanden? -- Ich sehe und höre  
keinen Widerspruch; es ist so beschlossen.  

Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf:  

Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr.  
Kreutzmann, Barche, Büchler (Hof), Zebisch,  
Niegel, Böhm (Melsungen), Hösl, Dr. Warnke,  
Wolfgramm (Göttingen.) und Genossen betr.  
Förderung des Zonenrandgebietes  
— Drucksache 7/4117 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates:  
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen (federführend)  
Ausschuß für Wirtschaft  

Das Wort wird zur Begründung nicht gewünscht. 
Das Wort wird auch zur Aussprache nicht ge-
wünscht. Den Überweisungsvorschlag bitte ich der 
Tagesordnung zu entnehmen. — Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich darf zwischen

-

durch bemerken: über die noch vorliegenden Ent

-

schließungsanträge kann erst abgestimmt werden, 
wenn das Ergebnis der dritten Beratung vorliegt 
Auch wenn es vorauszusehen ist, muß ich entspre-
chend der Geschäftsordnung so verfahren, wie ich 
soeben gesagt habe. 

Ich rufe Punkt 11 auf: 

Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Verkehr und für das Post-
und Fernmeldewesen (14. Ausschuß) zu dem 
Antrag der Abgeordneten Rollmann, Dreyer, 
Ey, Schröder (Lüneburg) und Genossen betr. 

Information ausländischer Kraftfahrer über  
nationales Verkehrsrecht im europäischen  
Raum  
Drucksachen 7/2829, 7/4098 —

Berichterstatter: Abgeordneter Wendt 

Eine Ergänzung des Berichts wird nicht ge-
wünscht. Das Wort wird ebenfalls nicht begehrt. 

Wer dem Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Zeichen. — Danke! Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 12 auf: 

Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Verkehr und für das Post-
und Fernmeldewesen (14. Ausschuß) zu dem 
Bericht der Bundesregierung über die Einfüh-
rung eines einheitlichen Notrufnummernsy-
stems im Bundesgebiet  
— Drucksachen 7/2588 (neu), 7/4108 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Wende 

Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob das Wort 
noch begehrt wird. — Das ist nicht der Fall. Ich 
danke dem Herrn Berichterstatter. In der Aus-
sprache wird das Wort ebenfalls nicht verlangt. 

Wer dem Antrag des Ausschusses zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Ich danke 
Ihnen. Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Keine 
Gegenstimmen, keine Stimmenthaltungen; es ist so 
beschlossen.  

Meine Damen und Herren, ich rufe Punkt 13 der 
Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags des Haushaltsausschus-
ses (8. Ausschuß) zu der Entschließung des 
Europäischen Parlaments zu dem Entwurf des 
Berichtigungs- und Nachtragshaushaltsplans  
Nr. 1 der Europäischen Gemeinschaften für  
das Haushaltsjahr 1975  
— Drucksachen 7/3621, 7/4126 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Carstens (Emstek) 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter und gehe 
davon aus, daß keine Ergänzung des Schriftlichen 
Berichts gewünscht wird. Das Wort wird auch in der 
Aussprache nicht begehrt. 

Wer dem Antrag des Haushaltsausschusses zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 
Danke. Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? —
Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 14 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags des Haushaltsausschus-
ses (8. Ausschuß) betr. Haushaltsführung 1975 

 hier: Zustimmung zu überplanmäßigen Haus-
haltsausgaben bei Kap. 11 11 Tit. 61611 

—Zuschuß an die Bundesanstalt für Arbeit  
— Drucksachen 7/3745, 7/4092 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Krampe 
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Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er seinen 
Bericht zu ergänzen wünscht. — Das ist nicht der 
Fall. Das Wort wird auch in der Aussprache nicht 
begehrt. 

Wer dem Antrag des Haushaltsausschusses zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 
Danke. Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Einstimmig so beschlossen. 

Ich kann nunmehr Punkt 15 der Tagesordnung auf-
rufen: 

Beratung des Antrags des Haushaltsausschus-
ses (8. Ausschuß) betr. Zustimmung zur Lei-
stung einer überplanmäßigen Ausgabe bei 
Kap. 15 02 Tit. 681 11 des Haushaltsjahres 
1975 (Beihilfen an jugendliche Zuwanderer für 
Schul- und Berufsausbildung) 
— Drucksachen 7/3903, 7/4093 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Schröder (Lüneburg) 

Der Herr Berichterstatter wünscht keine Ergän-
zung des Schriftlichen Berichts. Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. Das Wort wird auch in der Aus

-

sprache nicht begehrt. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Antrag 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. 
— Ich danke Ihnen. Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Es ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe nunmehr 
Punkt 16 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Forschung und Technologie 
(17. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Lenzer, Benz, Engelsberger, Dr. Franz, 
Hösl, Pfeffermann, Dr. Freiherr Spies von 
Büllesheim, Dr. Stavenhagen, Frau Dr. Walz, 
Weber (Heidelberg) und der Fraktion der 
CDU/CSU betr. Amt zur Bewertung technolo-
gischer Entwicklung beim Deutschen Bundes-
tag 
— Drucksachen 7/468, 7/3802 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Haenschke 
Abgeordneter Hoffie 
Abgeordneter Lenzer 

Das Wort wird von den Herren Berichterstattern 
zur Ergänzung des Berichts nicht gewünscht. Das 
Wort wird auch in der Aussprache nicht gewünscht. 

Wer dem Antrag des Ausschusses, der auf Ableh-
nung lautet, zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Zeichen. — Danke. Gegenprobe! — Stimment-
haltungen? — Dem Antrag des Ausschusses ist mit 
den Stimmen der Koalition gegen die Stimmen der 
Opposition stattgegeben. 

Meine Damen und Herren, ich kann nunmehr das 
Ergebnis der Schlußabstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Ge-
setzes zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften 
— Drucksache 7/4183 — bekanntgeben. An der Ab-
stimmung haben sich insgesamt 438 Mitglieder des 

Hauses und 18 Berliner Abgeordnete beteiligt. Mit 
Ja haben 242 Abgeordnete und 12 Berliner Kollegen, 
mit Nein 196 Abgeordnete und 6 Berliner Kollegen 
gestimmt. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 438 und 18 Berliner Abgeordnete; 
davon 

ja: 242 und 12 Berliner Abgeordnete, 

nein: 196 und 6 Berliner Abgeordnete. 

Ja 

SPD 

Adams 
Amling 
Anbuhl 
Dr. Apel 
Arendt (Wattenscheid) 
Dr. Arndt (Hamburg) 
Augstein 
Baack 
Bäuerle 
Barche 
Bahr 
Dr. Bardens 
Batz 
Dr. Bayerl 
Becker (Nienberge) 
Blank 
Dr. Böhme (Freiburg) 
Börner 
Frau von Bothmer 
Brandt 
Brandt (Grolsheim) 
Bredl 
Brück 
Buchstaller 
Büchler (Hof) 
Büchner (Speyer) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Dr. Bußmann 
Collet 
Conradi 
Coppik 
Dr. Corterier 
Frau Däubler-Gmelin 
Dr. von Dohnanyi 
Dürr 
Eckerland 
Dr. Ehmke 
Dr. Ehrenberg 
Frau Eilers (Bielefeld) 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Engholm 
Esters 
Ewen 
Fellermaier 
Fiebig 
Dr. Fischer 
Flämig 
Frau Dr. Focke 
Franke (Hannover) 
Frehsee 
Friedrich 
Gansel 
Geiger 
Gerstl (Passau) 
Dr. Geßner 
Glombig 
Dr. Glotz 
Gnädinger 
Grobecker 
Grunenberg 
Dr. Haack 

Haar 
Haase (Fürth) 
Haase (Kellinghusen) 
Haehser 
Dr. Haenschke 
Halfmeier 
Hansen 
Hauck 
Dr. Hauff 
Henke 
Herold 
Höhmann 
Hofmann 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jaschke 
Jaunich 
Dr. Jens 
Junghans 
Junker 
Kaffka 
Kater 
Kern 
Koblitz 
Konrad 
Kratz 
Dr. Kreutzmann 
Krockert 
Kulawig 
Lambinus 
Lattmann 
Dr. Lauritzen 
Lautenschlager 
Lemp 
Lenders 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 
Löbbert 
Lutz 
Mahne 
Marquardt 
Marschall 
Matthöfer 
Frau Meermann 
Dr. Meinecke (Hamburg) 
Meinike (Oberhausen) 
Metzger 
Möhring 
Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller 
Müller (Bayreuth) 
Müller (Mülheim) 
Müller (Nordenham) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Neumann 
Dr.-Ing. Oetting 
Frau Dr. Orth 
Freiherr 
Ostman von der Leye 

Pawelczyk 
Peiter 
Dr. Penner 
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Pensky 
Peter 
Polkehn 
Porzner 
Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Ravens 
Frau Dr. Rehlen 
Reiser 
Frau Renger 
Reuschenbach 
Richter 
Frau Dr. Riedel-Martiny 
Röhlig 
Rohde 
Rosenthal 
Sander 
Saxowski 
Dr. Schachtschabel 
Schäfer (Appenweier) 
Dr. Schäfer (Tübingen) 
Scheffler 
Scheu 
Frau Schimschok 
Schinzel 
Schlaga 
Schluckebier 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Hamburg) 
Schmidt (München) 
Schmidt (Niederselters) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schonhofen 
Schreiber 
Schulte (Unna) 
Schwabe 
Dr. Schweitzer 
Dr. Schwencke (Nienburg) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Seefeld 
Seibert 
Simon 
Simpfendörfer 
Dr. Sperling 
Spillecke 
Stahl (Kempen) 
Frau Steinhauer 
Sund 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Tönjes 
Urbaniak 
Vahlberg 
Vit 
Dr. Vogel (München) 
Vogelsang 
Waltemathe 
Walther 
Dr. Weber (Köln) 
Wehner 
Wendt 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Wiefel 
Wimmer 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittmann (Straubing) 
Wolf 
Wolfram (Recklinghausen) 
Wrede 
Würtz 
Wüster 
Wuttke 
Wuwer 
Zander 
Zebisch 
Zeitler 

Berliner Abgeordnete 

Bühling 
Dr. Dübber 
Egert 
Grimming 
Frau Grützmann 
Löffler 
Manning 
Mattick 
Frau Schlei 
Schwedler 
Sieglerschmidt 

FDP 

Dr. Achenbach 
Baum 
Dr. Böger 
Engelhard 
Frau Funcke 
Gallus 
Geldner 
Genscher 
Hölscher 
Hoffie 
Jung 
Kirst 
Kleinert 
Krall 
Dr.-Ing. Laermann 
Logemann 
Frau Lüdemann 
Dr. Dr. h. c. Maihofer 
Mertes (Stuttgart) 
Mischnick 
Möllemann 
Moersch 
Ollesch 
Opitz 
Peters (Poppenbüll) 
Schmidt (Kempten) 
von Schoeler 
Frau Schuchardt 
Spitzmüller 
Dr. Vohrer 
Dr. Wendig 
Zywietz 

Berliner Abgeordnete 

Hoppe 

Nein 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Dr. Aigner 
von Alten-Nordheim 
Dr. Althammer 
Dr. Arnold 
Dr. Artzinger 
Baier 
Dr. Becher (Pullach) 
Dr. Becker 

(Mönchengladbach) 
Frau Benedix 
Benz 
Berger 
Bewerunge 
Biechele 
Biehle 
Dr. von Bismarck 
Dr. Blüm 
von Bockelberg 
Böhm (Melsungen) 
Braun 
Breidbach 
Bremer 
Bremm  

Burger 
Carstens (Emstek) 
Dr. Carstens (Fehmarn) 
Dr. Czaja 
Damm 
van Delden 
Dr. Dollinger 
Dr. Dregger 
Dreyer 
Eigen 
Eilers (Wilhelmshaven) 
Engelsberger 
Entrup 
Dr. Erhard 
Erhard (Bad Schwalbach) 
Ernesti 
Dr. Evers 
Dr. Eyrich 
Freiherr von Fircks 
Franke (Osnabrück) 
Dr. Franz 
Dr. Früh 
Dr. Fuchs 
Geisenhofer 
Gerlach (Obernau) 
Gerster (Mainz) 
Gierenstein 
Dr. Götz 
Dr. Gruhl 
Haase (Kassel) 
Dr. Häfele 
Härzschel 
Dr. Hammans 
von Hassel 
Hauser (BN-Bad Godesberg) 
Hauser (Krefeld) 
Dr. Hauser (Sasbach) 
Höcherl 
Hösl 
Dr. Hornhues 
Horstmeier 
Frau Hürland 
Hussing 
Jäger (Wangen) 
Dr. Jahn (Braunschweig) 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Josten 
Katzer 
Dr. Kempfler 
Kiechle 
Dr. Klein (Göttingen) 
Dr. Klein (Stolberg) 
Dr. Klepsch 
Dr. Kliesing 
Dr. Köhler (Duisburg) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Krampe 
Dr. Kraske 
Kroll-Schlüter 
Freiherr 
von Kühlmann-Stumm 

Dr. Kunz (Weiden) 
Lagershausen 
Lampersbach 
Leicht 
Lemmrich 
Dr. Lenz (Bergstraße) 
Lenzer 
Link 
Löher 
Dr. Luda 
Dr. Marx 
Maucher 
Memmel 
Dr. Mertes (Gerolstein) 
Mick 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Möller (Lübeck) 

Müller (Remscheid) 
Dr. Müller-Hermann 
Dr. Narjes 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Nordlohne 
Dr.-Ing. Oldenstädt 
Orgaß 
Frau Pack 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Picard 
Pieroth 
Pohlmann 
Dr. Prassler 
Dr. Probst 
Rainer 
Rawe 
Reddemann 
Frau Dr. Riede (Oeffingen) 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Ritgen 
Dr. Ritz 
Röhner 
Rollmann 
Rommerskirchen 
Roser 
Russe 
Sauer (Salzgitter) 
Sauter (Epfendorf) 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein

-

Hohenstein 
Dr. Schäuble 
Frau Schleicher 
Schmidhuber 
Schmidt (Wuppertal) 
Schmitt (Lockweiler) 
Schmitz (Baesweiler) 
Schmöle 
Dr. Schneider 
Frau Schroeder (Detmold) 
Dr. Schröder (Düsseldorf) 
Schröder (Luneburg) 
Schulte 
(Schwäbisch-Gmünd) 

Dr. Schulze-Vorberg 
Dr. Schwörer 
Seiters 
Sick 
Solke 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim 

Spilker 
Spranger 
Springorum 
Dr. Sprung 
Stahlberg 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Graf Stauffenberg 
Dr. Stavenhagen 
Frau Stommel 
Stücklen 
Susset 
de Terra 
Thürk 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Frau Tübler 
Dr. Unland 
Vehar 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt 
Volmer 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Wagner (Trier) 
Dr. Waigel 
Dr. Wallmann 
Frau Dr. Walz 
Wawrzik 
Weber (Heidelberg) 
Werner 
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Frau Dr. Wex 
Frau Will-Feld 
Windelen 
Wissebach 
Dr. Wittmann (München 
Dr. Wörner 
Frau Dr. Wolf 
Baron von Wrangel 
Dr. Wulff 
Zeyer 
Ziegler 

Zink 
Zoglmann 

Berliner Abgeordnete 

Frau Berger (Berlin) 
Kunz (Berlin) 
Müller (Berlin) 
Frau Pieser 
Straßmeir 
Wohlrabe 

Damit ist der Gesetzentwurf in dritter Beratung 
angenommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP) 

Meine Damen und Herren, ich kann damit zu den 
weiteren Ziffern des Ausschußantrages auf Druck-
sache 7/4183 zurückkehren. 

Wir haben zunächst über die Ziffern 2 und 3 des 
Ausschußantrages, den Gesetzentwurf des Bundes-
rates auf Drucksache 7/2432 und die zu den Entwür-
fen eingegangenen Petitionen für erledigt zu erklä-
ren, abzustimmen. Ich schlage vor, daß wir über die 
Ziffern 2 und 3 gemeinsam abstimmen. — Ich höre 
keinen Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Wer den Ziffern 2 und 3 des Ausschußantrags zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 
Danke.  Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Ge-
gen die Stimmen der Opposition mit den Stimmen 
der Koalition angenommen. 

Wir kommen zu Ziffer 4 des Ausschußantrages. 
Hier liegt ein Entschließungsantrag des Ausschusses 
vor. Das Wort wird dazu nicht begehrt. 

Wer dem Entschließungsantrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Danke. Ge-
genprobe! — Danke. Stimmenthaltungen? — Damit 
ist auch der Entschließungsantrag ebenso wie das 
Gesetz in der dritten Beratung angenommen. 

Es liegt noch ein Entschließungsantrag der Frak-
tion der CDU/CSU auf Drucksache 7/4210 vor. Er ist 
nach dem Vermerk des amtierenden Präsidenten in 
der zweiten Lesung eingebracht worden. Wird noch 
das Wort dazu begehrt? — Das ist nicht der Fall. 

Wer diesem Entschließungsantrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Danke. 
Gegenprobe! — Danke. Stimmenthaltungen? — 
Meine Damen und Herren, der Entschließungsantrag 
der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 7/4210 
ist abgelehnt. 

Wir haben jetzt noch die erste Beratung des von 
den Fraktionen der SPD und der FDP eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung dienstrecht-
licher Vorschriften — Drucksache 7/4187 — abzu-
schließen. Das Wort wird dazu nicht mehr begehrt. 
Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, die Vorlage an 
den Innenausschuß — federführend — und an den 
Rechtsausschuß — mitberatend — zu überweisen. — 
Ich sehe und höre keinen Widerspruch; es ist so be-
schlossen. 

Meine Damen und Herren, damit ist der gesamte 
Tagesordnungspunkt 3 erledigt. Wir können in der 
Beratung der anderen Tagesordnungspunkte fort-
fahren. 

Ich rufe Punkt 17 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (10. Ausschuß) zu dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Agrarbericht 
1975 

— Drucksachen 7/3210, 7/3211, 7/4151 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Eigen 

Eine Ergänzung des schriftlichen Berichts wird 
nicht gewünscht. Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Wer dem Antrag des Ausschusses, von dem Agrar-
bericht Kenntnis zu nehmen, zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Zeichen. — Ich danke Ihnen. 
Die Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Dem 
Antrag des Ausschusses ist zugestimmt. 

Ich rufe nunmehr Punkt 18 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Ubersicht 15 des Rechtsausschus-
ses (6. Ausschuß) über die dem Deutschen 
Bundestag zugeleiteten Streitsachen vor dem 
Bundesverfassungsgericht 

— Drucksache 7/4090 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Lenz (Bergstraße) 

Eine Ergänzung des vorgelegten Berichts wird 
nicht gewünscht. Der Ausschuß schlägt vor, von 
einer Äußerung oder einem Verfahrensbeitritt zu 
den aufgeführten Streitsachen vor dem Bundesver-
fassungsgericht abzusehen. — Das Wort wird nicht 
begehrt. Wer diesem Vorschlag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Ich danke 
Ihnen. Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Es 
ist so beschlossen. 

Ich rufe die Punkte 19 bis 33 unserer Tagesord-
nung auf: 

19. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) zu 
dem von der Bundesregierung zur Unterrich-
tung vorgelegten Vorschlag der EG-Kommis-
sion für eine Verordnung (EWG) des Rates 
über die gemeinsame Begriffsbestimmung für 
den Ursprung von Mineralölerzeugnissen 
— Drucksachen 7/2447, 7/4106 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Scheu 

20. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) zu 
dem von der Bundesregierung zur Unterrich-
tung vorgelegten Vorschlag der EG-Kommis-
sion für eine Verordnung (EWG) des Rates 
über den Abschluß eines Abkommens über 
den Handel mit Spinnstoffen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Islamischen Republik Pakistan sowie zur 
Festlegung von Durchführungsbestimmungen 
zu diesem Abkommen 
— Drucksachen 7/3993, 7/4099 —

Berichterstatter: Abgeordneter Schmidhuber 
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21. Beratung des Berichts und des Antrags des 

Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) zu 
dem von der Bundesregierung zur Unterrich-
tung vorgelegten Vorschlag der EG-Kommis-
sion für eine Verordnung (EWG) des Rates 
über den Abschluß eines Abkommens über 
den Handel mit Spinnstoffen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Republik Indien sowie zur Festlegung von 
Durchführungsbestimmungen zu diesem Ab-
kommen 

Drucksachen 7/3970, 7/4102 —

Berichterstatter: Abgeordneter Schmidhuber 

22. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) zu 
der von der Bundesregierung zur Unterrich-
tung vorgelegten Mitteilung der EG-Kommis-
sion über die Probleme in der Halbstoff-, Pa-
pier- und Pappenerzeugung 
— Drucksachen 7/2039, 7/4103 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Schmidhuber 

23. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) zu 
dem von der Bundesregierung zur Unterrich-
tung vorgelegten Programm der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften für im Be-
reich der Bauwirtschaft durchzuführende Ak-
tionen 
— Drucksachen 7/3271, 7/4104 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Junker 

24. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) zu 
dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Vorschlag für eine Entscheidung des Rates 
über die Änderung des Zeitplans für die Aus-
arbeitung des Jahresberichts über die wirt-
schaftliche Lage der Gemeinschaft 
— Drucksachen 7/3961, 7/4105 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Schmidhuber 

25. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) zu 
dem von der Bundesregierung zur Unterich-
tung vorgelegten Vorschlag der EG-Kommis-
sion für eine Verordnung (EWG) des Rates 
über ein gemeinschaftliches Verfahren zur Un-
terrichtung und Konsultation über die Preise 
für Rohöl und Mineralölerzeugnisse in der 
Gemeinschaft 
— Drucksachen 7/3979, 7/4144 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Schmidhuber 

26. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) zu 
den von der Bundesregierung zur Unterrich-
tung vorgelegten Vorschlägen der EG-Kom-
mission für Verordnungen und Mitteilungen 
an den Rat zum Schema der Allgemeinen 
Zollpräferenzen der Europäischen Gemein-
schaften für 1976 
— Drucksachen 7/3878, 7/4145 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Schmidhuber 

27. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) zu 
dem von der Bundesregierung zur Unterrich-
tung vorgelegten Vorschlag der EG-Kommis-
sion für eine Verordnung (EWG) des Rates 
zur Abänderung der Ratsverordnung Nr. 
1056/72 über die Mitteilung der Investitions-
vorhaben von gemeinschaftlichem Interesse 
auf dem Erdöl-, Erdgas- und Elektrizitätssek-
tor an die Kommission 
— Drucksachen 7/3987, 7/4146 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Scheu 

28. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Jugend, Familie und Gesund-
heit (13. Ausschuß) zu dem von der Bundes-
regierung zur Unterrichtung vorgelegten Vor-
schlag der EG-Kommission für eine Richtlinie 
des Rates über die Angleichung der Rechts-
vorschriften der Mitgliedstaaten hinsichtlich 
der Keramikgegenstände, die für die Auf-
nahme von Lebensmitteln bestimmt sind 
— Drucksachen 7/3209, 7/4148 — 

Berichterstatterin: 
Abgeordnete Frau Lüdemann 

29. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Innenausschusses (4. Ausschuß) zu dem von 
der Bundesregierung zur Unterrichtung vor-
gelegten Vorschlag der EG-Kommission für 
eine Entscheidung des Rates zur Einführung 
eines gemeinsamen Verfahrens für die An-
lage und Fortschreibung eines ständigen eu-
ropäischen Bestandsverzeichnisses der Infor-
mationsquellen auf dem Gebiet des Umwelt-
schutzes 
— Drucksachen 7/3435, 7/4125 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Gruhl, 
Abgeordneter Konrad 

30. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) zu dem von der Bundesregie-
rung zur Unterrichtung vorgelegten Vorschlag 
der EG-Kommission für eine Verordnung 
(EWG) des Rates zur Änderung der Haus-
haltsordnung in bezug auf die Mittel des Eu-
ropäischen Sozialfonds 
— Drucksachen 7/3809, 7/4091 —

Berichterstatter: 
Abgeordneter Franke (Osnabrück) 

31. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) zu dem von der Bundesregie-
rung zur Unterrichtung vorgelegten Vorschlag 
der EG-Kommission für eine Verordnung 
(EWG) des Rates über die Änderung der Ver-
ordnungen (EWG) Nr. 1408/71 und Nr. 574/72 
und zur Vereinheitlichung der Regelung für 
die Zahlung der Familienleistungen an Ar-
beitnehmer, deren Familienangehörige in ei- 
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nem anderen als dem Beschäftigungsland 
wohnen 
— Drucksachen 7/3589, 7/4109 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Augstein 

32. Beratung des Antrags des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) zu dem von der Bundesregie-
rung zur Unterrichtung vorgelegten Vorschlag 
der EG-Kommission für eine Verordnung 
(EGKS, Euratom, EWG) des Rates zur Fest-
legung der Gruppe der Empfänger, der Be-
dingungen für die Gewährung und der Sätze 
der Vergütungen, die den im Schichtdienst im 
Sinne von Artikel 56 a des Statuts arbeiten-
den Beamten gewährt werden können 
— Drucksachen 7/3951, 7/4110 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Schäfer (Tübingen) 

33. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (10. Ausschuß) zu dem von der 
Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg-
ten Vorschlag der EG-Kommission für eine 
Verordnung des Rates über die Erhebung ei-
ner Ausfuhrabgabe bei Versorgungsschwie-
rigkeiten mit Zucker für bestimmte Waren 
außer Anhang II des Vertrages zur Grün-
dung der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft, die Saccharose enthalten 
— Drucksachen 7/3701, 7/4152 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Schmidt (Gellersen) 

Ich danke den Berichterstattern und frage, ob 
einer von ihnen das Wort wünscht. — Das ist nicht 
der Fall. Ich frage, ob das Wort zur Aussprache 
begehrt wird. — Auch das ist offensichtlich nicht 
der Fall. 

Ich frage, ob das Haus damit einverstanden ist, 
daß wir der Einfachheit halber gemeinsam abstim-
men. 

(Zustimmung) 

— Ich danke Ihnen. Wir kommen zur Abstimmung 
über die Ausschußanträge auf den Drucksachen 4106, 
4099, 4102, 4103, 4104, 4105, 4144, 4145, 4146, 4148, 
4125, 4091, 4109, 4110 und 4152. Wer zustimmen 
will, gebe das Handzeichen. — Danke. Gegenprobe! 
— Zwei Gegenstimmen. Stimmenthaltungen? — Es 
ist so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 34 der Tagesordnung auf: 

a) Beratung der Sammelübersicht 47 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen und systematische Ubersicht 
über die beim Deutschen Bundestag in der 
Zeit vom 13. Dezember 1972 bis 30. Septem-
ber 1975 eingegangenen Petitionen 
— Drucksache 7/4142 — 

b) Beratung der Sammelübersicht 48 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 7/4166 —  

Berichterstatterin: 
Abgeordnete Frau Grützmann 

Ich danke der Berichterstatterin und frage sie, ob 
das Wort zur Ergänzung gewünscht wird. — Bitte, 
Frau Kollegin Grützmann! 

Frau Grützmann (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe verständlicherweise 
gezögert, die Wortmeldung zu diesem Tagesord-
nungspunkt aufrechtzuerhalten, weil ich weiß, daß 
Sie, die Kollegen, nun endlich in Ihre Wahlkreise 
fahren wollen. Der Petitionsausschuß hat aber aus-
drücklich darum gebeten, daß ich mich heute zu Wort 
melde, weil wir die wenigen Chancen, diese für 
den Bürger außerordentlich wichtige Arbeit im Ple-
num darzustellen, nicht ungenutzt lassen können. 

Mit Recht hat jemand dem Petitionsausschuß ein-
mal die Funktion eines sozialen Frühwarnsystems 
zuerkannt. Etwas volkstümlicher bezeichnet man 
diesen Ausschuß als die Klagemauer der Bürger. Er 
erfüllt also eine ernst zu nehmende Aufgabe. Wenn 
dennoch dieser Bericht nach dem Punkt „EG-Richt-
linien" als vorletzter Punkt auf die Tagesordnung 
gesetzt wird, macht das nicht nur für uns, die wir 
im Petitionsausschuß tätig sind, sondern meiner 
Meinung nach auch nach draußen einen schlechten 
Eindruck und zeigt deutlich den Stellenwert an, den 
man diesem Ausschuß beimißt. 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Aber keine Sorge: Davon erfährt die Offentlichkeit 
nichts; denn die so kritischen Medien sind jetzt 
natürlich mit voller Tasche, wie die Tribüne zeigt, 
längst auf dem Wege nach Hause. 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU] : Sehr 
richtig!) 

Jährlich werden rund 12 000 Bitten und Beschwer-
den der Bürger im Ausschuß behandelt, und es ist 
zu vermuten, daß schon jeder der 518 Abgeordneten 
über seine Sprechstunde Zulieferer für den Peti-
tionsausschuß war. Damit hat es dann aber — bitte, 
entschuldigen Sie diese Offenheit — ganz offen-
sichtlich sein Bewenden. Der Schreibtisch ist um 
einen Vorgang leichter geworden, und die Kollegen 
im Ausschuß, die werden es schon machen. Diese 
Haltung ist nicht nur bedauerlich, sie ist auch unver-
ständlich. 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU] : Sehr 
richtig!) 

In kaum einem anderen Ausschuß wird dem Bürger 
in solch einem Maße geholfen, wird die Verwaltung 
und wird Parkinson kontrolliert. In keinem anderen 
Ausschuß erfahren wir von den vielen Problemen, 
den Nöten, die sich aus den von uns beschlossenen 
Gesetzen oder auch wegen fehlender Gesetze er-
geben. 

Zur Arbeit selbst: Gerade in den letzten Wochen 
hat sich der Petitionsausschuß erfolgreich mit einer 
Reihe von Fällen befassen können, die zeigen, daß 
wir mehr sind als nur eine Lazarettstation mit letz-
ter Hilfe für ausweglose Fälle. Drei Beispiele sollen 
es verdeutlichen. 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 197. Sitzung. Bonn, Freitag, den 24. Oktober 1975 	13603 

Frau Grützmann 
Erstes Beispiel: Der Ausschuß hat sich ausführlich 

mit den Problemen beschäftigt, die sich aus dem 
Rentenzahlverfahren mit dem Ausland ergeben. Das 
vielzitierte Prinzip der Freizügigkeit in der Euro-
päischen Gemeinschaft ist in diesem Bereich noch 
recht unvollkommen. In der Praxis wird jemand, der 
etwa als Rentner nach Italien zieht, schwer benach-
teiligt. Auf die Auszahlung der ohnehin nur zwei-
monatlich überwiesenen Rente muß er nicht selten 
mit einem Verzug von zwei bis drei Monaten war-
ten. Dazu kommen in vielen Fällen Kursverluste. 

Mit den tragischen Konsequenzen wurde der Peti-
tionsausschuß bereits Ende 1973 befaßt. Ich will 
Ihnen die Einzelheiten ersparen, meine aber, daß 
hier umgehend Abhilfe geschaffen werden muß. Der 
Ausschuß hat Bundesminister Arendt gebeten, die 
bereits eingeleiteten Gespräche mit den betreffen-
den Ländern — die Niederlande gehören auch da-
zu — beschleunigt fortzusetzen und über die Ergeb-
nisse zu berichten, damit dieses Problem endlich 
zufriedenstellend gelöst wird. 

Zugleich hat der Ausschuß beschlossen, sich sei-
nerseits an die Europäische Gemeinschaft zu wenden 
und nachdrücklich eine Änderung der bisherigen 
Vorschriften zu verlangen. Immerhin sind von den 
hier aufgetretenen Schwierigkeiten allein in Italien 
über 32 000 deutsche Rentner betroffen. Es geht also 
keineswegs um Einzelfälle. 

Zweites Beispiel: Ein ebenfalls tragischer Fall, 
über den meine Kollegin Dr. Riede bereits im Juni 
berichtet hatte, konnte inzwischen ich sage: eini-
germaßen — befriedigend abgeschlossen werden. 
Es handelte sich um eine Petentin, die wegen Ab-
hörens eines englischen Senders zur Zeit des Nazi-
Regimes zu einer Zuchthausstrafe verurteilt und 
deren Ehe aus diesem Grunde geschieden worden 
war. Die Petentin hatte beantragt, ihr aus der Ver-
sicherung ihres inzwischen verstorbenen Ehemannes 
eine Hinterbliebenenrente zu gewähren. 

Wegen des in dem Scheidungsurteil von 1943 — 
wohlgemerkt: 1943 — ausgesprochenen Mitver-
schuldens der Frau wurde dies zunächst abgelehnt. 
Ich erinnere daran, daß wir jetzt bereits im Jahre 
1975 sind. Inzwischen konnte, nicht zuletzt auf 
Grund der Bemühungen des Petitionsausschusses, 
erreicht werden, daß sich die Rentenversicherungs-
anstalt — im Jahre 1975! — im Vergleichswege be-
reit erklärte, für die Zukunft die beantragte Rente 
zu gewähren. Die Versicherungsanstalt sah sich 
allerdings nicht imstande, eine Nachzahlung ins 
Auge zu fassen. 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU] : Das ist 
höchst bedauerlich!) 

Immerhin konnte auf diese Weise verhindert wer-
den, daß die Petentin weiterhin die Folgen eines 
auf nationalsozialistischem Unrecht basierenden 
Scheidungsurteils zu tragen hatte. 

Drittes Beispiel: Hier handelt es sich um ein 
typisches Problem des oft zitierten kleinen Mannes 
— im Jahr der Frau vielleicht auch der Bürgerin von 
der Straße. Nach geltendem Recht wird aus ver-
schiedenen Gründen bei Urteilen der Amtsgerichte  

in Zivilsachen keine Rechtsmittelbelehrung erteilt. 
Die Parteien des Rechtsstreits, die hier natürlich be-
sonders oft rechtsunkundig sind, wissen also, wenn 
sie unterlegen sind, in vielen Fällen nicht, an wen 
sie sich mit einem Rechtsmittel zu wenden haben 
und innerhalb welcher Frist dies geschehen muß. 
Die Folge ist, daß viele Bürger von den ihnen zu-
stehenden Möglichkeiten keinen oder einen zu spä-
ten Gebrauch machen, also aus Rechtsunkenntnis 
einen Rechtsverlust erleiden. Nun werden die Ju-
risten auch dafür sicher eine Begründung parat 
haben. Der Ausschuß aber war der Meinung, daß 
hier eine Lösung für den Bürger gefunden werden 
sollte. Die Petition ist deshalb der Bundesregierung 
zur Erwägung überwiesen worden. Wir haben insbe-
sondere empfohlen, die verschiedenen Belehrungen 
der Parteien über ihre Pflichten im Zivilprozeß in 
einem Grundtatbestand zusammenzufassen. Neben 
einer Rechtsmittelbelehrung über formale Anfech-
tungsmöglichkeiten soll eine Belehrung über Be-
fugnisse und Obliegenheiten im Zivilprozeß sowie 
über die Folgen ihrer Nichtbeachtung vorgeschrie-
ben werden. Damit soll eine klarere und bessere Ge-
staltung aller Rechtsschutzmöglichkeiten im Zivil-
prozeß erreicht werden. 

Lassen Sie mich zum Abschluß noch darauf hin-
weisen, daß der Ausschuß in einigen Fällen von der 
ihm durch die Grundgesetzänderung und das dazu 
ergangene Gesetz endlich zugestandenen Erweite-
rung seiner Befugnisse, vor allem von dem Recht 
auf Aktenvorlage, Gebrauch gemacht hat und dies 
in besonderen Fällen auch weiterhin tun wird. 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU]: Hoffent

-

lich kommt es dazu!) 

Es genügt schließlich nicht, eine Petition irgend-
wann zu erledigen. Wenn wirksam geholfen werden 
soll — das ist gerade auch bei älteren Petenten 
wichtig —, muß es schnell gehen. Auf dem Wege zu 
diesem Ziel gilt es, mit Hilfe des Gesetzes, aber 
auch durch organisatorische Verbesserungen bei der 
Petitionsbearbeitung ein weiteres Stück voranzu-
kommen. — Vielen Dank für Ihre Geduld. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, ich danke der Frau Bericht-
erstatterin sehr und schlage vor, die Punkte 34 a und 
34 b gemeinsam zu behandeln. 

Wer dem Votum des Ausschusses zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Danke. 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Es ist ein-
stimmg so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir haben noch die 
Punkte 2 und 3 der ursprünglichen Tagesordnung zu 
erledigen. Ich rufe Punkt 2 auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Übereinkommen 
vom 2. Dezember 1972 über sichere Container 
— Drucksache 7/3917 — 
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Bericht und Antrag des Ausschusses für Ver-
kehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(14. Ausschuß) 

Drucksache 7/4096 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dreyer 

(Erste Beratung 185. Sitzung) 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. — Das 
Wort zur Ergänzung des Schriftlichen Berichts wird 
nicht gewünscht. 

Ich rufe in zweiter Beratung und zur Schlußab-
stimmung Art. 1 bis 11 sowie Einleitung und Über-
schrift in der Fassung des Ausschußantrags auf. — 
Das Wort wird auch in der Aussprache nicht be-
gehrt. 

Die Abstimmung wird mit der Schlußabstimmung 
verbunden. Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustim-
men wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Ich 
danke Ihnen. Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? 
— Ich stelle einstimmige Annahme fest. 

Punkt 3: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
6. August 1971 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik der Philippi-
nen über den Luftverkehr 
-- Drucksache 7/3821 	 

Bericht und Antrag des Ausschusses für Ver-
kehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(14. Ausschuß) 
-- Drucksache 7/4097 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Tönjes 

(Erste Beratung 185. Sitzung) 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter für seinen 
Schriftlichen Bericht. — Eine Ergänzung des 
Schriftlichen Berichts wird nicht gewünscht. — Das 
Wort wird auch in der Aussprache nicht begehrt. 

Ich rufe in zweiter Beratung und zur Schlußab-
stimmung Art. 1 und 2 sowie Einleitung und Über-
schrift auf. Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustim-
men wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Ich 
danke Ihnen. Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? 
— Ich stelle einstimmige Annahme fest. 

Meine Damen und Herren, ich kann nunmehr 
Punkt 9 aufrufen: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Regelung der Landeszugehörigkeit des 
Verwaltungsbezirks Oldenburg und des Land-
kreises Schaumburg-Lippe nach Artikel 29 
Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes 
— Drucksache 7/4167 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 

Zur Begründung der Regierungsvorlage hat der 
Herr Bundesinnenminister das Wort. 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des Innern: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Bundesregierung hatte zu prüfen, ob eine Wieder-
herstellung der vormaligen Länder Oldenburg und 
Schaumburg-Lippe mit den Zielen einer zeitgerech-
ten Neugliederung übereinstimmen oder ob sie 
ihnen widersprechen würde. Sie ist zu der Überzeu-
gung gelangt, daß dem Ergebnis dieser erfolgreichen 
Volksentscheide aus folgenden Gründen nicht ge-
folgt werden kann: 

Erstens. Das Grundgesetz fordert in Art. 29 Abs. 1, 
das durch die Neugliederung Länder geschaffen 
werden, die nach Größe und Leistungsfähigkeit die 
ihnen obliegenden Aufgaben wirksam erfüllen kön-
nen. Selbständige Länder Oldenburg und Schaum-
burg-Lippe könnten aber wegen ihrer zu geringen 
Größe und der sich daraus ergebenden mangelnden 
Leistungsfähigkeit ihre Aufgaben weniger wirksam 
erfüllen als das jetzige Land Niedersachsen. 

Zweitens. Die Verselbständigung der beiden Ge-
bietsteile würde zugleich auch die Leistungsfähig-
keit des verbleibenden Landes Niedersachsen er-
heblich schmälern. 

Drittens. Die Beibehaltung der gegenwärtigen 
staatlichen Gliederung begründet darüber hinaus 
eine günstigere Ausgangslage für jede künftige 
Neugliederung des Bundesgebiets, als sie entstünde, 
wenn der Gesetzgeber den Volksentscheiden statt-
geben würde. 

Viertens. Die Bundesregierung ist weiter der Auf-
fassung, daß die landsmannschaftlichen, geschicht-
lichen und kulturellen Besonderheiten von Olden-
burg und Schaumburg-Lippe, die bei den Volksent-
scheiden vom 19. Januar 1975 eine maßgebliche 
Rolle gespielt haben, auch im größeren Verband 
des Landes Niedersachsen gewahrt und gepflegt 
werden können, ohne daß dessen Fortbestand in 
Frage gestellt werden müßte. Ich darf hierfür auch 
auf die im Abschnitt II Nr. 3 der Gesetzesbegrün-
dung wiedergegebene Erklärung der Regierung des 
Landes Niedersachsen verweisen. 

Die Bundesregierung ist daher der Überzeugung, 
daß bei der Bestimmung der weiteren Landeszuge-
hörigkeit von Oldenburg und Schaumburg-Lippe 
nach den Vorschriften des Grundgesetzes keine an-
dere Entscheidung in Betracht kommt, als sie in dem 
Ihnen vorliegenden Gesetzentwurf vorgesehen ist. 

Uns allen ist bewußt, daß es politisch unbefrie-
digend ist, über erfolgreiche Volksentscheide hin-
weggehen zu müssen, ohne daß zugleich eine groß-
räumige Neugliederung des Bundesgebietes in An-
griff genommen wird, etwa auf der Grundlage der 
Vorschläge der Ernst-Kommission, die nach der Auf-
fassung der Bundesregierung den Richtbegriffen des 
Art. 29 Abs. 1 des Grundgesetzes entsprechend und 
für die Verwirklichung einer zeitgerechten Neu-
gliederung des Bundesgebietes geeignet erscheinen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich glaube, hier Zustimmung zu finden, wenn ich 
sage, daß die gleichzeitige Vorlage eines Gesetzes 
zur Neugliederung des Bundesgebietes nach einer 
umfassenden und gebietsmäßig konkretisierten Kon- 
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zeption nur dann sinnvoll und vom Verfassungsauf-
trag des Art. 29 des Grundgesetzes her verantwort-
bar wäre, wenn die dabei vorgesehenen Änderun-
gen des Gebietsbestands der Länder Aussicht hätten, 
die mehrheitliche Zustimmung der politischen Par-
teien und insbesondere der betroffenen Bevölkerung 
zu finden. Diese Voraussetzungen liegen derzeit 
nicht vor. Darüber gibt es gar keine Meinungsver-
schiedenheiten. 

Daher scheint es jetzt geboten, nach einem Weg 
zu suchen, wie die Grundgesetzbestimmung des 
Art. 29 nach Zielen und Verfahren den Bedürfnissen 
der Gegenwart und Zukunft angepaßt werden kann. 
Ich habe bereits am 22. Januar 1975 im Innenaus-
schuß des Deutschen Bundestages angekündigt, daß 
ich darüber Gespräche mit allen verantwortlichen 
politischen Kräften in Bund und Ländern aufneh-
men würde. 

Inzwischen hat eine Reihe solcher Gespräche und 
Sitzungen stattgefunden, an denen Vertreter der Re-
gierungsparteien und der Oppositionsparteien so-
wie Repräsentanten der an der Neugliederungspro-
blematik besonders interessierten Länder teilge-
nommen haben. Das Ziel der Besprechungen ist die 
Schaffung eines Regierungsentwurfs für eine Neu-
fassung des Art. 29 des Grundgesetzes, der Aussicht 
hat, die für eine Verfassungsänderung erforderliche 
Zweidrittelmehrheit sowohl im Bundestag als auch 
im Bundesrat zu finden. In den Gesprächen ist in 
allen wesentlichen Grundzügen zwischen den Teil-
nehmern Übereinstimmung erzielt worden, über die 
ich beim ersten Durchgang im Bundesrat vor einigen 
Tagen berichtet habe. Ich gehe somit davon aus, 
daß ich in Kürze dem Kabinett den Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Art. 29 des Grundgeset-
zes vorlegen kann. Es wird dann Sache des Deut-
schen Bundestages und des Bundesrates sein, für 
eine Neufassung des Neugliederungsartikels unse-
res Grundgesetzes Sorge zu tragen, die den Erfor-
dernissen der Zukunft besser gerecht wird als die 
derzeitige Regelung. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, damit ist die Vorlage begrün-
det. Wir treten in die Aussprache ein. 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Professor 

Dr. Klein. 

Dr. Klein (Göttingen) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Was dem Petitionsaus-
schuß recht ist, ist der Vorlage zu Art. 29 billig. 
Ich meine, der Bedeutung der Angelegenheit ist es 
nicht ganz angemessen, diesen Entwurf zu so später 
Stunde zu beraten. Die Tagesordnung hat es nicht 
anders ermöglicht, aber ich glaube, aus der Sicht 
derjenigen, die von dieser Angelegenheit unmittel-
bar betroffen sind, aber auch aus unserer aller Sicht, 
weil ja doch sehr prinzipielle Fragen aufgeworfen 
werden, ist die Bedeutung dieser Vorlage nicht zu 
unterschätzen. 

Der Bundesinnenminister hat, wie ich meine, zu 
Recht darauf hingewiesen, daß wir alle der Verab-
schiedung dieses uns von der Bundesregierung vor-

gelegten Gesetzentwurfs nicht ganz ohne Unbeha-
gen entgegensehen können. Das Gesetz ist durch 
die am 19. Januar dieses Jahres in Oldenburg und 
Schaumburg-Lippe durchgeführten Volksentscheide 
notwendig geworden, mit denen sich die Bevölke-
rung dieser Gebietsteile des Bundeslandes Nieder-
sachsen mit den erforderlichen Mehrheiten für die 
Wiederherstellung der früheren Länder Oldenburg 
und Schaumburg-Lippe ausgesprochen hat. Das er-
wähnte Unbehagen resultiert daraus, daß die Ver-
fassung hier — es handelt sich dabei um den ein-
zigen Fall dieser Art — dem Volk Gelegenheit gibt, 
unmittelbar seinen Willen in einer bestimmten Sach-
frage zu äußern. Das Volk hat sich nun geäußert. 
Wir aber als Gesetzgeber schicken uns an, ihm zu 
sagen, daß diese Äußerung folgenlos und alles beim 
alten bleiben werde. Die Problematik dieser eviden-
ten Düpierung des Stimmbürgers liegt, wie ich 
meine, auf der Hand. Es droht zumindest bei den 
direkt Betroffenen eine Frustration des demokrati-
schen Staatsbewußtseins. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb kann es für den Deutschen Bundestag in 
diesem Fall bei der nüchternen Aussage des Gesetz-
entwurfs, der Verwaltungsbezirk Oldenburg und der 
Landkreis Schaumburg-Lippe verblieben beim Land 
Niedersachsen, sein Bewenden nicht haben, wenn 
es denn schon mit Rücksicht auf die übrigens ja 
nicht ganz unumstrittene Verfassungsrechtslage zu 
der von der Bevölkerung gewünschten Wiederher-
stellung der alten Länder Oldenburg und Schaum-
burg-Lippe nicht kommen kann. 

In der amtlichen Begründung des Gesetzentwurfes 
heißt es, die Gesichtspunkte der landsmannschaft-
lichen Verbundenheit und der geschichtlichen und 
kulturellen Zusammenhänge könnten im Vergleich 
zu den anderen Maßgaben des Art. 29 Abs. 1 des 
Grundgesetzes kein so großes Gewicht beanspru-
chen, daß dem Wunsch der Bevölkerung zu ent-
sprechen wäre. Ich habe mit Befriedigung zur Kennt-
nis genommen, daß der Innenausschuß in seiner 
gestrigen Sitzung diese Begründung als nicht zu-
reichend empfunden und die Bundesregierung um 
eine weitere und eingehendere Begründung in den 
bevorstehenden Beratungen gebeten hat. 

Dem Bundestag jedoch verbleibt auf alle Fälle die 
Verpflichtung, auf andere Weise, wenn schon dem 
Wunsch der Bevölkerung nicht entsprochen werden 
kann, das Seine zu tun, um zu gewährleisten, daß 
diesen Gesichtspunkten entsprechend dem in den 
Volksentscheiden zum Ausdruck gekommenen Wil-
len der Bevölkerung Rechnung getragen wird. Es 
ist ja bemerkenswert, daß die zum gleichen Zeit-
punkt in einem anderen Bundesland, in Rheinland

-

Pfalz, durchgeführten Volksentscheide sämtlich ohne 
Erfolg geblieben sind. Daran ließen sich einige par-
teipolitisch interessante Bemerkungen knüpfen. 
Aber vor allen Dingen ist es eine Angelegenheit von 
staatspolitischem Rang, daß 30 Jahre nach Grün-
dung des Landes Niedersachsen die Integration sei-
ner Bevölkerung noch nicht gelungen ist. Die An-
nahme liegt nahe, daß die Behandlung, die die Be-
völkerung in Oldenburg und Schaumburg-Lippe sei-
tens der fast ausnahmslos von der SPD getragenen 
niedersächsischen Landesregierungen erfahren hat, 
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jenen Unwillen hervorgerufen hat, der sich in den 
Volksentscheiden artikuliert. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es! — 
Immer [SPD] : Das stimmt doch nicht!) 

In der Tat ist das Ergebnis der Volksentscheide ein 
Anzeichen dafür, daß sich die Bürger in Oldenburg 
und Schaumburg-Lippe im Bereich der wirtschaft-
lichen Entwicklung, des Ausbaus der öffentlichen 
Einrichtungen, der Pflege der heimatgebundenen 
Einrichtungen und bei der Verwaltungs- und Ge-
bietsreform schlecht behandelt fühlen. Dieses Tat-
bestandes muß sich der Bundestag annehmen. Er 
muß, gerichtet an die Adresse des Landes Nieder-
sachsen, in geeigneter Weise, etwa in der Form 
einer Entschließung, der Erwartung Ausdruck ver-
leihen, daß der in einem demokratischen Verfahren 
geäußerte Wunsch der Bevölkerung in Oldenburg 
und Schaumburg-Lippe nach einer Veränderung der 
bestehenden Verhältnisse nicht einfach übergangen 
wird. Es scheint, als habe auch die Bundesregie-
rung dieses Problem erkannt. Denn anders ist es ja 
nicht zu erklären, daß sie der Regierung des Landes 
Niedersachsens Gelegenheit gegeben hat, sich im 
Rahmen der amtlichen Begründung des Entwurfs zu 
dieser Frage zu äußern. Diese Äußerung ist nun 
freilich völlig unzureichend. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie erschöpft sich im wesentlichen in einer ziemlich 
selbstgefälligen und selbstgerechten Schilderung 
dessen, was bisher für Oldenburg und Schaumburg

-

Lippe alles getan worden sein soll. Aber gerade das 
hat ja die Menschen dort nicht überzeugt. Es kann 
deshalb auch nicht das vage Versprechen genügen, 
in der bisherigen Weise fortzufahren. Auch darin 
weiß ich mich mit dem Innenausschuß des Deutschen 
Bundestags einig, der die Landesregierung aufge-
fordert hat, konkrete Vorstellungen darüber zu ent-
wickeln, wie sie den Belangen der Bevölkerung von 
Oldenburg und Schaumburg-Lippe Rechnung zu tra-
gen beabsichtigt. 

Es ist zu sagen: Die in dem Ergebnis des Volks-
entscheids im Gebiet des ehemaligen Landes Olden-
burg zum Ausdruck gekommenen Vorstellungen und 
Wünsche müssen bei der im Lande Niedersachsen 
anstehenden Gebietsreform Berücksichtigung finden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die schon bestehende Oldenburgische Landschaft 
sollte ausgebaut, insbesondere an der Verwaltung 
kultureller Einrichtungen des ehemaligen Landes 
Oldenburg beteiligt und zu diesem Zweck auch mit 
eigenen finanziellen Mitteln ausgestattet werden. 

Es ist die Errichtung einer am Vorbild der ost-
friesischen Landschaft orientierten Schaumburg-Lip-
pischen Landschaft vorzusehen, der die Verwaltung 
des Domanialvermögens des ehemaligen Landes 
Schaumburg-Lippe zu übertragen wäre, das heute 
teilweise durch den Landkreis Schaumburg-Lippe, 
zum anderen Teil durch das Land Niedersachsen 
verwaltet wird. Ich möchte im übrigen darauf hin-
weisen 

(Zuruf des Abg. Hansen [SPD]) 

— mit diesem Zwischenruf werden Sie in Schaum

-

burg-Lippe gut ankommen, Herr Kollege Hansen —, 
daß, was diesen Punkt angeht, sogar eine Gesetz-
gebungskompetenz des Bundes nach Artikel 135 
Abs. 4 bzw. Abs. 5 des Grundgesetzes gegeben sein 
könnte. 

Der Deutsche Bundestag kann sich im Hinblick auf 
seine Verantwortung für die Demokratie in Deutsch-
land dieser Verpflichtung nicht etwa unter Hinweis 
auf gegebene Landeskompetenzen entziehen. Hier 
geht es nicht darum, Querulanten abzuwimmeln, 
sondern unter Beweis zu stellen, daß dieser Staat 
den Willen seiner Bürger achtet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, wir fahren in der Aussprache 
fort. Das Wort hat Herr Abgeordneter Carstens. 

Carstens (Emstek) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Als einer 
derjenigen, der an dem Volksentscheid in Oldenburg 
teilgenommen hat, möchte ich zu dieser Frage Stel-
lung nehmen. Ich meine auch, daß es durchaus ge-
rechtfertigt sein müßte, auch zu dieser Stunde vom 
Grundsatz her etwas auszusagen. 

Ich möchte Ihnen vorweg erklären, daß ich mit 
dem Gesetzentwurf der Bundesregierung in keiner 
Weise einverstanden bin und daß ich damit auch in 
keiner Weise einverstanden sein kann. 

Am 19. Januar 1975 hat die Bevölkerung des 
oldenburgischen Gebietes auf Grund eines in Ar-
tikel 29 des Grundgesetzes vorgesehenen Verfah-
rens durch einen mit einer überaus präzisen Frage-
stellung verbundenen Volksentscheid klar zum 
Ausdruck gebracht, daß sie nicht beim Lande Nie-
dersachsen verbleiben will, sondern Oldenburg 
wieder zu einem selbständigen Land machen möchte. 
Sehr interessant ist in diesem Zusammenhang, daß 
— wie schon mein Kollege Professor Klein zum 
Ausdruck brachte — nur im Lande Niedersachsen 
zwei Volksentscheide positiv ausgegangen sind. 
Hierauf komme ich noch zurück und ebenfalls auf 
die Frage, ob die Oldenburger überhaupt bei der 
Abstimmung ihre Selbständigkeit gemeint haben. 
Das will ich in aller Offenheit hier anschließend 
noch zum Ausdruck bringen. Ich verbleibe aber zu-
nächst beim Volksentscheid und beim genauen 
Wortlaut, der zur Abstimmung gestellt wurde und 
von dem wir auszugehen haben. Wir können doch 
nur über das reden, worüber auch wirklich abge-
stimmt wurde. 

Das Grundgesetz, meine Damen und Herren, sagt 
eindeutig aus, daß bei einem positiven Ausgang des 
Volksentscheides der Gesetzgeber innerhalb eines 
Jahres über die Landeszugehörigkeit des betreffen-
den Gebietes zu entscheiden hat und daß er grund-
sätzlich an das Ergebnis des Volksentscheides ge-
bunden ist und daß er nur aus einem ganz genau 
beschriebenen Grunde hiervon abweichen kann. 
Wenn der Gesetzgeber diesen einen Grund nicht 
eindeutig nachweisen kann und trotzdem dem 
Volksentscheidergebnis nicht nachkommt, handelt 
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er zumindest gegen den Geist des Grundgesetzes 
und mißachtet ganz sicher den durch Grundgesetz 
untermauerten Volkswillen. 

Dies werfe ich der Bundesregierung vor, die durch 
den nunmehr vorliegenden Gesetzentwurf Druck-
sache 7/4167 in von mir nicht für möglich gehaltener 
Weise Volkswillen und Geist des Grundgesetzes 
hohnlacht und mißachtet, indem sie lapidar zur Be-
schlußfassung vorschlägt: „Der Verwaltungsbezirk 
Oldenburg verbleibt beim Lande Niedersachsen." 

(Zuruf des Abg. Immer [SPD]) 

Herr Minister Maihofer, wie konnten Sie einen 
solchen Gesetzentwurf hier zum Vorschlag bringen? 
Das ist für mich völlig unverständlich. 

Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen aller 
Fraktionen, sorgen Sie bitte in den Ausschußbera-
tungen dafür, daß dieser völlig unbefriedigende 
Entwurf in dieser Form nicht zur Durchführung 
kommt und nicht zum Gesetz wird! Wenn Sie noch 
einen Moment Obacht geben wollen, dann werden 
Sie einsehen, daß man jedenfalls nicht in der Form 
vorgehen kann, wie es Herr Minister Maihofer vor-
schlägt. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD] : Der will nur 
Ostfriesland abspalten!) 

Dieses neue Gesetz, über das wir heute sprechen, 
darf laut Grundgesetz nur dann vom Ergebnis des 
Volksentscheides abweichen, wenn dies zur Errei-
chung der Ziele der Neugliederung des Landes nach 
Art. 29 GG erforderlich ist. Was heißt das eigent-
lich? Als noch niemand daran dachte, daß irgendein 
Volksentscheid positiv ausgehen könnte, erklärte 
diese Bundesregierung hierzu in der Begründung 
des Gesetzentwurfes über den Volksentscheid noch 
im Juli 1974 sehr selbstbewußt, meine Damen und 
Herren, daß der Gesetzgeber für die ihm dabei zu-
fallende Entscheidung wohl eine zeitgerechte Ge-
samtkonzeption für die Neugliederung des Bundes-
gebietes zugrunde legen müßte. Diese Auffassung 
hat mir die Regierung am 14. Juli 1975 in Beant-
wortung einer Mündlichen Anfrage noch ausdrück-
lich bestätigt. Sie sagt also: wir müssen wohl eine 
Gesamtkonzeption vorlegen. Aber diese Gesamt-
konzeption liegt weder Ihnen noch mir vor, meine 
Damen und Herren, und Sie werden sie auch bis zur 
endgültigen Beschlußfassung nicht vorgelegt be-
kommen. Herr Minister Maihofer, haben Sie sich 
damals geirrt und wollen Sie das heute zugeben, 
oder wie wollen Sie sonst Ihr Vorgehen rechtferti-
gen? Ihre Begründung im Gesetzentwurf gibt dar-
über keine Auskunft, und eben haben Sie dazu auch 
nichts gesagt. 

Wenn Sie aber für die Neugliederung der Län-
der keine zeitgerechte Gesamtkonzeption vorlegen 
können — ich betone: zeitgerechte Gesamtkonzep-
tion für die Neugliederung, nicht für das Bestehen-
bleiben der jetzigen Ländergrenzen —, dann müß-
ten Sie zumindest versuchen, auf die Intention des 
Volksentscheides einzugehen. Aber nicht einmal 
das versuchen Sie, vom Erfüllen des Geistes des 
Art. 29 des Grundgesetzes ganz zu schweigen. Nun 
kommen Sie mir bitte nicht mit dem Argument, Ihr 

Gesetzentwurf sei aus diesen oder jenen Gründen 
aus juristischer Sicht vertretbar. Der normale deut-
sche Bürger mit normalem Menschenverstand wird 
Ihnen sagen, daß man so nicht verfahren kann ohne 
die Grundsätze unserer Rechtsvorstellungen zur 
Farce zu machen. 

Denn was will eigentlich der Art. 29 des Grund-
gesetzes erreichen? Er fordert in Abs. 1 ganz pau-
schal eine Länderneugliederung, die Länder schaffen 
soll, „die nach Größe und Leistungsfähigkeit die 
ihnen obliegenden Aufgaben wirksam erfüllen kön-
nen". Hierfür, um dies zu tun, setzt er keine Frist. 

(Immer [SPD] : Freie Kreisstadt Oldenburg!) 

In den Absätzen 2 bis 4 jedoch ist eine Frist von 
einem Jahr für den Fall eingebaut, daß ein Volks-
entscheid positiv ausgeht. Diese Vorschrift ist auch 
in jeder Hinsicht gerechtfertigt. 

Nehmen wir das Beispiel Oldenburg. 

(Hansen [SPD] : Enklave Oldenburg!) 

Oldenburg war jahrhundertelang ein Großherzog-
tum, dann über zwei Jahrzehnte ein selbständiges 
Land des Deutschen Reiches — es gehörte übrigens 
nie zu Preußen, falls Sie das noch nicht gewußt ha-
ben sollten —, und danach wurde es ohne jedwede 
demokratische Entscheidung durch die damalige Be-
satzungsmacht England zu Niedersachsen geschla-
gen. Gerade deswegen, weil das alles — und nicht 
nur im Falle Oldenburg — völlig ohne den Willen 
der Bevölkerung zustande gekommen ist, wurde 
der Art. 29 Abs. 2 bis 4 ins Grundgesetz aufgenom-
men. Wenn man nunmehr an diesen Absätzen 2 
bis 4 ohne Rücksichtnahme vorbeigehen will, dann 
weiß ich beim besten Willen nicht, weswegen sie 
überhaupt jemals ins Grundgesetz hineingekom-
men sind. 

Nun noch einige letzte Bemerkungen zum eigent-
lichen Volksentscheid. Der positive Ausgang des 
Volksentscheides ist gerade deswegen bemerkens-
wert, weil sich sämtliche Parteien aus der Meinungs-
bildung herausgehalten haben und auch ansonsten 
ein Wahlkampf im üblichen Sinne nicht stattgefun-
den hat. Obwohl das so war, wurde der erforder-
liche Stimmenanteil um mehr als 5 % übertroffen. 

(Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller [SPD] : Hört! 
Hört!) 

Meines Erachtens hat eine Reihe von Gründen zu 
diesem Ergebnis geführt, nicht zuletzt — lassen Sie 
mich das sagen — auch die grandiose Idee unseres 
ehemaligen Kollegen und jetzigen niedersächsischen 
Innenministers Rötger Groß, der in unübertroffener 
politischer Ahnungslosigkeit ausgerechnet einige 
Tage vor der Volksabstimmung den umstrittenen 
Entwurf zur Kreisreform zur Veröffentlichung frei-
gab. 

Sicherlich wurden auch erhebliche Unmutsbekun-
dungen gegenüber der niedersächsischen Landes-
regierung wegen der Vernachlässigung oldenburgi-
scher Belange zum Ausdruck gebracht. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU] : Das war 
berechtigt!) 
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Ich denke hier besonders an Fragen der Schulpolitik, 
der Raumordnung und der regionalen Wirtschafts-
förderung. 

Genauso sicher ist aber auch, daß viele Wähler 
eine echte Neugliederung der Länder initiieren woll-
ten und daß andere Wähler — wie viele, weiß nie-
mand; das gebe ich ja gerne zu — 

(Zuruf des Abg. Immer [SPD]) 

— aber die Fragestellung war doch so, Herr Kollege 
— im wahrste Sinne des Wortes für ein selbstän-
diges Land Oldenburg votiert haben. Obwohl eine 
echte Quantifizierung des einzelnen Wählerverhal-
tens nicht vorgenommen werden kann, kann doch 
verbindlich davon ausgegangen werden, daß die 
überwiegende Mehrheit die landsmannschaftliche, 
geschichtliche und kulturelle Verbundenheit der 
oldenburgischen Bevölkerung bekunden wollte und 
in vollem Umfang auch in Zukunft gewährleistet 
wissen möchte. Hieran kann der Gesetzgeber nicht in 
einer derart unverantwortlichen Weise vorbeige-
hen, wie es die Bundesregierung jetzt vorschlägt. 

Meine Damen und Herren, sorgen Sie bitte dafür, 
daß der Volksentscheid nicht ohne Konsequenzen 
bleibt. Ein eigens gebildetes Aktionskomitee — völ-
lig überparteilich —, wird sich sicherlich gerne kon-
struktiv einschalten wollen. Einzelne Vorschläge und 
Vorstellungen werden Ihnen zu den Ausschußbera-
tungen rechtzeitig unterbreitet werden. Mein Kolle-
ge Klein hat bereits einige konkrete Vorschläge hier-

zu gemacht. Und die Tendenz, die vor einigen Tagen 
im Innenausschuß zu verzeichnen war — ich habe so-
eben noch mit Herrn Professor Schäfer gespro-
chen —, ist ja schon der erste Schritt auf dem rich-
tigen Wege. Seien wir — das möchte ich Ihnen ab-
schließend mit einer Bitte sagen — der Souverän, 
der wir sind: Achten wir den Geist des Grundgeset-
zes und die Intentionen des in einer geheimen Ab-
stimmung deutlich gemachten Volkswillens! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Sauer [Salzgit

-

ter] [CDU/CSU] : Jetzt sprach Oldenburg, 
das war gut!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, die Vorlage an 
den Innenausschuß — federführend — und an den 
Rechtsausschuß — mitberatend — zu überweisen. — 
Ich sehe und höre keinen Widerspruch; es ist so be-
schlossen. 

Meine Damen und Herren, damit stehen wir am 
Ende der Tagesordnung. Ich berufe die nächste Sit-
zung des Deutschen Bundestages auf Dienstag, den 
4. November 1975, 10 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 16.36 Uhr) 
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Anlage 2 
Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schlecht auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/4161 Fragen A 39 und 40) : 

Ist die Bundesregierung bereit, ein Gutachten zur Ermittlung 
der entbehrlichen oder unwirtschaftlichen Regietätigkeiten von 
Bundesbehörden und anderen Körperschaften der öffentlichen 
Hand erstellen zu lassen und das Ergebnis dem Deutschen Bun-
destag vorzulegen, zumal der Bundesrechnungshof sich zu diesem 
Problem bereits mehrfach geäußert hat und der Wissenschaftliche 
Beirat beim Bundesministerium der Finanzen sich in seinem Gut-
achten vom 7. August 1975 ebenfalls mit der Frage der Verlage-
rung von öffentlicher Eigenproduktion in Privatbetriebe befaßt 
hat? 

Hält die Bundesregierung die Ausweitung der Prüfungen übet 
den Kompetenzbereich des Bundes hinaus aus konjunkturpoliti-
schen Gründen in der Weise für notwendig, indem sie die Bun-
desländer und die Kommunen auffordert, diesem Beispiel zu fol-
gen und die Länder und kommunalen Rechnungshöfe oder Rech-
nungsprüfungsämter ebenfalls in diesem Sinne tätig werden zu 
lassen, zumal gerade in mittleren und kleineren Gemeinden 
wirtschaftliche Aufgaben von den Verwaltungen übernommen 
worden sind, die hinsichtlich des maschinellen und personellen 
Aufwands in besonders gravierendem Mißverhältnis zum jewei-
ligen Haushaltsvolumen stehen? 

Die Bundesregierung hat der Problematik der 
Regietätigkeiten der öffentlichen Hand bereits seit 
jeher im Rahmen ihrer Haushaltsplanung besondere 
Aufmerksamkeit zugewendet. Der Zentralverband 
des Deutschen Handwerks hat das Thema in seinem 
Schreiben vom 23. September 1975 an den Herrn 
Bundeskanzler, die Bundesminister für Wirtschaft 
und der Finanzen sowie die Bundestagsfraktionen 
erneut aufgegriffen. In einem Gespräch des Herrn 
Bundeskanzlers mit dem Präsidenten des Zentral-
verbandes des Deutschen Handwerks, an dem ich 
beteiligt war, sind die damit zusammenhängenden 
Fragen eingehend erörtert worden. Dabei wurde 
Einigkeit darüber erzielt, daß die Erstellung eines 
Gutachtens nicht der geeignete Weg ist, das Pro-
blem anzugehen. Der Herr Bundeskanzler hat den 
Zentralverband des Deutschen Handwerks gebeten, 
der Bundesregierung konkrete Beispiele von Regie-
tätigkeiten von Bundesbehörden zu nennen, die das 
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Handwerk für unwirtschaftlich und damit für ent-
behrlich hält. 

Die Bundesregierung sammelt darüber hinaus ge-
genwärtig die verfügbaren Daten über Umfang und 
Kosten der Regietätigkeit der öffentlichen Hand. 
Nach Auswertung des Materials wird sie prüfen, 
welche Konsequenzen für Regietätigkeiten beim 
Bund zu ziehen sind. Dabei muß ausschließlich vom 
Gesichtspunkt der Zweckmäßigkeit und Wirtschaft-
lichkeit ausgegangen werden. Falls unwirtschaft-
liche Fälle festgestellt werden, ist einer wett-
bewerbsorientierten Vergabe öffentlicher Aufträge 
an die Wirtschaft, insbesondere auch an das mittel-
ständische Gewerbe, der Vorzug zu geben. Jedoch 
sind Regiebetriebe dann notwendig oder zumindest 
zweckmäßig, wenn es sich um Arbeiten handelt, die 
z. B. nach Art und Umfang oder aus versorgungs- 
und sicherheitspolitischen Gründen nicht an private 
Unternehmen vergeben werden können. 

Sobald die Bundesregierung übersieht, welche 
Konsequenzen auf Bundesebene zu ziehen sind, wird 
sie an die Länder mit der Bitte um entsprechende 
Aktivitäten in ihrem Bereich herantreten. 

Was die Prüfung von Regietätigkeiten durch 
Rechnungshöfe und Rechnungsprüfungsämter anbe-
langt, kann die Bundesregierung in den Organisa-
tions- und Zuständigkeitsbereich der Länder nicht 
eingreifen. 

Anlage 3 
Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schlecht auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Wohlrabe (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4161 Fragen A 48 und 49) : 

Treffen Meldungen zu, nach denen die DDR die Einbeziehung 
West-Berlins in ein Ost-West-Stromverbundsystem endgültig ab-
lehnt, weil sie aus wirtschaftlichen Gründen den für West-
Berlin bestimmten Strom selbst liefern will? 

Auf welche Weise gedenkt die Bundesregierung, die lang-
fristige Stromversorgung Berlins zu sichern, falls Ost-Berlin auf 
seinem Standpunkt beharrt? 

Zu Frage A 48: 

Die Bundesregierung ist über das Stromlieferpro-
jekt im Gespräch mit der Regierung der UdSSR. Die 
Sowjetunion hat es übernommen, die Frage der 
Trassenführung für die Stromleitung u. a. mit der 
DDR zu klären; eine Antwort steht noch aus. Der 
Bundesregierung ist nicht bekannt, daß die DDR 
die Einbeziehung West-Berlins in dieses Projekt ab-
lehnt. Auch die kommerziellen Verhandlungen lau-
fen weiter. Die betreffenden deutschen Unterneh-
men sind sowjetischerseits gebeten worden, ihre 
Angebote zu aktualisieren. Dies geschieht derzeit. 

Zu Frage A 49: 

Wie zur vorigen Frage geantwortet, sollte nicht 
von einem Scheitern des Projektes ausgegangen 
werden. 

Zu der Frage ist im übrigen zu bemerken, daß die 
BEWAG als das verantwortliche EVU die Strom-
versorgung Berlins bisher voll gewährleistet hat. 
Bei ihren weiteren Planungen geht sie von dem 
künftig erwarteten Stromabsatz aus, der durch die 
Bevölkerungsentwicklung und das weitere wirt-
schaftliche Wachstum wesentlich bestimmt wird. Die 

BEWAG wird dabei alle in Betracht kommenden 
Versorgungsalternativen in die Überlegungen ein-
beziehen und damit sicherstellen, daß die Versor-
gung Berlins mit Elektrizität auch künftig in jedem 
Falle gewährleistet wird. 

Es ist sichergestellt, daß die Versorgungspolitik 
der BEWAG im Einvernehmen mit dem Senat und 
in den entscheidenden Fragen auch in Abstimmung 
mit der Bundesregierung erfolgt. 

Anlage 4 
Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schlecht auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Egert (SPD) (Druck-
sache 7/4161 Fragen A 50 und 51) : 

Hat die Bundesregierung gerade angesichts der lebhaften öf-
fentlidien Diskussion über die Kostensteigerungen im Gesund-
heitswesen die Absicht, die im Auftrag des Bundeswirtschafts-
ministeriums erstellte Studie des Instituts für Weltwirtschaft an 
der Universität Kiel über die pharmazeutische Industrie in der 
Bundesrepublik Deutschland zu publizieren? 

Teilt die Bundesregierung die nach Darstellung des Presse-
dienstes „Bonn im Spiegel" (Nr. 16 vom 30. September 1975) in 
der Studie enthaltene Ansicht, daß die Arzneimittelpreise in der 
Bundesrepublik Deutschland um 20 Prozent — verteilt je zur 
Hälfte auf Hersteller und Handel — gesenkt werden könnten, 
ohne daß dadurch die Gewinne in einem solchen Maß beeinträch-
tigt würden, daß dies wiederum Auswirkungen auf die Inno-
vationshäufigkeit hätte? 

Zu Frage A 50: 

Dazu möchte ich kurz eine generelle Bemerkung 
voranstellen: 

Das BMWi veröffentlicht von ihm in Auftrag ge-
gebene Untersuchungen wirtschaftswissenschaftlicher 
Forschungsinstitute nicht selbst. Es gibt den Institu-
ten die Studien zur Veröffentlichung unverzüglich 
frei, sobald geprüft wurde, ob ein erteilter Auftrag 
der Themenstellung nach erfüllt ist. Dies geschieht 
selbstverständlich auch im vorliegenden Fall. Das 
Kieler Institut hat dem BMWi Mitte Juli 1975 einen 
vorläufigen Bericht vorgelegt. 

Inzwischen wurden dem Institut vom BMWi einige 
die Sachdarstellung betreffenden Bemerkungen mit-
geteilt, mit der Bitte um Prüfung, ob diese Punkte 
bei der Schlußredaktion des Abschlußberichtes noch 
berücksichtigt werden können. 

Aus der Sicht des BMWi steht einer raschen Frei-
gabe nichts im Wege. Hierüber ist das Kieler Institut 
auch informiert. Vermutungen, daß das Gutachten 
zurückgehalten wird, treffen nicht zu. 

Zu Frage A 51: 

In dem Gutachten wird eine derartige Aussage 
nicht als Feststellung getroffen. Es handelt sich viel-
mehr um eine — vom Kieler Institut auch als solche 
bezeichnete — „Modellrechnung", die unter eine 
ganze Reihe von sachlichen und politischen Voraus-
setzungen gestellt ist. Die Bundesregierung wird 
diese nach Vorlage des endgültigen Berichts in Zu-
sammenarbeit aller beteiligten Bundesressorts ge-
nau prüfen. Dabei wird es sehr wesentlich darauf 
ankommen, wie die Realisierbarkeit der verschiede-
nen Prämissen, zu denen u. a. auch eine spürbare 
Beteiligung der Verbraucher an den Kosten für 
Arzneimittel und ärztliche Leistungen gehört, ein-
geschätzt werden müssen. 

Aufgrund der vielfältigen Untersuchungen im Zu-
sammenhang mit den inzwischen vom Bundes- 
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kabinett beschlossenen Eckwerten halte ich aller-
dings die für eine eventuelle Preissenkung genannte 
Größenordnung von 20 % nicht für realistisch. 

Anlage 5 
Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schlecht auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Sund (SPD) (Drucksache 
7/4161 Frage A 52 und 53) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Hersteller-
abgabepreise für Arzneimittel in der Bundesrepublik Deutsch-
land die Preise in allen Ländern übertreffen — eine Ansicht, wie 
sie in einer im Auftrag des Bundeswirtschaftsministeriums erstell-
ten Untersuchung des Instituts für Weltwirtschaft an der Univer-
sität Kiel vertreten wird? 

Hält die Bundesregierung die in derselben Untersuchung als 
Ergebnis internationaler Vergleiche enthaltene Feststellung für 
zutreffend, daß die Bundesrepublik Deutschland auch bei den 
Apothekenverkaufspreisen an der Spitze stehe, weil der Anteil 
von Groß- und Einzelhandel vergleichsweise hoch sei? 

Die Bundesregierung hat noch keine abschließen-
de Meinung zu dem vorläufigen Untersuchungser-
gebnis des Instituts für Weltwirtschaft zu diesem 
Fragenkreis. Soviel schon jetzt: Das Kieler Institut 
zieht seine vorläufigen Schlußfolgerungen aus einem 
Preisvergleich für Arzneimittel in der Bundesrepu-
blik, der Schweiz, Frankreich, Italien und Großbri-
tannien. Es stellt ausdrücklich fest, daß internatio-
nale Preisvergleiche für Arzneimittel problematisch 
und die zur Verfügung stehenden Unterlagen un-
vollständig sind und im Einzelfall angreifbar sein 
mögen. In der Tat müssen internationale Preisver-
gleiche — wie sich auch bei früheren vergleichen-
den Untersuchungen gezeigt hat — ein Vielzahl von 
Komponenten berücksichtigen. 

Lassen Sie mich dazu nur einige aufzählen: 

— Es ist schwierig, wirklich identische Arzneimittel 
zu finden, die zudem für den entsprechenden In-
dikationsbereich in den untersuchten Ländern 
repräsentativ sind. 

— Die Steuerbelastung ist unterschiedlich. 

— Produktionskosten und Kaufkraft differieren. 

— Die Staaten nehmen auf die Preisbildung mehr 
oder weniger stark Einfluß. 

— Die Preisdifferenzen werden maßgeblich und 
u. U. kurzfristig durch Schwankungen der Wech-
selkurse beeinflußt. Z. B. zu diesem Punkt hat 
das Ministerium um ergänzende Konkretisierung 
im endgültigen Bericht gebeten. 

Anlage 6 
Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schlecht auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Glombig (SPD) (Druck-
sache 7/4161 Fragen A 54 und 55) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die in der im Auftrag des 
Bundeswirtschaftsministeriums erstellten Untersuchung des Insti-
tuts für Weltwirtschaft an der Universität Kiel vertretene Mei-
nung, daß es den Pharmaproduzenten in der Bundesrepublik 
Deutschland möglich sein würde, die durch etwaige Preisrück-
gänge verursachten Einbußen durch Rationalisierung im Bereich 
der Forschung und Entwicklung sowie der- Absatzförderung aus-
zugleichen? 

Hält es die Bundesregierung für geboten, gemäß einer Empfeh-
lung des Kieler Instituts in derselben Untersuchung die Laufzeit 
von Arzneimittelpatenten zu verkürzen, damit die innovatori-
schen Aktivitäten der Pharmaindustrie nicht mehr für die Suche 
nach trivialen Neuerungen und für das Unterlaufen bestehender 
Patente eingesetzt würden? 

Zu Frage A 54: 

Forschung und Entwicklung spielen in der Arznei-
mittelherstellung eine zentrale Rolle. Aber natür-
lich schließt dies nicht aus, daß auch in diesem Be-
reich im Einzelfall Kosten preiswirksam eingespart 
werden können. Angesichts der von Unternehmen 
zu Unternehmen unterschiedlichen Kostenstrukturen 
halte ich generalisierende Aussagen allerdings nicht 
für möglich. 

Was die Ausgaben für Werbung und Information 
angeht, wird das Bundesministerium für Wirtschaft 
in Kürze mit den Arzneimittelherstellern über eine 
deutliche Beschränkung sprechen; denn vor allem 
hier sind nach Auffassung der Bundesregierung er-
kennbare Kostensenkungsspielräume gegeben. 

Zu Frage A 55: 

Gewisse Zusammenhänge in dieser Hinsicht sind 
sicher nicht zu bestreiten. Aber: Dem Deutschen 
Bundestag liegen mit der Drucksache 7/3712 drei 
internationale Patentübereinkommen, darunter das 
europäische Patentübereinkommen vom 5. Oktober 
1973, sowie ein Entwurf zur entsprechenden Anpas-
sung des deutschen Patentrechts zur Beschlußfassung 
vor. Danach ist eine einheitliche Laufzeit der euro-
päischen und nationalen Patente von 20 Jahren vor-
gesehen. Diese drei Übereinkommen und die An-
passung des deutschen Patentrechts sollen die 
Schwierigkeiten eines bisher territorial auf den ein-
zelnen Staat beschränkten und unterschiedlichen 
Patentrechts beseitigen. Die Empfehlung des Kieler 
Instituts muß in diesem integrationspolitischen Zu-
sammenhang gesehen werden. 

Anlage 7 
Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schlecht auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Tietjen (SPD) (Drucksache 
7/4161 Frage A 56) : 

Wie erklärt die Bundesregierung die Nichtberücksichtigung 
von Kinder- und Jugendheimen bei der Bezuschussung aus dem 
Konjunkturprogramm zur Stärkung von Bau- und anderen Inve-
stitionen, oder teilt sie meine Auffassung, daß diese Maßnah-
men unter die Begriffsbestimmung „Stätten der Jugendarbeit" 
einzuordnen sind? 

Jugendheime und Kinderheime können in die 
Förderung im Rahmen des kommunalen Infrastruk-
turprogramms 1975 dann einbezogen werden, wenn 
das Schwergewicht der Tätigkeit in der Jugendhilfe 
liegt. Die Grundlage ist im § 5 Jugendwohlfahrts-
gesetz verankert. Die für die Jugendhilfe zustän-
digen Länderbehörden müssen in jedem Einzelfall 
prüfen, ob die Voraussetzungen vorliegen. Jugend-
wohnheime, die lediglich der Unterbringung dienen, 
können nicht in das Programm einbezogen werden. 

Anlage 8 
Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schlecht auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Sperling (SPD) (Drucksache 
7/4161 Frage A 57) : 

Ist die Bundesregierung in der Lage, die Mittel aus verschie-
denen Haushalten (Bundeswirtschaftsministerium, Bundesmini-
sterium für Forschung und Technologie, Bundesverteidigungs-
ministerium) für Luftfahrttechnik und -forschung, Flugzeugferti-
gung und -bau, Vermarktung und das Warten von Bundeswehr-
flugzeugen so gezielt und gesteuert einzusetzen, daß in den von 
diesen Maßnahmen betroffenen Regionen (München, Hamburg, 
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Bremen) keine zusätzliche Belastung der öffentlichen Kassen 
durch zusätzliche Ausgaben für die Arbeitslosenunterstützung 
von Beschäftigten des Luftfahrtbereichs eintritt? 

Die Koordinierung zwischen den Ressorts hat in 
der Vergangenheit dazu beigetragen, Beschäfti-
gungseinbrüche in der Luft- und Raumfahrtindustrie 
zu verhindern. U. a. haben die durch staatliche Hil-
fen ermöglichten zivilen Programme Airbus, VFW 
614 und Bo 105 stärkere Auslastungsschwankungen 
im wehrtechnischen Bereich teilweise ausgleichen 
können. 

Die Bundesregierung hat allerdings im Basispro-
gramm für die deutsche Luft- und Raumfahrtindu-
strie 1974-1978 (BT-Drucksache 7/2986) bereits dar-
auf hingewiesen, daß die Unternehmen wegen Be-
endigung verschiedener Entwicklungsprogramme 
und eines rückläufigen Bedarfs an militärischen Be-
treuungsleistungen ihre Kapazitäten straffen müs-
sen. 

Der vom Kabinett eingesetzte Koordinator für die 
deutsche Luft- und Raumfahrt wird in Zusammen-
arbeit mit den beteiligten Ressorts bei der Erarbei-
tung aktualisierter strukturpolitischer Leitlinien und 
durch laufende Abstimmung konkreter Aufträge 
und Förderungsmaßnahmen anstreben, den Rahmen 
für Anpassungsmaßnahmen der Firmen so zu setzen, 
daß Härten für die Beschäftigten möglichst vermie-
den werden. Die Möglichkeiten des Bundes reichen 
naturgemäß nicht aus, um die letztlich auch hier 
von der Nachfrage abhängige Beschäftigung stets 
auf gleichem Stand zu halten. 

Anlage 9 
Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schlecht auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Stücklen (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4161 Frage A 58) : 

Welche Auffassung vertritt die Bundesregierung zu dem ihr 
vom Zentralverband des Deutschen Handwerks gemachten Vor-
schlag, ein Gutachten zur Ermittlung der entbehrlichen und un-
wirtschaftlichen Regietätigkeiten der öffentlichen Hand erstellen 
und das Ergebnis dem Deutschen Bundestag vorlegen zu lassen? 

Die Bundesregierung hat der Problematik der Re-
gietätigkeiten der öffentlichen Hand bereits seit je-
her im Rahmen ihrer Haushaltsplanung besondere 
Aufmerksamkeit zugewendet. Der Zentralverband 
des Deutschen Handwerks hat das Thema in seinem 
Schreiben vom 23. September 1975 an den Herrn 
Bundeskanzler, die Bundesminister für Wirtschaft 
und der Finanzen sowie die Bundestagsfraktionen 
erneut aufgegriffen. In einem Gespräch des Herrn 
Bundeskanzlers mit dem Präsidenten des Zentral-
verbandes des Deutschen Handwerks, an dem ich 
beteiligt war, sind die damit zusammenhängenden 
Fragen eingehend erörtert worden. Dabei wurde 
Einigkeit darüber erzielt, daß die Erstellung eines 
Gutachtens nicht der geeignete Weg ist, das Pro-
blem anzugehen. Der Herr Bundeskanzler hat den 
Zentralverband des Deutschen Handwerks gebeten, 
der Bundesregierung konkrete Beispiele von Regie-
tätigkeiten von Bundesbehörden zu nennen, die das 
Handwerk für unwirtschaftlich und damit für ent-
behrlich hält. 

Die Bundesregierung sammelt darüber hinaus ge-
genwärtig die verfügbaren Daten über Umfang und 
Kosten der Regietätigkeit der öffentlichen Hand. 
Nach Auswertung des Materials wird sie prüfen,  

welche Konsequenzen für Regietätigkeiten beim 
Bund zu ziehen sind. Dabei muß ausschließlich vom 
Gesichtspunkt der Zweckmäßigkeit und Wirtschaft-
lichkeit ausgegangen werden. Falls unwirtschaft-
liche Fälle festgestellt werden, ist einer wettbe-
werbsorientierten Vergabe öffentlicher Aufträge an 
die Wirtschaft, insbesondere auch an das mittel-
ständische Gewerbe, der Vorzug zu geben. Jedoch 
sind Regiebetriebe dann notwendig oder zumindest 
zweckmäßig, wenn es sich um Arbeiten handelt, die 
z. B. nach Art und Umfang oder aus versorgungs-
und sicherheitspolitischen Gründen nicht an private 
Unternehmen vergeben werden können. 

Sobald die Bundesregierung übersieht, welche 
Konsequenzen auf Bundesebene zu ziehen sind, 
wird sie an die Länder mit der Bitte um entspre-
chende Aktivitäten in ihrem Bereich herantreten. 

Was die Prüfung von Regietätigkeiten durch Rech-
nungshöfe und Rechnungsprüfungsämter anbelangt, 
kann die Bundesregierung in den Organisations- und 
Zuständigkeitsbereich der Länder nicht eingreifen. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Ey (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4161 Frage B 59) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die gegenwärtig gültige 
Wasserverbandsverordnung eine Reihe von Bestimmungen ent-
hält, die nach heutigem Demokratieverständnis und nach der 
heutigen allgemeinen Lage überholungsbedürftig sind? 

Es ist richtig, daß die Erste Wasserverbandsver-
ordnung (WVV) vom 3. September 1937 als frühere 
reichsrechtliche Vorschrift einige Bestimmungen ent-
hält, die dem heutigen Demokratieverständnis wi-
dersprechen. Die Wasserverbandsverordnung ist ge-
mäß Artikel 125 Abs. 1 GG in Verbindung mit Ar-
tikel 123 Abs. 1 GG Bundesrecht geworden. Die dem 
Grundgesetz widersprechenden Vorschriften gelten 
allerdings nach Artikel 123 Abs. 1 GG nicht fort. 

Hinsichtlich einer gesetzgeberischen Neuordnung 
des Wasserverbandsrechts ist anzumerken, daß über 
eine Gesetzgebungskompetenz des Bundes unter-
schiedliche Auffassungen bestehen. In verschiede-
nen Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts 
ist die Kompetenz des Bundes auf Grund des Arti-
kels 74 Nrn. 11, 17 und 18 GG anerkannt worden. 
Hingegen haben die Länder erklärt, daß sie ein 
neues Wasserverbandsgesetz als Vollgesetz nach-
drücklich ablehnen würden. Andererseits könnte 
eine Neuregelung in der Form eines Rahmengeset-
zes eine Gefahr für die bestehende Einheitlichkeit 
des Wasserverbandsrechts bedeuten. Die bisher rei-
bungslose Zusammenarbeit der Länder, vor allem 
die Bildung von Wasser- und Bodenverbänden über 
die Ländergrenzen hinaus, würde erschwert. 

Eine Neuregelung des Wasserverbandsrechtes 
wäre an sich wünschenswert. Mit Rücksicht darauf, 
daß die Anwendung des bisherigen Rechts sich ohne 
die nicht mehr passenden Vorschriften eingespielt 
hat und — wie die laufende Rechtsprechung beweist 
— keine Schwierigkeiten verursacht, wird zur Zeit 
eine zwingende Notwendigkeit zu einer Neurege-
lung nicht gesehen. Dieser Meinung sind auch die 
Länder. 
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